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Vorrede. 



Im Jahre 1868 habe ich eine Abhandlung: ,,Das Cultm- 
ideal und der Erleg'' veröffentlicht , ursprünglich im Programm 
der hiesigen Louisenstädtischen Eealschule. Der Erfolg hat mich 
belehrt, dass die Yeröffentlichung am unrechten Orte geschehen 
ist, und vielleicht begründet es gerechten Tadel, dass ich den 
Erfolg nicht voraussah, tm übrigen hat mich weiteres Nachden- 
ken in den dort ausgesprochenen Ueberzeugungen nur tiefer be- 
festigt. Der allgemeine und gehässige Widerspruch, der mir be- 
gegnete, hat mich um so schmerzlicher überrascht, als ich mich 
mit den edelsten Denkern besonders der deutschen Nation in we- 
senüioher Uebereinstimmung wusste. 

Die vorliegende Abhandlung bringt eine Ergänzung des am 
genannten Orte Vorgetragenen, theils die Voraussetzungen si- 
cherer begründend, theils die Consequenzen nach verschiedenen 
Richtungen hin weiterführend. Meine Absicht ist auf wissen- 
schaftliche Strenge der Begriffe gerichtet; nicht sowohl um den 
Satz selber handelt es sich, als um die Ableitung und Begrün- 
dung. Findet man, dass ich Falsches lehre, so bitte ich um 
sachliche Widerlegung. Die grossen Zeiten, die wir eben durch- 
lebt haben, — Grösseres hat die Geschichte der Menschheit nicht 
aufzuweisen weder dem Erfolge, noch der Gesinnung der Men- 
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sehen nach, — zwingen zum IN'aehdenken über das, -was in der 
geschichtlichen Entwicklung der Völker und Staaten das Ver- 
nünftige und Gerechte ist. Ich halte es für ein Verdienst, 
die Discussion anzuregen , wenn es nur in würdiger und wohl 
vorbereiteter Weise geschieht. Deshalb würde ich auch neue 
Anfeindungen im Bewusstsein einer erfüllten Pflicht geduldig 
tragen. Eine richtige Auffassung der zwischen Staaten obwal- 
tenden Beziehungen findet sich wohl hier und da ausgesprochen, 
aber kaum irgendwo in umfassenderer wissenschaftlicher Begrün- 
dung. Dass das Phantasma und Hirngespinst auf diesem Ge- 
biete- auch in Deutschland als das Selbstverständliche, die Wahr- 
heit als das Paradoxe und gar als das Unsittliche erscheint, da- 
von habe ich reichliche Gelegenheit gehabt mich zu überzeugen. 
Diese unter der Masse verbreiteten Vorstellungen über die Na- 
tur der internationalen Verhältnisse sind eines der gefährlichsten 
XJebel der Zeit. So viele, die das grosse Wort in den politischen 
Debatten führen und die urtheilslose Menge hinter sich herzie- 
hen, sind von eigentlichen Wahnvorstellungen beherrscht, die 
auf die Beurtheilung und Gestaltung der öffentlichen Angelegen- 
heiten den schlimmsten Einfluss üben. Das Unheil der stehen- 
den Heere , die Nothwendigkeit ihrer Abschaffung und Vermin- 
derung, die Sicherheit des ewigen Friedens, wenn nur erst die 
Völker ihre Angelegenheiten in die eigene Hand genommen ha- 
ben werden: das alles hat das Ansehen eines Gemeinplatzes. Die 
Völker gelten als verbrüdert, der Krieg als ein Verbrechen der 
Könige. Wenn von Staatsverträgen die Bede ist, so denkt man 
am nächsten an solche Verträge , wie man sie selbst schon auf 
dem Stadtgerichte eingeklagt hat, und beim Kriege stellt man 
sich etwa zwei Gafitwirthe vor, die sich gegenseitig Concurrenz 
machen und ihre Streitigkeiten durch eine Prügelei zwischen 
ihren Hausknechten austragen lassen. Gewiss haben die Irrthü- 
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mer grosser Männer, Kant's z. B. , solchen Vorstellungen Vor- 
schub geleistet; aber zu verwundern bleibt es, dass die gründ- 
lichere Durchbildung der Begriffe, die das Werk der deutschen 
Wissenschaft ist, nicht vermocht hat, weitere Ereise aufzu- 
klären. 

Die Heranziehung der Massen zu politischer Thätigkeit^ 
welche die Signatur des modernen staatlichen Lebens ist, bringt 
bei allen den Völkern , bei denen das Staatsbewusstsein nicht 
durch historische Erziehung einen gewissen Grad von instincti- 
ver Sicherheit erlangt hat, die dringende Gefahr mit sich, dass 
das Staatsleben durch die gesellschaftlichen Interessen überwu- 
chert und damit das unentbehrliche Fundament alles sittlichen 
Gemeinlebens untergraben wird. Nirgends wohl hat die Zucht- 
losigkeit einen so hohen Grad erlangt, wie in dem unglückse- 
ligen Frankreich; dort haben wir in einer entsetzlichen Kata- 
strophe alle die tbierische Wildheit ausbrechen sehen, bis zu 
welcher die Masse in einem hochgebildeten Volke sinken kann, 
wenn die staatliche Autorität in ihrem Grunde erschüttert ist. 
Aber die Lehre und Warnung gilt allen Völkern. Die gleichen 
Kräfte der Zerstörung sind überall vorhanden ; sie schlummern, so 
lange der Staat stark ist; aber sie können plötzlich und fürchterlich 
hervorbrechen, sobald die Festigkeit der Organisation nachlässt. 
Durch Bildung und Aufklärung des Verstandes wird nicht voll- 
kommen genügendes geleistet ; die widerstaatlichen , * kosmopo- 
litischen, socialen Irrthümer verlocken gar leicht den mittelmäs- 
sigen Verstand unter dem glänzenden Scheine von hochtönenden 
Worten und verführerischen Verheissungen. Die Erziehung muss 
helfend dazukommen; diese aber beruht auf Zwang und Gewöh- 
nung. 

Vor anderen Völkern ist unser deutsches Volk — wir dür- 
fen es ohne Euhmredigkeit sagen — noch in seinem Kerne ge- 
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Bund. Aber diese Gesundheit ist nicht unerschütterlich; sie 
will gepflegt und geschützt werden. Wir stehen jetzt in den 
sonnigen Tagen des Euhmes,' des Glanzes und der Wohlfahrt, 
an unserer Spitze Männer yon wahrhaft historischer Grösse und 
unangefochtener, unbestreitbarer Autorität, in der schöpfe- 
rischen Periode der Werdelust, wo hohe Genialität berufen ist, 
die wesentlichen Grundlagen eines eigenartigen Staatslebens auf- 
zubauen. Es werden andere Tage kommen. Tage der Enttäu- 
schung, der Yerdriesslichkeit, des tiefgehenden Zwiespalts der 
Meinungen; an die Stelle des Genies wird die Boutine, an. die 
Stelle der Begeisterung die Nüchternheit treten. Grade für sol- 
che Zeiten muss sich das Gefüge eines Staates als stark g^nug 
erweisen. Es gilt vor allem die Autorität zu sichern, die yor- 
handenen grossen Organisationen in Verwaltung, Wehryerfas- 
sung, Gemeinde, Kirche, Schule zu kräftigen und in bewähr- 
tem Geiste fortzubilden, das Bechte, Zweckmässige und Unent- 
behrliche zu lebendiger Sitte werden zu lassen. Unendlich frucht- 
bar für die Praxis des Lebens und die Bildung der Gesinnung 
hat sich die deutsche Wissenschaft erwiesen; ihr haben wir es 
doch zum grossen Theile zu danken , dass das politische Urtheil 
der Gebildeten bei uns so viel reifer und gründlicher ist als bei 
den romanischen Völkern und selbst bei Engländern und Ame- 
rikanern, und dass die Truggebilde verworrener Vorstellungen 
mehr und mehr einem lebendigen Staatsbewusstsein weichen. 
Was das deutsche Leben der historischen Bechtsschule , einem 
Eichhorn und Savigny zu danken hat, ist allgemein anerkannt. 
Zu demselben Ziele hat die deutsche Philosophie gewirkt; nur die 
Unwissenheit oder der Unverstand kann vergessen, dass die ge- 
läu%en Begriffe, mit denen wir in der Staatswissenschaft ope- 
rieren, auf Hegel als ihren Urheber zurückgehen. Biit der un- 
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vergleichliche und auf jedem Gebiete wahrhaft schöpferische Den- 
ker über das Ziel hinausgeschossen, so war auch dies eine Wohl- 
that gegenüber den naturrechtlichen Verkehrtheiten und der Oon- 
fosion der Prindpien , die die französische Eeyolution mit dem 
dieser IN'ation eigenthümlichen fanatischen Ungestüm über die 
"Welt verbreitet hatte. Auf solchen Grundlagen rohen die Lei- 
stungen der Jhering, Gbeist, Stein; dass man das Walten dieses 
Geistes in den folgenden Blättern spür9, ist unser Wunsch. 

Die der vorliegenden Abhandlung zu Grunde liegenden Be- 
griffe von Staat und Eecht habe ich in Bergmannes Philosophi- 
schen Monatsheften Bd. VI. S. 1—63 und 105 — 171 entwickelt 
Eine Erörterung des Begriffes der moralischen Person habe ich 
im Anhange der gegenwärtigen Schrift S. 122 — 140 gegeben. 
Zu umgehen war sie nicht, wenn das gegenseitige Verhaltniss 
der Staaten aus seinem eigenthümlichen Grunde sollte begriffen 
werden; in diesem Umfange aber schien sie den Zusammenhang 
des Textes zu stören. Möchte sie in den Augen der Juristen 
Gnade finden ! Insbesondere wünschte ich, dass Einzelnes exac- 
ter erscheine als bei L, Stein y Verwaltungslehre. I, 2. 2. Auff. 
Stuttgart 1869. S. 88—52. Eine Darstellung der Natur von 
Föderationen S. 186 — 190 habe ich auf das knappste Maass be- 
schränkt, um den Umfang der Abhandlung nicht weiter anschwel- 
len zu lassen. Die Mittheilung von Stellen besonders aus deutschen 
Schriftstellern, die in wissenschafüichem Zusammenhang über 
den Gegenstand gehandelt haben, — Stellen aus fremden Sprachen 
habe ich übersetzen zu sollen geglaubt, — wird hoffentlich 
manchem Leser erwünscht sein. Die Absicht war, die haupt- 
sächlichsten Gegensätze der Ansichten sich in kiprzen Auszügen 
darstellen zu lassen. Die Ansichten der älteren Schriftsteller 
aus dem 17. und 18. Jahrhundert schienen mir veraltet und sie 
heranzuziehen ohne rechten Nutzen. 
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Arbeiten von grösserem Athem zu vollenden, ist mir nicht 
vergönnt. Möchte der vorliegende Beitrag zur wissenschaftlichen 
Behandlung eines sich der allgemeinen Erwägung aufdrängenden 
Problems eine wohlwollende und sachliche Beurtheilung finden ! 

Berlin, den 18. Juni 1871. 

Lasson. 
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Gewiss ist es einUebel, krank sein; aber eine Erschwerung 
des Hebels ist es, in die Hände des Quacksalbers zu fedlen. Die 
Krankheit mag in dem Laufe natürlicher Entwicklung liegen, 
und die Natur mag aus eigner innerer Kraft des Organismus die 
Heilung bewirken. Der künstliche Eingriff aber, der auf Wahn- 
vorstellungen beruht, vermag die Krankheit nur zu verstärken, 
die natürlichen Kräfte von der Heilung abzulenken und selbst 
durch widersinnige prophylaktische Maassregeln die Krankheit 
geradezu zu erregen. Wo Krankheit ist, da soll man nach Hei- 
lung streben; aber man soll auch sorgen, dass die Mittel dem 
Zwecke entsprechen, und dazu muss man vor Allem die Natur 
der Krankheit, die Anlage des Organismus und die Naturgesetze 
^erkennen, damit man nicht durch ungeschickte Eingriffe das 
TJebel ärger mache. Ungeschickte Aerzte oder Quacksalber, de- 
ren Kunst in Irrthum und Aberglauben wurzelt , sind überall zu 
fürchten , nirgends aber mehr, als wo es sich um das Heil nicht 
bloss von Einzelnen, sondern von Völkern und Staaten handelt. 

Auf allen Gebieten des Lebens nach dem Besseren zu stre- 
ben ist Aufgabe und Bestimmung des menschlichen Geschlechtes. 
Die wichtigste Bedingung aber, dass solches Streben nicht auf 
das Eruchtlose oder Yerkehrte gerichtet werde, ist die, dass das 
Vorhandene auch in seinen tiefsten Gründen verstanden werde. 
Was dem Unverständigen als das Bessere erscheint, erweist sich 
oft thatsächlich als das Ueblere, und die Kraft, die dem rechten 
Ziele zugelenkt in heilsamer Arbeit das für Viele Wünschens« 
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werthe erringen zu helfen vermöchte, wird durch den Irrthum 
über die Grundbedingungen des Daseins nicht selten auf Abwege 
geleitet, auf denen sie entweder an unlösbaren Problemen un- 
nütz sich abmüht, oder das geradezu Yerderbliche und Unheil- 
Tolle durch ihre Bethätigung herbeiführt in der Meinung, einem 
erkannten TJebel abzuhelfen. 

Niemanden darf es Wunder nehmen, dass in den gewaltigen 
kriegerischen Conflioten der Völker, — und wir erleben deren 
furchtbarere als irgend ein früheres Geschlecht — , sich das Ge- 
fühl eines noch nicht beseitigten Uebels aufdrängt, das fortwir- 
kend immer neue und grössere IJebel erzeugen muss, und dass 
edle und wohlwollende Gemüther über die Mittel nachgedacht 
haben, solchem Uebel zu steuern. Dass die Staaten statt der 
Liebe Selbstsucht üben, dass sie nicht in strengster Eorm eine 
rechtliche Verbindung unter sich eingehen wollen, das scheint 
der fortdauernde Anläse zu jenen furchtbaren Feindseligkeiten, 
die von Zeit zu Zeit wiederkehrend allen Gewinn jahrelanger 
Culturarbeit mit Vernichtung bedrohen und zu aller Zeit die Men- 
schen verschiedener Staaten zum !N^achdenken darüber zwingen, 
wie sie sich gegenseitig möglichst viel Böses zufügen können. 
Das Streben, hier Abhilfe und Besserung zu schaffen, ist gewiss 
ein löbliches; nur ist zu verlangen, dass dies Streben sich ver- 
ständige Ziele stecke und zweckentsprechende Mittel wähle, da- 
mit nicht die Absicht vorhandenes Uebel zu bessern oder zu be- 
seitigen neue grössere Uebel heraufbeschwöre. 

Wie viel besser wäre es nicht, wenn die Staaten, statt sich 
gegenseitig zu schaden, sich gegenseitig fördern wollten, wenn 
sie statt in eigner Sache mit dem Schwerte Eecht zu nehmen sich 
einem Gerichtsgange unterwürfen, der ihre Streitigkeiten in der 
Form Eechtens austrüge! So könnte der ewige Friede erblühen, 
der schönste Traum ^ den jemals weise Leute geträumt haben; 
es würde der Krieg nicht mehr die friedliche Arbeit unterbre- 
chen, die Menschen hinraffen oder verstümmeln, die Länder 
verwüsten, und alle die ungeheuren Capitalien und Kräfte, die 
der Vorbereitung zum Kriege geopfert werden, könnten für po- 
sitivere Zwecke achtbar gemacht werden. 
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Koch kürdich ist es von höchst beachtenswerther Seite als 
ein grosser Fortschritt gepriesen worden, dass Kant die Her- 
stellung des ewigen Friedens ab eine Aufgabe der praktischen 
Yemnnft, als eine moralische Pflicht der Menschen, zunächst 
der Staatslenker, hingestellt hat, und Tiele stimmen dem mit 
y oller Ueberzeugung bei. Wie aber, wenn sich bei sorgfältiger 
Erwägung erwiese, dass hier yon einem Erogreifen des mensch« 
liehen Willens gar nicht oder nur im allergeringsten Umfange die 
Bede sein kann? wenn sich erwiese, dass die gegenseitigen Be- 
ziehungen der Staaten auf dem Spiel von Kräften beruhen, deren 
Wirksamkeit von menschlicher Willensthätigkeit unabhängig sich 
vollzieht? Kann auch da noch eine Pflicht des Menschen gefun- 
den werden, wo sein Wille nichts vermag? Und kann es eine 
Aufgabe der praktischen Yemunft sein, das zu bessern, worauf 
ihr die Einwirkung versagt ist? Und andererseits, gesetzt» 
menschlicher Wille vermöchte diejenigeu Bedingungen des ge- 
selligen Lebens der Menschen herzustellen, die der ewige Friede 
voraussetzt : würde der ewige Friede auch dann noch eine Auf- 
gabe der praktischen Yemunft sein, wenn er zusammen mit seinen 
Bedingungen ein viel grösseres Uebel darstellte, als dasjemge ist, 
welches er beseitigen soll? Oder gar wie, wenn das Streben ihn 
herzustellen vielmehr ein unsittliches, weit wider die J^atur der 
Dinge, und ebenso unmöglich und widersinnig ist, wie etwa das 
Streben nach Beseitigung der Krankheit oder des physischen 
Todes? 

Die gewöhnlichen Menschen sind der Meinung, allen den 
Uebeln, die sich aus der Gemeiaschaft der Menschen ergeben, 
durch die Herstellung einer überall eingreifenden Eeohtsordnung 
begegnen zu können. Durch eine Eechtsordnung über den Staa- 
ten sollen auch die schmerzlichen und verderblichen Conflicte 
zwischen denselben vermieden werden. Eine immer gründlicher 
gesicherte Herrschaft des Bachtes im Innem des Staates bezeich- 
net den wesentlichsten Fortschritt des Staatslebens; warum sollte 
nicht ebenso auch der Fortschritt der gesammten Meoschheit zu 
immer menschenwürdigeren Zuständen dadurch bezdchnet wer- 
den, dass die einzelnen Staaten, die Glieder, in welche die Mensch- 

1* 
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heit zerfallt, zu einer rechtlich und sittlich geordneten Gemein- 
schaft zusammentreten? 

Es wird wenige Menschen geben, für die dieser Gedanke, 
dessen Urheber spanische Jesuiten sind, nicht etwas Bestechen- 
des hätte. Aber eine Untersuchung verdient jedenfalls erst die 
Vorfrage , ob bei diesem Gedanken nicht eine unerlaubte Erwei- 
terung des EechtsbegrifGes vorliegt. Dass in den Staaten selber 
das Eecht zur Herrschaft bestimmt ist, liegt im Begriffe des 
Staates selber ; ob aber auch ausserhalb des Staates und zwischen 
den Staaten eine Bechtsordnung möglich ist, ist nicht ebenso 
ausgemacht, und es würde leicht fraglich erscheinen, ob auch 
Staaten Unterthanen einer Bechtsordnung zu sein vermögen und 
ob eine Bechtsordnung möglich ist, wo es keine Unterthanen 
giebt. Müsste man sich aber hier verneinend entscheiden, so 
wäre offenbar das Heil der Staaten und der dauernde Friede nicht 
von der Zunahme .des Bechtes, sondern geradezu von der Ab- 
nahme des täuschenden Scheines zu erwarten, der sich bisher 
als eine Bechtsordnung über den Staaten geberdet hat 

Dass über die Katur der Verhältnisse eines Staates zu sei- 
nes gleichen die rechte Yorstellung herrschend werde, ist ein 
dringendes Interesse nicht bloss der wissenschaftlichen Erkennt- 
niss , sondern vor allem auch des praktischen Staatslebens , ein 
um so dringenderes, je mehr bei zunehmender Entwicklung der 
Staaten zur Freiheit die herrschende Meinung an Einffuss auf 
die Gestaltung der Formen und der Thätigkeiten des öffentlichen 
Lebens gewinnt. Thatsächlich ist eben wegen seiner äusseren 
Verhältnisse der Staat im Zustande fortwährender und dringender 
Gefährdung. Wenn daher der Staat das Mittel zu irgend einem 
nur durch ihn und in ihm zu erreichenden Guten ist, so wird es 
immer die erste Sorge derer, die nach dem Guten streben, sein 
müssen, den Staat als die unerlässliche Bedingung für das Gute 
in seinem Bestände zu sichern und keines von den Mitteln zu 
vernachlässigen, durch die allein er sich in der Fluth der von 
allen Seiten gegen ihn herandrängenden Gefahren erhalten und 
behaupten kann. 

Dass diese im Begriffe des Staates mitgesetzten äusseren 
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Verhältnisse zu anderen Staaten ron einer Mehrzahl der Men- 
schen ihrer ganzen Bedeutung nach gewürdigt und dass die Na- 
tur derselben überall richtig aufgefasst würde, lässt sich nicht 
behaupten. Fragt man die gewöhnliche Meinung, so findet man 
für die !N^oth des Staates und für die Angst desselben um seine 
blosse äussere Existenz durchaus kein genügendes Verständniss. 
Die Menschen sind geneigt, an den Staat alle möglichen An- 
forderungen zu st^en. Weil er doch so Vieles schon betreibt, 
was zu seiner Selbsterhaltung gehört und was dem Interesse sei- 
ner Bürger dient, warum soll er nicht so vieles andere auch noch 
besorgen? Seine Macht erscheint unermesslich, seine Hilfsmit- 
tel unerschöpflich; dass beides doch auch seine Grenzen habe, 
vor allem dass er nichts hat, als was ihm geleistet wird, das zu 
begreifen wird den meisten sehr schwer. Je bequemer die Men- 
schen sind, desto mehr möchten sie Verpflichtungen und nütz- 
liche Thätigkeiten von sich ablehnen und dem Staate auf seinen 
breiten Eücken legen, wahrend doch zugleich jedermann be- 
müht ist, das Maass yon Thätigkeiten und Leistungen, mit de- 
nen er dem Staate zu Hilfe zu kommen hat, so knapp als mög- 
lich zu bemessen. Was nur irgend nützlich und heilsam ist, das 
soll der Staat beschaffen. Er soll für das Wohl aller seiner An- 
gehörigen sorgen, soU Ackerbau und Industrie, Handel und 
Verkehr, nicht bloss schützen, sondern hegen und pflegen; alle 
Interessen der Kirche und der sittlichen Erziehung, der Kunst 
und Wissenschaft werden ihm aufgepackt. Und nachher yer- 
wundert man sich, dass der Staat auf Gesandtschaften und diplo- 
matische Vertretung seiner Interessen, auf die Ausbildung und 
Erhaltung seiner Kriegsmacht zu Angriff und Abwehr einen so 
grossen Theil seiner Mittel und seiner Thätigkeiten verwendet, 
dass ihm zu anderem kaum überhaupt noch Kräfte und Mittel 
übrig bleiben. Bas ist die Stimmung der wissenschaftlich nicht 
Beflectierenden dem Staate gegenüber. In der Mehrzahl der wis- 
senschaftlichen Lehrbücher aber, die vom Wesen des Staates 
handeln , pflegt, nachdem alles andere sattsam behandelt wor- 
den ist, hinterdrein auch noch die Bemerkung nachzuhinken, 
dass der Staat leider doch auch seine Verhältnisse zu anderen 
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Staaten am ordnen nnd gewisse Mittel der Abwehr gegen diesel- 
ben Torznbereiten habe, was freilich eigentlich rom Uebel sei 
nnd mit der fortschreitenden Entwicklung der Menschen mehr 
nnd mehr nberflüssig werden müsse. 

Wie anders liegen doch die Dinge in wirklicher Erfahrong! 
"Wir mögen blicken wohin wir wollen , anf einen beliebigen 
Staat in Vergangenheit nnd Gegenwart, wir werden überall das^ 
selbe Sohanspiel haben: kein Staat, der nicht in jedem Augen- 
blick mit der Noth der Existenz zu ringen hätte, jeder ewig 
nnd anf allen Funkten bedroht, gezwungen alle Eraft zusam- 
menzunehmen, um sich über dem Wasser zu erhalten; wo er 
aber in sträflichem Leichtsinn diese erste aller Pflichten yer- 
säumt hat, dem Untergangs zugeneigt, und falls eine letzte 
äuBserste Anstrengung ihm nicht mehr möglich ist oder erfolglos 
bleibt, Yon den Wellen verschlungen, die dann zugleich über 
dem gesammten Volke und allen seinen Heiligthümem und äus- 
sern Gütern zusammenschlagen. Ob unter Völkern niedrige- 
rer oder höchster Cultur, — wir finden überall, und bei den 
edelsten Völkerstämmen grade am meisten, zwischen Volk und 
Volk, zwischen Staat und Staat die tiefsten Gegensätze und in 
f'olge derselben ein unausgesetztes Bingen, bald mit den Schlan- 
genwindungen der List und in den Formen fireundschaftlichen 
Verkehrs, bald mit den änssersten Mitteln blutiger Gewalt, in 
denen die Menschen, ihrer Menschlichkeit baar, nur noch be- 
stimmt scheinen, sich gegenseitig massenweisse und zu Tausen- 
den zu erwürgen, zu rerstümmeln und sich gegenseitig alles 
mögliche Leid zuzufügen, weil der eine zufallig diesseits, der 
andere jenseits dieses Flusses oder jenes Berges geboren ist 
Von allem was es giebt, ist der Staat die am meisten gefährdete 
Existenz, immer yoll Furcht und immer gezwungen Furcht ein- 
zuflössen, darum bei aller seiner Macht das hilfsbedürftigste al- 
ler Wesen. Der Staat ist wohl wie ein Leyiathan geschildert 
worden, wie das fürchtlose Ungeheuer der Bibel; richtiger ver- 
steht man ihn als den ewig armen Mann, den wahren Nimmer- 
satt, den ewig hungert und dem im Essen die Begierde und das 
Bedürfniss wächst. Seine Bedürfiüsse sind in der That unend- 
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Jiehy und selbst im günstigsten Fall bleiben die Mittel, die ihm 
geliefert werden, beschränkt Er muss sie sich erst erzwingen, 
denn er selber hat nichts , und ohne Zwang bekommt er nichts. 
Dem Staate schenkt niemand; für dieses Abstraotnm und seine 
Zwecke bekommt man ein Herz erst, wenn die Koth beweist^ 
dass er allein Bettung schafft Die Lasten die der Staat auflegt 
sind jedermann verständlich, die Wohlthaten die er erweist sind 
schwer wahrnehmbar und nur der Gebildete yersteht sie zu wür- 
digen. Darum ist der Staat immer in Noth und muss sich auf 
das Dringendste beschränken, was zu seinem Bestehen unent- 
behrlich ist. So ist es in Wirklichkeit immer gewesen, so ist 
es noch jetzt, und so wird es auch immer im wesentlichen blei- 
ben, solange Mensch Mensch und Staat Staat ist I^ur der 
Schwindelgeist, eine überhitzte Phantasie, die sich so gern mit 
dürrer Yerstandesnüchtemheit paart, nur das Phrasenhelden- 
thum, das statt klarer Begriffe mit unbestimmten Yorstellungen 
umgeht und sie in hohe unverstandene Worte kleidet, kann sich 
darüber täuschen. 

Währhaft nüchtern die Wirklichkeit begreifen, das kann 
nur der Idealismus, der alle Dinge in ihrer Beziehung auf den 
absoluten Zweck anschaut Denn er kann jede relative TJnzweck- 
mässigkeit in der endlichen Erscheinung als ein Mittel für jenen 
höchsten Zweck erfassen und in der vernünftigen Ordnung der 
Welt jedem Dinge seinen rechten Platz zuweisen, von dem aus es 
als integrierendes Glied in das System des organisch sich gestal- 
tenden Ganzen eingreift Auch das scheinbar Unvernünftige und 
Zweckwidrige hat seine Yemunit, indem es der Vemunfi} des 
Ganzen dient; Schmerz und Leid, Tod und Zerstörung sind Durch- 
gangspunkte des ewigen Lebens. Das Hohe und Heilige ist um 
minderen Preis nicht zu erkaufen. Der Eealismus dagegen bringt 
die üble Gewohnheit mit sich, weil er im Einzelnen der Er- 
scheinung stecken bleibt, sich in diesem schon ganz mit seinen 
Wünschen und seinem Streben befriedigen und dann wenigstens 
von jedem Uebermaass des Leides und Schmerzes sich befreien 
zu woUen, und weil dies Uebermaass doch nicht austilgbar ist, 
sich eine bessere und vernünftigere Wirklichkeit vorzuphanta«- 
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meren, die doch bei besonnener und rohiger Erwägung allen 
Bedingungen des äusseren Lebens widerspricht. So schlägt der 
Eealismus, der nur diesseitige Zwecke will, in ein widersinni- 
ges Eohauffement aus, das man falschlich Idealismus nennt 
Denn diese Art führt nothwendig in immer tieferen Zwiespalt 
mit der Wirklichkeit hinein; wahrer Idealismus aber ist die 
Kraft der Yersöhnung , weil er in aller XTuvollkommenheit des 
Einzelnen das Mittel zur lebendig sich erzeugenden Vollkom- 
menheit des Ganzen erkennen lehrt 

Was schlechthin Thatsache ist, muss man als solche 
hinnehmen und zu verstehen suchen. Mit frommen Wün- 
schen und idyllischen Träumen kommt man der grossen Bitter- 
keit , dem Schmerze und der Noth der Wirklichkeit nicht bei. 
Der für sittliche Zwecke glühende, der gute Wille hat seine 
weite Domäne in alle dem was menschlicher Macht zugänglich 
ist; die ewigen Gesetze der Katur aber bilden eine für den Wil- 
len unaufhebbare Schranke, die er in aller seiner Bethätigung 
muss gelten lassen. Der Mensch kann Sicherungsmittel gegen 
die grossen Stürme erfinden, die über die Erde und das Meer 
dahinfahren; er kann sein Schiff, seine Hütte, seine Person 
und seine Werke gegen die zerstörenden Gewalten bis zu einem 
gewissen Grade schützen: aber dem Sturme selbst und den Flu- 
then des Weltmeers kann er nicht beikommen. Die Thatsache 
nun hegt yor als ausnahmslose Erscheinung yon je an bis auf 
den heutigen Tag: zwischen Staat und Staat, zwischen Volk 
und Yolk herrscht Feindschaft, ein durchaus gemüthloses Yer- 
hältniss des Wettstreites um alle Güter der Erde und um das Be- 
stehen selber; vorübergehende Momente der Befireundung, in 
deren Hintergrunde die nackte Selbstsucht liegt, -^ in jedem 
Augenblicke aber die Möglichkeit des furchtbarsten Ausbruchs 
in die äusserste Feindseligkeit, die dem andern nicht dies oder 
jenes einzelne Gut oder diesen einzelnen Schmuck des Daseins 
rauben will, sondern die ihm, weil jeder vom andern das Gleiche 
zu fürchten hat, die Wurzel der Existenz abschneiden möchte 
mit allen Mitteln der Yemichtung und mit der Entfesselung des 
äussersten Hasses. Diese Erscheinung gilt es zu verstehen, in 
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ihren ürBachen und ihrer inneren Nothwendigkeit zu begreifen. 
Yon den Mitteln, diesem Zustande der Staaten abzuhelfen, und 
yon den sich häufenden Projecten zu diesem Behufe wird wohl 
auch geredet werden müssen; wichtiger aber ist die Betrachtung 
denjenigen durch die Natur der Sache möglich gemachten Ein- 
richtungen, durch welche man yon je her die Schrofflieit des 
Verkehrs zwischen Staaten zu mildem gesucht hat, und die al- 
lerdings die neuere Zeit theils wesentlich weitergebildet hat, 
theils die Zukunft weiterbilden wird. Die Aufgabe der Erkennt- 
niss ist, das Vorhandene zu begreifen; es umzugestalten und 
fortzubilden dient .sie nur mittelbar, indem sie die Menschen bil- 
det und zu den Mächten lebendiger Bewegung, die auf Grundlage 
der Triebe und der Bedürfhisse die Gestaltung der Wirklichkeit 
bedingten, ein neues wirksames Moment hinzufügt Der Gedanke, 
der sich der Fülle der Lebenserscheinungen gegenüber yerselbst- 
ständigt, wird einseitig und ohnmächtig, oder er kann nur hin- 
dern, stören und auf Abwege führen. Keine böse Leidenschaffc 
wirkt so verderblich wie eine falsche Philosophie, die sich ver- 
misst, das Leben nach sich gestalten zu wollen. 



1. Die Vielheit der Staaten ist unaufhebbar. 

Wo Menschen sind, muss eine durch Gewalt geschützte 
Bechtsordnung sein. Die Menschen aber sind so lange unfrei, 
als die Bechtsordnung, welche sie zwingt, nicht ihrem innem 
Wesen und Bewusstsein entspricht, sondern ihnen wie ein äus- 
seres Joch aufgeladen ist. Zur Freiheit aber sind die Menschen 
bestimmt; darum wäre es unvernünftig , verschiedenartige Völ- 
ker unter ein und dasselbe Bechtsgesetz zu beugen, weil in die- 
sem Falle nur eines der so verbundenen Völker oder gar keines 
die Bahn freier Entwicklung nach seinem eigenen inneren Le- 
bensprincip offen hätte und diejenigen, denen diese Bahn ver- 
sperrt bliebe, unfrei wären. Nun ist aber nach den Gesetzen 
der Natur und der geistigen Entwicklung niemals ein Zustand 
denkbar, in welchem es nicht auf den verschiedenen geographi- 
schen Abiheilungen der Erdoberfläche gründlich verschiedene 
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Völker gäbe; mithin wäre es ein unTemünftiger Zustand, in 
welchem nicht dieee innerlich yerschiedenen Yolksgeister soviel 
als möglich jedes seinen ihm entsprechenden Staat besässen. 

Hat nun ein Yolk seinen Staat, so ist dieser auch auf die 
geistige Anlage dieses Volkes berechnet, um dessen innere Ent- 
wicklung theils zu fördern, theils vor äusserer Störung zu si- 
chern. Die geistige Eigenthümlichkeit eines Volkes prägt sich 
aber nirgends so bestimmt aus als auf den Gebieten der geistigen 
Cultur: in yolksthümlicher Sitte, in Eeligion, Kunst, Wissen- 
schaft, in Sprache und Eecht. Der Staat, der ursprünglich nur 
der Sicherung einer äusseren Ordnung dient, wird als Staat eines 
freien Volkes wesentlich das Mittel zum Schutze aller Heilig- 
thümer des Volkes, seiner gesammten geistigen Cultur. Biese 
aber gedeiht nur in voller Eigenthümlichkeit. Sie ist zwar be- 
ständig den Einwirkungen von den eigenthümlichen Gaben an- 
derer Völker her offen; aber auch das ron der Fremde Empfan- 
gene gestaltet der nach inneren Principien schöpferisch waltende 
Volksgeist zu der ihm wahrhaft entsprechenden Form um. In 
dieser so sich entwickelnden, durch innere Antriebe und auf I 

äussere Anregungen sich fortbildenden nationalen Cultur besitzt 
dieses so geartete Volk sein höchstes Heiligthum, sein wahres 
Selbst. Was diese nationale Cultur bedroht, das bedroht das 
gesammte Volk mit Vernichtung. In der Aufrechthaltung seiner 
Cultur hat das Volk seine Ehre; es müsste sich selbst verachten 
und wegwerfen, es wäre entadelt und geknechtet, wenn es seine 
eigenthümliche Cultur nicht mehr behaupten könnte, und mit 
dem Volke wäre jedes einzelne Individuum im Volke entehrt, 
seines besseren Selbst beraubt. Denn das Selbstbewusstsein des 
Volkes bildet einen integrierenden Bestandtheil im Selbstbewusst- 
sein jedes einzelnen Menschen. Die äussere sichernde Stütze i 
für dieses nationale Selbst bildet der nationale Staat Das Be- 
wusstsein des Volkes von sich ist bei der Masse des Volkes we- 
sentlich Staatsbewusstsein. Die Masse ergreift sich ab ein Gan- ^ 
zes unmittelbar in ihrer Zusammengehörigkeit zu einem Staate. 
Dass jedes Volk in seiner Eigenart als Werkzeug der göttlichen 
Weltregierung von unvergleichlichem Werthe ist, prägt sieh in 
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dem unmittelbaren Lebensgeföhle eines jeden in gesunder Ent- 
wiekliing stehenden Volkes aus in der zähen Anhänglichkeit an 
die eigne nationale Sitte, das eigene Becht Am deutlichsten 
aber offenbart sidi die gesammte geistige Eigenthümlichkeit eines 
Volkes in der Muttersprache und der durch ihre besonderen For- 
men bestimmten Literatur, -wie sie als jedem bereit stehender, 
durch stetige TJeberlieferung yon Oeneration zu Generation be- 
wahrter und immer bereicherter Schatz yon Vorstellungen, Ur- 
theilen, Schöpfungen der Phantasie in mündlicher Ueberlieferung 
im Volke umläuft oder in den Werken der Wissenschaft und 
Kunst aus dem Geiste des Volkes heraus immer neu erzeugt 
wird durch die einzelnen Söhne desselben , die sich durch her- 
vorragende Begabung zu Sprechern des Volkes erhoben haben 
und nun ihrerseits das Volk weiter bilden helfen. Die Sprache 
ist nicht nur im Allgemeinen das Siegel der geistigen Natur des 
Menschen , sondern auch die einzelnen Sprachen in den Eigen- 
thümlichkeiten ihres inneren Baues sind der getreueste Ausdruck 
des Volksgeistes. Niemals ist das Wort ein blosses Zeichen oder 
eine Pormel für die Bezeichnung eines Begriffes ; das Wort führt 
ein inneres Leben in sich, die Seele des Volkes gestaltet sich in 
ihm zu aDgemessenem Ausdruck, und so bekommt auch wie- 
derum alles Vorstellen und Denken dieses Volkes seine Färbung 
durch diesen eigenthümliohen Bau der Sprache, in welcher sich 
die geistigen Functionen vollziehen. Darum giebt mit der Mut- 
tersprache jeder einzelne sein Selbst auf, und darum ist die 
Sorge für die Selbsterhaltung der volksthümlichen Art zunächst 
eine Sorge für die Erhaltung und Sicherung der Muttersprache. 
In dieser fühlt sich ein Volk am mächtigsten und wirksamsten 
bedroht, und so haben auch die Völker ihre Todesfurcht , die 
Furcht vor dem Untei^ange ihrer Sprache. Eine Universal- 
sprache, die von aller volksthümlichen Eigenthümlichkeit ab- 
sähe und in einem System von lautiichen Zeichen bestände, die 
von allen Menschen gleichmässig verstanden werden könnten, 
wäre deshalb gar keine Sprache mehr und unter Menschen nicht 
möglich. Diese Universalsprache ist ein Unding ; denn sie könnte 
erst aof gestellt werden, wenn man auf allen Gebieten des Da« 
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Beins alles Vorstellen und alle individuelle Aufißetssung der Er-^ 
Bcheinung verbannt hätte und überall zu dem reinen , in nack- 
ter Formel für jeden Verstand fassbaren Begriffe gelangt wäre, 
etwa wie es in der mathematischen Wissenschaft der Fall ist. 
Eben so unmöglich ist der Universalstaat als eine Bechtsord- 
nungy die für alle Menschen gleichmässig gelten könnte, so 
lange es noch verschiedene Volksgeister giebt, bei denen theils 
die äusseren Lebensverhältnisse gründlich verschiedene Bedürf- 
nisse erzeugen und verschiedene Veranstaltungen äusserer Ord- 
nung erfordern , theils die einzelnen Eichtungen der Willensthä- 
tigkeit sich in wesentlich verschiedener Form in der Vorstellung 
spiegeln. Der TJniversalstaat wäre daher wider die Natur der 
Dinge und der Menschen; er ergäbe den aussersten Despotismus 
und die gewaltsamste Knechtung der Völker, und ganz abgese- 
hen von der in die Augen fallenden äusseren Unmöglichkeit sei- 
ner Verwirklichung würde er, in's Leben eingeführt, nicht eine 
höhere und vollkommenere Ordnung der Dinge als die Torhan- 
dene darstellen, sondern nur dazu dienen, das menschliche Ge- 
schlecht zu erniedrigen und was an Ordnung vorhanden ist in 
seine chaotischen Elemente aufzulösen. 

2. Staaten als souveräne moralische Personen 

können nicht Glieder einer rechtlichen oder 

sittlichen Gemeinschaft sein. 

Ist es dem Staate wesentlich und ein Bestandtheil seiner 
Definition , dass er andere Staaten ausser sich und neben sich 
habe, so ist es ihm auch wesentlich, mit diesen anderen Staa- 
ten im Verkehr zu stehen nicht bloss so, dass die Angehörigen 
verschiedener Staaten im Austausch der Güter, in Freundschaft 
und Feindschaft zusammengerathen , sondern so, dass die Staa- 
ten selber durch ihre Thätigkeit auf einander wirken. Denn 
der Staat, die realisierte Eechtsordnung für ein bestimmtes 
Volk als für eine besondere Abtheilung der Menschheit, ist, 
wenn wir jeden bildlichen Ausdruck und jede Metapher streng 
aufischliessen, seinem Wesen nach ein als Substanz vorhandener 
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Zweck y dessen Inhalt diese reehtliche Ordnung ist, und der vor« 
handene, aber nicht subjectiye Wille, diesem Zweck gemäas 
zu handeln. Dieses Handeln aber erfordert ein beständiges Ein- 
greifen in die Dinge der äusseren Natur; denn auf solche und 
auf die Arbeit, sie für menschliche Zwecke zu gestalten, be* 
zieht sich die Ordnung des Eechts. Der Wille , den man Staat 
nennt, hat seine innere Schranke nur in der Bestimmtheit sei- 
nes Zweckes ; er erstreckt sich aber schrankenlos über alles was 
diesem Zwecke zu dienen yermag im ganzen Umkreise der Na- 
tur. Damit ist die Möglichkeit gesetzt, dass sich der Wille ver- 
schiedener Staaten auf ein und dasselbe Object bezieht und dass 
zwischen ihnen der Streit entstehe, wie er unter gleichen Be- 
dingungen zwischen dem Willen der einzelnen menschlichen In- 
dividuen entstobt. Andererseits kann jeder Staat mit der Macht, 
die er zur Erreichung seiner Zwecke besitzt, auch den anderen 
in dessen Zwecken fördern und unterstützen. Diese feindlichen 
und freundlichen Berührungen zwischen Staaten bleiben keines- 
wegs in blosser Möglichkeit, sondern sie begegnen uns unaus- 
gesetzt in wirklicher Erfahrung ; und damit eröffnet sich neben der 
inneren Thätigkeit des Staates, mit welcher er auf seine Unter- 
thanen wirkt, ein weites Oebiet äusserer Thätigkeit, mit wel- 
cher er sich ein bestimmtes Yerhältniss zu den anderen Staaten 
giebt und erhält. Es i«t leicht einzusehen, von wie grosser Be- 
deutung für das ganze Bestehen und Wesen des Staates dieses 
Yerhältniss zu seines gleichen sein muss. Denn der Staat be- 
gegnet hier anderen ihm coordinierten Wesen, gegen deren Feind- 
schaft er sein Bestehen mit Aufbietung aller seiner Kraft zu 
schützen hätte, von deren Freundschaft aber ihm die grösste 
Förderung zuwachsen müsste , die er überhaupt erfahren kann. 
Darum ist es eine FundamentalJ&age für die Erkenntniss des We- 
sens des Staates und für das Yerständniss aller geschichtlichen 
Yorgänge, von welcher Art der besonderen Natur des Staates 
nach das Yerhältniss ist, in welches Staaten überhaupt zu ein- 
ander treten können. 

Indem wir von der Erwägung der Natur des Staates aus die- 
sen Gegenstand betrachten wollen, gilt es uns nicht, Projecte zu 
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entwerfen, wie sieh wohl die staatlichen Yerhältnisse eitunal 
gestalten möchten, nm ein Eeich ungestörten Friedens auf Erden 
zu ermöglichen, sondern zu untersuchen, wie sich diese Ver- 
hältnisse von je gestaltet haben, was ihre tiefsten Gründe und 
ihre wesentliche Natur yon je gewesen ist und darum auch blei- 
ben wird. Nur durch solche nüchterne Erwägung des Wirk- 
lichen lässt sich dann auch erkennen, in welcher Eichtung und 
zu welchen Zielen hin die weitere Bewegung und Yeryollkomm- 
nung sich yoUziehen wird. Denn das Wirkliche ist in allem 
Ernste allein das Vernünftige. 

Ueber die Natur der zwischen den Staaten waltenden Ver- 
hältnisse giebt es zwei extreme Ansichten, die sich diametral 
gegenüberstehen, und von denen wir die eine die macchiayel- 
listische, die andere die ultramontane Doctrin nennen können. 
Wir nennen die erstere nach ihrem entschiedensten und berühm- 
testen Vertreter, die andere nach der religiösen Eichtung, deren 
Verfechter sie am weitesten ausgebildet haben. Das Wesen des 
ersteren Standpunktes besteht darin, dass alle rechtlichen und 
sittlichen Gesichtspunkte aus den Beziehungen zwischen Staat 
und Staat schlechtweg ausgeschlossen werden und egoistische 
Klugheit, die allein den Vortheil in's Auge fasst und jedes zum 
Ziele führende Mittel ohne alle Eücksicht auf dessen rechtliche 
oder sittliche Natur yerwendet, als Norm für die Thätigkeit des 
Staates hingestellt wird. Auf dem entgegengesetzten Stand- 
punkt begnügt man sich nicht, eine Eechtsordnung, wie sie sich 
innerhalb des Staates findet, auch für die Beziehungen der Staa- 
ten zu einander zu fordern, sondern man betrachtet den Staat 
als ein Subject mit sittlicher Verpflichtung wie den einzelnen 
Menschen und yerlangt yom Staate selbstyerleugnende Liebe und 
brüderliche Gesinnung gegen seines gleichen, um mit ihnen ge- 
meinsam für die Erreichung des höchsten Gutes zu wirken. An 
die Aufzeigung der in beiden Eichtungen waltenden Einseitig- 
keit der Auffassung mag sich am leichtesten die wahre Erkennt- 
niss der Sache anknüpfen lassen. 

Macchiayelli hat das grosse Verdienst, mit ausserordent- 
licher Schärfe des Blickes die Erscheinungen der Wirklichkeit 
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in ihrem Wesen erfasst zu haben; er ist wesentlich ein nüchter- 
ner Beobachter, den keine Phantasie besticht und der sich nicht 
scheut, auch die äussersten Consequenzen zu ziehen und das 
Princip , das er in dem politischen Getriebe seiner Zeit wirklich 
vorfand, mit völliger Strenge durchzuführen. Es war ein ge- 
waltiger Fortschritt in der Erkenntniss der Dinge, dass es ein 
kühner Kopf wagte, die Staatskunst schlechtweg von allen theo- 
logischen Vorstellungen zu befreien und rein (Aif ihr eigenthüm- 
lichen Principien aufzubauen. Die Staatskunst aber wird wirk- 
lich beherrscht von dem Princip des iN'utzens. Denn der Staat 
ist wesentlich Zweck und zwar ein bestimmter endlicher Zweck ; 
d. h. er will nicht das Ghite schlechthin, sondern das in dieser 
bestimmten Beziehung !N'ützliche , und ihn leitet in aller Thätig- 
keit sein Interesse und weiter nichts. Aber in mehrfacher Hin- 
sicht hat der grosse Florentiner seiner Zeit und Umgebung mit 
ihren dem Wesen der Sache wenig entsprechenden Zuständen 
seinen Tribut gezahlt und sich von solcher Beschränkung seines 
Blickes nicht zu befreien vermocht. Denn erstens unterscheidet 
er nicht genügend zwischen der Thätigkeitsform des Staates in 
seinen äusseren und in seinen inneren Beziehungen, und dieser 
Unterschied ist doch ein himmelweiter. Der Staat nämlich als 
die realisierte Eechtsordnung ist in allen inneren Verhältnissen 
durch das Eecht gebunden; der Staatswille und der Bechtswille 
ist hier eines und dasselbe, und wo widerrechtlich gehandelt 
wird, da ist es gar nicht der Staat, welcher handelt, weil dieser 
als bloss moralische Person nichts seinem Begriffe Widerspre- 
chendes thun kann. Dies Bewusstsein von der uneingeschränk- 
ten Herrschaft des Bechts im Staate, also davon dass nur der 
Bechtsstaat wahrhaft ein Staat ist, mangelt der Zeit, in der 
Macchiavelli lebte, und so zeichnet er einen widerrechtlichen 
Despotismus, der ja durch eine Ausartung die Form vieler da- 
maligen Staaten geworden war, aber doch unter allen staatlichen 
Formen die niedrigste ist und seine geschichtliche Berechtigung 
nur als Uebergang zu höheren Formen hatte. Denn man kam 
aus einer Epoche relativer Staatslosigkeit; um nun zu einem 
wahrhaften Staate zu gelangen, war wohl die zeitweise Despotie 
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des Stärksten das unerlässliche Mittel y und zu diesem Zwecke, 
nämlich den nationalen Staat zu bauen, will MacchiayeUi in der 
That den rücksichtslosesten Gebrauch der rechtlosen Gewalt. 
Aber wenn er auch Ideale republikanischer Freiheit verstand 
und hegte, so hat er doch yon der rechtlichen Ordnung des eigent- 
lichen Staates keine klare Vorstellung gehabt. Darum gelten 
ihm die TJnterthanen als schlechthin rechtlos und als blosse Mit- 
tel und Werkzeuge der Staatskunst, welche dieselben wie Sachen 
und nicht wie Personen behandelt. Aber zweitens, was damit 
zusammenhängt, Macchiavelli unterscheidet auch nicht zwischen 
dem Interesse des Staates und demjenigen des Fürsten. Ihm 
kommt es nur darauf an zu zeigen, wie man es anzufangen habe, 
um möglichst mächtig zu werden und seine Herrschaft zu si- 
chern; dies ist aber zunächst nur das Interesse des Fürsten, 
der die Lust an der Herrschaft befriedigen will, aber nicht das 
Interesse des Staates, der eine solche Lust nicht empfinden kann, 
sondern sich mit dem Nützlichen begnügt, was nach Möglich- 
keit das Wohl des Staates fördert. Es ist eine unyollkommene, 
geschichtlich wohl begründete, aber durch den geschichtlichen 
Fortschritt zu beseitigende Form des Staatslebens, dass das per- 
sönliche Interesse des Fürsten, etwa der Glanz seines Hauses, 
die Versorgung seiner Angehörigen, der Ehrgeiz und die Hab- 
sucht die Action des Staates mit bestimme und es auf den Zu- 
fall ankomme, ob der Fürst ein lebendiges Staatsgefühl habe und 
seine Interessen mit denen des Staates identifidere. Ein gebil- 
deteres Staatswesen schafft dauernde Institutionen, welche der 
Obrigkeit die Macht nach Möglichkeit nehmen, persönlichen 
Interessen nachzugehen , die nicht solche des Staates sind. Bei 
MacchiayeUi erscheint alle Staatskunst als die Kunst, dem In- 
haber der höchsten Gewalt möglichsten Vortheil, Macht und 
Buhm zu yerschaffen; der Fürst ist hier der Geschäftsmann, det 
durch jedes Mittel Erfolg sucht für sich selber, wobei allerdings 
in M^chiayelli's Sinne im Hintergrunde der Wunsch steht, dass 
durch solche Thätigkeit in der That doch weit mehr als des Für- 
sten Vortheil, nämlich der nationale Staat errungen werde. 
Aber auch wenn wir von alledem absehen, ist Macchiayel- 
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li's Standpunkt ein irrthümlicher. Wohl hat er Becht, wenn 
er behauptet, die Norm der nach aussen gerichteten Staatsthä- 
tigkeit sei nicht die Sittlichkeit , nicht das Eecht, sondern die 
Klugheit. Allein wenn er nun beschreibt , wie diese Klugheit 
verfahrt; so lehrt er wohl, wie man mit berechneter Arglist 
augenblickliche und yorübergehende Erfolge erreichen, aber 
nicht wie man Dauerndes und Gesichertes schaffen kann. Ist 
er doch naiy genug, als das Muster eines geschickten Staats- 
mannes den Cäsar Borghia hinzustellen, dem zwar eine Zeit 
lang, solange ihn das Glück begünstigte, mancherlei gelang, 
^ dessen ganzes Werk aber durch ein paar unglückliche Zufalle 
zusammenstürzte. In der That ist diese Klugheit, die blosse 
Arglist ist, die Meuchelmord, Wortbruch und Yerrath als ihre 
Lieblingswaffon braucht und die Menschen durch nichts als durch 
den Schrecken der Grausamkeit zu ihren Werkzeugen macht, 
gar keine Klugheit, sondern eher das Gegentheil. Denn alle 
diese Mittel wirken nur für den Augenblick; sie rufen die Ver- 
geltung mit gleichen Mitteln hervor; sie machen das Vertrauen 
unmöglich, und ohne Vertrauen ist überhaupt kein dauernder 
Zustand denkbar. Vertrauen zu erwecken und zu nähren, ist 
deshalb das erste Gebot der Klugheit, und Vertrauen gewinnt 
man nur durch Ehrlichkeit. Will man also dem Staate dauern- 
den Frieden gewinnen, so ist Ehrlichkeit das beste Mittel, und 
es müssen Institutionen geschaffen werden, die der Ausdruck 
dieser wechselseitig von Staat zu Staat waltenden Ehrlichkeit 
sind. Solche Institutionen macht aber eine Staatskunst wie die 
von Macchiavelli gelehrte unmöglich. Macchiavelli verfälscht 
ein an sich richtiges Princip, indem er die kurzsichtige Treulo- 
sigkeit, die Gemeinheit der Gesinnung, die Abwesenheit aller 
sittlichen Ctosichtspunkte, die vielfach sein Volk und seine ganze 
Zeit, besonders aber die Staatsmänner dieser Zeit charakterisiert, 
für die consequente Folge aus dem klugen Egoismus ansieht, 
der die Norm staatlicher Thätigkeit ist. Aber grade aus diesem 
Egoismus ergeben sich jene Institutionen, die auf Ehrlichkeit 
beruhen. Somit entsteht für uns die Frage, da doch solche In- 
stitutionen wirklich vorhanden sind, ob diese Ehrlichkeit einen 
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rechtlichen oder sittlichen oder welchen Charakter sonst sie 
ttage. 

Der entgegengesetzte Standpunkt , den wir den nltramonta- 
nen nennen , beruht auf den theokratischen Yoraussetzungen, 
deren änseerste und letzte Consequenz der moderne Jesuitismus 
«ieht. Becht und Sittlichkeit werden auf diesem Standpunkte 
nirgends klar geschieden , und so fliessen hier in unklarer Yer- 
mischung auch die Grenzen von Staat und Kirche in einander; 
der Staat soll kirchliche, die Kirche staatliche Formen tragen. 
Die Sittlichkeit, d. h. das freie Yerhaltniss des Menschen zum 
höchsten Gut, erhält hier den Charakter eines äusseren erzwinge 
baren Thuns; eine selbstständige Sphäre der staatlichen Thätig- 
keit zur Wahrung der unentbehrlichen Bedingungen des gesel- 
ligen Zusammenlebens der Menschen wird nicht geachtet. Was 
im Judenthum das Yergängliche und nur als Yorbereitung auf 
die christliche Wahrheit Berechtigte war, wird hier in scharf 
ausgeprägter Einseitigkeit dem fortgeschrittenen christlichen Be- 
wusstsein gegenüber festgehalten, zum Theil gewiss aus einem 
lebendigen Eifer für das Heilige, aber aus misyerständlicher und 
zelotischer Einseitigkeit und unter Yerkennung der menschlichen 
Bestimmung, vom Gesetze frei zu werden. Der Ultramontanis- 
mus trifft im letzten Eesultat theilweise mit den am weitesten 
rerbreiteten und populärsten Meinungen zusammen, welche die 
Sittlichkeit als einen transscendenten WiUensentschluss nicht 
kennen und der Bestimmung des Menschen dainit genügt glauben, 
dass sich der Wille an die Gebote der Eechtsordnung bindet 
Denn beidemale wird das Sittliche mit dem Eechtlichen verwech- 
selt und die unendliche Freiheit des Gewissens Verkannt Wo es 
nun keine im strengen Sinne freie sittliche Thätigkeit giebt, föUt 
allerdings der wesentlichste Unterschied zwischen der Staatsper- 
sönlichkeit und der menschlichen Persönlichkeit hinweg, und 
für beide gilt das gleiche Gesetz. Alle Lehren, welche den 
Staat zum Subjecte sittlicher Pflichten machen , arbeiten deshalb 
dem ultramontanen System in die Hände. 

Die Consequenzen der ultramontanen Lehren für die Auffas» 
sung der zwischen den Staaten waltenden Yerhaltnisse ergeben 
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eich leiclit und werden von allen diesem Systeme Anhängenden in 
den verBcMedensten Ländern , in Spanien, Deutschland, Frank- 
reich, Italien auf gleiche Weise gezogen. Die Staaten sind sich 
gegenseitige Liebe schuldig ; jeder hat den anderen in seinem Be- 
stände, seinem Eigenthum und seiner Macht gerade so zu achten, 
wie innerhalb des Staates jeder einzelne Mensch den anderen un- 
ter der Herrschaft des Hechtes. Bei Streitigkeiten liaben sich die 
Staaten einem Gerichte zu unterwerfen, und das natürliche Organ 
für ein solches Gericht ist der oberste Priester, dessen unfehlbare 
Entscheidung unweigerlichen Gehorsam finden oder die Gehorsa- 
men zu zwingender Gewalt wider den Ungehorsamen yereinigen 
solL Diese Herrschaft des Bechtes führt damit naturgemäss zu 
dem System der Legitimität. Die bestehenden Verhältnisse der 
Staaten bilden eine geheiligte Schranke gegen jedes Streben nach 
Veränderung; sie abändern zu wollen ist ein strafbares Verbre- 
chen ; der eigennützige Wille der Staaten, die ihrem Interesse die- 
nen, ist unsittlich, sobald dies auf Kosten eines anderen Staates 
geschieht Dieses durch rechtlichen Zwang geschützte gegensei- 
tige Verhältniss der Staaten ermöglicht den ewigen Frieden, der 
allein dem christlichen Ideale von dem Berufe der Völker ent- 
spricht 

Diese als stricte Consequenz der ultramontanen Lehre wohl 
begreifliche Doctrin hat ein weites Publicum gefunden; denn sie 
schmeichelt yielen Instincten, und eine unklare Vorstellung wiegt 
sich gern in Träumen vom ewigen Frieden. Dagegen ist es wohl 
eigenthümüch, dass wenn auch alle praktischen Staatsmänner 
mehr oder minder nach den Grundsätzen des Macchiavelli gehan- 
delt haben, darunter auch der grosse König, der eine so be- 
redte Widerlegungsschrift gegen den weltkundigen Florentiner 
geschrieben hat, doch nur sehr wenige Menschen den Muth ge- 
habt haben , sich zur Theorie des Macchiavelli auch nur mit den 
gebührenden Einschränkungen zu bekennen. Die Worte Becht 
und Sittlichkeit üben einen solchen Zauber aus, dass selbst die 
falsche Uebertragung solcher Kategorien auf ein fremdartiges 
Gebiet immer noch das XJrtheil der Leute gefangen nimmt und 
mit einem Schimmer des Edlen und Lobenswerthen umgeben ist^ 

2* 
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während derjenige, der da lehrt, von gewissen Lebensgebieien 
sei wegen der eigenthümlichen Natur derselben die Anwendung 
dieser Kategorien auszuschliessen, sich leicht den Vorwurf einer 
frevelhaften Gesinnung zuzieht, die das nicht achtet, was doch 
allen Menschen heilig sein sollte. Aber will man die Sache 
wirklich ergründen, so muss man sich entschliessen, ohne alles 
Pathos und ohne Voreingenommenheit die Sache selbst sprechen 
zu lassen. 

Zunächst muss man sich klar darüber sein , dass die Anfor- 
derung an den Staat nicht die Anforderung an eine sittliche Per- 
sönlichkeit ist. Denn der Staat ist wohl Person, aber doch nur 
moralische Person. Er hat also nicht wie ein Mensch einen 
unendlichen Inhalt und den Beruf zur Gottähnlichkeit ; er kann 
nch nicht beliebige Zwecke setzen nach freiem Willensent- 
Bchluss: sondern er ist nur dieser eine bestimmte Zweck und 
der Wille diesen Zweck zu realisieren. Wohl wird der Wille 
der Staaten durch den Willen bestimmter Menschen vertreten; 
aber diese sind es doch nicht, die eigentlich handeln, sondern 
vermittelst ihrer handelt der Staat. Sie tragen deshalb auch 
nicht die Verantwortlichkeit, so lange sie in den Grenzen ihres 
Auftrages bleiben; denn sie sind nur die Beauftragten und ha- 
ben den Willen ihres Auftraggebers, nicht ihren eignen zu voll- 
ziehen. Die Thätigkeit des Staates ist von derselben Art wie 
die jeder anderen moralischen Person, die eben nur ihren Zweck 
ausführt, und der Vertreter des Staatswillens ist nur ein Man- 
datar , der nirgends auf eigne Verantwortung zu handeln hat, 
sondern dasjenige thut, was ihm der bestimmte Zweck und das 
jedesmalige Interesse der von ihm vertretenen Person vor- 
schreibt. Auch Stiftungen zu Zwecken , die man wohl sittlich 
oder fromm nennt, im Dienste der Wohlthätigkeit, der Kirche, 
der Schule, üben doch keine sittliche Thätigkeit, wenn auch 
der Zweck als Wille des Stifters ein sittlicher war; sondern sie 
reulisieren nur ihren Zweck auf dieselbe kluge und angemessene 
Weise wie etwa eine Actiengesellschaft, die dem Erwerbe dient, 
und erhalten sich wie jedes andere Wesen von Natur, indem 
sie sich gegen feindliche Einwirkungen in ihrem Bestände zu be- 
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haüpten und den ihrer Bestimmung entsprechenden Wirkungs- 
kreis möglichst zu erweitem suchen. Also seihst dann , wenn 
man den Staat solchen frommen Stiftungen seiner Ahzweckung 
nach gleich setzte, könnte man doch yon seiner Thätigkeit nicht 
erwarten, dass sie die Form der Sittlichkeit trüge, sondern 
nur dass sie selbstsüchtig darauf abzielte, den Zweck des Staates 
zu realisieren und den Staat in seinem Wesen zu behaupten. 
Der Vertreter des Staatswillens aber, für den nicht das Interesse 
des Staates die unyerbrüchliche Begel seines Thuns bildete, 
sondern der subjectiven Auffassungen von sittlichen Geboten 
nachgienge, würde ebenso treulos und yerrätherisch handeln, 
wie der Vertreter einer Actiengesellschaft , der auf Kosten sei- 
ner Auftraggeberin Wohlthätigkeit übte, den Schuldnern der- 
selben ihre Verpflichtungen grossmüthig erüesse und seiner 
Meinung vom Sittlichen folgend nicht den Zweck der Gesell- 
schaft, sondern andere Zwecke mit den Mitteln derselben ver- 
folgte. Jede moralische Person ist in ihrem Verhaltniss zur \ 
Aussenwelt vollkommen eigennützig. Diejenigen von ihnen, wel- 
che unter der Herrschaft des Staates stehen, sind gerade wie die 
lebendigen und natürlichen Personen an die Gesetze des Bech- , 
tes gebunden. Der Staat aber, der auch nicht unter der Herr- | 
Schaft des Eechtes steht, ist schlechterdings durch nichts gebun- 1 
den als durch seinen Zweck; er sucht daher überall das was 
ihm nützlich ist auf jede Weise , und seine IT atur ist, in diesem 
seinem Eigennutz klug und nur klug zu sein. 

Weil der Staat moralische Person ist, nicht eine Person 
von individueller Lebendigkeit, so ist es unmöglich, an ihn 
sittliche Anforderungen zu stellen. Er kann nicht Liebe üben, 
Wohlwollen beweisen, sich verleugnen oder aufopfern, nicht 
mit Eücksicht auf den höchsten Zweck handeln, sondern immer 
nur "mit Eücksicht auf sich, auf diesen endlichen Zweck, der er 
selber ist, also auf seinen Nutzen. Von der Person des Staats- 
manns aber kann man nur verlangen, dass sie diesen Willen 
des Staates erkenne und mit Aufgebung alles eigenen Willens 
und eigenen Nutzens ihn vollziehe. Verlangt map. etwas ande- 
res, etwas vermeintlich Sittliches von ihm, was der Selbstsucht 
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des Staates nioht angemeBsea wäre, so verlaiigt man also yiel- 
mehr von ihm eine Unsittlichkeit, nämlich eine Treulosigkeit, 
einen Yerrath an den ihm anvertrauten Interessen. Ein Liebes* 
band der Wohlthätigkeit zwischen den Staaten ist somit schlecht- 
hin unmöglich und der Natur der Dinge widersprechend. 

Diese moralische Person, die wir Staat nennen, ist aber 
zugleich eine souveräne Person. Sie ist selber nur ihr Zweck, 
d. h. der Wille dieser rechtlichen Ordnung mit Bezug auf alles 
ihr Untei^ebene ; aber sie ist schlechthin ungebunden und un- 
beschränkt mit Bezug auf alles was ausser ihr vorhanden isi 
Als Bedhtsordnung dieses bestimmten Volkes muss der Staat 
vollkommen unabhängig sein von jedem ausser ihm vorhandenen 
Willen oder Gesetze; sonst wäre dem Volke die Möglichkeit 
verkümmert, sich nach den in seiner Eigenart liegenden Bich- 
tungen zu entwickeln und eine seinem inneren Wesen entspre- 
chende Eechtsordnung zu bewahren, d. h. das Volk wäre unfrei. 
Das soll aber und darf nicht der Fall sein. Der Staat kann 
sich abo niemals einer Eechtsordnung wie überhaupt keinem 
Willen ausser ihm unterwerfen. 

Mithin ist der Zustand, der zwischen den Staaten obwaltet, 
ein vollkommen rechtloser. Um die Uebel dieses Zustandes zu 
beseitigen, ist es von jeher der Traum der Wohlmeinenden ge- 
wesen , es müsse sich auf irgend eine Weise doch eine Art we- 
nigstens von Bechtszustand zwischen den Staaten herstellen las- 
sen. Viele lassen sich dabei durch eine falsche Analogie ver- 
leiten, in welcher die Staaten und die einzelnen Personen mit- 
einander verglichen werden. Auch die Einzelnen, so meint 
man, hätten früher das Fehderecht gegen einander geübt und 
sich im Verhältniss der Nothwehr zu einander befanden ; dann 
aber sei eine öffentliche Gewalt über ihnen errichtet worden, 
die nun das Becht verwalte und auch genügende Macht habe, 
um den Bechtsspruch durchzusetzen, so dass nun jede gewalt- 
same Selbsthilfe verhindert oder gestraft werde. Warum also 
sollte dasselbe nicht bei den Staaten stattfinden können, die 
zwar auch bis jetzt noch in dem unvollkommenen Zustande eines 
nicht gesicherten Bechtszustandes existieren, aber doch unmög- 
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lieh in diesem Ziistande der BechÜosigkeit mit seineii bittem 
Folgen des Krieges und der heimlichen Bänke ihre wahre Be* 
Stimmung finden können? So, meint man, müsse es auch ein 
Becht und einen Gerichtshof für die Thätigkeit der Staaten ge* 
ben und eine zwingende Gewalt gegen den Ungehorsamen , um 
die Ausführung des rechtlichen Urtheils sm sichern, oder es 
müsse wenigstens zu diesem Ziele hin eine Annäherung in's Un* 
endliche stattfinden und die Menschen müssten handeln, ab ob 
dieses Ziel erreichbar wäre. 

Aber leider, so wohlmeinend diese Ansicht ist, so verkehrt 
ist sie, und so naheliegend jene Analogie, so oberflächlich ist 
sie auch. Die Analogie zwischen den Einzelnen und dem Staate 
ist Yorhanden: sie sind nämlich beide Personen und wollende 
Wesen. Aber es ist auch ein Unterschied zwischen ihnen, und 
zwar kein zu' übersehender, yielmehr grade in der hier yorlie« 
genden Beziehung ein durchgreifender Unterschied. Der Ein- 
zelne nämlich ist schon yon Natur und ohne allen seinen Wil- 
len und seine Wahl Unterthan einer rechtlich geordnetisn Ge- 
meinschaft; der Staat aber kann niemals Unterthan sein, auch 
wenn er es wollte und möchte, ohne dass er sich yollkommen 
aufgäbe und aufhörte ein Staat zu sein. Eine Bechtsordnung 
mit zwingender Gewalt, der die Staaten unterworfen wären, 
wäre selber ein Staat, und die ihr unterworfenen Staaten wären 
nun yielmehr keine Staaten mehr , sondern Unterthanen. Statt 
der yielen Staaten hätten wir somit einen Uniyersalstaat, und 
der kann doch und soll nicht sein. *Mit ihm yerschwände alle 
Freiheit yon der Erde, und für das Menschengeschlecht bliebe 
nichts anderes übrig , als die gemeinsame Fäulniss und Verwe- 
sung in dem für alle gljeichen Verderben. 

l^un und nimmer kann sich also ein Staat einem Bechtsur^ 
theil unterwerfen. Was er zu thun oder zu lassen hat, kann 
er allein wissen. Von einer Anforderung an Menschen und yon 
einer Aufgabe für den sittlichen Willen kann hier gar nicht die 
Bede sein. Denn der Staat ist es, der hier zu handeln hat, und 
die Personen sind nur seine beauftragten Vertreter. Der Staat 
ist das schützende Gefass für die Heiligthümer der Kation. Alle 
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seine Institationen tragen das Gepräge der geistigen Eigenthüm- 
lichkeit des Volkes; von diesem Quell lebendiger Bewegung 
aus strömt ihm die Kraft aUer Weiterbildung und alles Fort^ 
Schritts zu. Das Keil des gesammten Volkes, das Heil der 
Menschheit liegt daran, dass diese Entwicklung selbstständig 
und ungehindert vor sich gehe. Wer da hineinreden wbllte, 
wer die innerlich fortschreitende Bechtsbildung unterbrechen 
oder dem Staate eine dem Geiste des Volkes fremde Eechtsord* 
nung aufladen möchte, müsste mit dem Aufgebote der letzten 
Kraft zu Boden geschlagen werden. Was dem Staate frommt 
und was er bedarf, um sich die natürlichen Bedingungen für 
solche Selbsterhaltung und innere Fortbildung zu sichern , kann 
kein fremder Verstand, das kann nur der Staat selber beurthei« 
len, und niemals könnte er sich dem fremden Urtheil unterwer- 
fen. Kann er diese Bedingungen der Selbsterhaltung und inne- 
ren Freiheit nur auf Kosteh. des anderen Staates erlangen, so 
hilft kein weiteres Bedenken und keine Bücksicht; der Staat 
darf nicht untergehen und nicht sinken , und um das zu verhü- 
ten , muss das Aeusserste auch gegen jeden Fremden versucht 
und unternommen werden, ^o vollzieht sich die Entwicklung 
der Staaten und das Geschick der Menschheit in lebendiger Be- 
wegung. Erlahmen müsste an der unwiderstehlichen Gewalt 
der hier wirkenden Kräfte der Arm, der ihnen durch künstliche 
Veranstaltungen Einhalt thun möchte. 

Der Staat ist nicht als IJnterthan geboren, er kann es des- 
halb auch niemals werden. Selbst die einzelnen Menschen, trü- 
gen sie nicht schon von Natur den Zwang in sich, in der Ge- 
meinschaft zu leben und der rechtlichen Ordnung derselben un- 
terworfen zu sein, könnten niemals zum Eintritt in eine solche 
Ordnung gezwungen oder aus freiem Antriebe bewogen werden, 
weil sie selber ja ebensowohl die Organe als die Objecto des 
Zwanges bilden müssten und die Möglichkeit der unabhängigen 
Existenz nicht nur das Streben , sondern auch die sittliche Ver- 
pflichtung, sich in derselben zu behaupten, mit sich bringt. 
Um so mehr ist es vollkommen widersinnig, von dem freige- 
bomen Staate zu fordern , dass er sich dem Zwange füge , wo- 
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fem man ibm nicht zugleich die Mittel der Existenz, d. h. seine 
Macht, sich. in staatlicher Unabhängigkeit zu erhalten, vorher 
schon entzogen hat. 

Die innere Widersinnigkeit des Frojectes prägt sich in der 
äusseren Unmöglichkeit ans, es zn realisieren. Thatsächlich — 
das wird man doch wohl zugeben müssen — sind die Staaten 
nicht grossmüthig, nicht mildthätig, nicht rücksichtsroli und 
zartfühlend, sondern durch und durch eigennützig und trotzig 
und gar nicht im Stande, sich für fremdes Wohl, sondern immer 
nur für das eigene zu begeistern. Wo will man denn da nun 
einen Bichter über Staaten herbekommen ? Jeder Staat ist selbst 
Partei ; denn es geht bei jedem um sein eigenes Wohl und Wehe, 
wenn über einen anderen Staat gerichtet wird. Wie kann das 
eine Eechtsordnung heissen, wo der Eichter parteiisch ist? 
Jeder Privatmann aus jedem Volke nimmt Partei für sein Yolk 
imd seinen Staat und steht mindestens in dem wohlbegründeten 
Verdacht, dass er ein unparteiisches Urtheil zu fällen nicht im 
Stande sei. Wem kann man zumuthen , sich solchem Eichter- 
spruche zu unterwerfen ? Und wie in aller Welt soll denn ein 
Bechtsbuch geschaffen werden, welches die Normen für die 
Action der Staaten festsetzen könnte , wenn jeder doch nur die 
Bestimmungen zulässt, die ihm vortheilhaft sind? Und wo soll 
eine zwingende Gewalt herkommen, um dem Bechtsspruche die 
Ausführung zu sichern, wenn doch ein Staat nur durch andere 
Staaten gezwungen werden kann, diese aber nur im Stande sind, 
ihrem Interesse zu dienen, und dem Bechtsspruche augenblick- 
lich ihren schützenden Arm entziehen, sobald es ihrem Interesse 
widerspricht , dass er durchgeführt werde ? Und wie Hesse sich 
gegen einen Staat Zwang üben als durch den Krieg , den zu be- 
seitigen doch gerade die Bechtsordnung über den Staaten einge- 
richtet werden sollte? Oder glaubt man, dass künftighin die 
Völker ihre Unabhängigkeit nicht mehr lieben werden, oder dass 
künftig auch ein kleiner Staat es nicht mehr wagen wird, im 
Bewusstsein, dass für ihn alles auf dem Spiele steht, Wohlfahrt 
und Dasein, Freiheit und Ehre, sich gegen eine Welt in Waf- 
fen und gegen den Bund vieler anderer Staaten so lange zu ver- 
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theidigen, ab es irgend möglich ist? Nein, dieser Traum yon 
einer Eechtsordnung über und zwischen den Staaten ist ein 
wüster und widersinniger Traum, aus der Feigheit und falschen 
Sentimentalität geboren und nur durch den Missbrauch der Worte 
und durch schwebende unklare Yorstellungen mit einem Schein 
Ton Realisierbarkeit und Yemünftigkeit umkleidet 

Wären die Verhältnisse zwischen den Staaten wirklich 
rechtlich geordnet , so würde die Eolge sein, dass die vorhande- 
nen Btaatenbildungen in alle Ewigkeit conserviert werden müss- 
ten. Denn wer könnte ernstlich an Niedlichen Austausch von 
Land und Land zwischen den Staaten denken? Oder wer kann 
sich vorstellen , dass irgend ein Paragraph irgend eines Bechts^- 
buches jemals darüber vernünftige Bestimmungen festsetzen 
könnte, dass dieser Staat unter diesen Umständen sich dieses 
Besitzes unwürdig gemacht und der andere diesen Besitz anzu- 
treten hätte u. dergl. m.? Solche Fragen werden thatsächlich 
durch das TJebergewicht der Macht, eventuell durch den Ausgang 
des Krieges entschieden. Nähme man diesen Processgang, der 
doch kein rechtlicher ist, hinweg, so bliebe nur übrig, die Staa- 
ten in ihrem Besitz für ewig zu conservieren ; dies Ideal des ewi- 
gen Friedens läuft also auf eins und dasselbe hinaus mit dem Sy- 
stem der Legitimität, wonach der überkommene historische Be- 
stand der absolut rechtliche ist und eine unverbrüchliche Schranke 
bildet für alles menschliche Streben nach Verbesserung. Das Le- 
gitimitätsprincip , wie es unter dem Einfluss ultramontaner Ten- 
denzen sich gestaltet hat, trifft nicht bloss zufälligerweise voll- 
kommen zusammen mit den revolutionären Träumen der Friedens- 
freunde. In der That, wie diese sich auch nennen mögen, Quäker 
und Calvinisten, Kosmopoliten und ültrarevolutionäre, sie arbei- 
ten im Dienste der Ultramontanen für deren Tendenzen und sogar 
für ihre Theorien. Aber leider, diese Legitimität setzt unter dem 
Schein des Eechts das äusserste Unrecht Sind denn die vorhan- 
denen Staatenbildungen so vollkommen, dass sie nicht angetastet 
werden dürften ? Soll denn, während alles Menschliche im Flusse 
und ewiger Wandelung ist, gerade dies, der Zufall dieser Staaten- 
bildungen^ für ewig vor der Veränderung geschützt sein und der 



t. Staaten als souTerftne moraliacfae Personen. 27 

Wille y der nach dem Besseren und dem ITnentbehrlichen strebt, 
hier eioh nicht bewähren dürfen? Die Lehre ist ganx conse« 
qoent von der Yoranssetznng aus, dass alles was besteht auch 
in dieser seiner endlichen und unTollkommenen Form durch den 
Willen Gottes besteht und göttliche Autorität hat, dass es so- 
mit den Willen sittiich bindet, und das Bestehende anzutasten 
eine Sünde , ein unsittlicher Frevel ist. Wer diesen Aberglau- 
ben nicht theilt, der muss auch auf diesem Gebiete die rastlose 
Weiterbildung fordern, und kann also einen Bechtszustand, der 
allem Fortschritte Halt gebieten müsste, nur als gegen das Heil 
der Menschheit gerichtet ansehen. 

Wie das Streben, das gegenseitige Yerhältniss der Staaten 
unter rechtliche Gesichtspunkte zu stellen, zum System der Le- 
gitimität führt, so ist auch die Lehre, dass die Staaten zu einan- 
der in sittlicher Verpflichtung stehen, nur aus dem Ultramon- 
tanismuB, d. h. der consequenten Form der Theokratie, verständ- 
lich. Danach soll nämlich nicht bloss das Ideal festgehalten 
werden, dass das Geistliche, das Streben nach dem höchsten 
Gute , die grösste Macht im Gemüthe jedes einzelnen Menschen 
habe oder erlange , sondern es soll die Anstalt, welche dazu er- 
richtet ist, dieses Streben unter den Menschen zu erhalten und 
anzufachen, weil sie unter allen irdischen Anstalten den höch- 
sten Zweck hat, auch unter allen die höchste physische Macht 
haben und alle andern beherrschen. Der Unterschied dessen, 
was selbst positiv menschlicher Zweck und was nur Bedingung 
für diesen Zweck ist, wird grundsätzlich aufgehoben; die Me- 
thoden des Bechtssystems , welche nur zur Wahrung der Bedin- 
gungen der menschlichen Bestimmung geeignet sind, werden 
auch auf diejenigen Gebiete der Thätigkeit ausgedehnt, welche, 
weil sie ihrem Begriffe nach allein durch die freie Gewissens- 
entsohliessung zu gestalten sind , von üinen frei bleiben sollten. 
Die Menschen werden auch auf dem sittlichen und religiösen 
Gebiete, wo es sich unmittelbar um das Yerhältniss zu Gott han- 
delt, als unmündige und unselbstständige Wesen durch äusse- 
ren Zwang geleitet, und das sittliche Yerhalten besteht in einem 
äoBseren Ihun, in guten Werken^ die von den Yertretem der 
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äusseren Institation, die allein den Zugang zum höchsten Gute 
erö£fhen kann , gerathen oder hefohlen werden. Von dieser In- 
stitution aus wird auch der Staat beherrscht, damit er das Eeich 
Gottes in ihrem Sinne fördere. Wenn alle diese Yoraussetzun« 
gen gelten, so kann allerdings der oberste Priester allein beur- 
theilen, was in jedem Falle dem Beiche Gottes dienlich ist, -^ 
es ist nämlich immer dasselbe, was ihm und der von ihm ver- 
tretenen Institution dienlich ist, — und was demnach der Staat, 
der dann wie jede andere Person an die göttlichen Gebote in 
priesterlicher Interpretation gebunden ist, auch in seinem Ver- 
hältnisse zu andern Staaten zu leisten hat. In demselben ober- 
sten Priester ist dann auch der Schiedsrichter von allgemein an- 
erkannter Autorität gegeben, von dem bei ausgebrochenen Streit- 
fragen die rechtliche und sittliche Lösung mit voller Kraft und 
Geltung aufgestellt werden kann. Dem ultramontanen Stand- 
punkt gelten daher mit Eecht die Zeiten des Mittelalters als ein 
Ideal, wo eine solche Unterwürfigkeit der Staaten unter das 
Gebot des Papstes zuweilen annähernd vorhanden war. Wer 
aber Beherrschung der Gewissen durch priesterliche Gewalt für 
etwas Verkehrtes hält; wer da will, dass der Staat als die 
äussere Bechtsordnung sich nach seinen eigenen inneren Prin- 
cipien entwickle; wer bei aller Ehrfurcht für das Geistliche 
und eben wegen dieser Ehrfurcht die sorgfaltige Scheidung zwi- 
schen weltlichen und geistlichen Dingen, zwischen rechtlichen 
und sittlichen Verhältnissen, zwischen dem was der freien Ent- 
schliessung und dem was dem äusseren Gebote anheimzustellen 
ist, für das Vernünftigere hält: der muss auch wollen, dass 
die Action der Staaten von allen dem Begriffe des Staates fremde 
artigen Gesichtspunkten befreit bleibe, und dann wird man 
auch die aus solcher Selbstständigkeit des Staates etwa er- 
wachsenden TJebel als die unvermeidliche Bedingung des Wachs- 
thums der Menschheit in rechtlicher und sittlicher Freiheit hin- 
nehmen. 

So liegen denn also die Dinge, dass zwischen den Staaten 
jede rechtliche und sittliche Verbindung unmöglich ist, dass nur 
bei der äussersten Verkennung des staatlichen Wesens und des- 



2. Staaten als soaverilne moralische Personen. 29 

Ben was Freiheit und Menschenwürde fordert, an die Herstel- 
lung einer solchen Verbindung gedacht werden könnte, dass 
dieselbe aber durch die Natur der Dinge schlechthin ausgeschlos- 
sen wird. Denn dächte man sich auch im Frincip solche Ver- 
pflichtung des Staates aufgestellt und anerkannt, der Staat bliebe 
immer mächtig genug, um sich ihr in jedem Augenblicke zu ent- 
ziehen, wo es ihm sein Interesse zu gebieten schiene. Gesetzt 
man nennte diese Handlung des Staates, sich einer übemomme«* 
nen Verpflichtung zu entziehen, böse und sündhaft: wer wollte 
denn den Staat an einer solchen Handlung hindern oder wer ihn 
dafür strafen? Etwa die anderen Staaten, die das doch nicht 
könnten, weil sie dabei zum Kriege schreiten und ihre Exi- 
stenz auf's Spiel setzen müssten, oder wenn ßie es auch könn- 
ten, es vielleicht nicht wollten, weil sie den gleichen „bösen" 
Willen haben oder dabei ihren eigenen Vortheil sehen? Man 
wäre also immer nur auf den guten Willen des Staates hinge- 
wiesen, der doch sehr problematisch ist und durchaus keinen 
sichern Verlass ermöglicht. Weit eher kann man sich jedenfalls 
auf seinen bösen Willen verlassen, und auf diesen muss man 
sich daher einrichten, um von ihm nicht geschädigt zu werden, 
wenn er doch, was immer möglich bleibt, sich an übernommene 
Verpflichtungen oder an die Gebote des Eechtes und der Pflicht 
nicht kehren wollte. 

Dass der Grundsatz : eine moralische Person kann kein Un- 
recht thun, auch vom Staate gilt, ist jedermann von selber klar. 
Geradezu komisch ist es, dem Staate Verbrechen oder gar Sün- 
den zuzuschreiben. Da halten sich nun die Leute, um ihren 
Unwillen auszudrücken , wenn durch feindselige Acte von Staat 
zu Staat ein Bruch der bestehenden Verhältnisse begangen wor- 
den ist, an die Bevölkerung des Staates oder an die Staatsmän- 
ner und Fürsten, welche die Action des Staates vertreten, und 
statt zu untersuchen, ob sie mit Geschicklichkeit und Verstand* 
niss das Interesse ihres Staates wahrgenommen haben, klagen 
sie über den verbrecherischen Willen dieser Menschen , welche 
ünfirieden und Verwirrung stiften, welche Kechtsbruch, Treu- 
losigkeit und Betrug üben, bei denen Macht vor Becht geht, 
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oder die in freyelhaftem üebermuth das Blut von Tausenden auf 
den Sohlachtfeldem yergiessen. Man kann diesen populären 
Unwillen y der sich nur naiv au die Person statt au die Sache 
hält, wohl verzeihen, wenn er sich gegen das Volk oder äea 
Staatsmann des feindlichen Staates wendet; denn da ist er nur 
die Torstellungsmässige Form für den Hass gegen den feindseligen 
Staat und sein Interesse. Aber ein sicheres Zeichen der Ter- 
derbniss ist es, wenn man auch för die vom Staatsmann des eig- 
nen Volkes vertretene Thätigkeit des Staates^ sofern sie wirklich 
sich mit dem Interesse des Staates deckt, die zufallige Person 
des Staatsmannes mit ihren Launen und Stimmungen oder eigen- 
nützigen Bestrebungen verantwortlich macht, statt die innere 
Nothwendigkeit seines Handelns einzusehen; denn diese Noth- 
wendigkeit soll im Wesentlichen mit instinctiver Sicherheit von 
jedem Büi^r dieses Staates eingesehen werden. 

Das also ist das wirkliche Verhältniss der Staaten zu einan- 
der, dass jeder von jedem andern sich der Zufügung der gross- 
ten üebel versehen muss, nicht bloss weil ein böser oder verbre- 
eherischer Wille Einzelner immer möglich ist und es kein Organ 
des Gerichts oder der Strafe giebt, sondern weil man sicher sein 
kann, dass das Interesse des fremden Staates endlich doch ein- 
mal dem eigenen Interesse feindlich werden und diese Feindse- 
ligkeit in dem Thun eines Staatsmanns seinen Ausdruck finden 
wird rein wegen der Natur der Dinge, und weil Staaten zwar 
Personen sind, aber weder ein rechtliches noch ein sittliches 
Band ihres Willens anerkennen können. Damit ist allerdings 
ein Verhältniss gegeben , das ganz andrer Art ist als es sich in 
der gewöhnlichen Vorstellung abspiegelt. Nur lächerlich kann 
demjenigen, der die Wirklichkeit der Dinge im Auge behält, 
dieser Traum erscheinen von einem Zustande , wo die Staaten 
auf Erden ein Liebesband umfängt, wo zwischen den Völkern 
eine herzliehe Eintracht und brüderliche Zuneigung herrscht, wo 
jeder sich lieber etwas abzieht und versag, als dass er dem lie- 
ben Nachbarn eine Unannehmlichkeit oder einen Verdross berei- 
tete, und wo ein gehässiger Störenfried, der diese liebliche Har^ 
monie zu durchbrechen unternähme, durch die blosse Drohung 
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der anderen, die tugendhaft nnd rechtlich gesinnt fein brüder- 
lich zusammenhalten, nnd durch die Scham, ein so schönes Ter* 
hältniss stören zu wollen und so hartem Urtheil sich auszusetzen, 
gleich bekehrt und von seinen bösen Absichten zurückgebracht 
werden würde , nm versöhnt von den lieben Brüdern wieder in 
die verzeihenden Arme geschlossen zu werden. So hübsch still 
und bürgerlich geht es unter den Staaten nicht zu. Ton den 
äusseren Verhältnissen der Staaten gilt erst recht das Wort des 
Cosmus von Medicis : Staaten regiert man nicht mit Paternoster- 
beten. Jener weichliche nnd üppige Traum einer verzärtelten 
Phantasie wird nie wirklich werden. Sondern so wenig der 
Wolf und das Lamm , der Tiger und das Bind jemals in dieser 
irdischen Wirklichkeit friedlich zusammen weiden werden, so 
wenig wird jemals zwischen den Staaten brüderliche Eintracht 
und herzinnige Liebe herrschen. Jeder Staat ist vielmehr jedem 
andern von Natur als Gegner an die Seite gesetzt; und der Sinn 
davon ist klar genug: jeder stachelt und spornt den anderen 
durch sein blosses Dasein zu den grössten Anstrengungen, sieh 
ihm gegenüber zu behaupten, und damit in aller Weise vollkom- 
mener zu werden und seine Bürger besser zu machen. 

3. Zwischen verschiedenen Staaten herrscht von 

Natur der Streit. 

Der Staat ist nach aussen ein ungebändigter, ungezügelter 
Wille der Selbstsucht. Da es für ihn keine sittliche Pflicht, 
k^ne Bechtsordnung giebt, der er zu gehorchen hätte, so dient 
er nur seinem Nutzen, und weil jeder Staat das thut, so gera- 
then die Staaten nothwendig in einen unablässigen und auch nach 
scheinbarer Unterbrechung doch immer sich erneuernden Conflict, 

Denn der Staat hat zunächst die Interessen seiner Angehö- 
rigen zu schützen, welche zum Theil auch die seinigen sind; 
zugleich aber hat er für sich seine eigenen Literessen , die ihm 
gebieten, das für sein Bestehen Nützliche zu holen wo er es 
findet Das von einem Volke bewohnte Territorium, über wel* 
ches sich die Macht eines Staates zunächst erstreckt, ist doch 
keine absolute Schranke für die Staatsthättgkeit. Wie jede Ab- 
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theilung der Mensohheit in normaleT Entwicklung dahin strebt, 
ihr Arbeitsgebiet so weit wie möglich auszudehnen und die na- 
türlichen Stoffe, welche durch die umformende Arbeit in für 
menschliche Zwecke brauchbare Dinge umzuwandeln sind, auf 
dem ganzen Erdkreise zu suchen: so ist es zugleich auch des 
Staates Streben, seine TJnterthanen in solcher Ausdehnung ihres 
Arbeitsgebietes zu schützen, andererseits aber für sich die Aus- 
dehnung seiner Macht über solches Territorium zu gewinnen, 
welches durch die dasselbe auszeichnenden Naturgaben irgend 
einem Mangel des heimischen Gebietes abzuhelfen im Stande 
ist. Die äussersten Entfernungen auf unserem Planeten aber 
sind noch relativ benachbart, und auch solche Staaten, die in 
keinem Punkte an einander grenzten, könnten sich doch an 
irgend einem Punkte der Erdoberfläche so begegnen, dass ihre 
Interessen mit einander stritten und einer dem andern weichen 
oder beide sich mit einander vertragen müssten. XJeberall dem- 
nach, wo Güter auf Erden vorhanden sind, die zweien Staaten 
zugänglich sind, können sie zusammenstossen und werden sie 
um so sicherer zusammenstossen, als der Fortschritt der mensch- 
lichen Bildung eine immer weiter greifende Aneignung und Um- 
formung von in der Natur bereit liegenden Stoffen zur Folge hat. 
Indessen, dieser Streit um die äusseren Güter ist es nicht 
allein, was die Staaten gegen einander treibt; vielmehr weit 
ursprünglicher und in seinen Wirkungen weit furchtbarer ist der 
Streit um die Herrschaft, und dieser ist es auch eigentlich, der 
den Streit um die Güter verschärft und verbittert bis zu einem 
Streit um das Dasein. Der Streit um die Herrschaft entbrennt 
überall da, wo Menschen, die sich in ihrem Bewusstsein als ver- 
schiedenartig empfinden, aufeinanderstossen. Denn Menschen 
können gegen einander nicht gleichgültig sein. Bewusstsein 
misst sich an Bewusstsein und deshalb Volk an Volk und Staat 
an Staat. Der Streit um die Herrschaft wird innerhalb des Staa- 
tes in die Bahn des Bechts gelenkt und vom Bechte beherrscht 
und geleitet Innerhalb des Staates sind auch die Gegensätze 
des Bewusstseins weniger stark und von der Gemeinschaft des 
Volks- und Staatsbewusstseins überwogen. In aller Stärke da- 
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gegen walten sie zwischen den Yölkem verschiedener Staaten 
nnd in Folge dessen anch zwischen den Staaten selber. Es ist 
eine rein natürliche Erscheinung; sie tritt am stärksten in den 
Urzeiten des menschlichen Geschlechtes auf, sie wird gemildert 
mit dem Eortschritte der Bildung ; aber sie hört niemals auf und 
bildet eine der Bedingungen für das sittliche Leben der Völker. 
Erst durch den geführten Beweis , dass der andere an Werth und 
Kraft geringer ist, kommt von Natur jeder zum Genüsse seiner 
selbst. Was der Staat und das Volk thut und leidet, das emp- 
findet der Einzelne, als habe er es gethan und gelitten; denn 
das gemeinsame Bewusstsein, das die Menschen im Staate einigt, 
ist ein hinreichend starkes Band , um die Vielen zu einer Art 
Ton gemeinsamer Persönlichkeit zusammenzuschliessen. Völker 
empfinden wie ein einzelner Mensch, und wie bei den einzel- 
nen nimmt das Bewusstsein, durch ausschliessende und unter- 
scheidende Qualitäten von dem anderen gründlich getrennt, et- 
was wesentlich anderes zu sein als er, die Eorm der Gering- 
schätzung, der Abneigung, und kommt ein Streit der Interes- 
sen hinzu, des Hasses gegen denselben an. Denn jeder Unter- 
schied der Qualität wird als ein Unterschied des Werthes emp- 
funden. Jeder hält sich für den Besseren, oder er müsste sich 
verachten. Wenn nun der andere mit gleich stolzem Selbstbe- 
wusstsein sich ihm gegenüber behaupten möchte, so wird der 
Gegensatz des Bewusstseins zu einem Conflict des Willens. Erst 
indem der eine sich zum Herrn des andern, diesen zu seinem 
Knechte macht, hat er die Ueberlegenheit seines Wesens that- 
sächlich erwiesen, und dieser Beweis ist durch den Kampf mit 
den Mitteln physischer Kraft und mit dem Muthe zu führen, 
der sich nicht scheut, alle Güter des Lebens und das Leben sel- 
ber einzusetzen, um sich in der Freiheit seines Selbstbewusst- 
seins zu behaupten. Die Erscheinung ist in der Natur der Men- 
schen gegründet und deshalb unaustilgbar; aller vernünftiger 
Eortschritt in menschlicher Bildung muss dies Gesetz anerken- 
nen und stehen lassen; aber seine Wirkungsweise lässt sich al- 
lerdings einschränken oder modiücieren. Wo innerlich differente 
Völker sind, da ist auch Abneigung zwischen diesen Völkern, 
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ganz abgesehen selbst von der Gefahr, die jedem yon dem an- 
dern droht, und der daraus entspringenden wechselseitigen 
Furcht. Alle Befreundung der Einzelnen in zwei solchen Völ- 
kern durch immer zunehmenden friedlichen Verkehr kann daran 
nichts ändern. Dass ein Volk dem andern abgeneigt ist, dass 
diese Abneigung im Widerstreit der Interessen zum erbitterten, 
tödtlichen Hass wird, diese repulsiye Kraft des Bewusstseins des 
eignen Werthes und des eignen Wesens gehört unabtrennbar 
zur Gesundheit des Volkslebens. Ein Volk, welches das Fremde 
nicht hassen kann, ist ein erbärmliches Volk, unwerth der 
Selbstständigkeit und nur bestimmt, geplündert und beraubt zu 
werden. Es ist ein widerliches Schauspiel, dass ein Volk, wel- 
ches verhöhnt und misshandelt worden ist, „Busse thue" und 
sich schäme, statt mit Einsetzung seiner Existenz entweder den 
Schädiger zu Boden zu schlagen oder mit Ehren zu unterliegen. 

Diesen Hass der Völker auch seinerseits mitzuempfinden, 
dazu ist nun freilich der Staat ausser Stande. Denn der Staat 
ist ein durchaus herzloses Wesen. Aber um so rücksichtsloser 
ist sein Eigennutz, seine Selbstsucht. Die Aufgabe des Staates 
ist, die diesem Volke angemessene Bechtsordnung und damit 
die Bedingungen für die gesammte eigenthümliche Culturent- 
Wicklung des Volkes zu sichern. Dazu benutzt er jedes Mittel, 
welches zum Ziele führt. Der Hass der Völker wird für ihn 
ein solches Mittel zur Sicherung der Heiligthümer des Vaterlan- 
des. Wo ein wirklicher Staat vorhanden ist, der seine Zwecke 
besonnen verfolgt, ohne von den wechselnden Stimmungen und 
Leidenschaften der Menschen abhängig zu sein, da wird nur der 
Streit der Interessen zum wirklichen Conflict führen ; aber der 
Streit um die Herrschaft mit den Leidenschaften , die er erregt, 
wird in solchem Conflict der Staaten die Gemüther der Menschen 
erfüllen und in den Händen des Staates die furchtbarste aller 
Waffen sein, um seiner Macht in Angriff und Abwehr den mög- 
lichst grossen Nachdruck zu verleihen und die Triebe der Men- 
schen für die Zwecke des Staates dienstbar zu machen. 

Dieser Streit der Interessen aber wird immer da sein, und 
mit ihm der unausgesetzte ConJdict. Denn was ist doch irgend 



3. Zwischen Yerschiedenen Staates herrscht you Natnr der Streit 35 

rmf Erden werthyoll, was der Staat nicht in seinem Interesse 
verwenden könnte, wonach er also nicht Begierde trüge! Was 
irgend eine Förderang verheisst, danach trachtet er und mit 
ihm auch der andere Staat, und so ist der Widerstreit auf jedem 
Punkte im Enthrennen. Eecht und Sittlichkeit bindet den Wil« 
len des Staates nicht. Nur eines ist es, was den Staat in sol- 
chem Trachten hindert, nämlich die Furcht vor fremder Macht 
Nur dem Schwachen gegenüber ist ein Staat dreist und erlaubt 
sich was ihm gefällt ; dem Starken gegenüber zwingt ihn Sorge 
und Furcht sich zurückzuhalten; denn der entbrannte Kampf 
wäre von ungewissem Ausgang , und unzweifelhaft nur die Ge- 
fahr fär Gedeihen und Dasein. Darum sind alle Verhältnisse 
der Staaten auf die Spitze des Schwertes gestellt; nur die Macht 
entscheidet, nur der Starke kann bestehen, und der Schwache 
ist schon um der blossen Schwäche willen zum Untergange be- 
stimmt. 

Um die gegenseitige Lage der Staaten recht zu verstehen, 
muss man die Consequenzen daraus vollständig zu ziehen wis- 
sen, dass Staaten über sich keinen geordneten Eechtszustand 
haben, dass sie also in dem sogenannten Naturzustand einander 
gegenüber stehen. Denken wir uns zunächst, über den Staaten 
fehlte es nicht an einem anerkannten Bechtsgesetze : so würde 
doch jedenfalls die garantierende Macht fehlen. Jeder müsste 
also in jedem Augenblicke bereit sein, alles was zu den unent- 
behrlichen Voraussetzungen seiner Existenz und seines Gedei- 
hens gehört, selber zu schützen. Denn auf den rechtswidrigen 
Willen des Nachbarn muss man immer gefasst sein. Der an- 
dere hat aber eben so wenig Garantie gegen mich, als er mir 
bietet, und muss sich ebenso zu mir verhalten, wie ich zu ihm. 
Wächst dea andern Macht , so wächst auch die Versuchung mir 
zu schaden und die Schwierigkeit für mich ihm zu widerstehen. 
Der Gefahr muss man vorsichtig begegnen. Man muss also die 
eigne Macht auf jede Weise zu vergrössem, die fremde auf jede 
Weise zu verkleinem suchen. Alle Pflicht der Liebe hat ihre 
Schranken an der Pflicht der Selbsterhaltung. Mithin kann von 
sittlichem Handeln, von Wohlwollen, Gerechtigkeit nur die 
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Bede sein, wo ein garantierter Rechtszustand vorhanden ist. 
Der Zustand der Nothwehr schliesst jede Eücksicht aus und ist 
ein Ejieg aller gegen alle, wenn nicht der Krieg offener Ge- 
waltthätigkeit, der latente Krieg der List und Vorsicht. Ein 
Hecht ohne Garantieen ist gar kein Becht. Also schon wegen 
des Mangels einer garantierenden Macht sind die Staaten im Zu- 
stande des unausgesetzten Krieges gegeneinander. 

FreiHch nimmt mit der Cultur auch die Gemeinsamkeit der 
Interessen zwischen den Staaten zu. Aber leider wächst mit 
den Fortschritten eines Volkes auf materiellem und geistigem 
Gebiete auch die physische Kraft des Staates, die Macht und 
die Versuchung dem andern zu schaden, die Ansprüche auf Gel- 
tung und TJebergewicht; mithin kann der Wettstreit der fort- 
schreitenden Culturarbeit zwischen den verschiedenen Staaten 
auch bei noch so hoch gesteigerter Gemeinsamkeit der Interes- 
sen nicht dauernd ein friedlicher sein. Der Conflict wird also 
immer wieder von Neuem ausbrechen. 

4. Der Staat ordnet seinVerhältniss zu anderen 
Staaten aus Bedürfniss des Friedens. 

Wenn man, weil die Staaten keine Eechtsordnung in stren- 
gem Sinne für sich anerkennen können, die Vorstellung fest- 
hielte, die Staaten hätten von je in einem vollkommen unge- 
ordneten Zustande brutaler Wildheit gegen einander gestanden, 
so wäre man in grossem Irrthum. Der Staat ist intelligenter, 
zweckmässig sich bestimmender Wille, und für die mangelnde 
Eechtsordnung schafft er sich aus kluger Selbstsucht einen Er- 
satz, der wenigstens das Nothdürftigste zu leisten vermag. 

Die unausgesetzte Möglichkeit des Conflictes und der Zu- 
stand des beständigen Bedrohtseins, noch mehr aber die von 
Zeit zu Zeit wiederkehrenden Ausbrüche thatsäohlicher Feind- 
seligkeit sind ganz so wie für die einzelnen Menschen auch für 
die Staaten ein wesentliches Hindemiss ihren Zweck zu errei- 
chen. Denn offenbar muss erstens ein grosser Theil aller Kräfte 
des Staates dazu verbraucht werden , um in jedem Augenblick 
bereit zu sein, seine Interessen dem Willen des anderen Staates 
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gegenüber mit Gewalt durchzusetzea, vor fremder Gewalt sich 
zu schützen und durch die vorhandene Macht den andern yon 
dem gewaltsamen Angriff zurückzuschrecken; alle diesem Zwecke 
dienenden Kräfte werden aber den andern Zwecken des Staates 
entzogen. Zweitens aber, jeder gewaltsame Conflict zerstört 
der Menschenleben und der Güter so viele, dass selbst in dem 
günstigen Falle eines glücklichen Erfolges der Verlust leicht den 
Gewinn für die Sicherheit und das Gedeihen des Staates über- 
wiegt. Es liegt also im Interesse des Staates , dass er Frieden 
habe. 

Um Frieden zu haben, .muss sich aber der Staat beschei- 
den; er darf dann nicht alles verlangen, was ihm nützlich sein 
könnte, am wenigsten das, was schon im Besitze eines andern 
Staates ist oder was er nur gegen den Willen eines anderen Staa- 
tes erringen könnte. Hat der Staat das Bedürfniss des Friedens 
und kann er den Frieden nicht auf andere Weise bewahren , so 
muss er den anderen in seinem Besitze und seinem Bestände 
achten, so lange dieser den seinigen achtet. Es ergiebt sich 
daraus ein Zustand der Buhe zwischen Staaten, der zunächst 
nur auf einer äusseren thatsächlichen gegenseitigen Anerken- 
nung beruht, ohne dass man sich formell gegen einander ver- 
pflichtet hätte, und diese Anerkennung besagt zunächst wei- 
ter nichts, als dass man den anderen für mächtig genug halt, 
um ihn fürchten zu müssen, und darum es vermeidet, mit ihm 
in Conflict zu gerathen. 

Dieser Zustand der Buhe tritt ein, sobald die rivalisieren- 
den Staaten die zu ihrem Bestände und zu der Erreichung ihrer 
Zwecke unumgänglich nöthigen Bedingungen erreicht haben, 
ein genügendes Territorium, um der Bevölkerung des Staates 
die Mittel des Unterhaltes und das Material für fortschreitende 
Arbeit zu gewähren, und zugleich um durch natürlich geschützte 
Grenzen den Angriff des Gegners leicht abwehren zu können, 
eine genügende Menschenzahl, um für die unentbehrlichen Ar- 
ten der Arbeit hinreichende Arme und Kräfte zu besitzen , und 
denjenigen Grad von Beichthum, der die innere Fortentwick- 
lung des Volkes zu höherer Cultur ermöglicht. Aber selbst 
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wenn <4ui diesen Bedingungen das eine oder andere mehr oder 
minder wesentliche Stück mangelt, so würde die Euhe fort- 
dauern, so lange als der andere Staat bereit ist, in friedlichem 
Verkehr das Entbehrte zu liefern, und je umfassender und reich- 
haltiger dieser MedUche Austausch der Güter bei zunehmender 
Bildung vor sich geht, eine desto grössere Gewahr für die Dauer 
des friedlichen Zustandes wird yorhanden sein. Aber freilich 
giebt es für diesen Zustand keine vollkommene Sicherheit. Denn 
in jedem Augenblicke kann der Streit der Interessen Wiederbe- 
ginnen, der so lange geschlummert hat, sobald nämlich vermöge 
der geschichtlichen Entwicklung in einem Staate neue unabweis- 
bare Bedürfnisse aufgetaucht sind, die der eine Staat nur auf 
Kosten des anderen befriedigen kann. Es kann z. B. ein wesent- 
lich ackerbauendes Yolk dahin gelangen, dass ihm für die Eülle 
seiner Producte der Zugang zum Meere nothwendig wird, und 
diesen Zugang müsste es sich etwa mit Waffengewalt erkämpfen. 
Oder die Handelsmacht des einen Volkes wird dem anderen so 
gefahrlich , dass es ihm seine Märkte zu verschliessen gezwun- 
gen ist, uv dergl. mehr. Dies alles in ganz normaler und un- 
tadelhafter Entwicklung, wo der Eigennutz des einen Staates 
dem des anderen widerspricht. Denn von den Fällen der ta- 
delnswerthen Eohheit und Ausartung der Menschen, die nicht 
den Staatszweck vollziehen, sondern ihrer gemeinen Leiden- 
schaft oder einem falschen Eanatismus dienen , sehen wir ganz 
ab, weil das nicht der Katur der Sache angehört, sondern zwar 
das häufig Vorkommende , in der That aber das Zufällige und 
Unbestimmbare ist. Dahin gehören die Kriege der Staaten, wel- 
che aus blosser Eaublust oder Eitelkeit oder sonst aus Gründen 
entspringen, die mit dem Eigennutz des Staates nichts zu schaf- 
fen haben, z. B. aus dem Streben, den eigenen religiösen Glau- 
ben auszubreiten oder die eigene Verfassungsform andern Völ- 
kern aufzuzwingen. Wenn auch in geschichtlicher Wirklichkeit 
die Kriege zwischen den Staaten sehr oft aus solchen verkehrten 
Gründen entsprungen sind, so wird man von der fortschreiten- 
den Gesittung mit Sicherheit erwarten können , dass solche un- 
staatliche Motive mit der zunehmenden Ausbildung der rein 
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Btaatlichea Formen und Thätigkeiten wegfallen und Gonflicte der 
Völker aus solchen Motiven nicht mehr entspringen werden. 
Aber es bleiben gleichwohl rein staatliche Motive für den Con- 
flict der Staaten in genügender Anzahl und Häufigkeit übrig, 
um es begreiflich zu machen, dass der oben geschilderte Zustand 
der Euhe und gegenseitigen thatsächlichen Anerkennung ein 
stets bedrohter und häufig aufgehobener ist; und dass, wenn der 
Staat das Bedürfniss des gesicherten Friedens hat, es anderer 
und dauerhafterer G^antien bedarf, um ihn desselbigen theil- 
haftig werden zu lassen. 

Die Forderung also, dass zwischen den Staaten Verhältnisse 
geschaffen werden, welche die Gewahr eines dauernden Friedens- 
zustandes geben, so weit als dies irgend möglich ist, ist gewiss un- 
abweisbar; aber sie wird gewöhnlich falsch begründet. Sie geht 
keinesweges hervor aus der wesentlichen Einheit des menschli- 
chen Geschlechtes, die über alle volksthümlichen und staatlichen 
Unterschiede hinübergriffe. Denn diese Einheit ist wohl anzuer- 
kennen ; aber sie ist eine transscendente Idee. Für die reine Sitt- 
lichkeit freilich ist sie vorhanden und durch das christliche Prin- 
cip der allgemeinen Gotteskindschaft zur TTeberzeugung des be- 
sten Theiles der Menschheit geworden. Aber sie ist auch nur 
ein Gesichtspunkt des sittlichen Lebens, und für die gegenseiti- 
gen Verhältnisse der Staaten eben deshalb nicht vorhanden, weil 
für Staaten die Gesichtspunkte der Sittlichkeit unmöglich sind. 
Vielmehr, was Veranstaltungen zur Gewähr des dauernden Frie- 
dens nöthig und möglich macht, ist allein das Staatsinteresse, 
welches sich auch dringend genug ausspricht, um weitere Mo- 
tive überflüssig erscheinen zu lassen. 

Solche Veranstaltungen hat denn auch die Natur der Dinge 
von je her in's Leben gerufen , und sie finden sich überall da, 
wo es irgend staatliche Vereinigungen von einiger Ausbildung 
giebt. Und genau so, wie die inneren Verhältnisse der Staaten 
in der fortschreitenden Entwicklung der Menschen immer voll- 
kommener werden und dem Begriffe der Staatsthätigkeit immer 
mehr entsprechen, bilden sich auch diejenigen Listitutionen wei- 
ter, die für das Medliche Zusammenleben der Völker geschaffen 
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Bind. Es ist durohauB nioht wahr, dass diese Institutionen je* 
mals nicht bestanden hätten oder dass irgend wann oder wo, 
etwa in neuerer Zeit und im christlichen Europa, auf diesem. 
Gebiete etwas yollkommen Neues geschaffen worden wäre, was 
nicht vielmehr als eine blosse Fortbildung des geschichtlich aus 
den ältesten Zeiten her XJeberlieferten aufzufassen wäre. Im. 
Oegentheil; wenn man der neueren Zeit seit der'Eeformation 
die ersten systematisch ausgebildeten Theorien über die interna- 
tionalen Verhältnisse verdankt, so sind doch diese auch mit- 
schuldig an der Ueberspannung der rechtlichen Gesichtspunkte, 
die durch ihren widerstaatlichen und widergeschichtlichen Cha- 
rakter das öffentliche Leben mit Verkümmerung und Verderb- 
niss bedrohen, und neben manchen an die realen und überlie- 
ferten Verhältnisse anknüpfenden gesunden Bestrebungen, die 
nicht ohne Erfolge geblieben sind , machen sich die unvernünf- 
tigsten Ansprüche geltend, die allen Fortschritt des Staatslebens 
in Frage stellen. Man muss nicht alles, was die zunehmende 
Humanität und Gesittung der Privaten auch für mehrere Staaten 
gemeinsam und von Staat zu Staat geleistet hat, fiir Fortschritte 
des internationalen Lebens ansehen, sondern dafür kommt eigent- 
lich nur in Betracht, was sich in der Führung der politischen 
Geschäfte verändert oder verbessert hat. Dessen aber ist in der 
That zwar nicht wenig, jedoch bei weitem nicht so viel, dass 
man die neueren Zeiten so sehr rühmen dürfte, als hätten sie 
hier gewissermassen von vorne angefangen. 

Soll es besser werden, so muss Klarheit herrschen, und 
man muss genau wissen, um was es sich handelt. So Viele 
meinen wirklich etwas Neues und VTerthvoUes zu sagen, was 
die menschlichen Verhältnisse zu fördern vermöchte, und wär- 
men doch nur die alte Seichtigkeit des Kosmopolitismus wieder 
auf, wie er sich im Alterthum in den unwissenschaftlichen 
Phrasen der Stoiker und bei den Neuen zuerst in der tendenziö- 
sen Dogmatik der Jesuiten ündet. So viele dünken sich höchst 
edel und vornehm, wenn sie vom Menschheitsstaate, von der 
unverbrüchlichen Heiligkeit des Eechtes reden und die Katego- 
rieen des Eechts und der Sittlichkeit auf Gebiete anwenden, wo 



4. Der Staat ordnet sein Yerhültniss zu anderen Staaten. 4i 

sie schlechterdings widersinnig werden. Es ist durchaus noth- 
wendig y solchen Irrthümem, die eben nicht bloss theoretische 
Denkfehler bleiben , sondern weil sie so ausserordentlich schein- 
bar und anmuthend sind für die Instincte der gemeinen Men- 
schennatur, den leichtesten Eingang finden und nach einem 
praktischen Einfluss auf die Gestaltung der äusseren Lebens- 
verhältnisse der Völker streben , die Köpfe verwirren und das 
Geordnete zerrütten, mit aller Entschiedenheit entgegenzutre- 
ten. Allerdings ist es leichter und bequemer, der herrschen- 
den Yorstellungsweise sich anzaschliessen und das dem Unüber- 
legten "Wohlklingende, der Eigenliebe Schmeichelnde, wohl 
auch einem falschen Idealismus Zusagende auf Kosten einer nüch- 
ternen Auffassung der Wirklichkeit herauszustreichen. Aber 
man soll, auch auf die Gefahr hin überall anzustossen, der herr- 
schenden Lieblingsmeinung ohne Scheu widersprechen, wo es 
der Sache frommen kann und die Wahrheit es gebietet. 

Zwischen den Staaten muss nothwendig so viel als möglich 
Friede sein; der Oonflict thatsachlicher Gewalt muss die Aus- 
nahme sein , und jener fortwährende Zustand des latenten Krie- 
ges, in welchem jeder den anderen nach Kräften schädigt, muss 
sich thatsächlich dahin umwandeln, dass die Staaten, um mit 
und nebeneinander zu bestehen und zu gedeihen, sich auch 
wieder gegenseitig fördern. Liefe die nicht zu beseitigende 
fortwährende Möglichkeit des Krieges in einen fortwährenden 
wirklichen Krieg aus, so müsste das Menschengeschlecht zu 
Grunde gehen, und der Staat mit seiner wilden und unbändigen 
Natur wäre nicht die Bedingung für das Gelingen, sondern das 
Mittel zur Vereitelung aller menschlichen Zwecke. Li eben je- 
ner Natur des Staates, die den Kriegszustand erzeugt, muss des- 
halb auch das Heilmittel liegen , und hat es von je gelegen. Es 
ist von keiner neuen Erfindung die Eede, die etwa Philosophen 
oder weise Leute gemacht haben : sondern durch die Natur der 
Sache ist von je an der Krieg die Ausnahme, der Friede die 
Eegel gewesen , genau wie es heute ist und wie es immer sein 
wird. Die Anstalten , die zu diesem Besultate führen , dass der 
Friede immer einige Zeit lang mit leidlicher Sicherheit gewahrt 
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bleibt, bis eine äusserste Nothwendigkeit den Bouveränen Staa- 
ten das Schwert in die Hand drückt, können nicht rechtlichen 
oder sittlichen Charakter tragen, sondern nur aus dem Egoismus 
der Staaten ihre Kraft und Wirksamkeit schöpfen. Welcher Art 
die so begründeten Veranstaltungen sind, wollen wir im !Fol- 
genden naher untersuchen. 

5. Die für ihren gegenseitigen Verkehr von den 
Staaten anerkannten und innegehaltenen Vor- 
schriften sind der Ausdruck für die Gemeinsam- 
keit der Interessen und tragen den Charakter 

des klugen Egoismus. 

Alle Feindschaft der Staaten geht aus dem Widerstreit der 
Interessen hervor; alle vorübergehende oder dauernde Befreun- 
dung kann im Mangel der rechtlichen und sittlichen Gemein- 
schaft gleichfalls nur aus der Gemeinschaft der Interessen ent- 
springen. Die Gemeinschaft der Interessen aber ist in beständi- 
gem Zunehmen, je mehr die Menschen und mit ihnen die Staaten 
aus dem Naturzustande heraustreten. Jedes Element der Bil- 
dung begründet eine Gemeinsamkeit zwischen den Menschen der 
verschiedensten Staaten , sowohl die höhere geistige Cultur, als 
die äussere materielle GiviUsation. Besonders ist es die in un- 
geheurem Maasstab zunehmende Bewältigung der Natur durch 
die Arbeit und die Ausdehnung des Güteraustauschs, welche 
nicht bloss die Einzelnen aus den verschiedenen Staaten, son- 
dern auch die Staaten selber in die lebhafteste Berührung bringt. 
Die alte Eifersucht schwindet mehr und mehr, seit man einsieht, 
dass was der eine Staat oder seine Bürger auf diesem Gebiete 
gewonnen haben zugleich ein Gewinn für alle Staaten und alle 
Menschen zu werden vermag. Den rechten Yortheil von dem, 
was andere Yölker und Staaten Gutes für sich errungen haben, 
kann man aber nur ziehen, indem man in möglichst vielseitigen 
friedlichen Yerkehr mit allen tritt. 

Friede herrscht unter den Staaten nur in zwei Eallen: ent- 
weder wenn überhaupt kein Grund des Streites in irgend einem 
Conflicte gegeben ist, oder wenn das Mittel vorhanden ist, den 
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entstandenen Oonflict gütlich auszutragen. Dass das Erstere je* 
mals der Fall sein werde , ist nicht wahrscheinlich. Haben also 
die Staaten das Bedürfniss des Friedens, so müssen sie auf Wege 
sinnen, um falls der zweite Fall eintritt, die drohenden Strei- 
tigkeiten gütlich zu schlichten. Der Staat ist im höchsten 
Maasse ein intelligentes Wesen und wählt seine Mittel für seine 
Zwecke auf das klügste. Darum trifft er die geschicktesten An* 
stalten, um seinen Zwecken zu genügen. Das Friedensbedürf- 
niss ist das erste und wichtigste gemeinsame Interesse der Staa- 
ten. Damit dieses gewahrt werde , muss der Staat erstens ge- 
willt sein, unter gewissen Bedingungen auf seinen nächsten 
Vortheil zu verzichten, wenn er dabei seitens des anderen Staa- 
tes auf Gegenseitigkeit rechnen kann; er muss eben deshalb sich 
gewissen Formen fügen, unter denen die betreffende Verabre- 
dung mit dem letzteren stattfinden kann ; er muss femer mitten 
im gewaltsamen Streite diejenigen Bedingungen erfüllen, die die 
Wiedererrichtung des Friedens überhaupt möglich machen ; es 
muss endlich auf die Innehaltung der von beiden Staaten aner- 
kannten Bedingungen mit Sicherheit gerechnet werden können. 
Alles dies ergiebt ein System yon Bestimmungen, welches von 
einer der Eechtsordnung sehr nahe yerwandten Art ist und des- 
halb auch wohl im Gegensätze zu dem innerhalb des Staates gel- 
tenden Bechte das Völkerrecht, internationales Eecht, Staa- 
tenrecht genannt wird. Aber alles kommt darauf an , dass man 
über der Aehnlichkeit die Unterschiede nicht yergesse , um die 
beiden Erscheinungen nicht miteinander zu verwechseln und 
auf dieses Völkerrecht Attribute des eigentlichen Bechts zu über- 
tragen , die ihm der Katur der Sache nach ewig fremd bleiben 
müssen. Denn daraus ergäbe sich nicht nur ein schlimmer theo- 
retischer Irrthum ; sondern wir sehen auch alle Tage, wie durch 
solche Verwirrung verschiedener Begriffe in der einen unklaren 
Vorstellung des Bechtes die nachtheiligsten Folgen für die prak- 
tische Behandlung der staatlichen Verhältnisse entstehen und 
die Gesinnungen der Menschen verfälscht werden. 

Wollen Staaten im Frieden mit einander leben, so müssen 
sie sich gegenseitig über gewisse Schranken verständigen , in- 
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nerhalb deren ihre Willensäusserongen sich bewegen sollen. 
Es musB zwischen ihnen ein Austausch der Meinungen stattfin- 
den, damit jeder wisse, was er yon dem andern unter gewissen 
Bedingungen zu erwarten hat, und danach seine Entschliessun- 
gen fassen kann. Solche Verständigung ist nur möglich , wenn 
nicht alles was ein Staat erstrebt für ihn von gleicher Erheblich- 
keit oder TJnentbehrlichkeit ist. Es giebt aber in der That 
dringendere und weniger dringende Interessen des Staates , sol- 
che welche die Wurzeln seiner Existenz, seine ganze Selbster- 
haltung betreffen , und solche welche sich nur auf seine Aus- 
senwerke gleichsam beziehen, sein Wesen und seine Substanz 
aber unberührt lassen. Die ersteren zu befriedigen, kann der 
Staat nun und nimmer unterlassen , und um seine Existenz zu 
behaupten, muss er nöthigenfalls seine gesammte Existenz ein- 
setzen. Darüber gilt kein Pactieren und kein Yermitteln. Aber 
auf einen Vortheil kann er verzichten , ob dieser Vortheil nun 
mehr oder minder bedeutend sei. Und zwar kann er über die 
Aufgebung eines solchen Vortheils, der nur mehr zur Förde- 
rung und Erleichterung seiner Existenz und seiner Zwecke dient, 
sich yerständigen , falls ihm eine entsprechende Gegenleistung 
dafür geliefert wird. Zum friedlichen Zusammenbestehen der 
Staaten gehört also , dass kein Staat den anderen in den Wur- 
zeln seiner Existenz bedrohe, so lange es sich mit den Noth- 
wendigkeiten der eignen Selbsterhaltung verträgt ; es gehört fer- 
ner dazu diejenige Nachgiebigkeit auch in kleineren Dingen, 
welche dem anderen einen Vortheil nicht beneidet, wenn man 
dadurch, ohne in irgend einem wesentlichen Interesse geschädigt 
zu werden, den Vortheil des dauernden Friedens erlangen kann. 
Da nun der Staat zwar durchaus eigennützig, aber in diesem 
Eigennutze klug ist, so wird da» bezeichnete Verfahren durch- 
aus in seiner iN'atur liegen ; er begehrt nicht blind zutappend nur 
seinen nächsten Vortheil, sondern er versteht, den augenblick- 
lichen Vortheil gegen die dauernde Geföhrdung abzuwägen und 
sich vorsichtig zu bescheiden. Dadurch wird ein friedliches 
Verhältniss möglich , sobald nur die eine wichtigste Bedingung 
hinzukommt, dass der eine Staat dem anderen vertrauen darf, 
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sobald also man gewiss sein daz^ daas dieser Staat die übernom- 
mene Yeipflichtmig erföDen, die Ton ihm anerkannte Sehianke 
innehalten wird. Die Tertnnenswürdigkdt wird erlangt durch 
Ehrlichkeit. Da nnn Yertranen m erwecken im Interesse 
des Staates li^, wefl er allein dadorch Frieden haben kann» 
so wird der Staat, der sieh auf seinen Yortheil yenteht, dieee 
Ehrlichkeit bewahren, nnd wenn für einen mc^üchst gesicher- 
ten Friedensznstand danemde Institutionen des Yerkehrs zwi* 
sehen Staaten Torhanden sein müssen, so wird die Grandlage 
für die Sicherang dieser Institationen die Ehrlichkeit — oder 
wie man aach sagt, die Loyalität — m bilden haben. 

Solche Institutionen haben die Staaten denn auch ihrer Na- 
tur folgend Ton je an gestaltet. Andere sind zwischen ihnen 
nicht möglich , als die auf dieser Basis beruhen ; auf dieser Ba- 
sis aber ist es möglich sie weiter fortzubilden. Ihre eigenthüm- 
liehe Natur müssen wir indes noch genauer untersuchen. Die 
Yölkeirechtlichen Institutionen haben keine Garantien rechthcher 
Art. Ihre Innehaltung kann nicht erzwungen werden ; denn es 
giebt keine grössere Gewalt als die des Staates. Auch wo sie 
in bestimmter, gesetzähnlicher Fassung fixiert vorliegen, giebt 
es keinen Gerichtshof, um über die Weite ihrer Geltung, die 
Bedeutung der Worte, die Natur des einzelnen Falles mit genü- 
gender Autorität zu entscheiden; und wo für eine gewisse Art 
von Fallen solche Gerichtshöfe eingerichtet sind, da muss es im- 
mer dem Belieben des Staates überlassen bleiben , ob er das er- 
gangene TJrtheil achten und sich gefallen lassen wilL Fehlen so- 
mit alle rechtlichen Garantieen für yölkerrechtliche Bestimmun- 
gen, so können sie, weil yon einem sittlichen Willen hier nicht 
die Bede sein kann, ihre Gewahr nur finden in dem Interesse des 
Staates und in der Klugheit, die nur auf die Wahrung dieses 
Interesses hinausläuft. Der Staat wird Bestimmungen , die ihm 
keine wesentliche Beeinträchtigung eintragen , so lange innehal- 
ten, als nicht ein dringenderes Interesse es ihm verbietet; er 
wird ein gegebenes Wort, eine eingegangene Yerpflichtung so 
lange halten, als er dabei bestehen und seine Zwecke erfüllen 
kann, und zwar wird er dies um so sicherer thun, je besser er 
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Bich auf sein Interesse yersteht. Denn er muss wünschen , dass 
man ihm tren sei und ihm in Ehrlichkeit begegne, damit er nur 
einige Sicherheit und einigen Frieden geniesse, und er kann 
dies nur dadurch erreichen, dass er selber Treue bewahrt. Aber 
im Falle des dringenderen Bedürfnisses wird er gleichwohl auch 
diese Ehrlichkeit nicht unbedingt innehalten können , besonders 
wo auf Gegenseitigkeit nicht gerechnet werden kann. Es genügt 
ihm, dass man von ihm wisse, er bestrebe sich Treue zu be- 
wahren bis dahin , wo er in seiner Selbsterhaltung dadurch ge- 
fährdet sein würde, wo also dringende Noth ihn zwingt, von 
der Treue zu weichen. Dazu kommt, dass gar oft die Menschen, 
die den Willen des Staates vertreten , an die Stelle des wesent- 
lichen Staatsinteresses ihr eigenes Gelüste setzen und ihre eigene 
Treulosigkeit und Schlechtigkeit statt des klugen Egoismus des 
Staates walten lassen. Ist dies der Fall, — und es ist bisher 
zwischen den Staaten fast unausgesetzt der Fall gewesen — so 
werden dadurch die gegenseitigen Verhältnisse der Staaten 
dauernd oder für immer getrübt , und eine äussere Macht giebt 
es nicht , um dies Yerhältniss aus seiner Trübung wieder herzu- 
stellen. Diese gegenseitige Arglist wird so lange die Eegel für 
die Beziehungen der Staaten bleiben , als nicht mit genügender 
Sicherheit dafür gesorgt ist, dass diejenigen, welchen die oberste 
Gewalt im Staate anvertraut ist, dieselbe nur im Sinne und zum 
Nutzen des gemeinen Wesens verwalten. Sie wird aber um so 
mehr zur blossen Ausnahme werden, als die Fürsten und Staats- 
häupter allen eigenen Interessen entsagend sich ganz in den Wil- 
len und die Natur des Staates hineinversetzen und in ihrem Thun 
den Willen des Staates getreu wiederspiegeln. 

Auf dem Gebiete der wesentlichen Staatsinteressen kann und 
soll die Ehrlichkeit herrschen ; sie hat bisher immer nur theü- 
weise geherrscht, nur so weit, dass überhaupt einiges Vertrauen 
und damit einiger Verkehr zwischen den Staaten ermöglicht war; 
es ist aber bis auf den heutigen Tag dieser Grundsatz der Ehr- 
lichkeit nicht in genügender Weise befolgt, um alle bloss zufäl- 
ligen Gonflicte , die vom Standpunkte des reinen Staatsinteresses 
aus wohl vermeidlich gewesen wären, zu verhüten. Mehr aber 
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darf man auch yon der Zukunft in keinem Fall erwarten , als 
dass durch die YervoUkommnung der Staaten und der Menschen 
solche zufälligen Con£icte verhütet werden. Denn über die Le- 
bensfriagen der Staaten werden durch die geschichtliche Bewe- 
gung ohne aUen bösen Willen immer Conflicte entstehen, die 
nicht anders als auf dem Wege der Gewalt ausgetragen werden 
können. Dagegen ist die ehrliche Befolgung der bestehenden 
und anerkannten Grundsätze von je an die fast ausnahmslose He- 
gel gewesen für diejenigen Verhältnisse, die ein wesentliches Le- 
bensinteresse des Staates nicht berühren und in eine Gefahr für 
seine Selbsterhaltung nicht leicht ausarten können. Es ist dies 
der Fall erstens in dem äusserlichen Verkehr der Staaten und 
den dafür geltenden Formen ; und zweitens in Beziehung auf die 
gegenseitige Behandlung der Privaten, letzteres freilich erst, seit- 
dem lebhafterer Austausch der Güter oder Eeise- und Wanderlust 
zu häufigem Aufenthalte in fremden Staaten Anlass gab. Dass 
die Staaten dann gegenseitig Abrede trafen, wie sie in den ein- 
zelnen Fällen und Vorkommnissen des Lebens jeder die Bürger 
des anderen Staates , die auf seinem Gebiete lebten , behandeln 
wollten, dass sie die Bedingungen festsetzten, unter denen sie 
den Austausch der Güter gestatten wollten, war ebenso natür- 
lich, als dass sie an solche Verabredungen und Festsetzungen, 
die den gemeinsamen Vortheil betrafen, sich auch regelmässig 
für gebunden hielten. In der Natur der Sache liegt es, dass wo 
nicht blinde, barbarische Leidenschaft waltet, sondern nur das 
Interesse des Staates spricht, dieser Theil des Völkerrechts einen 
dauernden und gesicherten friedlichen Verkehr herbeizuführen 
im Stande ist. £twas Frecäres bleibt freilich immer auch hier- 
bei , weil sich niemals von vom herein mit voller Sicherheit be- 
stimmen lässt, ob nicht mit der Entwicklung der Dinge eine Fest- 
setzung so bedenklich zu werden vermag , dass sie gradezu das 
Gedeihen des Staates bedroht Und dann würde immerhin der 
Natur der Sache nach der Staat nicht umhin können, unter dem 
Zwange seines dringenden Interesses sein gegebenes Wort oder 
die bestehende Begel zu verletzen, falls er auf andere Weise 
ein^ Beseitigung dieser Gebundenheit nicht erreichen kann. 
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Wann aber dieser dringende Fall eingetreten ist, darüber nr- 
theilt allein der Staat selber; das kann gar kein anderer Staat 
benrtheilen, weil er die Lage und die Bedürfnisse des ersteren 
gar nicht versteht oder ihm gegenüber parteiisch voreingenom- 
men ist. Es gelten mithin alle völkerrechtlichen Begehi, so- 
wohl die die Selbsterhaltung des Staates unmittelbar betreffen- 
den, als die zur Eegelung weniger wichtiger Verhältnisse be- 
stimmten, nur in bedingter Weise, nämlich nur so lange, als 
ein Staat nicht seine Selbsterhaltung durch solche Bestimmungen 
bedroht glaubt. In diesem letzteren Falle cessieren alle äusse- 
ren Schranken für den Willen des Staates , und er thut allein 
was ihm frommt, ohne auf irgend etwas anderes Eücksicht zu 
nehmen. Das ist die Natur der Sache, und in diesem Sinne 
sollte jede völkerrechtliche Begel gefasst werden, dass man vom 
Staate niemals die unbedingte Einhaltung derselben verlange, 
der Staat selber eine solche nie verspreche. 

Dieses precären Charakters wegen ist das Völkerrecht kein 
Becht. Aber der Form nach ist es theils dem Bechte, theils 
dem Sittengesetze analog. Theils nämlich setzt es die Schranken 
fest, innerhalb deren sich die Willensäusserungen der Staaten zu 
halten haben, und erlaubt und verbietet; theils aber schreibt es 
Pflichten der Menschlichkeit, der guten Sitte vor. Das entspre- 
chende Thun des Staates aber ist weder ein rechtliches, noch 
ein sittliches. Der Staat hält in aller Ehrlichkeit solche Be- 
stimmungen inne, so lange es angeht. Aber die Ehrlichkeit des 
Staates ist nicht die Bedlichkeit des Bürgers. Jene entspringt 
aus dem Bedürfniss, Frieden zu haben und Vertrauen zu er- 
wecken und ist eine Bewährung eigennütziger Klugheit; diese 
ist der feste Wille, das mit zwingender Gewalt ausgestattete 
Bechtsgesetz zu halten auch da, wohin der Zwang sich nicht 
erstreckt, aus guter Gewöhnung oder Liebe zur Gerechtigkeit 
Das Bechtsgesetz ist von einer höchsten Autorität im Staate 
sanctioniert und bindet den Willen aller, sie mögen nun zustim- 
men oder nicht. Das Völkerrecht hingegen ist eine freie Ab- 
machung unter Coordinierten , die zu halten sie nicht gezwun- 
gen werden können. Und wie es neben dem geschriebenen Becht 
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ein Gewohnheitsreeht giebt, so giebt es neben den ansdrücklidi 
anerkannten Begebi des YölkerrechtB auch solche, die nach still- 
schweigender üebereinknnft gewohnheitsmässig inne gehalten 
werden y doch allerdings immer nur so lange man es für passend 
und nützlich halt. 

Das Bechtsgesetz im Staate, öffentliches wie Privatrecht, hat 
den Zweck, die Bedingungen für die staatliche Qemeinschaft, die 
als ein selbstständiges Wesen mit eigenen Zwecken neben und über 
den Individuen in eigner Persönlichkeit existiert, herzustellen und 
zu sichern. lieber den Staaten giebt es ein solches höheres per- 
sönliches Wesen mit eigenen Zwecken nicht; die völkerrechtlichen 
Bestimmungen werden also immer nur im Interesse der Staaten 
selber , nicht eines über sie übergreifenden Wesens geschlossen 
und haben ihre Bedeutung nur so lange , als sie dieses Interesse 
wirklich ausdrücken. Die „menschheitliche Idee^' ist ein leeres 
Wort; der einzige berechtigte Kosmopolitismus beruht auf In- 
teressen der Oultur, der Industrie und des Handels, welche im- 
mer zugleich die Interessen jedes einzelnen Staates sind. Das 
Völkerrecht hat femer seinen Werth durch seinen Nutzen für 
die Erhaltung des Friedens. Freilich hat auch das eigentliche 
Becht einen ähnlichen Nutzen für die Einzelnen im Staate, aber es 
trägt doch zugleich den Charakter der Nothwendigkeit und Un- 
entbehrlichkeit; denn ohne das Becht könnte es überhaupt keine 
Gemeinschaft, ja keine Menschen geben und wäre die mensch-* 
liehe Bestimmung überhaupt unerreichbar. Das Völkerrecht hin- 
gegen ist nur ein Förderungs mittel für die Staaten. Diese 
könnten ja in unbeschränkter Selbstherrlichkeit auch ohne das 
bestehen ; aber um in Frieden ihre Zwecke sicherer und leichter 
zu erreichen, ist ihnen das Völkerrecht yortheilhafL Tragen 
deshalb die Begeln des Völkerrechts zuweilen auch die Form 
yon Bechtssätzen , so sind sie doch dem Inhalt und der Form 
der Verpflichtung nach durchaus von anderer Art. Sie sind 
Elugheitsregeln, nicht Bechtsgebote. 

Diese Klugheitsregeln, welche im gegenseitigen Verkehr 
inne zu halten die Staaten übereingekommen sind , nehmen nun 
an Umfang und an Wirksamkeit zu mit der fortschreitenden Ent- 
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wicklttng der Staaten. Denn jene Begeln sind der natürlic&e 
und wahre AuBdruck des Btaatswillens ; dass der Staatswille aber 
immennehr seine reine und vollkommene Verwirkliehung finde, 
das ist das Ziel der staatlichen Entwicklung. So lange der un- 
gezähmte Barbar seine Wildheit an die Stelle des Staatswill^pis 
schiebt, den er vertiitt, so lange ist von Klugheit und Völker- 
recht nicht bder kaum die Bede, sondern nur yon unbesonnener 
Lust und gemeiner Tücke, die beide dem Staate selber yoUkom- 
men fremd sind. Je mehr aber der Staat das Ziel seiner Ent- 
wicklung erreicht, desto mehr wird sein wahres Interesse und 
die echte staatliche Klugheit in dem Thun der Staatsmänner ihren 
Ausdruck finden und damit die EhrHchkeit im Umgang der Staa- 
ten immer mehr zur Begel, die yölkerrechtlichen Bestimmungen 
aber immer reichhaltiger und wirksamer werden. Wo wirklich 
Im Handeln des Staates der Wille des Staates ausgeführt wird, 
da wird gehandelt werden, als ob der Staat sich rechtlich gebun- 
den fühlte, bis ihn die äusserste Nothwendigkeit zwingt, die 
Gesichtspunkte der Selbsterhaltung über die der Ehrlichkeit zu 
stellen. Bis dieser Funkt eintritt, macht man mit yoUem 
Becht an den Staat den Anspruch, dass er, obgleich er nicht 
gezwungen werden kann , analog wie der Privatmann unter dem 
Zwange der öffentlichen Gewalt seinen Willen an die Form des 
B.echtes binde. Eben deshalb sollte es allgemein anerkannte Re- 
geln des Völkerrechts möglichst für alle zwischen den Staaten 
vorkommenden Formen des Verkehrs geben, und sie sollten mit 
der Autorität dieser allgemeinen Anerkennung umgeben wie eine 
Art von guter Sitte wirken, damit der Staat, der ehrlichen Wil- 
len hat, wisse, was er in jedem einzelnen Falle zu thun hat 
Barin besteht auch die Wichtigkeit eines festgestellten Ceremo- 
niells^ das der Ausdruck für die Achtung ist, die jeder Staat als 
gleichberechtigt von jedem andern fordern darf. 

Die Sätze des Völkerrechts beruhen freilich zum Theil auf 
reiner Theorie. Denkende Beobachtung von Männern der Wis- 
senschaft oder der Praxis hat gefunden, was unter gegebenen 
geschichtlichen Bedingungen oder dauernd für die Staaten das 
wcJirhaft Nützliche ist, was nach Begriffen der gesunden Ver- 
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nunft gerecht ist oder sich als Consequenz schon allgemein an- 
erkannter Grundsätze selbstverständlich erweist und was deshalb 
durch die Action der Staaten verwirklicht werden sollte. Erst 
allmählich werden solche Sätze theoretisch allgemein als richtig 
anerkannt und in der Praxis der Staaten zu feststehender Ge- 
wohnheit. Aber selbst dann, wenn durch vertragsmSasige Ver- 
pflichtung die Staaten in solchem Sinne ihren Willen gebunden 
haben 9 bleiben solche Sätze vielfach fromme Wünsche, weil 
selbst bei den gebildeten Yölkem im Drange der Noth, in der 
Hitze des Kampfes die entfesselte Leidenschaft der Menschen 
an die Stelle des kühlen Eigennutzes des Staates tritt und zeit- 
wdse die natürliche Wildheit alle Besultate der Bildung und Ge- 
sittung vergessen lässt. Indessen wird die immer zunehmende 
und sich weiter verbreitende Erkenntniss dessen , was im wahr- 
haften Interesse des Staates liegt, allmählich gewiss solche Er- 
scheinungen immer seltener und vereinzelter machen. Dem 
Drange der Noth gegenüber werden indes alle Schranken macht- 
los: wie wenig hat selbst die eidliche Bekräftigung des Yerspre- 
chens zwischen Staaten genützt, um die Innehaltung des Ter- 
Sprechens zu sichern! 

Wenn man freilich im völkerrechtlichen Handeln davon ab- 
sieht, dass die Handelnden den Staat vertreten und dass ee 
eigentlich der Staat ist, welcher vermittelst ihrer handelt, so 
erseheint die Beobachtung des Völkerrechts nicht wie egoistische 
Klugheit, sondern wie die H^lighaltung der guten Sitte, des 
Eechtes, der Sittlichkeit, dagegen der Bruch des Völkerrechts 
wie Bohheit, Unredlichkeit, XJnsittlichkeit der Menschen. In 
der That aber ist bei der Beobachtung des Völkerrechtes» 
falls nur dieses in seinen Bestimmungen wirklich zweckmässig 
und Temünftig ist, nichts anderes löblich, als dass der Han- 
delnde sein etwaiges eigenes Gelüsten unterdrückt und den Wil- 
len des Staates vollzogen hat ; andrerseits ist der Bruch des Völker- 
rechts nur dann zu tadeln, wenn er durch das Interesse des Staa- 
tes nicht genügend motiviert war und somit auf die Bechnung des 
eigenen Gelüstens des Handelnden kommt. Dass ab^ irgendwie 
Lob oder Tadel die Action des Staates wahrhaft beeinfluBsen und 
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von der Yerletzong yölkerrechÜioher Kegeln abhalten könnte, 
sollte man doch nicht glauben. Der Staat ist für Lob und Ta- 
del ToUkommen unempfänglich, und der rechte Staatsmann, der 
sich ganz und voll dem Dienste des Staates ergeben hat, wird 
auch den herbsten Tadel der Unverständigen, die, was er im 
Namen und im Dienste des Staates thut , ihm selber zurechnen, 
höchstens mit schmerzlicher Ergebung tragen, ohne sich in sei- 
ner Pflicht irgend beirren zu lassen. 

Das Yölkerrecht ist kein Eecht, keine Moral der Staaten, 
aber gewissermassen und in manchen seiner Theile eine Staaten- 
sitte, natürlich Sitte nicht im Sinne von Sittlichkeit, sondern 
eines gewohnheitsmässigen und der allgemeinen Meinung ent- 
sprechenden Thuns genommen. Aber es ist doch auch keine 
eigentliche Sitte , weil dazu ein Mangel an bewusster Keflexion 
gehört, der beim Staate nicht denkbar ist. Den Menschen frei- 
lich erschienen ursprünglich die Eegeln , die da« Bedürfniss des 
Staates gebot, als religiöse Pflichten, die sie unter den Schutz 
der Götter stellten, und die innere Nothwendigkeit dieser Eegeln 
yerhüllte sich in die scheinbar zufällige Entstehung als durch die 
Macht der menschlichen Sitte, des religiösen Glaubens, der rolks- 
thümlichen Meinung geheiligte Formen des Verkehrs der Obrig- 
keiten oder der Beauftragten verschiedener Staaten, oder als 
durch theoretische Speculation gefundene Gesetze über das, was 
für die Staaten in ihren Beziehungen zu einander gerecht und 
sittlich ist. In "Wahrheit aber hat weder der religiöse Glaube 
noch die Philosophie das Völkerrecht geschaffen oder bestimmt; 
sondern das sich fühlbar machende Bedürfniss des Staates nach 
Vertrauen und Frieden hat die Menschen veranlasst, dahin zie- 
lende Bestimmungen mit der Autorität religiöser Satzungen zu 
umkleiden, und von den durch Philosophie gefundenen Postula- 
ten des Völkerrechts hat sich nur das als gültig und sachgemäss 
erwiesen , was der zunehmenden Gesittung auf diesem Gebiete 
entspricht, d. h. was immermehr dahin führt, dass in der Action 
des Staates nur des Staates wesentliches Interesse, aber kein Ge- 
lüsten einer Person seinen Ausdruck finde. Das übrige kann 
nur dazu dienen, die Gemüther zu verwirren, und wenn Philo- 
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sophen oder Juristen yom MeoBcbheitsstaate und Mensohheits- 
rechte träumen , so muss man sie stehen und reden lassen, ohne 
dch weiter um sie zu kümmern. Gestalten sich aber solche 
Phantastereien zu practischen Tendcfnzen auf dem Boden der ge« 
gebenen Staaten, so muss der Staat alle Mittel der Yertheidigung 
und der Zucht anwenden, um solche sittliche Verirrung unschäd" 
lieh zu machen oder sie zu strafen. Die yerkehrten Motivierun- 
gen des Völkerrechts und das Streben , es über sein ihm gebüh- 
rendes Gebiet auszadehnen, haben die Schuld an einem grossen 
Theil der heute auf politischem Gebiete herrschenden Yerderb- 
niss. Besonders das TJrtheil über die auswärtige Action des Staa* 
tes, über Krieg und Eroberung, über den Frieden und die Mittel 
letzteren zu erhalten , ist nicht nur bei der Masse , sondern auch 
bei der Mehrzahl der Gebildeten durch ganz fremdartige Gesichts- 
punkte bestimmt. Eine nüchterne Erwägung der wahren Natur 
des Völkerrechts und der internationalen Verhältnisse ist selbst bei 
den Staatsmännern selten , am wenigsten in ihrer Phraseologie 
zu finden. Es ist durchaus nöthig, dass in allgemeinem Bewusst- 
sein der unterschied zwischen dem Völkerrecht und dem inner- 
halb der Staaten geltenden Hechte deutlich erkannt werde, da- 
mit man an den Staat nicht ungebührliche Forderungen stelle 
und über seine Action nicht unverständig urtheile. Des Staates 
unbeschränkte Souveränetät, frei über sich zu verfügen und seine 
Handlungen nach den Nothwendigkeiten seiner Lage einzuric^L- 
ten, darf durch kein Völkerrecht beeinträchtigt werden. 

Was im wahren Vortheil des Staates und unter dem Ein£uss 
dieser Nothwendigkeit geschieht, das soll sich niemand unterfan- 
gen zu tadeln, weil es irgend einer angeblichen Eechtsform nicht 
entspräche. Die hohen Ideale von Sittlichkeit, Gerechtigkeit, 
Menschlichkeit sind nicht für den Staat da. Wo die Action des 
Staates solchen Zielen nachgeht, da ist es nur scheinbar ein Thun 
des Staates, in der That vielmehr ein Thun des Staatsmanns, 
nm vermittelst der in seiner Hand ruhenden staatlichen Macht 
Zwecke zu verfolgen, die nicht Staatszwecke sind. Derglei- 
chen ist tadelnswerth nur, wenn es gegen das Interesse des 
Staates ist, dagegen möglicherweise löblich, wenn es sich mit 
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dem IntereBse des Staates yerträgt 80 kann ein Staatsmann 
einen fremden Staat durch seine Autorität bewegen , unmensch- 
liehe Gesetze abzuschaffen; er kann sich seiner Eeligionsyer- 
wandten im Auslande annehmen, ungerecht Unterdrückte be- 
schützen u. dergl. m. Aber die Staatsmacht für solche Zwecke 
zu yerwenden, würde nicht gerechtfertigt sein. Den Sclaven- 
handel durch internationale Verträge zu beseitigen , war löblich. 
Einen Krieg aber anzufangen y um die Abschaffung der Solaye- 
rei in einem fremden Lande zu erzwingen , wenn der eigne Staat 
sonst wesentlichen Nachtheil durch diese fremde Institution nicht 
erleidet) also aus hloss sittlichen und menschlichen Gesichts* 
punkten, das wäre durchaus willkürlich und tadelnswerth. 

Auch in aUen priyatrechtHchen Verhältnissen, in denen der 
Staat zu anderen Staaten oder zu Bürgern anderer Staaten steht^ 
entscheidet das Bedürfniss des Vertrauens, und darum wird der 
Staat den Bruch der ühemommenen Verpflichtung unterlassen ; er 
wird Schulden und Zinsen, Entschädigungen und Tribute zahlen 
nach den allgemein gültigen Vorstellungen yon dem was gerecht 
ist und sich schickt. In der eignen Noth aber wird er's unterlas- 
sen , und niemand soll über das Unerwartete oder Gehässige kla- 
gen, wenn der in Noth gerathene Staat übernommenen Verpflich- 
tungen der Art untreu wird. Denn wenn irgend jemand so wird 
der Staat nur bis an die Grenze der Möglichkeit yerpflichtet, 
und diese Grenzen kann niemand bestimmen, als er selber. Mit 
dem Staate muss man sich yorsehen; man kann ihn niemals ab- 
solut binden, und alle Verpflichtungen die er übernimmt haben 
selbstyerständlich und ohne dass es irgendwie ausdrücklich er« 
klärt würde, ja selbst im Gegensatze zu der ausdrücklichsten 
Versicherung des Gegentheils nur einen relatiyen Werth. Sie 
gelten nur bis dahin, wo für den Staat ein höheres Interesse 
als das des blossen Friedens und der Vertrauenswürdigkeit ein- 
tritt. Wer das nicht beachtet hat, als er den Willen des Staa- 
tes zu binden unternahm , hat es auf eigene Gefahr gethan und 
den ihm dadurch erwachsenen Schaden sich selber zuzuschreiben. 
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6. Die Verträge zwischen den Staaten sind der 
Ausdruck des gegenseitigen Machtverhältnisses. 

Das eigentliche Völkerrecht uxnfaast alle diejenigen 
Regeln des Benehiüens zwischen Staaten, welche für alle Staaten 
entweder gelten sollten oder wirklich gelten. Man mnss von diesem 
Theile des Völkerrechtes durchaus trennen alle Abmachungen, die 
nur zwischen bestimmten Staaten getroffen sind, um ihre indiyi** 
duellen Verhältnisse zu regeln , wie sie durch ihre gegenseitige 
Lage in dem bestimmten historischen Momente gegeben sind. Denn 
die aus solchen Abmachungen sich ergebenden Verpflichtungen 
sind ihrer Art nach ganz yerschieden von denen, die im eigentli- 
chen Völkerrechte begründet sind, das seinem Sinne nach für 
alle berechnet ist. 

Denken wir uns, jene permanenten Beziehungen zwischen 
Staaten wären alle grundsätzlich geordnet und diese Ordnung 
80 allgemein anerkannt, dass jeder Staat, der sich auf seinen Vor* 
theil versteht, also ehrlich sein will, in jedem Falle weiss, wa« 
er zu thun und zu lassen hat, um auf Gegenseitigkeit rechnen 
zu können : so bliebe immer noch die unendlich schwierigere 
Angabe, alle diejenigen Beziehungen zu regeln, die im Flusse 
des Lebens und der Zeit sich gewissermassen zufällig und ohne 
dauernden Charakter ergeben; unter diesen aber sind gerade die 
eigentlich für den Staat bedeutungsvollen und für seine Selbst- 
erhaltung entscheidenden. Jene andern Beziehungen sind doch 
zum grösseren Theil mehr formeller Art, und die über sie vor- 
handenen Eegeln finden die Grenze ihrer Wirksamkeit grad« 
daran, dass sie, wo sie gegen ein Lebensinteresse des Staates 
im einzelnen Fall Verstössen, alle Kraft und Gültigkeit verlieren. 
Die Frage ist nun: welches Verhaltniss ergiebt sich zwischen 
zwei souveränen Staaten für alle diese die Selbsterhaltung der* 
selben betreffenden und sich in der geschichtlichen Fortentwick- 
lung ergebenden Angelegenheiten? 

Das vorliegende Problem ist nicht durch Gesichtspunkte des 
Bechtes oder der Sittlichkeit zu lösen; denn für den Staat als 
bloss moralische Person existieren diese Gesichtspunkte nicht, 
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und das Thun des Staatsmannes ist nicht sowohl ihm selbst als 
dem yon ihm yertretenen Staate zuzuschreiben. Es bleibt also 
den Staaten kein anderes Mittel , um ihre gegenseitigen Bezie- 
hungen, soweit sie ihre Selbsterhaltung angehen, zu ordnen, ab 
ihre Macht, mit der jeder den fremden schädlichen Willen zu 
brechen, den eignen zu behaupten weiss. Das Problem, eine 
Ordnung zwischen Staaten herzustellen, ist also gewissermaassen 
ein Problem der Mechanik, aber allerdings ein sehr verwickeltes. 
Zwei Staaten stehen sich gegenüber wie zwei physische 
Xräfte. Beide sind freilich Personen und mit Intelligenz begabt, 
um das ihnen Yortheilhafte zu erkennen und handelnd nach 
Möglichkeit zu verwirklichen ; aber zugleich verbindet sie kei- 
nerlei Band als das gemeinsame Interesse, und keine sittliche 
Porm des Wollens beschränkt ihre Eigensucht. Dabei hat jeder 
das Streben, sich gegen den anderen zu behaupten, und vermag 
das allein vermittelst seiner durch Intelligenz gebildeten physi- 
schen Macht. Jeder weiss, dass der andere ohne alle Eücksicht 
darauf ob er jenem sdiadet, dasjenige thun wird, was ihm sel- 
ber nützt, soweit nämlich als seine Macht reicht. Will er sich 
vor Schaden sichern , so muss er des andern Macht schwächen 
oder diesen am Gebrauche seiner Macht hindern. Das Verhalt- 
niss ist durchaus gegenseitig. Wann und auf welchem Punkte 
das natürliche und wie jede Erscheinung der Natur untadlige und 
gerechtfertigte Streben des Staates nach eignem Nutzen dem an- 
dern Staate zu wesentlichem Schaden ausschlagen wird, lässt 
sich durchaus nicht von vornherein absehen^ Man muss in jedem 
Augenblicke darauf gefasst sein. Und da ja nicht der Staat sel- 
ber eigentlich handelt, sondern die Macht des Staates gewissen 
Personen acivertraut ist, um vermittelst derselben den Willen 
des Staates auszuführen und sein Interesse wahrzunehmen, diese 
Personen aber die Möglichkeit haben , in Irrthum und ünkennt- 
niss von dem wahren Interesse des Staates oder in bösem Willen 
und zu persönlichen Zwecken die ihnen anvertraute Macht zu 
missbrauchen, um auch ohne dass es das Interesse des Staates 
gebietet , einen andern Staat in den Wurzeln seiner Existenz zu 
schädigen : so ist um so mehr jeder Staat gezwungen, dem an- 



6. StaatsvertrSge drücken das KachtverfaSItniss aas. 57 

deren zn misstrauen und das Wachsthmn der Macht desselben mit 
TJnlnst und Argwohn zn beobachten , weil er selber um so mehr 
gefährdet ist, je mächtiger der andere wird. Jeder sucht daher 
dem anderen möglichst yiel Abbruch zu thun, um sich besser 
zu decken, und alle Mittel zu sammeln und yorzubereiten , um 
wo es für die Selbsterhaltung nöthig wird mit möglichst grossem 
Nachdruck den anderen anzugreifen oder sich gegen ihn zu verthei- 
digen. Man sieht, es kommt dabei alles auf das gegenseitige Macht* 
Terhältniss an; die Klugheit, die Machtmittel in der rechten 
Weise zu gebrauchen, ist selber ein Element der Macht. 

Die natürliche Folge dieses Yerhältnisses ist, dass jeder zu- 
erst darnach strebt, seine Macht der des anderen überlegen oder 
wenigstens gleich zu machen. Ein Zustand der Euhe kann nur 
eintreten, wo ein Gleichgewicht der Macht beigestellt ist; die- 
ses aber ist im wesentlichen schon da yorhanden, wo der Er- 
folg eines Angriffs nicht yon yomherein gewiss ist In diesem 
Falle kann es keiner wagen, dem anderen zu schaden, ohne 
dabei seine eigene Existenz aufs Spiel zu setzen, und das wird 
er nur thun im Falle der äussersten Nothwendigkeit Hat da* 
gegen der eine Staat ein entschiedenes üebergewicht der Macht, 
so ist er fortwährend in Yersuchung oder unterliegt wenigstens 
dem Verdachte , dass er dasselbe benutzen werde, um seinem 
y ortheil auf Kosten des anderen nachzugehen , eyentuell densel- 
ben anzugreifen und ihm dasjenige abzugewinnen, was seinem 
Interesse entspricht, falls er ihn nicht lieber ganz yemichtet und 
der Selbstständigkeit beraubt Ein erträgliches Yerhältniss kann 
zwischen Staaten nur herrschen im Falle des Gleichgewichts. 
Zwar wird auch hier der Wettstreit nicht aufhören; denn jeder 
wird, um ganz sicher zu sein und die Befriedigung seines In- 
teresses eher zu erreichen als der andere, yersuchen, wie er 
zu einem entschiedenen üebergewicht gelangen könne. Aber 
er wird es yersuchen nicht auf dem misslichen und gefahrlichen 
Wege der €bwalt , sondern durch Ausbau seiner eigenen Hilfs- 
mittel , durch Klugheit und UeberHstung. In diesem gegensei- 
tigen Wetteifer ist die Möglichkeit gegeben, sich zu yertragen. 
Jeder wül wenigstens zeitweise yor dem andern Buhe haben und 
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kann, indem er den Willen des andern bindet, zugleich sich ihm 
gegenüber yerpflichten und nach dem Grundsätze der Ehrlichkeit 
solche Verpflichtung unter der Yoraussetzung der Gegenseitig- 
keit halten. Nur im Zustande des allerdings immer labilen Gleich- 
gewichtes können die beiden Staaten solche Verabredung treffen. 
Denn die Verabredung des Mächtigen mit dem Schwachen hat 
gar keinen Sinn. Sobald der Mächtige ein dringendes Interesse 
hat, die Verabredung zu brechen, so ist dann dieselbe aufgeho- 
ben und yernichtet, als wäre sie nie gewesen. Denn der Schwache 
könnte ja nie daran denken sich zu widersetzen und den mäch- 
tigen Gegner zu zwingen. Im Zustande des Oleichgewichtes da- 
gegen ist die Annahme wahrscheinlich, dass keiner ohne die 
äuss^rste Noth sich der Gewalt des anderen preisgeben wird. Die 
Verabredung zwischen Gleichen wird wohl gehalten werden, weil 
jeder den Krieg vermeiden will , sobald der Ausgang desselben 
zweifelhaft ist. Nur wer genügende Macht hat, um den ande- 
ren in demselben Maasse zu bedrohen, wie er von ihm bedroht 
wird , darf sich auf einen irgend dauernden Friedenszustand auf 
Grund geschlossener Verträge Aussicht machen. 

So liegt die Sache , wo nur zwei Staaten in Betracht kom- 
men. Verwickelter werden die Verhältnisse, wo es viele Staa- 
ten giebt von verschiedener Grösse und Macht, die nebeneinan- 
der ihre Existenz zu behaupten haben. Da haben dem einen 
Uebermächtigen gegenüber, der alle bedroht, die kleineren und 
schwächeren Staaten ein gemeinsames Interesse; sie werden sich 
also verbünden, um gemeinsam sich mit dem anderen in's Gleich- 
gewicht zu setzen, und die Bedrohung eines einzelnen von ihnwi. 
ist eine Bedrohung für alle. Giebt ein Bündniss der verbünde- 
ten Macht das Uebergewicht, so tritt dem Bündniss das Bünd- 
niss gegenüber, bis wieder ein Gleichgewicht beigestellt ist und 
ein Angriff die Aussicht verliert, erfolgreich zu sein. Kleinere 
Staaten können daher neben grossen in voller Selbstständigkeit 
nur bestehen, wenn sie Bundesgenossen ünden, die ihre Macht 
des Widerstandes ergänzen. Bundesgenossen aber findet nur 
der , dessen Existenz von Werth für andere ist. Darin hat die 
Kleinheit der Staaten ihre vernünftige Grenze. Denn em Staat, 
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dessen Werthiongkeit for das ganxe System tot Angen Hegi^ 
der auch als Bundesgenosse kein Gewicht mehr in die Wag- 
sehale zu legen hat, an dessen Existenz also niemandem gele- 
gen ist y ein solcher Staat kann nicht eigentlich als selbstständi- 
ger Staat existieren, und sobald er in eine ExisiB streitender 
Interessen der Mächtigen hineingezogen wird, wird er spurlos 
verschwinden. Ein yerhältnissmässig kleiner Staat wird sein 
Becht auf Existenz nur dadurch erweisen können, dass sein 
Bestehen ein wesentlicher Yortheil für das Gleichgewicht des 
ganzen Systems ist. 

So rein wie wir es dargel^ haben erscheint nun das Yer- 
hältniss der Staaten in Wirklichkeit nirgends und zu keiner Zeit. 
Aber das Dargelegte ist die wesentliche Eorm in aller geschicht- 
lichen Bewegung der Staaten. Wir haben abgesehen von der 
Leidenschaft und dem Irrthum der Menschen, die die Action der 
Staaten beeinflussen , wie von aller Besonderheit geschichtlicher 
Situationen. Denn diese modiflcieren das Gesetz nur unwesent- 
lich. Die geschilderte Form der staatlichen Frocesse ist überall 
die reine Gonsequenz aus der Natur der Staaten. Der Vor- 
gang ist ein rein natürlicher; so müsste es zugehen, wo der 
Wille und das Interesse des Staates im Willen der beauftragten 
Personen sich rein und yoUkommen ausprägte. Im wesentli- 
chen ist es denn auch immer so zugegangen. Man kann dieses 
Streben der Staaten nach mechanischem Gleichgewicht der Eräfte 
den Menschen weder zum Lobe noch zum Tadel anrechnen, als 
insofern sie den Tact gehabt haben oder nicht gehabt haben, 
ihre Einsicht und ihre Bestrebungen mit der Natur der Sache zu 
identiflcieren. Menschen können mit allem Witz und aller Be- 
geisterung nichts. Wesentliches daran ändern \ nur die Grösse der 
Torhandenen Kräfte im Staate können sie durch die Mittel der 
Gesetzgebung und Verwaltung und durch die Selbstthätigkeit der 
Bürger heben; aber die durch solche Mittel erzeugte Kraft des 
Staates wirkt dann auf die anderen Staaten mit derselben stren- 
gen Gesetzlichkeit wie die Schwerkraft in der Natur. So lange es 
Terschiedene Staaten geben wird, so lange werden daher diese 
Frooesse sich wiederholen. Wo yerschiedene Staaten auf einan? 
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der wirken, da müssen sie entweder in's Gleichgewicht kommen, 
oder der ühermächtige verschlingt die anderen. Es ist keine andere 
Wahl : entweder das Sjrstem des Gleicl^ewichts oder der TJni- 
yersalstaat. Die alte Geschichte lief auf den letzteren hinaus, 
in der neueren ist das erstere unter einer Fülle yon staatlichen 
Individualitäten bisher noch immer wieder hergestellt worden, 
und kein Zweifel, dass es auch künftig aus etwaigen Schwan- 
kungen sich immer wieder herstellen wird. Denn erstens ist 
durch die Zunahme und Ausdehnung der Cultur der innere 
Werth der einzelnen verschiedenen Völker weniger ungleich ge- 
worden ; zweitens setzt sich in jedem einzelnen Staate die Macht 
künstlicher aus einer Vielheit von Factoren zusammen, so dass 
ein entschiedenes üebergewicht schwerer zu erreichen ist; und 
endlich ist die Staatskunst, d. h. die Kunst des Staatsmanns, 
das Interesse des von ihm vertretenen Staates sicher zu erken- 
nen und zur rechten Zeit mit den geeignetsten Mitteln wahrzu- 
nehmen, ausserordentlich gefördert worden. Je mehr, die Staa- 
ten in freier Verfassung wachsen, also die Zufälligkeit des Be- 
liebens aus der Eegierung ausgeschlossen und die Mitthätigkeit 
der Bürger herangezogen wird, desto sicherer werden auch die 
Staaten einerseits durch innere Kraft ihre äussere Unabhängig- 
keit gegen andere behaupten können und andererseits anderen 
gegenüber nur das erstreben, was sie nicht entbehren können. 

Im Zustande des Gleichgewichts können die Staaten sich 
über Gegenstände, die ihr beiderseitiges Interesse angehen, ver- 
tragen ; denn thatsächlich ist der Wille des einen Staates durch den 
des anderen, nämlich durch die Furcht tor seiner Macht gebunden, 
und weil beide sich so gebunden fühlen, so können sie ausdrück- 
liche Verpflichtungen übernehmen, dauernd für Leistung Gegen- 
leistung zu thun. Das gegenseitige Verhältniss der Staaten re- 
gelt sich also in den Dingen, die ihre Selbsterhaltung betre£fen, 
nach Gesetzen der Mechanik. 

Die Frage ist nun weiter , welche Bedeutung die auf jene 
Dinge bezüglichen Staatsverträge haben. Dass sie die Wirkung 
einer rechtlichen Verpflichtung im strengen Sinne nicht haben kön- 
nen, muss aus dem Dargelegten klar geworden sein. Jeder Staat 
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kann thatsächlich von jedem Vertrag ohne weiteres zurücktreten, 
sobald er es in seinem Interesse für geboten hält; es hemmt ihn 
dann nur die Furcht vor dem Kriege , falls er eine ebenbürtige 
Macht sieh.gegenüber hat, und im dringendsten Falle scheut er auch 
den Krieg gegen die XJebermacht^ den Krieg von ungewissem Aus- 
gang nicht, wenn der Yertri^ schlechterdings sich mit seiner Selbst- 
erhaltung nicht vereinigen lässt. Dass dies wirklich so geschieht, 
erleben wir alle Tage. Jeder Staat ist von iN'atur geartet, keine Fes- 
seln seines Willens zu übernehmen als unter dieser Bedingung, 
dass er sie durch einfachen Willensentschluss wieder abwerfen 
kann, freilich nicht wenn es ihm beliebt, — denn ein solches will- 
kürliches und unmotiviertes Belieben kennt der Staat nicht — , 
sondern wenn es sein dringendes Interesse erfordert. An diesem 
Entschluss kann ihn nur eines hindern , nämlich die ihm gegen- 
überstehende Macht, die ihn durch Krieg zu zwingen vermag 
oder ihn wenigstens dahin bringen kann, dass er seine gesammte 
Existenz und seine höchsten Güter als Kamp^reis einsetzen 
muBs. Denn dann wird er die Grösse des Einsatzes mit der Grösse 
des etwaigen Gewinnes vergleichen. Ein Vertrag hat also nur 
so lange Gültigkeit, als er dem Interesse keines der beiden Staa- 
ten widerspricht, und da dies bei einem Vertrage, der einem 
Staate Lasten auferlegt, niemals der Fall sein kann, nur so 
lange als die genügende Macht hinter dem Vertrage steht, um 
seine Innehaltung nöthigenfalls mit Sicherheit zu erzwingen« 
Kann aber der iN'atur der Sache nach ein Vertrag nur in diesem 
Sinne und mit dieser Bestriction seiner Gültigkeit abgeschlossen 
werden , so ist es offenbar , dass er auch nur in diesem Sinne 
abgeschlossen werden soll; denn verbindet man mit einem Ver- 
trage zwischen Staaten einen anderen Sinn , so ist dies entweder 
Selbsttäuschung oder Heuchelei. Von Zeit zu Zeit wird die Hei- 
ligkeit geschlossener Verträge von den einen bezweifelt, von den 
anderen lun so feierlicher behauptet. Was hätte das für einen Sinn, 
wenn die Verträge wirklich ein Eecht im eigentlichen Sinne bilde- 
ten ? Die Heiligkeit des bestehenden Eechtes im Staate braucht 
doch kaum erst von Zeit zuZeitproclamiert zu werden. Vielmehr 
wer erklärt: die Verträge gelten mir als heilig und ich will dass 
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sie auch Ton den anderen heilig gehalten werden , der erklärt 
damit: die Verträge sind mir nützlich, und eben weil sie das 
flindy bin ich bereit, sie mit Gewalt za beschützen. 

Baraas ergiebt sich der wichtige Satz: Staats yert rage 
sind so lange yernünftig, als sie das gegenseitige 
Yerhältniss der Macht zwischen den Facisciereu- 
den im wesentlichen correct ausdrücken; sie werd^i 
augenblicklich unyemünftig, sobald sich dieses Machty^haltniBs 
durch irgend welche Ereignisse in der geschichtlichen Bewegung 
wesentlich verändert hat. Dieser Satz spricht sich in der geschicht- 
lichen Wirklichkeit mit vollkommener Deutlichkeit aus. Wo die 
Menschen tuiverstandig und die Consequenzen ihrer Lage zu zie- 
hen nicht geeignet wären, würde einfach die Nothwendigkeit 
der Thatsachen über die Köpfe der Menschen hinweg wirken ; 
denn an Werkzeugen fehlt es dieser Nothwendigkeit nie. Ent- 
weder werden die einsichtslosen und übelwollenden Leute durch 
bessere verdrängt, oder die Bedürfnisse machen sich in so drin- 
gender Form geltend, dass sich auch der Schwache, der Unent- 
schlossene ihrem Gewichte nicht auf die Dauer entsdehen kann. 
Dase nicht durch allseitige vertragsmässige Eegelung der zwischen 
den Staaten obwaltenden Verhältnisse die Weltgeschichte gewis- 
sermaassen ihren juristischen Abschluss ßixäe, dafür ist durch 
die Noth des Lebens und die Evidenz der Thatsachen genügend 
gesorgt, und nur die blinde, von sich selber eingenommene, aber 
gegen die Wirklichkeit sich abschliessende Fhrase von Eecht und 
Vertragstreue kann sich an diesem juristischen Gesichtspunkte 
bei der Auffassung von Staatsverträgen genügen lassen. 

Staatsveriräge bilden, wenn man die Analogie zum Frivat- 
redite festhalten wiU, eine Art von statutarischem bestehenden 
Becht Aber dies Eecht hat keine äussere Garantie und bietet 
darum auch gar keinen eigentlichen Schutz. Weil ich vor dem 
Vertragsbruche durch den anderen nie sicher bin, so kann er's 
auch umgekehrt mir gegenüber nicht sein. Einen Schutz ge- 
währt der Vertrag nur, wenn er offenbar vernünftig und ange- 
messen, d. h. wenn er gerecht ist Der ungerechte Vertrag ist 
schlechthin widersinnig und bindet den Willen nicht einen Augen- 
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blick. Das Eeoht im Innern des Staates bleibt immer Becht, 
wenn es aucb noch so ungerecht ist ; denn erstens wird es durch 
die überl^ene Macht des Staates geschützt, und zweitens ist die 
Bewahrung der bestehenden Eechtsordnung an sich etwas so Wich- 
tiges , dass eine einzelne Ungerechtigkeit dagegen nicht in Be* 
tracht kommt Das Yertragsrecht der Staaten dagegen, das ohne 
fiolche Garantie und ohne solche Bedeutung ist, hat alB bloss 
«tatutarisches Eeeht gar keinen Sinn und kann auf gar keine Ach* 
tung Anspruch machen. Ungerecht aber ist jeder Vertrag , der 
den Machtverhältnissen widerspricht; denn jede Eechtsfrage wird 
zwischen Staaten zur Machtfrage rein durch die I^atur der Dinge 
selber und ohne alles Zuthun der Persönlichkeit. Der Staat, der 
unter der Ungerechtigkeit des bestehenden Bechtes leidet, wird 
an die Macht appellieren, sobald er von dieser Instanz eine gün- 
stige Entscheidung erwarten darf oder sobald die Uebelstände so 
gross geworden sind, um es zu rechtfertigen, dass man für ihre 
Beseitigung den höchsten Einsatz wagt. Entweder also sind die 
Verträge und mit ihnen das bestehende Becht zwischen Staaten 
in'e unendliche modificierbar, oder sie selber sind der eigentliche 
Zunder des Krieges, d. h. ihre angemaasste Autorität zwingt 
immer wieder, die Entscheidung durch die Macht anzurufen. 

Durch kluge und sachgemässe Verträge wird der thatsäch- 
liehe und durch äussere Gewalt auszutragende Conflict der Staa- 
ten bis zu einem gewissen Grade in Wirklichkeit verhütet. Denn 
w6nn jedem ebenso viel snigestanden ist, als er hoffen darf mit 
Macht behaupten zu können, und keinem mehr aufgeladen wird, 
als er nöthigenfalls mit Macht ablehnen könnte, so wird er Frie- 
den halten dürfen und durch sein wahres Interesse sogar ge- 
zwungen sein den Frieden zu suchen. Dann muss man aber al- 
lerdings Verträge nicht mit der Aussicht und Absicht auf ewige 
Gültigkeit schliessen wollen. Vielmehr wenn die Umstände, d. h. 
das Machtverhältniss, sich wesentlich geändert haben, oder wenn 
in einem Staate durch die geschichtliche Bewegung neue unab- 
weisbare Bedürfnisse entstanden sind , so muss die Bereitschaft 
vorhanden sein , d^i Vertrag den neuen Umständen und Bedürf- 
nissen angemessen mnzuändern. Kann man auf diese Bereitschaft 
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rechnen, also im Falle des wenigstens annähernden Oleichge- 
wichts, so tritt zwischen den Staaten ein Yerhältniss der Be- 
freundung ein. Dem übermächtigen, also bedrohlichen Staate 
wird man einen Yortheil ungern und gezwungen wohl zugeste- 
hen müssen, aber immer auf die Gelegenheit lauem, wo jener 
etwa seine ganze Macht nicht beisammen hat oder wo man selber 
dtirch ein Bündoiss seine Macht yergrössem kann , um den zu- 
gestandenen Yortheil zurückzunehmen. Ist aber das Gleichge- 
wicht Torhanden , so kann man dem andern einen Yortheil gön- 
nen, wenn man bei der obwaltenden Gegenseitigkeit einen ebenso 
grossen Yortheil erlangt oder hoffen darf, einen noch grösse- 
ren Yortheil davonzutragen. Der Zustand solcher Befreundung 
schliesst freilich nicht aus, dass jeder zunächst seinen Vortheil 
sucht und sich bestrebt, des andern Yortheil nur bis zu der 
Grösse zuzugestehen, bis zu der er muss. Aber eigentliche Arg- 
list gehört in dieses Yerhältniss nicht, weil der Charakter stren- 
ger Nothwehr hier nicht mehr yorhanden ist. Arglist wäre ge- 
gen das Interesse des Staates der sie übt ebensowohl wie gegen 
das Interesse desjenigen, gegen den sie verübt wird, denn sie 
beseitigte das Yertrauen ; sie wäre also eine Schuld der Mensehen 
und käme nicht auf Bechnung des Staates. 

Sachgemässe Yerträge zu sohUessen ist die höchste Kunst, 
die ein Mensch üben kann. Denn es heisst nichts anderes, als sich 
mit dem eindringlichsten Scharfblick in die Lage der Dinge versen- 
ken, die J^atai der individuellen Staaten, ihre geschichtlichen Be- 
dürfnisse, ihr gegenseitiges Machtverhältniss im tiefsten durch- 
dringen und in lauterer Gesinnung mit Drangabe alles Wünschens 
und aller persönlichen Neigungen oder Interessen die Natur der 
Thatsachen in seinem Thun realisieren. Je mehr von solchem Yer- 
träge den zunächst betroffenen Yölkern und weiter allen mensch- 
lichen Gemeinschaften auf Erden Heil oder Yerderben kommen 
kann, um so höher muss man die politische Weisheit stellen, die 
den vernünftigen und zweckmässigen Yertrag hergestellt hat. 

Ist ein solches Werk geschaffen, so ist es allerdings von 
der allerhöchsten Bedeutung, und in diesem Falle kann man 
auch von der „Heiligkeit'' der Yerträge sprechen. Denn nur 
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sträflicher Mnihwüle, frevelhafte Selbstsucht oder Thorheit kann 
an einem solchen Werke rütteln, welches sich mit dem Interesse 
des Staates deckt und für sich die Gewähr der Macht hat. Aber 
wo die Heiligkeit des ersten besten möglichst unvernünftigen 
und widersinnigen Vertrages herkommen soll, das möchte man 
die Staatsweisen fragen, die den fremden Staat, was sie doch 
für sich selber niemals würden gelten lassen, auf jeden Fall an 
einen Yertrag binden wollen, bloss weil er einmal abgeschlossen 
ist und vielleicht einmal unter vielem Schlechten was auch mög- 
lich gewesen wäre als das noch am wenigsten Schlechte erschie- 
nen ist. Aber auch der beste Vertrag wird mit der Zeit hinfäl- 
lig , und die rechte Achtung vor den Verträgen kann nur darin 
bestehen, dass man nicht muthwillig, nicht aus Laune oder per- 
sönlichem Eigennutz, sondern nur im wohlverstandenen Dienste 
und Interesse des Staates, also im allerdringlichsten Falle sie- 
als nichtig ansieht und im wirklichen Handeln verfährt, als 
wären sie nicht vorhanden. 

Bei allen Staatsverträgen, Friedensschlüssen ist das Wort 
von der Ewigkeit zunächst ein leeres und unnützes, weiterhin 
aber auch ein schädliches und verkehrtes Wort, weil es die 
Meinung der Menschen irre leitet, das Wesen der Sache verhüllt 
und als Anlass zu Verfälschungen des Eechtsgefühls missbraucht 
werden kann. Dass die Clausel „rebus sie stantibus^' bei allen 
Staatsverträgen selbstverständlich hinzuzudenken ist, wird ganz 
allgemein zugestanden. TJm nun die Tragweite jeder Bestimmung 
solches Vertrages zu bezeichnen, um darüber zu entscheiden, 
ob eine wesentliche Veränderung der Umstände eingetreten ist, 
die den Staat von der Haltung des Vertrags rechtlich befreit, 
ist immer kein anderer Eichter da als der Staat selber; er fallt 
im Streit das ürtheil in der eignen Sache und führt das Ilrtheil 
auch selber aus, soweit seine Kraft reicht. So ist es von je bis 
heute, und dass es je anders werden kann, ist schlechthin un- 
denkbar. Gfanz offenbar bilden also Staatsverträge kein Ver- 
tragsrecht naöh Art der Privatverträge; sondern sie werden ge- 
halten oder gebrochen nicht nach Eücksichten des Eechts , son- 
dern des Vortheils und der Macht. Der Vertrag gilt, so lange 
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er vortheilhaft ist, und ist er das nicht, so lange eine genügende 
Macht zur Hand ist, um seine Haltung zu erzwingen. Wer 
über den Bruch eines Staatsvertrages klagt, steht im Verdacht 
der Arglist, dass er den andern einreden möchte, er habe je- 
mals auf die Sicherung des Vertrages durch den guten Willen 
sich Rechnung gemacht, und dass er ein hier zum Mitreden nicht 
berufenes Bechtsgeföhl zu unverständiger Betheiligung aufrufen 
wolle. Wer einen Vertrag eingeht, muss wissen dass er auf 
seine Haltung nicht zählen kann. Verträge müssen auch in 
ihrer Form so eingerichtet sein, dass nicht der Schein entstehe, 
als sollte der schlechthin gebunden sein, der sich gar nicht 
so binden lassen kann, auch wenn er wollte. 

7. Der Krieg ist seinem Wesen nach ein Mittel der 
JJnterhandlung, um zu einem neuen vernünftigen 

Vertrage zu kommen. 

Sehen wir, wie im bisherigen, von allen Zufälligkeiten der 
Erscheinung ab und suchen wir zu ergründen, welche Gonse- 
quenzen für das gegenseitige Verhalten der Staaten sich aus 
dem Wesen der Sache ergeben : so gelangen wir zu einer von 
der gewöhnlichen Meinung wesentlich abweichenden AufßEtösung 
der Action der Staaten insbesondere für den Fall, wo der 
alte Vertrag zwischen Staaten hinfallig und äusserlich unerträg- 
lich oder innerlich widersinnig geworden ist und wo gleiohwoM 
auf dem Wege der friedlichen Unterhandlung der neue vernünf- 
tige Vertrag nicht zu erreichen ist. Wir müssen auch hier, 
wollen wir anders der Sache auf den Grund kommen, anneh- 
men, es geschehe wirklich, was geschehen sollte, d. h. dieje- 
nigen, welche den Willen des Staates vertreten, seien durch 
nichts anderes beeinflusst als durch das wahre Interesse und die 
inneren Nothwendigkeiten ihres Staates; wir hätten also mit 
menschlicher Leidenschaft, Selbstsucht und Verblendung hier 
nichts zu thun, überhaupt mit nichts, wofür die Menschen ver- 
antwortlich sind, und wir belauschten rein das Verfahren der 
Staaten selber , als ob diese unlebendigen Personen ihre Ange- 
legenheiten durchaus selber führten. Gewiss ist es in der Wirk- 
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lißhkeit nidit so, sondern die zufölligen Meinungen und Cha- 
raktere der bestimmenden Persönlichkeiten durchkreuzen -viel- 
fach das, was sich als natürliches Resultat der Verhältnisse er- 
giebt, so dass dieses letztere nie ganz rein zum Ausdrucke 
kommt. Aber wir dürfen behaupten, dass es auch nie durch 
die der Sache fremdartigen Einflüsse so verdeckt und verhüllt 
wird, dass man es nicht gewissermaassen durch diesen dichteren 
oder leichteren Schleier hindurch erkennen könnte. 

Die gemeine Meinung freilich hält sich an die Person, 
nicht an die Sache , weil sie diese letztere , die ihr zu abstract, 
zu wenig sinnlich ist, nicht versteht. Yon solcher Meinung 
befangen stellt man die gegenseitigen Beziehungen der Staaten 
unter den Gesichtspunkt der Eechtsordnung, und weil that- 
sächlich von je her die Uebung gegenseitiger Gewalt, die man 
Krieg nennt, eine regelmässige Erscheinung im Staatsleben ge-r 
wesen ist und die äussere Geschichte der Staaten und Völker 
eine Kriegsgeschichte ist , so fasst man auch den Krieg als ein 
Moment der Eechtsordnung zwischen Staaten auf und bezeich- 
net ihn mit einer allerdings sehr gewagten Analogie als eine 
Art von Bechtsprocess zwischen Staaten. Es lohnt sich kaum 
der Mühe nachzuweisen, dass dieser Vergleich nicht bloss in 
wesentlichen Punkten hinkt, — was jeder andere auch thut, — 
sondern dass er eigentlich in keinem Zuge zutrifft , dass er also 
nicht geeignet ist, den Begriff der Sache klar zu machen, sondern 
zu entstellen. Denn das einzige, was der Krieg mit einem Bechts- 
process gemeinschaftlich hat, ist das, dass er zur Entscheidung 
eines Streites dient. Aber erst6ns handelt es sich im Kriege 
nicht um Bechtsfragen , — denn solche giebt es in strengem 
Sinne zwischen Staaten nicht; zweitens giebt es kein anerkann- 
tes Becht und Gesetz , aus welchem die Entscheidung geschöpft 
würde, und keinen Bichter, der das TJrtheil fällen könnte. Son- 
dern der Streit wird entschieden durch physische Gewalt, nicht 
etwa eine Gewalt, die im Dienste einer Obrigkeit über den 
Streitenden stände, sondern einer solchen, die die Streitenden 
selber im Dienste ihrer Selbstsucht üben, und wer die grössere 
Gewalt hat, der behält Becht, das Wort im populären Sinne 
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gebraucht Der Unterliegende wird gezwungen durch die Macht 
seines Gegners, durch Drohung, Einschüchterung, und was er 
so zugestanden hat, das soll einen Rechtszustand yerbürgen 
können! Nein, der Satz: der Krieg ist ein Bechtsprocess zwi- 
schen Staaten , ist eine blosse Metapher und giebt eine eben so 
gründliche Erkenntniss vom Wesen des Krieges, wie sie die 
Bezeichnung der Schwalbe als der Botin des Frühlings dem Zoo- 
logen von dem Wesen der Schwalbe zu geben yermag. 

Um zu der Sache selbst zu gelangen, muss man die Meta- 
phern und die schlechten Analogien fahren lassen. Die Uebung 
äusserer Gewalt ist die natürliche Weise jedes in der iN'atur ge- 
gebenen Wesens, sich in seinem Sein zu behaupten und das 
ihm Störende und Widrige abzuweisen. Dass der Staat dieselbe 
Methode anwendet, kann für den nichts befremdendes haben, 
der ihn erkennt als das was er ist, und ihm keine moralischen 
Eigenschaften andichtet, die er nicht haben kann. Man wird 
dafür also nach keiner weiteren Erklärung zu suchen haben. 
Da aber der Staat zugleich eine Person und mit Intelligenz be- 
gabt ist, so wird sich die Frage erheben: in welchen Fällen der 
Staat, der doch auch über andere Mittel der Selbsterhaltung ge- 
bietet, gerade zu dem bezeichneten Mittel der äusseren Gewalt 
schreiten wird. 

Wenn der Staat Krieg führt, so kann es nur für sein In- 
teresse geschehen; denn ein anderes Motiv des Handelns giebt 
es für ihn nicht. Das nächste Interesse des Staates aber, ha- 
ben wir gesehen, besteht darin, sich durch die geeigneten Mit- 
tel den Frieden zu sichern, und zu diesem Behufs schliesst er 
Verträge, die ehrlich zu halten ihm das Interesse gebietet. 
Wenn also der Staat zum Kriege schreitet, so kann das nur da- 
durch erklärt werden, dass seine Interessen auf friedlichem 
Wege zu schützen schlechthin unmöglich geworden ist, d. h. 
dass die vorhandenen Verträge seine Selbsterhaltung bedrohen, 
neue günstigere Verträge aber ihm der fremde Staat schlechthin 
nicht zugestehen will. 

Solche Fälle kommen vor ; sie können , ja sie müssen ein- 
treten ohne allen bösen Willen der Menschen , rein durch den 
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Yerlauf der geschichtlichen Entwicklung menschlicher Yerhalt- 
nisse. Denn diese ändern sich beständig, nicht bloss an ihrer 
Oberfläche, sondern in ihrer Tiefe, und mit ihnen ändern sich 
die Bedürfnisse und die Ansprüche der Staaten. Ein schwaches 
Yolk wird durch innere Entwicklung stark, ein starkes schwach; 
ein Yolk geht von Torwiegendem Ackerbau zu Industrie und 
Handel über, ein anderes sieht sich in seinem vorhandenen 
Eeichthum bedroht. Yielfache Umstände veranlassen Auswan- 
derung und das Bedürfniss der Colonisation, einer Flotte; das 
Land wird zu eng, seine Hilfsmittel hören auf ausreichend zu 
sein. Durch frühere Antipathien Getrenntes will sich vereini- 
gen, Yereinigtes sich trennen; ein ungqordneter Staat nimmt 
feste Formen an, ein wohlgeordneter geräth in Yerwirrung. 
Den neuen Zuständen sollen neue Yerträge entsprechen. Setzen 
wir auf beiden Seiten den höchsten Yerstand und den ernstesten 
Willen des Friedens voraus, — dass der letztere vorhanden sei, 
ist im Zustande des Gleichgewichtes immer wahrscheinlich — , 
so wird dennoch der Fall von Zeit zu Zeit eintreten, wo der 
eine zu fordern gezwungen ist, was der andere nun und nim- 
mer freiwillig zuzugestehen im Stande ist, wenn er sich nicht 
selbst aufgeben will. Und dann ist zweierlei möglich. Entwe- 
der er giebt wirklich nach, um für jetzt dem Kriege zu entge- 
hen, weil das gegnerische TJebergewicht wahrscheinlich ist; das 
bedeutet aber nichts als ein Hinausschieben des Krieges bis auf 
günstigere Gelegenheit, wo das TJebergewicht nicht mehr so si- 
cher ist. Deigi dauernd seine Existenz bedrohen zu lassen ohne 
den Yersuch gewaltsamer Selbstbehauptung liegt ganz ausser der 
Natur des Staates, und schliesslich geht er lieber im Kriege 
gänzlich unter als dass er im Frieden dahinsiechte. Oder das 
Yerhältniss der Macht ist zweifelhaft geworden, und dann ist 
der Krieg die unzweifelhafte Folge. In beiden Fällen also ist 
der Krieg unausbleiblich , sobald die Interessen der Staaten auf 
unversöhnliche Weise einander widerstreiten, und auf beiden 
Seiten ist der Krieg vernünftig und durch die iN'atur der Dinge 
geboten, und das heisst doch wohl gerecht. Wo sich Menschen 
vordrängen, die ihr Gelüsten statt des Interesses der Staaten 
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walten lasflen, da kann von ungerechten Sjiegen die Bede sein. 
Wo sieh aber der Gonflict aus der Natur der Staaten and ihrer 
Yerhaltnisse ergiebt, da ist der Krieg auf beiden Seiten gerecht, 
und so ist es auch meistentheils im wirklichen Verlaufe der Ge- 
schichte. 

Dies gilt selbst für frühere Zeiten , wo im Mangel einer 
rechtmässigen Yerantwortlichkeit der Begierung und einer geord* 
neten Theilnahme der Begierten an der Verwaltung der Staats- 
angelegenheiten die Unterhandlungen und die Entschliessungen 
2a Krieg und Frieden mehf wie eine persönliche Angelegenheit 
der Begierenden angesehen wurden. Man würde sehr unrecht 
thun, die Kriege der Vergangenheit schlechtweg für Gabinets- 
kriege anzusehen, die der Wille des Begenten angezettelt, nicht 
das Interesse des Staates bedingt hätte. Vielmehr war es meist 
so, dass die Begierten nur deshalb an der Begierung keinen An- 
theil hatten, weil sie einen solchen nicht zu führen Termochten, 
indem der Gedanke des Staates in ihnen nicht lebendig war, 
und dass der Staatsgedanke vielmehr in der Person des Begen- 
ten sein Organ fand. Noch heute ist fast jeder Franzose ohne 
Ausnahme bereit anzuerkennen, dass die Kriege Ludwig's XIV 
für die wahren Interessen Frankreichs geführt worden sind, und 
ein Preusse oder Busse müsste sehr unverständig sein, wenn er 
von den Kriegen Friedrichs des Grossen oder Peters des Gros- 
sen nicht zugeben wollte, dass sie auf der rechten Bahn des 
Lebens dieser Staaten lagen. Ohne eine vorliegende geschicht- 
liche Nothwendigkeit ist kaum jemals ein Krieg geführt wor- 
den. Die Verantwortlichkeit des Entschlusses Krieg zu führen 
und die möglichen Wechselfälle des Krieges sind auch so furcht- 
bar, dass nicht wohl ein Begent sich zum Kriege entschliesst 
aus Leichtsinn und ohne dringenden Zwang. 

Der Staat führt niemals Krieg um des Krieges, sondern 
um seines Interesses, d. h. um des Friedens willen; die Bedin- 
gung des Friedens aber ist der Vertrag. Der Weg, um zum 
Vertrage zu gelangen, ist die Unterhandlung; der Inhalt des Ver- 
trages ist der thatsächliche Ausdruck des vorhandenen Macht- 
Verhältnisses. Will der andere den Vertrag nicht eingehen, so 
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liegt das daran y dass er die Torhandene Macht entweder nicht 
gelten lassen will oder nicht gelten lassen kann, ehe er dazu 
gezwungen wird. Es ist also ein Unterstützungsmittel der Un- 
terhandlung , dass die Macht thatsächlich erwiesen oder dass der 
andere zu ihrer Anerkennung gezwungen wird. Dies Verfah- 
ren und nichts anderes ist der Krieg. Darum ist das naturge- 
mässe Ende des Krieges entweder der Friede, d. h. der er- 
wünschte und vernünftige Vertrag, oder die Vernichtung des 
Gegners , d. h. seine völlige Unterwerfung zur Willenlosigkeit 
und die Aufhebung seiner selbstständigen staatlichen Existenz, 
das letztere nur, wenn sich das Nebeneinanderbestehen des Sie- 
gers und des Besiegten überhaupt als unmöglich bewies. Seiner 
Natur nach geht der Krieg niemals auf ein besonderes Object 
des Streites, das etwa den Anlass zur Verfeindung gegeben hat. 
Denn mit dem ausbrechenden Kriege wird die ganze Existenz 
beider Gegner in Frage gestellt. Jeder droht dem anderen nicht 
bloss zum Spasse, sondern im bittersten Ernste mit der höchsten 
Noth, mit völliger Vernichtung, wenn man nicht früher zum Ziele 
kommen kann. Darum gilt es nicht dieses oder jenes einzelne 
Verhältniss zwischen den Staaten durch den Krieg neu zu ord- 
nen , sondern alle Verhältnisse und das Fundament aller gegen- 
seitigen Beziehungen. Nur die ganz gleichgültigen Verabre- 
dungen der Staaten, die für die Selbsterhaltung des Staates nach 
keiner Seite hin irgend welche Bedeutung haben, werden durch 
den ausgebrochenen Krieg nicht stillschweigend mit beseitigt; 
alles ernstere wird von selber hinfallig. Weil man das gef ras- 
sige Ungeheuer des Krieges zu bannen nicht im Stande ist^ 
möchte man die zerstörende Wuth des Biesen hier und da durch 
ein aus zarten Empfindungen und Eücksichten geflochtenes Bänd- 
chen aufhalten. Vergebens ! Der furchtbare Ernst der Thatsa- 
chen spottet solcher völkerrechtlichen Spielereien ; die äusserste 
Noth im Kampfe um Sein oder Nichtsein kennt die Gesetzespa- 
ri^raphen der Buchgelehrten nicht Das Schauspiel ist erhaben 
wie der Kampf der Elemente; man sollte es nicht. herabwürdi- 
gen, indem man schwache Menschen als Hauptträger der Hand- 
lung ansieht, in der die grössten Organismen, welche die Natur 
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herrorbringt, das innere Leben, das sie dorchdiingt , mit Le* 
yiathans Macht und Kühnheit bethätigen. 

Der Krieg wird mit Bücksiebt auf den zu schliessenden 
Vertrag geführt; Baub- nnd Eachezüge staatsloser Horden sind 
keine Kriege. Der Krieg hat ein politisches Ziel, nämlich dass 
die gegenseitigen Yerhältnisse der Staaten in ihrer Totalität neu 
nnd vernünftig geordnet werden. Es kann gar nicht die Bede 
davon sein, dass man nur für dieses oder jenes verletzte Becht 
eine Art von CriminalBtrafe durch den Krieg vollziehe, — denn 
das wäre einfach verwerfliche Bache, und dazu gehörte doch 
wenigstens einige Sicherheit, dass man auch der Strafende und 
nicht vielmehr der Gestrafte sein werde, eine Sicherheit, die 
in den meisten Fällen durchaus nicht vorhanden ist. Es ist 
eben auch der Krieg damit nicht zu Ende, wenn man die An- 
erkennung eines verletzten Bechtes, eine Entschädigung für den 
erlittenen Schaden und einen Ersatz für die Kriegskosten erlangt 
hat: sondern erst dann ist der Krieg wirklich beendigt, wenn 
die vorhandene Uebermacht völlig und zweifellos constatiert» 
der Gfegner zur Anerkennung derselben gebracht und auf solche 
Erkenntniss hin dazu gezwungen ist, einen Friedensvertrag zu- 
zugestehen, der dieses gegenseitige Machtverhältniss für alle 
Beziehungen der kriegführenden Staaten, die irgend in Frage 
kommen können , vollkommen . correct ausdrückt Ist der feind- 
liche Staat zu solcher Anerkennung der Uebermacht und zu dem 
Zugeständniss des entsprechenden Vertrages nicht zu bewegen, 
so dauert der Krieg fort bis zur Vernichtung des Gegners, d. h. 
bis zu seiner völligen Unterwerfung. Ist eine sichere Ueber- 
macht überhaupt nicht constatiert worden, so wird das Besultat 
genügen , dass der Zweifel über das vorhandene Gleichgewicht 
gehoben und dadurch eine sichere Basis für die Abschliessung 
eines neuen oder die Bestätigung eines schon vorhandenen Ver- 
trages gefunden worden ist. In der Begel aber hat ein unter 
solchen Umständen geschlossener Friede nur den Werth eines 
Waffenstillstandes, der die Feindseligkeiten bis auf günstigere 
Gelegenheit hinausschiebt. Vor einem Bachekriege hat man 
sich wohl in den seltensten Fallen zu scheuen. CiviUsierten Völ- 
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kern ist es darch tausend Dinge rein unmöglich gemacht, Kriege 
zor BeMedigung ihrer Bache und nicht aus eigentlich politischen 
Gründen zu fuhren. 

Der Krieg ist deshalb in der That nur die Fortsetzung der 
gewöhnlichen Unterhandlung zwischen Staaten, doch in anderen 
Formen und mit anderen Mitteln. Er unterstützt die Unter* 

'handlung, indem er ihr eine Bads schafft, durch den thatsäch- 
Hchen Erweis der gegenseitigen Machtverhältnisse. Im Kriege 
aber hört vernünftigerweise die gewöhnliche Form der Unterhand- 
lung durchaus nicht auf, sondern sie begleitet ununterbrochen 
die kriegerische Action, indem sie aus derselben beständig das 
Besultat zu ziehen sucht. Der Krieg muss allerdings schon im 
Kriege selber aufhören , wenn überhaupt wieder Friede werden 
BolL Ein Kriegszustand im strengsten Sinne des Wortes ist 
deshalb nie vorhanden; der Krieg ist in jedem Augenblick der 
werdende Friede und wird im Bewusstsein geführt, dass er dies 
ist. Noch mitten im Kriege erkennt der Feind den Feind als 
seinesgleichen an , mit dem er gern in Frieden sobald als mög- 
lich leben möchte. In der That tiitt der Friede ein, sobald 
der Beweis der Macht so gefuhrt ist, dass er nicht mehr umge- 

V stossen werden kann. Dass die einen Staat leitenden Menschen 
oder auch ein ganzes Volk sich über die Gültigkeit des geführ- 
ten Beweises täuschen und dennoch den Krieg fortsetzen kön- 
nen, ist gewiss; das ist dann aber für diese Menschen eine 
Schuld, ein Tadel, und liegt nicht in der Katur des Krieges 
oder des Staates , der ihn fuhrt. So kann verblendete Leiden* 
Schaft unnöthigerweise die ganze Zukunft des Staates und damit 
zugleich der Nation in Frage stellen, indem in zwecklosem und 
aussichtslosem Widerstände die Kraft des Staates unheilbar zer- 
rüttet wird. Aber in dem Urtheil, ob solche Schuld wirklich 
Torliegt, muss man vorsichtig sein. Der Fremde urtheilt nie 
recht sicher über die Bedürfnisse eines Staates. Wenn der cor- 
recte Vertrag, den die Uebermacht erzwingt, so beschaffen sein 
würde, dass er das Bestehen und Gedeihen des Staates in einer 
seiner Grundbedingungen antastete, so würde immerhin der 
Staat die Gefahr des völligen Unterganges der sicheren Aussicht 
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auf bleibendes Siechtham yorziehea. Was aber zu jenen Grund- 
bedingungen gehört, darüber muss der Staat selber urtheilen. 
Es ist — allerdings nur bei krankhafter Ausartung des Yolks- 
geistes — denkbar, dass ein Staat in der Möglichkeit seines 
Bestehens durch das blosse Zugeständniss fremder XJebermacht 
und das Eingeständniss des eignen Unterliegens erschüttert 
würde. In solchem Falle z. B. würden diejenigen genau den 
WiUen des Staates ausdrücken, die lieber untergehen und den 
Staat selber verderben wollen, als dass sie den Beweis der 
üebermacht zugeben und die Bedingungen eines der Macht an« 
gemessenen Vertrages eingehen. In demselben Falle befindet 
sich ein kleiner Staat einem übermächtigen gegenüber, der je- 
nen in den Wurzeln seines Daseins angreift; wird ein Staat 
doch mit Vernichtung bedroht, so gilt der Widerstlmd bis auf's 
äusserste, auch wo keine Aussicht des Sieges mehr ist. 

So vollziehen sich die Schicksale der Staaten und der Na- 
tionen, nicht nach den Paragraphen eines Bechtsbuches. Die 
Interessen der Staaten , welche sich aus den Entwicklungen des 
Culturlebens ergeben, führen zur Feindschaft und zum Kriege; 
der einmal ausgebrochene Krieg führt zum Kampfe um das Da- 
sein, um nichts oder alles. Sind die Würfel einmal im Bollen, 
so gilt kein künstliches Einhaltthunwollen ; die Action ist nicht 
mehr auf ein beschränktes Ziel gerichtet ; es geht um die Tota- 
lität aller Interessen , um die Frage , wer bestehen , wer unter- 
gehen soll, und nur der günstige FaU erlaubt einen weniger 
entscheidenden, weniger entsetzlichen Ausgang. 

Die Staaten stehen unter keinem Eechtsgesetze, und ver- 
geblich ist es , ihre Action an ein vorgebliches Becht binden zu 
wollen. Sie haben keinen Frätor über sich, der ihnen das XJr- 
theil spräche ; oder vielmehr der einzige Frätor , der nicht nach 
einem Bechtsbuche, aber nach Gerechtigkeit über die Staaten 
das ürtheil spricht, ist der Krieg. Der Prätor ist unerbittlich 
und unbestechlich, und gegen seinen Ausspruch giebt es keinen 
Einwand und keine Ausflucht. Er ordnet in letzter Instanz das 
Dasein und den Untergang, das Zusammenbestehen und die Ver- 
bältnisse der Staaten und stellt in aller geschichtlichen Entwick- 
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long die einzig mögliche und denkbare Fonn der Harmonie her, 
indem er das Werthyolle emporhebt, das Werthlose danieder- 
beugt. Aus Bninen lasst er neues, besseres Leben spriessen. 
Der Maasstab seines Urtheils ist der einzig gerechte, denn seine 
fintseheidnng gründet dch auf die Macht Die Macht des Staa- 
tes aber ist die Diseiplin, die Mannhaftigkeit, die Tugend, die 
Wissenschaft seiner Bürger; der machtrollere Staat ist der bes- 
sere Staat, sein Volk ist das bessere Yolk, seine Gultur die 
werthyoUere Oultur. Wer unterliegt, muss bekennen, dass er 
es verdient hat; der Sieger darf sich sagen, nicht dass er gut, 
aber dass er der Bessere war. Der Zufall kann ein Gefecht^ 
eine Schlacht, nicht einen Krieg entscheiden. Denn keine Nie- 
derlage, kein Sieg ist definitiv. Alle Verhältnisse der Völker 
sind ewig im Schwanken und im Wechsel. Der tief Gefallene 
kann sich neu erheben, der hoch Gestiegene schmählich sinken. 
Immer gilt es, sich zu behaupten, den Quell der Kraft nicht 
versiegen zu lassen , sondern immer ergiebiger und reicher strö- 
mend zu machen. Nur ein Volk, das der DiscipUn und der 
Tugend vergisst, kann unfrei werden und unterliegen. Ein 
Volk, das dem Despoten fröhnt, kann wohl vorübergehende Er« 
folge erreichen gegen werdende oder aufgelöste Staaten, die 
noch kümmerlicher und zerrütteter sind, aber es kann nicht 
dauernd blühen und stark sein; die Kraft, die ein Volk zu ent- 
wickeln vermag, wird nur durch Freiheit reif und wirksam. 
Der freie Staat ist immer auch der mächtigere Staat. Selbst 
wenn der tüchtige Staat nur ein kleines Volk umfasst, so ver- 
mag er sich frei zu behaupten, indem er sich durch Bündnisse 
stärkt; denn es ist ein allgemeines Interesse, dass er bestehe. 
In jedem Falle gilt es: der Staat soll stark sein. Das ist sein 
Beruf und seine Pfiicht; wehe ihm, wenn er diese erste Pflicht 
versäumt und anderem Gute nachjagt auf Kosten der Macht! 
In dem grossen weltgeschichtlichen Processe geht das Schwache 
unter, weil es werthlos ist, und das Starke besteht, weil es an 
dieser Stelle und zu dieser Zeit der grossen Aufgabe des mensch- 
lichen Geschlechtes besser zu dienen vermag. Das ist die ewige 
Gerechtigkeit der Weltgeschichte* 
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8. Das Eriegsrecht beruht darauf, dass nicht 
Menschen, sondern Staaten in Wahrheit den 

Krieg führen. 

Der Zweck des Erieges ist, einen dauernden und gesicher- 
ten Friedenszustand herbeizuführen, der um minderen Preis 
nicht zu erlangen gewesen wäre. Das Mittel, dessen sich der 
Staat im Kriege zu diesem Zwecke bedient, ist die Führung des 
Beweises der Uebermacht. Denn einen dauernden Frieden ver- 
bürgt nur der vernünftige , d. h. der gerechte Vertrag , und ge- 
recht ist ein Vertrag nur dann, wenn er den wirklich vorhan- 
denen Machtverhältnissen entspricht. Man kann somit eigent- 
lich nicht sagen, dass die kriegführenden Staaten sich gegen- 
seitig hassen oder einander zürnen; vielmehr diese handeln nur 
in ihrem Interesse mit kluger Berechnung. Aber die Macht 
der Staaten wird theils durch Menschen geführt, theils aus 
ihnen gebildet , und für die den kriegführenden Staaten ange- 
hörigen Menschen wird der Krieg leicht der Grund zur ausser- 
sten Verfeindung, zum tödtlichsten Hasse, wie denn gerade 
im Kriege die repulsive Kraft des Nationalbewusstseins gegen 
alles Fremde am energischsten sich zu offenbaren pflegt. 

Aus diesem Hass der Menschen, nicht aus der Staatsraison 
folgen die barbarischen Feindseligkeiten , die der Krieg in den 
Zeiten mangelhafter Bildung in seinem Gefolge hat. Aber die 
Wirkungen dieses Hasses sind überall zurückzudrängen, wo sie 
nicht bloss einen eifrigeren Dienst des eigenen Staates herbei- 
führen, sondern zur Feindseligkeit gegen die Büi^er des gegne- 
rischen Staates antreiben. Die Staatsoberhäupter zweier in 
Krieg gerathener Staaten hegen deshalb gegen einander keine 
persönliche Feindschaft, sondern können sich gegenseitig ein 
anständiges Wohlwollen und Achtung bewahren; denn jeder 
thut nur seine Schuldigkeit und dient seinem Amte, und nur 
die Staaten sind verfeindet. Dasselbe sollte von den Bürgern 
kriegführender Staaten gelten. Der Hass gilt dem Volk und dem 
Staate, nicht den Einzelnen. Mit den Fortschritten menschlicher 
Gesittung hören denn auch die Menschen auf, die Gegensätze der 
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Staaten als Yorwand zu gebrauchen für ihre persönliche Wild-» 
heit. Dann gilt im Kriege nur diejenige Feindseligkeit, welche 
wirklich Ton Staat zu Staat sich erstreckt, und jede andere darf 
sich nicht mit dem Namen des Krieges decken, sondern ist 
wirklich ein Verbrechen, welches von Menschen gegen Men- 
schen unter dem Verwände des Krieges geübt wird. 

Dies Verhältniss ist das allein yemünfkige, allein natür- 
liche; nur was vom Staate gegen den gegnerischen Staat ge- 
schieht, um dessen Macht zu brechen und den Beweis der eig- 
nen TJebermacht zu führen, kann man wirklich dem Kriege zu- 
rechnen. Wenn es je anders gewesen ist, so ist das nicht die 
Schuld des Krieges, sondern der Bohheit, Barbarei und XJnsitt- 
lichkeit der Menschen zuzuschreiben. Diese benutzten dann 
nur den Krieg, um ihrer Raub- und Mordlust, ihrer Grausam- 
keit und Unmenschlichkeit freien Lauf zu lassen, die sonst durch 
den Zwang der Gesetze in ihren Aeusserungen behindert war. 
Es sind nicht Zugeständnisse der Humanität, der Milde und 
Menschenfreundlichkeit, die der Entsetzlichkeit des Krieges 
dies oder jenes einzelne abzuziehen suchen ; sondern vielmehr 
es wird hinweggethan , was der Bosheit der Menschen angehört, 
und der reine und wahrhafte Charakter des Krieges wird aus 
der Entstellung und Fälschung wiederhergestellt. Denn der 
Krieg wendet sich schlechthin nur gegen den Staat und die Mit- 
tel seiner Macht ; jede Grausamkeit und Härte gegen die einzel- 
nen Menschen, die nicht der Kriegszweck unbedingt gebietet, 
bleibt aus demselben ausgeschlossen, wo die Menschen nicht 
sittlich verwildert sind. 

Der Krieg führt daher keineswegs eine absolute und allsei- 
tige Feindseligkeit mit sich, sondern nur eine relative und in be- 
stimmter Eichtung wirksame. Mitten im Kriege sind die Staa- 
ten zu friedlicher Unterhandlung bereit, und in aller Feindselig- 
keit halten sie den Gesichtspunkt fest, dass dieselbe zum Frie- 
den führen soll. So kann nicht allein, sondern muss auch 
um des gegenseitigen Nutzens willen mitten im Kriege ein Sy- 
ston von Verabredungen gelten, welche die Streitenden in 
aller £3irlichkeit einhalten , theils um die Leidenschaft der Men- 
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■diCB, dia so leidit anartend Oma TiMien und nidit den In- 
tmmen des Staates dienen, emzodamBen, das« sie nicht über- 
flnttie, tfacila um mit dentUehem BewoartBein diejenigen Punkte 
festhalten xa können, in denen das Interesse des Staates nnter 
der Bedingung der Gegenseitigkeit sich mit der Sdionnng frand- 
lieber Streitkräfte wohl yertragt Dass man das Leben und das 
Eigenthom der Prrraten schone und wo man durch den Verlauf 
des Kampfes es an yerletaen gezwungen ist, nach Möglichkeit 
Ersatz leiste ; dass man Verwundete und Kranke, deren Pfleger 
und Aerzte nicht als Theile der feindlicfaen Kriegsmacht ansdie 
und behandle; dass man G^mgenen keine unnötfaigen Leiden 
bereite : das alles ist eine Anforderung mehr an die Menschen 
als an die Staaten und würde selbstverständlich sein, wenn nicht 
die Menschen wild und roh wären. Aber auch der Staat selber 
yerpflichtet sich seinem €r^:ner gegenüber mitten im Kriege. 
Parlementars werden heilig gehalten, Waffenstillstands- und ähn- 
liche Verabredungen ehrlich durchgeführt Nur der fremden 
Unehrlichkeit gegenüber, also wenn man nicht auf die berech- 
tigten Proceduren des Staates, sondern auf die wilde Leidenschaft 
der Menschen stösst , schwinden solche Eücksichten, die auf Ge- 
genseitigkeit berechnet und nur in dem Falle der Gegenseitigkeit 
nützlich sind. 

So kann man von einem Kriegsrecht sprechen als von 
der Gesammtheit derjenigen Begeln , die von jedem Staate im 
Kriege mit einem andern innezuhalten sind. Aber man muss 
sich bewusst bleiben, dass dies Recht wie aUes Völkerrecht kein 
eigentliches Eecht ist. Nur theilweise geniesst es einer allge- 
meinen Anerkennung, und ein grosser Theil davon ist nicht 
praktische TJebung, sondern theoretische Meinung von dem was 
nützlich und gerecht wäre. Niemals ist seine Durchführung er- 
zwingbar, und einen Eichter über das was dem Eechte entspricht 
giebt es im eigentlichen Sinne nicht. Das Kriegsrecht ist abo 
nur eine gute Sitte derjenigen, die die Leidenschaft zu bändigen 
und das der Sache Angemessene zu thun vermögen. Dieses 
Kriegsrecht theoretisch zu weit auszudehnen , hat seine grosse 
Gefahr; die Forderungen an den Staat, der sich im Kriege be- 
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findet, zu hoch epannen, heisst die Erfollaiig auch gerechter 
Forderungen beeinträchtigen. Dazu ist die Situation des käm- 
pfenden Staates zu misslich und zu bedroht , und wer zu viel 
von ihm verlangt , möchte lacht gar nichts erlangen. Die erste 
Sorge ist immer die um die Erhaltung der Kriegsmacht und die 
Sicherung des günstigen Erfo^es; alles andere kann erst in zwei* 
ter Stelle in Betracht kommen , und jede Yorschrifty die den 
Staat darin hemmen möchte, dass er jeden wirklichen Yortheil 
ausbeutet, jeden Nachtheil vermeidet, würde eben damit entweder 
dauernd oder für den Augenblick ungültig sein. 

Man muss über die Action eines Staates im Kriege sehr Tor- 
sichtig urtheilen , wenn man gerecht urtheilen will. Es giebt 
FlüLle, wo das Gebot der Selbsterhaltung erzwingt, dass man 
auch die einfachste Ehrlichkeit nicht bewahren kann, dass man 
einen Waffenstillstand vertragswidrig bricht, getroffene Yerab- 
redungen nicht einhält. Wenn sich die JSTothwendigkeit solcher 
misslichen Maassregeln aus der Lage und ihrer Gefahr oder der 
Grösse des dadurch erlangten Yortheils erweisen lässt, so er- 
langen sie Yerzeihung und Eechtfertigung von jedem einsichtigen 
und billigen TJrtheil. Ist eine solche Nothwendigkeit von ihnen 
nicht zu erweisen , so sind sie allerdings tadelnswerth , weil sie 
ohne Noth das unentbehrliche Yertrauen zerstören. Dass wo 
alles auf dem Spiele steht ein Staat sich nicht ängstlich an ein 
gegebenes W^ort bindet, weiss jeder vom andern und richtet sich 
darauf ein. Lässt er sich unvorsichtig überfallen, so ist es seine 
Schuld und er muss die Folgen tragen. Das Kriegsrecht hat 
somit den precären Character, dass es nur gehalten wird, so 
lange es mit dem Interesse eines Staates vereinbar ist, und dass 
nur der Staat selber entscheiden kann, wie lange diese Yerein- 
barkeit stattfindet. Der Staat also giebt sich selber die Eegel 
und entbindet sich von ihr in höchster Instanz. Eigentliches 
Becht ist da offenbar nicht vorhanden. 

Ein Kriegsrecht aber in dem bezeichneten Sinne und mit der 
beschränkten Geltung giebt es nicht bloss für die Führung des 
Krieges selber, sondern auch für den Anfang und die Beendi- 
gung des Krieges. Yorschriften darüber, wann und wie er Krieg 
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ansöfuigen oder sa unterlaasen habe, wird rioh der Staat nur 
in sehr bedingter Weise gefiillen lassen. Die Lage ist jedesmal 
ganx individuell, und ihren Charakter au beurtheilen, muss man 
dem Staate selber überlassen. Z. B. AngiifTskiiege au untersa- 
gen hat keinen rechten Sinn; vielmehr ist der Angriff oft die 
einaig mögliche Form der Yertheidignng. Wer des anderen In- 
teresse wesentlich geschädigt hat, wenn auch auf ganz friedlichem 
Wege, ist der wahrhafte Angreifer; wer zuerst zum Schwerte 
greift, um sein geschädigtes Interesse wiedeiherzuatellen, nach- 
dem die Unterhandlung vergeblich geblieben, oder die b^^n- 
dete IJeberzeugung erlangt ist, dass sie vergeblich bleiben 
würde , der fuhrt in Wahifaeit einen Yertheidigungskrieg. Dass 
ein Staat aber die Interessen eines andern Staates schädigt, be- 
gründet keinen Vorwurf gegen ihn , so lange er es im dringen- 
den eigenen Interesse gethan hat So können der Angreifer im 
Kriege und der der sich vertheidigt beide tadellos sein, sofern 
jeder sein Interesse wahrgenommen hat; eiuen Angriffskrieg zu 
fuhren wird Pflicht des Staates, wenn sonst seine Selbste|;|ial- 
tung bedroht ist Man föngt femer den Krieg nicht leicht an 
ohne vorhergehende formliche Anzeige; im dringenden Falle aber 
unterlässt man es auch wohl, wenn der üeberfsdl grosse Besul- 
tate verspricht Um so wachsamer muss jeder sein. 

Die Meisten halten einen Krieg nicht für gerechtfertigt, 
wenn den Grund desselben innere Vorgänge in dem mit Kii^ 
überzogenen Staate bilden, ohne dass dieser das Interesse des 
Angreifers direct bedroht hat Eine solche kriegerische Inter- 
vention wird in der That ungeeignet sein, wo nur die Vorstel- 
lungen der Menschen , z. B. von der Gefährlichkeit einer Er- 
scheinung, und nicht das wirkliche Interesse des Staates zum 
Kriege geführt hat. Aber wenn man nicht aus falscher Theorie 
heraus redet, so darf man hier keine allgemeine Begel aufstel- 
len , sondern man muss die Natur jedes einzelnen Falles unter- 
suchen. Eine solche innere Veränderung eines Staates, welche 
seine Macht wesentlich erhöht oder wesentlich schwächt, bringt 
eine Veränderung im Gleichgewicht hervor und fordert daher 
neue Verträge. Aber auch sonst sind die inneren Verhältnisse 
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des einen Staates dem andern nicht gleichgiQtig , weil Zustände 
und Theorien weiter wirken und gewisBermaassen die Kraft einet 
Gontagiums besitzen. Wenn der Staat behufs seiner Selbster« 
haltung ihm zusagende Zustände in einem andern Staate herzu- 
stellen sich bemüht, nöthigenfalls durch den Krieg , so liegt da- 
rin nichts was gegen die Natur des Staates wäre. In jedem ein- 
zelnen Falle vielmehr muss verständige Ueberlegung das ürthefl 
abgeben, ob zweckmässig und dem Staatsinteresse entsprechend 
gehandelt worden ist. 

Es ist gebräuchlich und entspricht dem Wesen der Sache, 
dass das Ende des Krieges ein Friedensvertrag bildet ; denn um 
dessen willen ist ja Krieg geführt worden. Indessen kann es 
vorkommen, dass der besiegte Staat in keinen Frieden willigen, 
oder dass der siegreiche Staat keinen Frieden zugestehen will. 
In diesem Falle ergäbe sich entweder ein permanenter Kriegs- 
zustand , so lange der besiegte Staat noch irgend eine Kraft des 
Widerstandes besitzt, oder die Eroberung, wenn derselbe ohne 
früher nachzugeben vollständig zu Boden geworfen worden ist. 
Der Sieger hat dann nur zu untersuchen, wie viel von dem 
feindlichen Yolke und Lande eine wirkliche Bereicherung seines 
Staates bilden würde, und so viel eignet er sich mit voller Gül* 
tigkeit an. Eine Eroberung geschieht also entweder auf dem 
Wege des Vertrages, indem der Gegner die vollzogene That- 
sache der Occupation im Friedensvertrage anerkennt und das 
vom Sieger Begehrte ihm überlässt, oder durch die reine that^ 
sächliche Macht, und sie gewinnt dann ihren festen Bestand erst 
dadurch, dass keine Macht vorhanden ist, die den Besitz des 
Eroberten streitig machen könnte. Die eigentliche Beseitigung 
des Gegners durch den Krieg, indem man seine staatliche Selbst- 
ständigkeit vollkommen aufhebt und was früher zwei getrennte 
Staaten bildete zu einem Staate vereinigt, hat einen vernünfti- 
gen Sinn nur dann, wenn der eroberte Staat kein wirklicher 
Staat war un4 die innere Gemeinschaft der beiden kriegführenden 
Völker so gross ist, dass sie ihren Ausdruck in einer für beide 
gemeinsamen Bechtsordnung nicht bloss ermöglicht, sondern ge-^ 
bieterisch verlangt. In jedem anderen Falle wird der Staat 
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naeh daaemdem Bedtse nur solcheB Landes trachten, welches 
durch die natürliche Gestaltung des Bodens für seine Yertheidi- 
gong g^en fremden Angriff besonderen Yortheil verleiht, oder 
welches sonst durch die Hilfsmittel die es nmschliesst wesent- 
liche I^achtheile des eignen Staatsgebietes aasgleicht 

Die Staatenbildungen sind von je zumeist auf dem Wege 
der Eroberung vor sich gegangen. Das „Becht" der Erobe- 
rung in Frage zu stellen, ist erst in neuerer Zeit aufgekommen. 
Grade die Arglist und die Gewissenlosigkeit hat die Theorie auf- 
gestellt von dem geheiligten Charakter der legitimen Länder- 
und Staatenbegrenzung» dem gegenüber die Eroberung einem. 
Diebstahl oder Baube gleichzuachten sei. Solche Anschauungen 
haben ihren Sinn , so lange die Länder ab das Eigenthum ihrer 
Fürsten angesehen werden, die dann' wie grosse Gutsbesitzer 
erscheinen. Dann mag man die geschichtlichen Prqcesse der 
Staatenbildung wie Eigenthumsverhältnisse mit dem Maasstab 
des Civil- und Criminalrechts oder der privaten Moral messen. 
In freien Staaten liegen die Dinge anders. Jeder Staat, der 
sich mit dem andern im Kriege befindet, setzt dabei seine Exis- 
tenz ein und muss sich auf Einbusse im Falle des Unterliegens 
gefasst machen. Der Sieger hat die Macht, mit dem Besiegten 
nach seinem Belieben zu schalten, wie es ihm ergangen sein 
würde, wenn er der Besiegte gewesen wäre. Der Besiegte hat 
die Macht verloren , dem Interesse des Siegers zu widerstehen, 
und es ist schlechterdings kein Grund denkbar, weshalb nun 
der Sieger den erlangten Yortheil nicht dazu benutzen sollte, 
um seine Interessen möglichst dauernd und sicher zu befriedi- 
gen. Eine Eroberung ist also nur dann gerechtfertigt, wenn 
sie wirklich im Interesse des siegreichen Staates ist; dann aber 
ist sie eben so vernünftig wie alle Handlungen, welche wirklich 
aus wohlverstandener Staatsndson entspringen. Der Inhaber 
einer Staatsgewalt, der an dem besiegten Feinde Grossmuth 
übte, statt kaltblütig das Interesse des Staates, den er vertritt^ 
im möglichsten Umfange wahrzunehmen, würde Yerrath an sei- 
nem Staate begehen und sittlich tadelnswerth sein. 

Eine vollkommene Yerkehrung des Yerhaltnisses tritt aber 
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dann ein, wenn man, wie es in neuerer Zeit mehrfach geschehen 
ist, Eroberungen oder Abtretungen an Land durch eine allgemeine 
Abstimmung der auf solchem Lande Ansässigen zu „legalisieren'' 
versucht hat. Denn der Abtretende und der Erobernde sind 
Staaten, die betreffenden Verträge sind Staats vertrage ; die 
Einzelnen, die Privaten haben gar nichts damit zu thun. Wenn 
es im Staatsrechte der einzelnen Staat^i vorgeschrieben wäre, 
dass Staatsverträge nur dadurch Gültigkeit erlangen sollen, dass 
sie durch eine Abstimmung des ganzen Volkes im Staate ratifi- 
ciert werden müssten, so hätte das vielleicht einen Sinn, und 
die andere Partei müsste sich darauf einrichten, wie jetzt, wo 
die Verträge zum Theil erst durch gesetzgebende Versammlun- 
gen ratificiert werden müssen, um volle Gültigkeit zu erlangen. 
Dann müsste aber im ganzen Volke des abtretenden und des 
erobernden Staates die Abstimmung stattfinden. Dieser Bruch- 
theil aber des Volkes, der auf dem abzutretenden Boden sitzt, 
hat doch nun und nimmer den Beruf, den Willen des ganzen 
Staates zu vertreten; der ganze Staat aber ist es, der das Ge- 
biet vertragsmässig abtritt. Die Leute , die auf dem abgetrete- 
nen Boden leben, müssen freilich, falls sie TJnterthanen des 
früheren Staates bleiben wollen , alle Erleichterung haben aus- 
zuwandern und ihr Eigenthum zu veräussem. Aber das Land 
selber ist doch keineswegs das Eigenthum der Leute, die darauf 
wohnen, sondern es gehört dem Staate, und nur je dieses oder 
jenes Grundstück gehört dem Privatmann ; nur über dieses also 
kann er verfügen und auch nur so, dass es jedenÜEills dem Staate 
verbleibt, üeber das Land im Ganzen aber verfügt nur der 
Staat durch seine Organe, und eine durch die Organe des Staa- 
tes geschehene Abtretung hat ihren vollen Werth ohne alle Be- 
theiligung der Privaten in Zustimmung oder Ablehnung. Die 
Abtretung der Eorm nach unter der Bedingung eines zustim- 
menden Votums der Bevölkerung ist entweder blosse Heuchelei, 
weil man von vom herein dieses Votums gewiss und auch ent- 
sdüossen ist, es andernfalls gar nicht zu achten, oder es geht 
aus dem grundfalsdien Princip hervor, die Menschen über das 
mit scheinbarer Freiheit verfügen zu lassen, worüber zu verfü- 

6* 
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gen der Natur nach nicht ihre Sache ist, und was sie als ihi' 
Schicksal hinzunehmen haben. Die Folge würde vernünftiger- 
weise die Auflösung alles staatlichen Bestehens sein. Denn will 
man oonsequent sein, so müsste man von Zeit zu Zeit auch die 
neu herangewachsenen Generationen befragen, ob sie denn auch 
noch diesem Staate angehören wollen, weil doch gar kein Grund 
vorhanden ist, warum das Votum der Yorfahren auch die Nach- 
kommen binden soll; oder noch consequenter müsste man die 
Kinder im Mutterleibe fragen , ehe sie geboren sind , von wem 
und wo sie geboren werden wollen. Das Sachgemässe ist hier 
allein das , dass es jedem einzelnen Individuum für sich unbe- 
nommen bleibe, wenn es in den vollen Besitz seines freien Wil- 
lens gelangt ist und nachdem es seine Pflichten gegen das Ge- 
meinwesen erfüllt hat, welches den Schutz seiner Jugend ge- 
leistet hat, sich frei zu bestimmen, ob es in diesem oder in 
einem anderen Staate seine Heimath finden will. In dieser Aus- 
wanderungsfreiheit bestimmt jeder, was er vernünftigerweise 
bestimmen kann und darf, seine eigene Zukunft, nicht die sei- 
nes Landes, über das er nicht zu verfügen hat. 

9. Die weitere Vervollkommnung des Völker- 
rechtes ist von der zunehmenden staatlichen 

Freiheit zu erwarten. 

Aus dem dargestellten ergiebt sich ein höchst einfaches und 
klares Besultat in Bezug auf die Hoffnungen , die man für eine 
weitere Ausbildung der völkerrechtlichen Beziehungen zwischen 
Staaten vernünftigerweise hegen darf. 

Ein gefahrlicher Irrthum ist es, dem sich viele hingeben, 
als könnte das gegenseitige Yerhältniss der Staaten jemals im 
Principe ein anderes werden, als es von je und bis zum heuti- 
gen Tage gewesen ist. Die Natur der Dinge ist mächtiger als 
alle frommen Wünsche und erlaubt weder jetzt, noch wird sie 
jemals erlauben, dass die Staaten in Freundschaft und Liebe mit 
einander verbunden oder durch den Gehorsam gegen eine zwin* 
gende Eechtsordnung beschränkt sind. Von einer Vervollkomm- 
nimg des Völkerrechts kann also in diesem Sinne nicht die Bede 
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sein, dasB jemals die Yerhaltnisse zwiftehen Staaten rechtlich 
oder sittlich geordnet werden könnten, aber wohl in dem Sinne, 
dass mehr als bisher das wahre Interesse der Staaten, welches 
ein friedliches Nebeneinanderbestehen erfordert^ gewahrt werde, 
und dass dieses auf berechtigten Eigennutz sich gründende Yer- 
liältniss der Ehrlichkeit und Gegenseitigkeit weiter ausgebaut 
und befestigt werde. Dadurch allerdings Hesse sich immer mehr 
dem Streite vorbeugen oder das rechte !&(ittel finden, den ent- 
standenen Streit auf eine alle Theile befriedigende Art auszu- 
gleichen , und es würden zwar in den grossen Krisen und den 
Knotenpunkten menschlicher Entwicklung die Fragen der staat- 
lichen Existenz immer wieder auf die Spitze des Schwertes ge- 
stellt werden müssen, aber alle irgend vermeidlichen Kriege 
würden durch kluge Vorkehrungen abgewandt werden können. 
Denn jetzt werden ohne Zweifel auch solche Kriege geführt, die 
mit ein wenig mehr Weisheit und gutem Willen oder unter der 
Yoraussetzung vollkommnerer völkerrechtlicher Institutionen hät- 
ten vermieden werden können. Wäre es mit einiger Sicherheit 
zu bewirken, dass die Obrigkeiten, allen eigenen Gelüsten und al- 
lem Eigensinn entsagend, rein den WiUen des Staates vollzögen, 
oder dass die Völker, so weit sie durch den Ausdruck ihrer Ge- 
sinnung oder durch selbstthätige Theilnahme an der Leitung des 
Staates auf die Beziehungen des eigenen Staates zu andern einen 
Einfluss üben, sich nicht von falscher Bequemlichkeit oder von 
ungestümer Leidenschaft, sondern allein von der Einsicht in 
das, was die Lage des Staates erfordert, und von patriotischer 
Bereitwilligkeit dieses zu vollziehen leiten Hessen: so würde 
allerdings das Völkerrecht nicht aUein in beständigem Fortschritt 
ausgebaut, sondern auch stets beobachtet werden; es würde 
durch Unterhandlung immer das vernünftige Gleichgewicht her- 
gestellt und so der Krieg theils vermieden , theils auf wahrhaft 
staatHche Weise geführt werden. Denn menschHche Barmher- 
zigkeit, Milde und Freundschaft gilt da freiHch in keiner Weise, 
wohl aber das Friedensbedürfniss des Staates, seine Klugheit, 
sein Wunsch Vertrauen zu gemessen , seine eigennützige Ehr- 
Hchkeit und seine Einsicht in das was Bestand verheisst, also 
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in das Geteohte. Aber leider sind die mensclilidLen Zustände 
weit davon entfernt, dass jene Sicherheit vorhanden wäre, und 
dieselbe ist immer nur theilweise und mangelhaft erreichbar. 
Doch besser machen ab es jetzt ist lässt sich mancherlei, und 
darauf allein kann die Hoffiiung und das Streben der Verstän- 
digen gehen. 

Die wichtigsten Bedingungen des Besserwerdens sind fol- 
gende: 1) Es muss über die Natur der Beziehungen der 
Staaten zu einander grössere Klarheit der Erkennt- 
niss und Offenheit in der Aussprache eintreten. 

Das Haupthindemiss des Friedens und solcher Institutio- 
nen, welche den Frieden verbürgen, ist die mangelnde Einsicht 
der Menschen in das Gerechte und ihr unzuverlässiger Wille, 
auch nur das erkannte Gerechte durchführen zu helfen, falls es 
gegen ihr vermeintliches nächstes Interesse anläuft. Und zwar 
gilt dieser Yorwurf der mangelnden Einsicht und des ungerech- 
ten Willens nicht vorzugsweise den Eegierenden und allen, die 
auf den Gang der staatlichen Action den weniger vermittelten 
EinfluBS haben, sondern er gilt in weit höherem Maasse der 
durch Antipathien und Sympathien hin und her gezogenen 
schwankenden Meinung der Massen und derer, die im Namen 
dieser Massen das Wort in der Oeffentlichkeit führen. Denn 
durch die unumgängliche Bücksicht auf solche Stimmungen und 
populäre Tendenzen wird immer noch die Action der Staatsmän- 
ner, die allein dem Interesse des Staates dienen sollte, allzu- 
sehr beeinflusst. 

Es ist keine Frage, dass auch dort wo eine äusserlich durch 
den Zwang verbürgte Bechtsordnung nicht vorhanden ist, Ge- 
rechtigkeit allein Ordnung, Bestand und Frieden dauernd zu 
sichern vermag. Will man also Frieden, so muss man das Ge- 
rechte wollen ; d. h. aber , man muss nicht bloss die Gerechtig- 
keit im Munde führen, oder die anderen an dieselbe binden wol- 
len , selbst aber dem anscheinend Nützlichen dienen : sondern 
man muss wirklich gerecht zu sein den Muth und die Entsagung 
haben und nicht statt der Gerechtigkeit einen anderen Begriff 
unterschieben. Das Gerechte für Staaten besteht darin, dass 
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jeder so viel habe und nur so yiel beanspruche, als er mit Macht 
zu behaupten im Stande ist und als dem gegenseitigen Macht- 
verhältniss entsprechend ist, und dass er nach dem gleichen 
Maasstabe auch dem andern eben dasselbe zugestehe. Dann 
müsste allerdings jedesmal dem veränderten Machtverhältniss 
und den veränderten Bedürfiiissen entsprechend jeder geschlos- 
sene Yertrag als nur relativ und für die bestimmten Umstände 
gültig beseitigt oder modificiert und durch einen gerechteren 
ersetzt werden können durch friedliche , auf dem "Wege der Un- 
terhandlung zu erzielende Uebereinstimmung. Aber gewöhnlich 
verstehen die Menschen, durch die ganz verschiedenen Verhält- 
nisse des bürgerlich-rechtlichen Zustandes im Staate und durch 
ein falsches Gefühl oder ungerechtes Interesse irregeleitet, un- 
ter der Gerechtigkeit, die zwischen Staaten gelten sollte, etwas 
ganz anderes. Gerecht soll es unter allen Umständen sein, dass 
die bestehenden Verträge unantastbar sein und auf jede Bedin- 
gung hin gehalten werden sollen, bis es dem andern beliebt^ 
in die Aufhebung einzuwilligen. Das heisst natürlich theore- 
tisch bloss das Unrecht verewigen wollen , und praktisch bedeu- 
tet es , statt auf den Weg der Unterhandlung auf den Weg des 
Krieges verweisen. Denn wenn ein Staat sich auf den geschlos- 
senen ungerecht gewordenen Vertrag, der ihm etwa vortheilhaft 
ist, unter allen Umständen sich so stützen darf, als wäre dies 
sein Recht, so würde er um so eher geneigt sein, seine Zustim- 
mung zu versagen, dass dem andern eine unerträglich gewor- 
dene vertragsmässige Last abgenommen werde, und das Resultat 
könnte kein anderes sein , als dass dieser zur Selbsthilfe und zu 
gewaltsamem Verfahren gedrängt wird. Schöbe sich nicht diese 
verkehrte Vorstellung vom Rechte dazwischen, so würde jeder 
eher zur Unterhandlung geneigt sein und dadurch der Krieg leich- 
ter vermieden werden. Innerhalb des Staates liegen die Verhält- 
nisse schon deshalb ganz anders, weil die Haltung des Vertrages 
erzwungen werden kann; sie soll aber deshalb erzwungen 
werden , weil die rechtliche Ordnung die conditio sine qua non 
für die Gesellschaft selber und die Erfüllung aller menschlichen 
Zwecke ist, und weil eine dem formalen Rechte entsprechende 
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Ungerechtigkeit wegen der Geringfügigkeit der dabei zu befürch- 
tenden Beeinträchtigung der einzelnen gar nicht in Betracht 
kommt gegen den ungeheuren Werth, den eine ein für alle mal 
feste Ordnung für alle menechlichen Dinge hat Zwischen Staa- 
ten aber giebt es keine ZwangBgewalt, und wer selber gutmü- 
thig sich dem formalen Eechte fügte, könnte nicht einmal sicher 
sein, dass der andere nicht im nächsten Augenblick den eben 
noch für heilig erklärten Vertrag seinem eigenen Interesse zu 
Liebe bricht; zweitens aber sind die bei Staatsverträgen in^s 
Spiel kommenden Werthe so ungeheuer, dass umgekehrt ihnen 
gegenüber in vielen Fällen der Werth einer Medlichen Ordnung 
gar nicht in Betracht kommt. 

Aber gesetzt selbst, man Hesse es gelten : Gerechtigkeit be- 
deutete so viel wie Haltung geschlossener Verträge, so ist nicht 
zu sagen, wie sonderbar die Menschen in ihrem ürtheile über 
den Inhalt und Werth eben dieser Verträge sich irren können. 
Und zwar nicht bloss die unverständige Masse , sondern gerade 
auch die Gebildetsten und Besten aus einer Nation. Einem 
Menschen ist ein kühles und unparteiisches ürtheil nur da mög- 
lich, wo nicht sein eigenstes heiligstes Interesse in's Spiel 
kommt; denn da erwacht zugleich seine leidenschafÜiche Theil- 
nahme , die seinen Blick trübt und seinen Verstand verdunkelt. 
Nur in Sachen, die einen relativ geringen Werth haben oder 
nicht den tiefsten Grund der Menschheit aufrühren, darf man. 
an ein richterliches Urtheil appellieren. Aber kein Mensch 
kann sich von seinem Volke und seinem Staate auch nur in^ Ge- 
danken so lostrennen, dass er im gegebenen Falle den Wort- 
inhalt eines geschriebenen Paragraphen streng zu erwägen und 
danach sein Urtheil abgeben könnte. Daher diese wunderbare 
Verwirrung, die in der öffentlichen Meinung selbst bei den ge- 
bildetsten Völkern und in deren edelsten Bestandtiieilen über 
Becht und Unrecht bei Vorgängen zwischen Staaten obwaltet. 
Wenn Sardinien mitten im Frieden seine kleinen Nachbarn unter 
nichtigen Vorwänden überfällt und gegen alles Völkerrecht auf 
revolutionäre Parteien gestützt Fürsten verjagt, mit denen es 
nicht im Kriege ist, und deren Länder „annectiert'^ : so thut 
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es der Mdming nach ganz recht daran ; wenh aber FreoBsen in 
allen Formen des Völkerrechtes Fürsten , mit denen es sich im 
Kriege befindet, nach vollständiger Debellation „depossediert^' 
und deren Gebiet als Eroberung einzieht, so thut es äusserst 
unrecht daran. Denn Italien ist für andere ganz unschädlich 
und kann höchstens als I^nheitsstaat im Handel ein besserer 
Kunde werden; Deutschland aber könnte leicht bei zunehmen- 
der Macht und Einigung für andere ein gefahrlicher Concurrent 
werden. Wenn Italien hinterlistig mitten im Frieden sich von 
allen Yerträgen lossagt und sich des Eigenthnms eines durchaus 
legitimen Fürsten, des Papstes, dessen yoüe Souyeränetät mehr 
als die irgend jemandes ein europäisches Interesse ist, bis auf 
seine Schlösser und Möbel bemächtigt, so thut es ganz recht da- 
ran ; aber wenn Eussland einen schon im Anfang widersinnigen, 
mit der Zeit ganz unerträglich gewordenen Vertrag als nicht 
Yorhanden ansehen zu wollen erklärt, so ist das ein unerhörtes 
Vorgehen, das zum allgemeinen Umsturz führen müsste. Wenn 
Frankreich Deutschland angreift, um ihm ein paar durchaus 
deutsche Provinzen zu nehmen, so ist das zwar bedenklich; 
aber dem liebenswürdigen, ruhmvollen, geistreichen Franzosen 
ist dergleichen zu verzeihen, und der Deutsche ist von Alters 
her dazu da, geplündert zu werden. Wenn aber der angegriffene 
Deutsche den Franzosen geschlagen hat und nun nicht eher 
Frieden machen will, ab bis er ihn exemplarisch gezüchtigt 
und sich für die Zukunft vor neuen Angriffen geschützt hat, 
und wenn er deshalb dem Feinde zwei von Deutschen bewohnte 
Provinzen abnimmt : so ist das schändlich, ungerecht, höchst 
empörend. Wozu solche Beispiele häufen, deren jeder Tag 
neue bringt ? „Es kann der Britte gegen den Schotten nicht ge- 
recht sein'', nämlich so lange sie verschiedenen Staaten angehö- 
ren und wenn es sich um das Interesse der Staaten dreht. Das 
Vertragsrecht zwischen Staaten hat also schon deshalb keinen 
absoluten Werth, weil es an jedem unparteiischen ürtheil und an 
jeder authentischen Interpretation fehlt. Wo es sich aber um 
die Beurtheilung eines Factums nach Gesichtspunkten des Völ- 
kerrechts handelt, fehlt es meist an jedem Mittel, das Factum 
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ZU. oonstatieren und duroh regelrechte Untersuchung die entge* 
gengesetzten Behauptungen der streitenden Parteien zu bestäti- 
gen oder zu widerlegen , und damit an jedem Material für einen 
förmlichen Bichterspruch. Die Controyersen der Staaten eignen 
sich daher fast nie zu einem eigentlich rechtlichen Verfahren. 
Aber gesetzt auch, es sei in einem gegebenen Falle das 
anerkannte Becht ganz unzweifelhafi; vorhanden : wo findet sich 
ein Schutz für dasselbe? Wer ist jemals dem ungerecht Ange- 
griffenen beigesprungen , es wäre denn, dass er seinen Yorth.eil 
dabei fände? Wer hat jemals dem schamlosesten Unrechte zu 
wehren unternommen , bloss weil es Unrecht war , und auf die 
eigne Gefahr hin? Alle Tage kommt es vor, dass solche Zusa- 
gen, — allerdings von zweifelhafter Yemünftigkeit und die des- 
halb niemals hätten gemacht werden sollen , die aber doch ein- 
mal gemacht sind und für öffentliches Becht gelten — wie z. S. 
dass man einen etwaigen Streit ehe man zum Kriege schreitet 
erst einem Schiedsgerichte unterbreiten will, einfach gebrochen 
werden : wo ist der Arm , der sich zum Schutze solcher recht- 
lich gültigen Abmachungen erhebt? In der deutsch-dänischen 
Frage war eigentlich das ganze ausserdeutsche Europa von dem 
Unrechte Deutschlands, von dem Bechte des kleinen unter- 
drückten Dänemark überzeugt Dass eine mächtige Nation un- 
möglich gleichgültig mitansehen konnte , wie eine Million ihrer 
Stammesbrüder mit systematischer Tücke in ihrer Nationalitat 
gekränkt wurde, das konnte man im Auslande nicht begreifen. 
Wo aber blieb der Arm , der dem gezüchtigten Dänemark bei- 
gespmngen wäre, trotz aller Sympathien, alles Mitieids und 
alles gekränkten Bechtsbewusstseins? Ganz Europa war in dem 
Urtheil einig, dass der Angriff Frankreichs gegen Preussen im 
yergangenen Jahr nach seinen Motiyen und seiner Inscene- 
setzung vollkommen unberechtigt war. War aber wohl eine 
einzige der europäischen Mächte kühn oder rechtsliebend genug, 
dem ungerecht Angegriffenen seinen Beistand zu leihen ? Ha- 
ben nicht alle, fast ohne Ausnahme, eine geradezu verletzende 
parteiische Theilnahme für den frechen Angreifer gezeigt und 
ihm auf jede mögliche Weise Beweise ihrer zarten Sympathieen 
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gegeben, die ihn freilich nur um so sicherer in yölliges Ver- 
derben trieben^ aber doch auch Deutschland grössere Opfer auf- 
erlegt haben? Nein, es ist nicht wohlgethan, in so ernsten 
Dingen heuchlerisch mit wohltönenden Worten zu spielen. Die 
Staaten kämpfen nicht für das ^^Eecht" und nicht für „Ideen'', 
sondern für ihre Interessen, und sie binden sich an das „Bechf' 
nur so weit, als ihr Interesse es gestattet. Das soll man aber 
auch einsehen und yon sich nichts anderes aussagen, vom an- 
deren nichts anderes yerlangen. Der Kaufmann, mit dem ich 
ein Geschäft mache, will dabei verdienen; das weiss ich und 
richte mich darauf ein. Yersichert er mich aber, um durch 
meine etwaige Bethörung um so mehr zu verdienen, er verkaufe 
mir aus reiner Brüderlichkeit, aus Zuneigung und Menschen- 
Hebe , so ist der Kaufmann ein Heuchler und ich bin ein Narr, 
wenn ich es ihm glaube. Wahrheit und Klarheit allein kann 
die menschlichen Dinge bessern und die Menschen veredeln; 
darum, soll es besser werden, so ist es zuerst nöthig, dass die 
heuchlerische Phrase vom „Eechte'' und von der „Heiligkeit der 
Verträge'' aus dem Yerkehr der Staaten schwinde und auch theo- 
retisch ausdrücklich anerkannt werde, dass das Völkerrecht 
keine andere Garantie habe, als seinen inneren Werth und seine 
Uebereinstimmung mit dem für die Selbsterhaltung der Staaten 
zuträglichen. Nur in dem Falle kann es gelten, wenn die 
Staatsmänner sich auf den wahren Nutzen ihrer Staaten ver- 
stehen und wenn die Bestimmungen des Völkerrechts diesem 
Nutzen entsprechen. 

2) In diesem Sinne muss man das eigentliche Völkerrecht 
einerseits, das Vertragsrecht andererseits weiter bilden. Man 
wird vor allem das durch die Natur der Dinge gebo- 
tene Gerechte suchen müssen, um es, soweit es noch 
nicht in der Praxis lebendig geworden ist, theoretisch zu fixieren, 
die Vorstellungen der Menschen zu bilden und ihren Willen zu 
entflammen. Dies Gerechte ist auch das wahrhaft Nützliche; 
aber es ist nicht deshalb gerecht, weil es nützlich, sondern es 
ist nützlich, weil es gerecht ist. Es ist dies aber nur unter der 
Bedingung ehrlich eingehaltener Gegenseitigkeit^ und nur unter 
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dieser Bedingung kann deshalb der Staat das an sich Gerechte 
wollen. Fremde Ungerechtigkeit aber erlaubt ihm nicht, selber 
an der Gerechtigkeit festzuhalten, wenn er nicht seine Existenz 
aufs Spiel setzen will. Es giebt kein realeres Wesen und wel- 
ches mehr auf das Beale hingewiesen wäre, als der Staat; an 
seiner erbarmungslosen Natur scheitern alle Utopien und ge- 
dachten Möglichkeiten. Darum muss man ihm auch nicht 2u 
viel zumuthen. Manches, was sonst sich scheinbar gerecht und 
zweckmässig ausnimmt, halt doch als allgemeine Begei dem 
strengen Zwange der staatlichen Lebensbedürfnisse gegenüber 
nicht Stand. So wird alles internationale Seerecht seine Schran- 
ken daran finden, dass eine Vergewaltigung des Frivateigen- 
thums zur See eine Lebensbedingung für die Seestaaten ist, die 
nur dadurch ihrer Macht in Angriff und Abwehr den rechten 
Nachdruck geben können, dass sie die Herrschaft; zur See unbe- 
dingt in Anspruch nehmen und durch die Unterbindung seines 
Handels dem feindlichen Staate die Erneuerung seiner Hilfs- 
quellen zu einem wesentlichen Theile abschneiden. So wird 
man einem Staate nicht verwehren können, im Kriege die Bürger 
des feindlichen Staates auszuweisen; es müsste denn der Krieg 
bloss ein Streit der Fürsten sein, die ihrem Eigennutze nachge- 
hen oder auch das Literesse ihres Staates wahrnehmen, aber so, 
dass das Volk, das ohne eigenen Entschluss in den Strudel des 
Krieges hineingezogen wird, sich nicht mit lebendiger Bethäti- 
gung daran betheiligte. Ist der Krieg hingegen wahrhaft ein na- 
tionaler, so kann der Fall eintreten, dass man in jedem Bürger 
des feindlichen Staates einen Spion, ein schädliches Element für 
die volle Entwicklung der eigenen Kraft; zu fürchten hat, und 
niemand darf den Staat tadeln, der solche Ausweisung verfügt, 
falls er dabei mit der nöthigen Schonung verfahrt und zum Er- 
sätze für die zu Kriegszwecken nöthig gewordene Yerletzung 
privater Interessen bereit ist. Niemand femer kann einem Staate 
verbieten, barbarische Truppen in's Feld zu führen. Wer 
will mit Bestimmtheit den Begriff des Barbaren definieren ? Soll 
man mit dem Soldaten, ehe ihm erlaubt wird in's Feld zu rücken, 
erst ein Examen in der Civilisation anstellen und zusehen, ob er 
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ftnch einen Fiack mit Anstand zn tragen yentehe? Mit was 
für Trappen sollte etwa ein Staat wie Bussland in^s Feld ziehen, 
wenn nur „ciyilisierte" Truppen zulässig wären? So wird auch 
kein kriegführender Staat sioh's nehmen lassen, im occupierten 
Gebiete Contributionen einzuziehen, um mit den Hilfsmitteln 
des bekriegten Landes die eignen zu yerstärken, u. dergL m. 
Wenn wir es dagegen bis auf den heutigen Tag erleben, dass 
in kriegführenden Völkern die einzelnen in Bohheit und Bar- 
barei gegen einander wüthen, so helfen gegen solche Ausbrüche 
wüthender Leidenschaft keine Gesetzesparagraphen, und die 
Hoffnung der Besserung kann man allein auf die fortschreitende 
Macht d^ Gresittung begründen. Die Paragraphen selber sind 
Yollkommen machtlos, wenn hinter ihnen nicht die Sitte steht» 
die sie stärkt. Sitte aber stammt aus Erziehung und Belehrung. 
3) Es muss das Völkerrecht mehr und mehr zu 
allgemein anerkannten Grundsätzen in derForm des 
Gesetzes durchgebildet werden. Denn wenn die Para- 
graphen auch an sich machtlos sind, so sind sie deshalb doch nicht 
werthlos. Es ist die Natur des Völkerrechts, dass es zunächst 
durch die Erkenntniss des Zweckmässigen und des Gerechten 
wächst. Denn weil die Staaten, die das Völkerrecht unter sich aus- 
machen und beobachten, wohl Personen, aber keine Menschen 
sind, so stammt bei ihnen alles Wollen aus der Einsicht und kla- 
ren Erkenntniss, aus den unbewussten Trieben und unmerklicher 
Gewöhnung nichts. Was die Besten, die Edelsten, die Einsich- 
tigsten zunächst nur theoretisch als der Natur der staatlichen Ac- 
tion entsprechend erkannt und bestimmt haben, das trägt die Fä- 
higkeit in sich, wenn es den wirklichen Verhältnissen entspricht, 
auch praktische Gültigkeit sogleich oder mit der Zeit zu erlangen; 
auf keinem Gebiete ist die üeberzeugung der Besten, wenn sie 
auf nüchterner Erwägung der Wirklichkeit beruht, mächtiger 
und einflussreicher. Dass es einen mögüohst für alle Fälle zu- 
reichenden Codex des Völkerrechts in allgemeiner Anerkennung 
gebe, ist ein offenbares Bedürfiiiss aller gesitteten Völker, die 
in Frieden zu leben wünschen. Nur muss ein solcher Codex 
sich auf das Gebiet beschränken, das wirklich dem Völkerrechte 
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im engeren Sinne angehört, und nicht in das durch zeitweilige 
Verträge jedesmal im concreten Falle zu regelnde eingreifen 
wollen. Die Grenzlinie ist hier schwer zu ziehen; aber ein ge- 
sunder Tact und nüchterne Besonnenheit mag hier die angemeS' 
sene Entscheidung treffen , und die Wirklichkeit wird die etwa 
nöthige Correctur schon vollziehen. Ferner darf ein solcher 
Codex nicht ausser Augen lassen, wie precär alles Völkerrecht 
ist f und nicht unternehmen wollen , die Staaten absolut und für 
jeden FaU zu binden. Denn vor der iN'othwendigkeit der Selbst- 
erhaltung schwindet alles Völkerrecht. 

Der Versuch solcher Codiücierung, die nicht bloss das um- 
fasst, was wirklich gilt, sondern auch was gelten könnte und 
sollte, ist öfters gemacht worden mit verschiedenartigem Frfolge. 
Der Entwurf, den Grägoire dem französischen Conyent unter- 
breitete, ist durch ein sachgemässes ürtheil dieser Versamm- 
lung, die allerdings sonst dem rein phrasenhaften Wesen reich- 
lich gehuldigt hat, in einem lichten Augenblicke beseitigt wor- 
den. Bluntschli's „modernes Völkerrecht" bietet so manches 
Werthvolle, was sicher dereinst allgemeine Ueberzeugung zu 
werden berufen ist; der Grundfehler aber ist eine Msche Vor- 
stellung von der Natur des Völkerrechts und die Zurückfiihrung 
auf sittliche und in strengem Sinne rechtliche Gesichtspunkte. 
Durchaus das richtige, freilich nicht in genügender allseitiger 
Durchführung, bietet Alphonse de Domin-Petrusheheyecz 
in seinem „Frecis d'un Code du droit international". Auf diesem 
Wege mag man fortschreiten. Die unendlichen Einzelheiten wird 
man dem Scharfblick und der Uebung der Juristen überlassen 
müssen; dann mögen die Diplomaten in ihren Verhandlungen 
vereinzelt und auf Congressen sich über das anzuerkennende 
einigen. Was so als allgemeine Ueberzeugung constatiert und 
verabredet worden ist, wird zwar niemals seiner Ausführung 
sicher sein; in jedem Falle, wo es mit dringenden Staatsin- 
teressen collidiert, wird es übertreten werden. Aber für den 
gewöhnlichen Lauf der Dinge und selbst in tief aufgeregten Zei- 
ten bietet es einen Anhalt zur Einsicht in dasjenige was man 
unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit zu thun und zu 
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lassen hat und kann dem friedlichen Benehmen zwischen Staaten 
auch in zweifelhaften Fällen wesentlichen Yorschub leisten. 

4) Die Unterhandlungen zwischen den Staaten 
müssen mit möglichster Offenheit und möglichst un- 
ter Controle der Oeffentlichkeit betrieben werden. 

In Betreff der Fortbildung des Völkerrechts im engeren 
Sinne kann man sich frohen Hoffnungen für die Zukunft; mit 
ziemlicher Sicherheit hingeben. Die Einsicht der Menschen 
wird wachsen, die Kraft der Gesittung wird die bösen Leiden- 
schaften zurückdrängen y und damit wird immermehr das Völ- 
kerrecht die Kraft der Gewohnheit und der guten Sitte erlangen, 
in die sich die Völker und ihre Oberhäupter einleben. Anders 
steht es mit dem Vertragsrechte. Grade in den durch dieses zu 
lösenden Fragen , wo es sich also um die Ordnung der vorüber- 
gehenden Beziehungen zwischen Staaten handelt, entstehen die 
schweren Confficte, die immer wieder zum Kriege führen und 
die ohne allen bösen Willen rein durch die Macht der geschicht- 
lichen Entwicklung sich aus der stetig sich verändernden Lage 
der Staaten mit ]^othwendigkeit ergeben. Den Krieg ein für 
allemal mit Sicherheit verhindern zu können, ist keine Aussicht 
vorhanden; das leistet weder ein Gesetz, noch die Einsicht oder 
der gute Wille einer Person, oder eine noch so vortreffliche 
Institution. Aber die Kriege zu verhindern bis auf die Fälle 
der gänzlichen Ünvermeidlichkeit, das ist allerdings ein ver- 
nünftiges und ein höchst bedeutsames Ziel menschlichen Stre- 
bens. Die Vorbedingung dafür ist die, dass der Weg der Un- 
terhandlung immer offen erhalten werde, und dass diejenigen, 
die die Unterhandlung im Kamen ihrer Staaten führen, wirk- 
lich nur im Interesse dieser Staaten sich zu verständigen suchen 
ohne allen persönlichen Eigennutz. Dann würde es die Auf- 
gabe sein, dass man dem berechtigten Interesse des Staates mit 
voller Einsicht nachgehe und dass man mit aufrichtiger Gerech- 
tigkeitsliebe dem Gegner so viel zugestehe als seiner Macht ge- 
bührt, für sich nicht mehr beanspruche, als man nach Verhält- 
niss seiner Macht fordern darf. Das wichtigste Interesse des 
Staates ist aber in jedem Falle das, Frieden zu haben und den 
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Eiieg za yenaeiden , bis er schlechterdings unvermeidlich wird, 
und deshalb Zugeständnisse zu machen bis zu der Grenze, wo 
die Selbsterhaltung des Staates in irgend einem seiner Funda- 
mente bedroht wird. Die echte Politik der Staaten ist immer 
eine wesentlich friedliche ; die falsche Politik der Staatsmänner 
und die Leidenschaft der Völker führt zuweilen zu kriegerischen 
Verwicklungen, die mit mehr Einsicht und Besonnenheit hät- 
ten yermieden werden können. Insbesondere die Fragen der 
formalen Ehre und des formalen Hechtes können nur da zum 
Kriege oder auch nur zur Kriegsdrohung und demzufolge zur 
Störung der friedlichen Entwicklung dienen, wo sich die Unge- 
schicklichkeit, die Eeizbarkeit, der falsche Ehrgeiz , der nicht 
der Sache, sondern sich selber dienen will, vordrängt 

Für friedliche Zustände ist deshalb das meiste gethan, wenn 
die Staaten so organisiert sind, dass mit möglichster Sicherheit 
die höchste Obrigkeit gebunden ist, nicht ihre persönlichen AlÖ- 
sichten und Interessen, sondern diejenigen des Staates zu ver- 
treten. Die wichtige Entscheidung über Krieg und Frieden 
freilich in die Hände der Volksmassen zu legen oder auch nur 
dem Votum einer Versammlung von Volksvertretern anheimzu- 
stellen, wäre das allergefahrlichste. Denn schwere Irrthümer 
und heftige Leidenschaften bilden sich in drängenden Situatio- 
nen unter einer Menge leichter und entschiedener aus als bei 
einzelnen Menschen, und das Gefühl der Verantwortlichkeit 
wird viel leichter getragen, wo sich dieselbe auf eine Vielheit 
vertheilt, als wo man sie allein zu übernehmen hat. Das Wün- 
schenswerthe ist vielmehr, dass der eine, der an höchster Stelle 
die Action des Staates vertritt, mit dem Wesen des Staates von 
Natur und Herkommen durchaus verwachsen ist, dass er in sei- 
nem Amte für sich nichts eigentlich mehr zu furchten oder zu 
hoffen hat, was von dem Gedeihen und dem Interesse des Staa- 
tes verschieden wäre, und dass er, wo eine Gefahr der Abwei- 
chung vorhanden ist, unter der regen Controle der mitwirken- 
den Staatsbehörden und des gesammten Volkes stehe. Dies al- 
les ist in der constitutionellen Monarchie im höchsten Grade 
verwirklicht, und diese Verfassungsform mit Ständen, die be- 
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sonders das Eeoht der Geldbewilligung und der Controle aller 
staatlichen Functionen haben, mit einer in freier Erörterung 
die öffentlichen Fragen behandelnden Fresse, mit freiem Ge- 
brauche der andern Mittel, in denen sich die Meinung der Men- 
schen aussprechen kann, giebt daher, wenn sie für die Staaten 
allgemein herrschend geworden ist, die grösste Gewähr einer 
wirklich dem Wesen des Staates angemessenen staatlichen Ac- 
tion auch nach aussen. Damit ist dann die Erhaltung des Frie- 
dens und die Unterdrückung aller kriegerischen Gelüste der Ein- 
zelnen und der Massen so weit als möglich yerbürgt. Freilich, 
ein hohes Maass yon sittlicher Tüchtigkeit und von Einsicht 
wird dabei immer vorausgesetzt,^ theils damit überhaupt die ver- 
fassungsmässige Staatsform bestehen, theils damit sie auch auf 
dem Gebiete der äusseren Politik ihre Segnungen entfalten kann. 
Wenn es zu einem unnöthigen Kriege kommt, so liegt die 
Schuld wesentlich an schlecht geführten Unterhandlungen, die 
entweder aus Ungeschicklichkeit oder aus bösem Willen ihren 
Zweck verfehlt haben. Yon höchster Wichtigkeit ist es deshalb, 
dass gerade die Unterhandlung unter der Controle der öffentli- 
chen Meinung und unter dem Gbfühle der Verantwortlichkeit 
geführt werde. So lange die Interessen der Staaten in der Form 
der privaten Interessen der Obrigkeiten behandelt wurden; so 
lange die CabinetspoUtik geheim ihre Wege gieng und von einer 
öffentlichen Besprechung dieser wichtigsten aller Angelegenhei- 
ten kaum die Bede war: so lange hieng vieles von Laune und 
Charakter maassgebender Persönlichkeiten, vom Einfluss von 
Frauen und Kammerdienern ab, und der Weg der Intrigue, der 
Spionage, der Arglist war der am meisten betretene, derjenige, 
auf dem man am ersten zum Ziele zu gelangen hoffen durfte. 
Es kommt aber aDes darauf an, dass die zufalligen Einflüsse 
von Per8önlichke|j;en möglichst wirkungslos werden, die rein 
sachlichen Momente, die wahren staatlichen Interessen immer 
kräftiger wirken; nur so kann der Friede durch wirklich ver- 
nünftige Verabredungen dauernd und bis an die Grenze der äus- 
sersten Krisen gewahrt bleiben. Dazu aber, dass es dahin 
komme, ist das wichtigste Mittel die Offenheit und die Oeffent- 

7 
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liobkeii Es ist dnrohaoB im Interease des Staates , möglidbflt 
das Volk mit seinen Ansichten nnd Gesinnungen auch für die 
auswärtigen Verhältnisse za interessieren; eine Politik ist im 
freien Staate machtlos , die nicht sicher ist , im entscheidenden 
Angenhlicke bei dem gesammten Volke auf Zustimmung und 
freudige Unterstützung rechnen zu können. Schon deshalb neh- 
men mit dem Wachsthum der freien Staatsinstitutionen alle Acte 
der Diplomatie den Charakter öffentlidher Verhandlungen an. 
Die Sehleiehwege der Intrigue und der Hinterlist yersprechen 
immer weniger Erfolg, je weniger die zufällige Stimmung ein- 
zelner Personen den eigentUdhen Ausschlag zu geben yennag. 
Es ist aber auch um so weniger der Mühe werth, solche Mit- 
tel zu gebrauchen, je weniger das was man zu thun vorhat, was 
man anstrebt und bezweckt, yerheimlicht zu werden braucht 
Was das wahre Interesse eines Staates ist, alles das kann offen 
eingestanden werdoi und in yielen Fällen selbst bei Fremden 
auf Verständniss oder auf Billigung und gerechte Würdigung 
rechnen. Denn zu dem Qrade wenigstens hat doch die Gemein- 
schaft der civiliaierten Völker in Handel und Wandel wie in 
allon friedlichen Verkehr und besonders in dem steigenden Be- 
wusstsein der gemeinsamen Gulturanfgaben zugenommen, dass 
nicht schlechthin und ohne weiteres ein Volk seinen Vortheil 
in der Erniedrigung, Verkleinerung oder Verarmung eines an- 
dern Volkes findet, sondern dass dieses Aeusserste der gegen- 
sätzlichen Tendenzen auf die wenigen Wendepunkte der ge- 
Bohiditlichen Ent¥acklung im Leben* der Völker und Staaten be- 
schränkt ist, wo das durchaus Neue sein Eecht auf Existenz m 
erweisen und sich seinen Platz in der Welt der Thatsachen durch 
Gewalt zu erkämpfen hat Im gewöhnlichen Laufe der Dinge, 
sobald ein yemünftigeB Gleichgewicht einmal hergestellt ist, ist 
die Befreundung zwischen der Mehrzahl der Glieder des Staa- 
tensystems nidit eine blosse Form. Schon der Austausch der 
CKiter erzengt die Einsicht, dass der Beichthum des Volkes 
durch den Beichthum des Nachbarn nicht geschmälert, sondern 
gesteigert wird; hört die gegenseitige wirthschafüiche Absper- 
rung auf, so ist damit eine neue Garantie für dauernden Frie- 
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den gegeben. Gewiss ist diese Be£reundang kein sicherer Grund, 
auf dem man bauen könnte; sie halt nicht Stich in der schwe^ 
ren Probe, wenn die Interessen der Staaten collidieren und je- 
des Yolk mittelbar für seine Cultur und sein Selbstbewusstsein, 
unmittelbar für den Staat, der diese Cultur und das Bewusstsein 
des Volkes von eich schützt, zu fürchten anfangt. Aber so yiel 
bewirkt sie immerhin, dass der kriegerische Wille zurückge- 
drängt wird bis auf die äussersten Fälle , und dass für die In- 
teressen anderer Staaten sich einiges Yerständniss und einige 
Geneigtheit zu bilden yermag. Es giebt darum keinen besseren 
Weg der Unterhandlung als Offenheit, die Vertrauen erweckt 
und mit Vertrauen erwiedert wird. 

Zur Offenheit gehört aber auch die Oeffentliclleit. Denn 
nehmen einmal alle Stände und Schichten des Volfts einen le- 
bendigen Antheil an dem Gange und Stande der öffentlichen An- 
gelegenheiten ; sind alle berufen , die etwaigen Folgen der ge- 
scheiterten oder misslungenen Unterhandlung mit ihrem eigenen 
Gut oder Blut auszugleichen: so gebührt es sich, dass die Öf- 
fentlichen Geschäfte nicht das Geheimniss einer yomehmthuen- 
den und sich in die Nebel der Phrasen verhüllenden Diplomatie 
bleiben, sondern dass das Volk eines freien Staates in der Kennt- 
uiss der wichtigsten laufenden Fragen erhalten und seine pa- 
triotischen Sympathieen erweckt und angefeuert werden. Dazu 
genügt nicht die nachträgliche Verantwortlichkeit, die von dem 
lieiter der Geschäfte übernommen wird, indem er nach dem Ab- 
Bchluss der Unterhandlung seine Handlungsweise darlegt; son- 
dern da wo es angeht, — und es geht an in weit mehr Punk- 
ten als gewöhnlich zugegeben wird, — soll gleich von vorn her- 
ein die öffentliche Meinung theils durch die Darlegung des 
Thatbestandes richtig geleitet werden, theils eben durch den 
vermittelst der Mittheilung hervorgerufenen Ausdruck der na- 
tionalen Gesinnung kräftige Impulse erhalten. I^atürlich ist das 
nur da möglich, wo man sich seiner Intentionen nicht zu schär 
men braucht, wo man ein Verständniss für die Zwecke und die 
dazu gebrauchten Mittel zu finden hoffen darf, also nur ein^ 

gebildeten öffentlichen Meinung gegenüber in einem nicht von 
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wilden Leidenschaften durchwirkten Tolke. Denn in einem Volke, 
das Yemunft anzunehmen nicht im Stande ist , würde es aller- 
dings gefahrlich sein. Man mnss femer keine verrottete Insti- 
tution, keine yerlome Sache, kurz nichts zu schützen haben, 
worüber das Yerdammungsurtheil der Geschichte schon unwi- 
derruflich ergangen ist. Wer den wahren Interessen des Staates 
nachgeht , wer den in der Zeit und in ihren besten Geistern le- 
benden Gedanken sich hingegeben hat : der darf sich nicht aUein 
zu seinen Zwecken offen bekennen, sondern auch zu den Mit- 
teln, mit denen er für ihre Erreichung thätig ist. In freien 
Staaten hört der schmutzige Handel um kleinen Gewinn, um 
Länder und Güter auf; die gemeinsame Hinterlist gegen dritte 
oder die Lust sich gegenseitig zu betrügen , ist da nicht mehr 
am Platze. Nicht die Hinterthüren und die Schleichwege also 
sind es, die zum Ziele fähren, sondern das offene Manneswort 
und der kräftige Ausdruck für das was man nöthig hat und was 
man erstrebt. Darum sollen nicht bloss Noten dazu fabriciert 
werden, um in die OeffentUchkeit gebracht zu werden, sondern 
in diesen Noten soll sich auch die wahre Lage des Staates und 
die wirklich beim Staatsmann vorhandene Auffassung derselben 
aussprechen. Es gehört allerdings der Muth des charaktervollen 
Mannes dazu, dass man nicht bloss der flüchtigen Tagesstim- 
mung nachgebe , sondern aus der besser begründeten Kenntniss 
des Staatsmannes heraus die Menschen zu überzeugen und zu 
führen wage. Denn allerdings kann nur der Fachmann von 
Uebung und Erfahrung in der vielfachen Verwicklung des ge- 
genseitigen Verhältnisses der Staaten mit einiger Sicherheit das 
Hechte treffen , und da auf diesem Gebiete das Handeln so drin- 
gend ist und die Entschliessung leicht die äussersten Gefahren 
mit sich bringt oder verscheucht, so muss hier die Einsicht des 
Einen, nicht die Meinung der Vielen walten; aber diese Ein- 
sicht muss sich mit der Meinung nach Möglichkeit vermitteln, 
und die Gefahr, dass die abgeneigte öffentliche Stimmung auch 
wohl einmal dem Thun des Einsichtigen eine Hemmung bereiten 
könnte, wird tausendfach aufgewogen durch den Gewinn, dass 
der lebendige Volksgeist mit patriotischer Wärme sich an den 
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Angel^enheiten des Yaterlandes betheiligt und dass der blosse 
eigensinnige oder eigennützige Wille in der Führung der öffent- 
liehen Geschäfte nicht aufkommen kann. 

In dieser Eichtung haben die Staaten seit einem halben 
Jahrhundert in der That gewaltige Fortschritte gemacht Was 
grosse Geister des vorigen Jahrhunderts, Montesquieu , Kant 
gefordert haben, ist wirklich zum Theil erfüllt: die Offenheit 
und Publicität der diplomatischen Unterhandlungen, die Gon- 
trole durch Parlamente, Presse und Volksversammlungen ist in 
hohem Maasse angetreten; schlechte Eänke verfehlen ihren 
Zweck, seit der nationale Geist sich mit Eifer an den staatli- 
chen Dingen betheiligt. Die freie Verfassung, die die meisten 
Staaten, freilich einige nur der Form nach, angenommen haben, 
und die die Bürger zur Betheiligung an dem Dienste des Staates 
heranzieht, giebt die Gewähr, nicht dass die Kriege immer 
werden vermieden werden, aber wohl dass sie nur im dringen- 
den Falle, nur für die wahren Interessen des Staates und nur 
mit der Zustimmung der Völker unternommen werden können. 
Mehr aber kann man nicht hoffen noch erwarten. Der Trost 
des friedlich Gesinnten ist , dass das Wachsthum der Staaten an 
innerer Freiheit auch ein Wachsthum an friedlichem Willen be- 
deutet, freilich nur unter der Bedingung, dass in entsprechen- 
der Weise auch die Völker an Einsieht und an Tugenden zuneh- 
men. Denn es genügt nicht, nur die Obrigkeiten einzuschrän- 
ken, damit nicht an der höchsten Stelle die blosse Laune, die 
Willkür oder Selbstsucht entscheide ; man muss die Staaten auch 
sichern gegen den Unverstand, den bösen Willen, die Leiden- 
schaft der Massen, und dazu gehört vor allem, dass nur dieje- 
nigen Völker freie Institutionen haben, die sie ertragen können, 
diejenigen aber, die nicht intellectuell oder sittlich gebildet 
genug sind, um sich zu zügeln, und die Dinge zu verstehen, um 
die es sich handelt, erst erzogen werden, damit sie zur Freiheit 
heranreifen. Die bösen Leidenschaften der Massen erzeugen 
die Eri^sgefahr viel dringender als die Selbstsucht der Herr- 
schenden. So wird auch der Fortschritt der Völker in Zucht, 
guter Sitte und Bildung dem Frieden zu gute kommen; den 
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Ungeduldigen aber, dem das zu lange dauert, kann man damit 
trösten, daas sidher die tüchtigeren Völker auch den besser be- 
gründeten und stärkeren Btaat haben, dass deshalb die un- 
reifen Völker, wenn die Constituiemng der Staaten einigermaas- 
sen yemünftig volkogen ist, wenig Aussicht haben su siegen 
und dass sie daher durch die Furcht von übermüthig begonnenen 
Kriegen werden zurückgehalten werden. 

Nimmt nun das Bewusstsein der Gemeinsamkeit der Inter- 
essen bei den Staaten zu, wird die Offenheit und die Oeffent- 
Hchkeit bei Unterhandlungen zum Grundsatz: 'so muss 5) noch 
eine regelmässige Institution hinzu kommen, die der 
Ausdruck jener Gemeinschaft ist, nämlich regelmässige Ver- 
sammlungen der Vertreter der Staaten, theüs um dijurch gemein- 
same Verhandlung aufgetauchte Fragen und Schwierigkeiten des 
interuationalen Bechts zu lösen, theils um in dringenden Fäl- 
len den sich entspinnenden Zwist der Staaten in sie allein be- 
rührenden und nur ihr augenblickliches Verhältniss betreffenden 
Dingen beizulegen. Die Zeit eine solche Institution zu grün- 
den ist dann gekommen, wenn jeder Staat eine nationale Eegie- 
rung hat, die nicht abenteuernd und schwindelhaft neben den 
ihrem Staate gewiesenen Wegen ihre eigenen Wege geht, etwa 
um sich überhaupt zu halten oder ein unverständiges Volk mit 
der Befriedigung seiner eiteln Grelüste zu ködern und zu beruhi- 
gen. So lange es Begierungen von dieser Art giebt, sind aller- 
dings Institutionen der Gemeinsamkeit wie die Diplomatencon- 
gresse ein sehr geföhrliches Werkzeug in den Händen der Arg- 
list und der Treulosigkeit, und man hat betreffende Vorschläge 
mit yoUem Bechte zurückgewiesen. Aber es ist zu hoffen, dass 
die Zeit nicht fem ist, wo die Bedingungen so ziemlich gegeben 
sind, unter denen jene Institution ihre segensreiche Wirksam- 
keit entfalten kann. 

Denn in der That kann sie segensreich wirken. Die Be- 
handlung allgemein wichtiger Angelegenheiten wird bei persön- 
lichen Zusammenkünften im Angesichte der öffentlichen Mei- 
nung der yerschiedenen Völker schneller und glücklicher von 
Statten geh^. Indes, man muss sich dayor hüten, von sol- 
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ohen Congressen zu viel zu verlangen oder zu erwarten. Eine 
gewisse Gefahr liegt in ihnen, das ist nicht zu leugnen, und 
man kann der Institution nur damit das Wort reden , dass sie 
zugleich doch auch überwiegende Yortheile bietet. Die fiesprd- 
ehungen der Diplomaten an einem einzelnen Hofe stehen immer 
unter dem Einfiuss eines engeren Kreises von Interessen, sind 
mehr von der zufälligen Beschaffenheit einiger weniger Persön- 
lichkeiten abhängig. Dagegen Congresse von Diplomaten, in 
der ausdrücklichen Absicht berufen, vorliegende Fragen von 
dem Gesichtspunkte des allgemeinen europäischen Bedürfnisses 
zu erwägen, bringen das gegenseitige Yerhältniss der einzelnen 
Mächte zu deutlicherem Bewusstsein, gestatten aUe vorhandenen 
Wünsche, Tendenzen mit einem Blicke zu übersehen, und ge- 
ben den gefassten Beschlüssen eine höhwe Autorität. Freilich 
kann so unter Umständen auch die Gefahr eines Ausbruchs be- 
schleunigt werden, aber es werden auch andererseits die ICttel 
näher gelegt sie zu beseitigen. Der vorschnelle Arm wird leidi- 
ter zurückgehalten, wenn er den Ausdruck einer von vielen 
Staaten gebilligten Meinung sich gegenüber findet. Dass aber 
ein kriegerischer Ausbruch einmal das positive itesultat eines 
solchen Gongresses werden könnte, ist freilich denkbar, um so 
mehr als es gewiss ist, dass es auch auf emem Congresse nicht 
immer gelingen wird, vorhandene Streitfragen aus der Welt zu 
schaffen« 

Aber das Eine und sehr WerthvoUe werden solche Con- 
gresse in jedem Falle leisten können: es kann oonstatiert wer- 
den, welche der noch unentschiedenen Fragen des Yölkerreohts 
dahin gereift ist, dass über sie eine übereinstimmende Meinung 
der Miächte abgegeben werden kann, die dann als Grundsatz des 
positiven Völkerrechts zu gelten hat Um wirkliches positives 
Völkerrecht zu schaffen oder zu sanctionieren, sind solche Con- 
gresse £a8t das einzige oder doch das wirksamste Mittel und bei 
weitem zweckmässiger ab die langsameren und unsicheren Ver- 
handlungen von Staat zu Staat Und diese Bestimmungen sind 
doch von grossem Werth, damit jeder Staat wisse, was er un- 
ter der Bedingung der Gegenseitigkeit zu erfüllen habe, um eia 
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finedliohes VerMltniBfi mit den anderen in jedem Falle m eihal* 
ten und den lästigen Streitigkeiten zu entgehen, Noeh besteht 
das Yölkerreeht auch in den Dingen, deren Fixierong am aller- 
nöthigsten ist, znm grossen Theil aus blossen Ansichten von 
Oelehiten oder aus Fräcedenzföllen und herkömmlichen üebun- 
gen von zweifelhafter Autorität. Die anzustrebende Codificie- 
mng, die natürlich die Modificierbarkeit der einzelnen Bestim« 
mungen nach Zeit und Umständen offen lassen muss, kann kaum 
Yoi^enommen werden ohne solche regelmässige Zusammen- 
künfte der Yertreter der Staaten, bei denen alle Interessen sich 
aussprechen und Berücksichtigung finden können. So kann man 
die zur Zeit schon lösbaren Probleme sicher abscheiden Ton dem 
was zunächst noch frommer Wunsch bleiben muss, und grosse 
Bestandtheile des Yölkerrechts können aufhören, theoretische 
Sätze zu sein, und anfangen die Action der Staaten thatsächlioh 
praktisch zu bestimmen. 

Indessen , es würde alles verdorben werden , wenn man 
nicht fortwährend die thatsächHche Wahrheit im Auge behielte, 
dass das dringende Interesse des Staates und seine Noth schlecht- 
hin kein Gebot kennt, dass von der Errichtung eines eigentli- 
chen Bechtszustandes über den Staaten und zwischen den Staa- 
ten nie die Bede sein kann , und dass man sich damit begnügen 
muss, nach bester Erkenntniss dasjenige zu fixieren, was, wenn 
es von allen ehrlich und mit voller Gegenseitigkeit geübt wird, 
allen nützlich ist 

Was für die Einführung der regelmässig wiederkehrenden 
diplomatischen Congresse seitens der heiligen Allianz geschehen 
ist, litt an grossen Gebrechen und war kaum ein Anfiing, nicht 
einmal ein verheissungsvoUer Anfang, weil die erste Grundbe- 
dingung fehlte, die Beife des öffentlichen Geistes und die be- 
wusste Theilnahme der Völker an der Leitung der staatlichen 
Geschäfte. Wohl beruhte die heilige Allianz zum Theil auf 
löblichen Grundsätzen : Ausschluss einer bloss dynastischen und 
willkürlichen Politik , Hingebung an die wahren Interessen der 
Völker und der Staaten, Betonung der Gemeinsamkeit zwischen 
den Staaten des civilisierten Europa. Aber es mischte sich doch 
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auch viel yerkehrteB und eiiuseitiges em. Einerseits gab man 
den durchaus irrthümlichen Yorstellungen yon einer „Brüderlich- 
keit'' unter den verschiedenen Staaten allzusehr nach und ge- 
rieth in die Gefahr, Uebereinstimmung und Gemeinsamkeit auch 
da vorzuspiegeln, wo nur der nothwendige und unaustilgbare 
Eigennutz jedes Staates am Platze ist; andererseits unternahm 
man es , das Wohl der Staaten zu fördern im bewussten Gegen- 
satze zu jeglichem Streben, die freie Selbstthätigkeit der Völker 
für diese wichtigsten aller Angelegenheiten heranzuziehen. End- 
lich lief der ganze Gesichtskreis der grossen Mächte darauf 
hinaus, dass einmal bestehende Zustände als solche geheiligt 
sein sollten, so nachweisbar und fühlbar zum Theil auch ihre 
Unnatur, ihre Unvernunft und Ungerechtigkeit war. Aus fal- 
scher Theorie heraus, zum Theil auch wohl aus der Angst des 
bösen Gewissens versuchte man die inneren Verhältnisse der ver- 
schiedenen Staaten über einen Kamm zu soheeren und witterte 
in jeder gewaltsamen inneren Veränderung eines Staates eine 
Gefahr für das gesammte System, die man durch thätigen Ein- 
griff abzuwenden streben müsse. Nicht dass man überhaupt in 
die inneren Angelegenheiten fremder Staaten intervenierte war 
das Verkehrte, sondern das man es ohne Noth und dauernden 
Nutzen um einer falschen Theorie wiUen that, während doch 
das wahrhafte Interesse der Staaten, die die Intervenierenden 
veitraten , zu solcher Intervention nicht drängte. Der Gongress 
von 1856 dagegen und die ihm folgenden sind wirklich segens- 
reich gewesen und haben theilweise einen Anstoss wenigstens 
zur Fortbildung des Völkerrechts gegeben. Die Erklärung der 
europäischen Mächte gegen die Kaperei, die allgemeine Annahme 
der Genfer Convention und das Verbot der explosiven Geschosse 
unter einem gewissen Gewichte bezeichnen wirkliche Fort» 
schritte des Völkerrechts. Europäische Kriege in der dänischen, 
der griechischen Angelegenheit sind verhütet worden. Thöricht 
wäre es zu glauben , dass auf solchen Gongressen etwas anderes 
die Entscheidung gäbe, als die Rücksicht au{ den eigenen Nutzen 
eines jeden ; es wäre deshalb viel besser, man Hesse die Phrase 
von einem Becht,' das niemand erkennt und niemand zu beob- 
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aobien im Stande ist Aber ein allgemeiner Welünrand und selbfft 
das einseitige Yoxgehen einer einzelnen ICaeht ist wirklich mehr- 
mals Yerhtitet wordeD, indem sieh die yerschiedenen MSohte ihre 
gegenseitige Lage, ihre Macht und ihre Bedüifiiisse und Ten- 
denzen klar zn machen die volle Gelegenheit hatten. Das mit 
der Antorität der yersammelten Mächte Eoropas abgegebene 
Urtheil wird niemals die Geltung eines BeohtsortheilB haben 
oder auch nor beanspruchen können; aber wohl wird es zeigen, 
was im Torhandenen Angenblick das Nützliehe nnd Angemessene 
nicht nach einseitiger, sondern nach übereinstimmender Meinung 
gewesen ist Beschleunigt aber die alle Mächte gmneinsam om- 
£usende Unterhandlung im einzelnen Falle die Gefahr und führt 
sie zum kriegmschen Ausbruch oder bereitet sie ihn vor, so ist 
auch darin nicht unbedingt ein üebel zu finden. Denn ein unter 
solchen Umständen ausgebrochener Streit» wie einst der zwischen 
Italien nnd Oesterreich, hat gewiss die Gewähr für sich, dass 
er schlechterdings nicht zu yermeiden war, dass er also aus 
Schwierigkeiten der Lage herrorgegangen ist, die weder länger 
ertragen, noch durch friedliche Mittel beseitigt werden konn- 
ten. In diesem Falle wird aber jeder Verständige, auch der 
am friedlichsten Gesinnte, den acuten Ausbruch einem lang- 
sam sich hinschleppenden Siechthum vorziehen. Denn jener 
mag noch in engere Grenzen gebannt werden können; bei die- 
sem ist aber die Gefahr vorhanden, dass es allmählich das ganze 
System der Beziehungen von Staat zu Staat anfresse nnd unter- 
wühle und einen Brand veranlasse, der aller Mittel ihn einzu- 
sdiränken spottet und räumlich und zeitlich in's ungemeaseae 
sich erstreckt 

6. Um Händel zwischen den Staaten von geringerem An- 
lass, bei denen es eich nicht um die Existenzbedingungen, sondern 
mehr um formale Beziehungen handelt» davor zu bewahren, dass 
sie nicht ausarten, genügt zuweilen der schiedsrichterliche Aus- 
spruch eines Unparteiischen. Da solche Händel immer vorkommen 
und insbesondere da, gefahrlich sind, wo sonst schon ein Grund 
zur Verstimmung und eine Spannung vorhanden ist, so wäre es 
einMittel denFrieden zu wahren, wenn das Schiedsgericht 



9. Zukunft des Völkerrecht». Sehiedsgerielit. 107 

zwischen Staaten als eine ständige Institution in Function 
verbleiben könnte. Der Plan ist gewiss kein utopischer, yiel- 
mehr durchaus realisierbar und zwar bei einigem guten WiUen 
nnd einigem Geschick in unmittelbarer Gegenwart realisierbar. 
Aber man muss nur sich der Grenzen bewusst bleiben, innerhalb 
deren von einem Schiedsgerichte zwischen Staaten überhaupt die 
Bede sein kann. Weder das Gericht anzurufen , noch sich sei- 
nem Urtheil zu unterwerfen kann ein Staat gezwungen werden; 
nur über freiwillig es Anrufende spricht es, und seine Entschei- 
dungen können nur den Werth eines freundlichen Eathes haben. 
Die Sitte und der Gebrauch müsste was es Missliches und Pein- 
liches für die Staaten hat, einen guten Bath vergebens anzubie- 
ten oder gar ihn yerwerfen zu sehen, überwinden lehren. Fer- 
ner kann ein Schiedsgericht nur da functionieren, wo ihm all- 
gemein anerkannte völkerrechtliche Sätze und Gebräuche einen 
Bicheren Anhalt für sein Urtheil geben und wo es gilt, trotz 
eines verdunkelten oder gar nicht aufhellbaren Thatbestandes 
ein durch Leidenschaft nicht irregeführtes Urtheil abzugeben, 
wie wohl nach dem unparteiischen Urtheil des Verständigen die 
Sachlage am wahrscheinlichsten aufzufassen sei und welche Fol- 
gen für die Handlungsweise der Betheiligten sie nach sich ziehen 
müsse. In allen den Fragen aber, die rein singulärer Natur 
sind und nur einer bestimmten Situation zwischen den Streiten- 
den entspringen , kann von einem Schiedsgerichte gar nicht die 
Bede sein, sondern nur von einer Yermittlung, und auch von 
dieser nnr, wenn eine der beiden Parteien oder beide sie anru- 
fen oder gestatten. 

7. Mit alledem ist freilich das Problem, die Gefahr des 
Krieges in jedem Falle abzuwenden , immer noch nicht gelöst. 
Dies Problem ist aber auch durch keine Vorkehrungen irgend 
welcher Art lösbar, auch abgesehen von den in der Natur des 
Staates liegenden Gründen schon wegen der zufälligen Beschaf- 
fenheit bestimmter Staaten, Völker und Obrigkeiten. Denn 
keineswegs schreiten alle Staaten gleichmässig fort in freier 'Ver- 
fiiBSung und sittlicher Bildung des Volksgeistes. Auch unter 
den dvilisiertefteii Völkern giebt es solche^ deren Temperament 
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in der Aufregung sie zu bestialischen and brutalen Thaten bin- 
reiast, so dass die nüchterne Erwägung dessen, was das Interesse 
des Staates erfordert und was andererseits gegen alle Mensch- 
lichkeit und gegen die Natur der Sache ist, gegen die wilde sinn- 
lose Wuth und den blinden fanatischen Hass nicht aufkommt. 
Sehen wir doch, wie ein Yolk, das sich rühmt, der Welt die 
Fackel des Lichts vorzutragen und den Anstoss zur Befreiung 
des Menschengeschlechts von seinen Tyrannen gegeben zu ha- 
ben, trotz alledem unter einem dem Wesen nach uneingeschränk- 
ten Despotismus leben konnte als unter der einzigen Eegierungs- 
form, die überhaupt die von falschen Wahnvorstellungen unter 
dem Namen von Ideen und Idealen erhitzten Köpfe zu bändigen 
und den Staat vor dem Bürgerkriege zu schützen vermochte. Solch 
ein Despotismus aber wird immer geneigt sein , auch das Wider- 
staatliche und Widersinnige zu thun, um den verkehrten Be- 
gierden der unterworfenen zu schmeicheln und das eigne Dasein 
zu fristen. Dies ist indes nur einer der vielen möglichen Fälle; 
die hohe Oivilisation ist überhaupt kein sicherer Beweis für po- 
litische oder sittliche Tüchtigkeit eines Volkes. Es bietet die 
Geschichte unausgesetzt das Schauspiel von dem Aufsteigen des 
einen, dem Sinken des anderen Volkes nicht bloss an äusserer 
Macht, sondern weit mehr an wahrer Gesittung, Eeligiosität 
und echter Freiheit. Damit ist denn auch immer die Möglich- 
keit gesetzt, dass nicht das Interesse des Staates, sondern die 
Verkehrtheit der Menschen , der Obrigkeit oder des Volkes oder 
beider zusammen, die Leitung der äusseren Verhaltnisse des Staa- 
tes bestimmen und dass auch ohne zwingende Nothwendigkeit 
der Krieg gesucht werde, schon um in dem äusseren Lärme des 
Kampfes, im Glänze des etwaigen Sieges das Gefühl der inneren 
Leerheit zu übertäuben und die Unruhe des bösen Gewissens, 
das auch ein ganzes Volk haben kann, die Angst des Verfalles 
und den inneren Zwiespalt zu vergessen. Dagegen giebt es über- 
haupt kein Mittel; vden Krieg völlig verhindern 2u wollen ist 
schon deshalb rein unmöglich. 

Dagegen giebt es allerdings perpetuierliche Anlässe des Krie- 
ges, die man wohl aus dem Wege räumen kann. Kein Wort 
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ist wahrer, als dass es ein Verbrechen ist schwach zn sein, d. h. 
schwächer als man zu sein nöthig hätte. Denn der Schwache 
fordert in den politischen Verhältnissen den Starken durch sein 
blosses Dasein heraus, nicht bloss weil er ihn in Versuchung 
führt, sondern weil der Schwache durch seine Schwäche gezwun- 
gen ist ungerecht zu sein. Er muss nämlich als Staat verlangen, 
jedem andern Staate coordiniert zu sein , — das liegt in seinem 
Begriffe, — und macht damit auf Berücksichtigung, auf Ach- 
tung seiner Interessen und vermeintlichen Eechte Ansprüche, die 
zu seiner realen Bedeutung und zu seiner Macht im schneidend- 
sten Widerspruche stehen. Aber andererseits hat jeder Staat, 
auch der grösste, eine expansive Tendenz; denn so gross und 
reich er ist, so hat er immer doch Bedürfnisse, die noch nicht 
befriedigt sind, und bedarf nach dieser oder jener Seite hin 
einer Ergänzung seiner Hilfsquellen. Der starke I^achbar setzt 
dieser Expansion Grenzen, die respectiert werden müssen, weil 
sie nur um den Preis des Krieges mit Einsetzung der Existenz 
überschritten werden können. Der schwache Nachbar aber reizt 
den Appetit und wird sicher verschlungen werden , wenn er sich 
ernstlich dem grösseren in den Weg stellt und nur sonst die Ge- 
legenheit gut ist. Kleine Staaten, — wir reden nicht einmal von 
Kleinstaaten, denn diese sind niemals Staaten gewesen, son- 
dern immer nur durch eine Fiction für solche angesehen worden, 
wenn's passte, — kleine Staaten sollten also gar nicht vorhan- 
den sein ; denn sie sind eine Gefährdung des Friedens, der Zank- 
apfel der Mächtigen , der natürliche Anlass und Schauplatz der 
Kriege und durch ihre blosse Existenz gedrängt, durch rastloses 
Intriguieren die Grossen, die ihnen schaden könnten, zu tren- 
nen und uneinig zu erhalten. 

Welche Staaten klein genannt werden dürfen, das ergiebt 
sich aus dem Zusammenhange der Glieder eines Staatensystems. 
Bie Grösse misst sich an der Widerstandskraft. Im griechischen 
Staatensjstem mochte ein Staat ein Grossstaat sein, der unter 
den europäischen Staaten dieses Jahrhunderts gar nicht mehr in's 
Gewicht fallt. Im siebzehnten Jahrhundert konnte das kleine 
Holland, im achtzehnten das kleine Preussen den Bang einer 
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GroBsmaoht behaupten. Gegenwärtig sind die Anforderongen 
an militärischen Aufwand allein so gross, dass ein Staat, deseen 
Mittel zum Aufbringen eines gewissen Maasses von Widerstands- 
kraft nicht ausreichen , doch keine Aussicht hat, zu bestehen. 
Darum ist es eine sehr natürliche Erscheinung, dass die Gegen- 
wart zur Bildung grosser und umfassender Staaten neigt , nicht 
zum Nachtheil, sondern zum allergrössten Yortheil des fried- 
lichen Zustandes. Für die kleinen Staaten bleibt nichts übrig, 
als entweder unter sich ein föderatiyes Band zu stiften auf dem 
Grunde der Gleichheit, oder sich einem mächtigeren Staate an- 
zuschliessen unter dessen H^emonie, oder auch, wo die Existenz 
eines solchen Staates in ToUer Unabhängigkeit ausnahmsweise 
ein Bedürfniss des ganzen Staatensystems ist^ sich eines Theils 
seiner staatlichen SouTeränetät zu begeben und sich neutralisie- 
ren zu lassen, d. h. auf eine eigentliche auswärtige Politik zu 
yerzichten. Immerhin ist die Neutralisierung etwas precäres; 
denn es bleibt fraglich, ob sie sich im dringenden Gonflict Aner- 
kennung bewahren wird. Andererseits ist jede Föderation nur 
möglich, wo eine Gleichartigkeit der Bildung und des Charakters 
zwischen den einzelnen Gliedern, die sie bilden sollen, Torhan- 
den ist; glücklicherweise sind thatsächlich die Hauptsprachen 
nicht so verschieden an Umfang ihres Gebietes, dass nicht eine 
gewisse Gleichartigkeit der Staaten entstände, wenn jeder Hanpt- 
sprache ein eigener Staat entspräche. Eine scandinavische Union 
wäre ein Gewinn für ganz Europa. Liesse sich das Problem 
lösen, die widerspenstigen Nationalitäten Oesterreichs auf dem 
Boden einer föderativ -monarchischen Verfassung zu einigen, so 
wäre der Gewinn noch grösser. Die Entwicklung des türkischen 
Eeiches auf dieselbe Bahn gelenkt würde vielleicht eine gewalt- 
same Lösung der orientalischen Frage überflüssig machen. Wie 
viel oder wie wenig aber auch in dieser Beziehung gelingen mag, 
in jedem Falle wird auch bei der günstigsten Entwicklung ge- 
nug zu thun übrig bleiben, und an Anlass, ja an Nöthigung zum 
Kriege wird es nicht fehlen, so lange es verschiedene Spradien 
und verschiedene Staaten giebt. 

8. Die Aufgabe kann somit immer nur die sein, unno- 
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thige Kriege zu yerhüten, solche , welche durch die Leiden- 
schafi; und die Selbstiaoht der Menschen entstehen, nicht aus 
der Katar der Staaten in ihren geschichtlich gegebenen Verhält- 
nissen. Zu diesem Behufe ist es Tor allem nöthig, dass die 
Menschen besser und besonnener, die Verfassungen der Staaten 
freier werden. Aber ein Weiteres ist nöthig, nämlich dass die 
Staaten alles Mögliche thun, um ihre Macht zu entwickeln. 
Ein möglichst grosses Heer mit möglichst intelligenten Ejiegem, 
möglichst gebildeten OMcieren und mit allen Hilfsmitteln aus- 
gestattet, welche Wissenschaft, Eeichthum, Uebung verschaffen 
kann, giebt die Sicherheit, dass man nicht leichtsinnig wird an- 
gegriffen werden. Man nehme die immer schlagfertigen Armeen 
aus der Welt und der Krieg würde ebenso unablässig zwischen 
den Staaten wüthen , wie im Mittelalter , ehe es stehende Ar- 
meen gab, zwischen den Gliedern des Staates die Fehde. Einen 
dauernden Friedenszustand verbürgen allein die stehenden Heere; 
ohne sie ist ein Zustand des Gleichgewichts nicht möglich, darum 
auch keine eigentliche Unterhandlung, keine Ehrlichkeit und 
Gegenseitigkeit. Das Institut der stehenden Heere rettet allein 
die Welt vor der Barbarei. In der Culturwelt können die Heere 
immer nur vergrössert, nie verkleinert werden. Sie werden 
wachsen bis an die äussersten Grenzen der Möglichkeit, bis dar 
bin wo es nicht mehr möglich ist , die Mittel für ihren Unter- 
terhalt aufzubringen und wo ihre Existenz die productive Kraft 
der Nation nicht sowoU schützt als untergräbt. Darum ist das 
Problem, den Krieg zur Ausnahme, den Frieden zur Regel zu 
machen, identisch mit dem Problem, die Heere möglichst gross 
und doch zugleich möglichst billig zu machen. Dies Problem ist 
lösbar nur so, dass eine stehende Armee, grade gross genug um 
den Bahmen für die Erweiterung abzugeben, hinter sich ein gan- 
zes bewaffiaetes Volk habe, so dass alle körperlich Tüchtigen 
von Jugend auf in den Waffen geübt, eine kurze Zeit in der 
eigentlich militärischen Technik aasgebildet, bis zu den Jahren des 
Alters bereit stehen, des Vaterlandes Macht im Kriegsfälle zu ver- 
stärken. Igis muss femer in aller Weise darauf Bedacht genom- 
laen werden, dass das Institut der Armee, durch welches jeder 
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gesunde Mann hindurchgehen mase, nicht als eine blosB leidige 
Kothwendigkeit erscheine, die man tragen müsse um der Unyoll- 
kommenheit der menschlichen Zustände willen, die aber an den 
productiyen Kräften der Nation zehre : sondern dass es zugleich die 
segensreichen Folgen habe, die es offenbar haben kann, näm- 
lich dass der Aufenthalt in der Armee eine Schule der auch für 
das friedliche bürgerliche Leben nützlichen Kenntnisse, eine 
Bildungsstätte in Zucht und guter Sitte, in pietätsvoller liebe 
fiir's Vaterland, in äusserer Sauberkeit, in Gewandtheit und 
Pünktlichkeit, in Gemeingeist und Opferwilligkeit, kurz eine 
Anleitung zu körperlicher und geistiger Gesundheit werde. Wird 
das Heeresinstitut mit Bücksicht auf diese Funkte ausgebildet, 
so wird der Segen, den es unter dem Volke verbleitet, bei wei- 
tem alle seine Nachtheile überwiegen und die scheinbar der 
Volkswirthschafk entzogenen Kräfte hundertfach ersetzt derselben 
zurückgegeben werden. Ein Heer in diesem Sinne hat vor allem 
Preussen geschaffen und aof das unter seiner Leitung consti- 
tuierte Deutschland übertragen; die Grundzüge dieses Listitutes 
werden unvergänglich bleiben , wenn auch in einzelnen Pufikten 
das minder dringende Bedürfhiss, die vergrösserte Sicherheit oder 
die fortschreitende Volksbildung eine Umbildung in dem Sinne 
zulassen mag, dass der Friedensstand kleiner und die Präsenz- 
zeit kürzer wird für solche, die nicht freiwillig länger bleiben. 
Die Verkürzung der Präsenzzeit könnte wohl noch ausgedehnt» 
als jetzt als Prämie für gutes Betragen und gute Leistungen , für 
Kenntnisse, Bildung und Anstelligkeit eintreten. Die Haupt- 
sache aber bleibt, dass die OMdere fachmässig gebildet seien, 
die höheren Offtciere ausserdem ausser der mathematischen und 
naturwissenschaftlichen eine universelle sprachliche, philoso- 
phische und historische Bildung haben und dass die Masse 
durch eine gute Volksschule gegangen sei, deren Besultate wäh- 
rend der Zeit des Waffendienstes weiter ausgebaut werden. Die 
historischen Thatsachen sprechen dafür, dass tinter sonst glei- 
chen Bedingungen dasjenige Volk, welches die besseren Univer- 
sitäten, die besseren Laboratorien und Volksschulen hat» aucli das 
militärisch tüchtigere und stärkere ist Die Stärke eines Volkes 
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im Kriege ist überhaupt nur der Ausdruck für seine sittliche und 
intellectuelle Tüchtigkeit und für die Gesundheit seiner Institu- 
tionen in Haus^ Gemeinde und Staat. 

Da die gegenseitigen Verhältnisse der Staaten in letzter In- 
stanz nur durch die Macht zu regeln sind und zwischen den 
Staaten der Kampf um's Dasein unwiderruflich herrscht: so kön- 
nen nur diejenigen Staaten auf Dauer rechnen, die ihre Macht 
im grössten ihnen möglichen Maassstabe entwickeln und deren 
Hilfsmittel bei solcher Anspannung ausreichen, die nöthige Wi- 
derstandskraft zu bewähren, also nur Staaten, die ein gewis- 
ses Minimum von Gebiet und Menschenzahl umfassen, und die 
die allgemeine Wehrpflicht einzuführen und zu ertragen im 
Stande sind. Die allgemeine Wehrpflicht erweist ihre Vemünftig- 
keit und Gerechtigkeit auch darin, dass sie mit .N'othwendigkeit 
fär alle Staaten, die frei bleiben wollen, eingeführt werden muss, 
sobald ein einzelner Staat darin vorangegangen ist; aber sie ist 
zugleich die sicherste Bürgschaft für den Frieden. Eine Berufs- 
annee oder ein Heer aus Söldlingen steht immer den Herrschen- 
den für jede ihrer Launen zu Gebote j ein bewaffnetes Volk kann 
nur für die wahren und für die höchsten Interessen des Vater- 
landes in Action gesetzt werden. So muss alle blosse Gabinetspo- 
litik aufhören, und eine wahrhaft volksthümliche Politik wird die 
Grundbedingung der staatlichen Existenz. Eine solche Politik ist 
aber immer eine friedliche Politik ihrem Grundsatze nach, und das 
allein vernünftige Ziel ist damit erreicht, nämlich dass der Krieg 
auf den Fall der äussersten Nothwendigkeit eingeschränkt wird, 
weil ihn überhaupt zu verhüten etwas schlechthin unmögliches 
ist. Denn wie weit man sich auch das Völkerrecht und die 
Kunst der Unterhandlung mit ihren Institutionen fortgeschritten 
denken mag : das Wesen des zwischen den Staaten vorhandenen 
Verhältnisses bleibt immer der Zustand der Nothwehr; die fried- 
lichen Ausgleichungen und ihre Hilffimittel, die Befreundung und 
die Gemeinschaft des gleichen Strebens, bleiben immer nur das 
Accidenüelle , und in jedem Falle muss man sich , auch wo man 
von dem wohlverstandenen Interesse des fremden Staates nichts 
zu fürchten hätte , auf den etwaigen Unverstand seiner Lenker, 
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auf d]6 Leidenschaften des Volkes und auf sUerlei yerwiirende 
Zwisohenfalle einriohten und bereit sein, jeder Gefahr mit Macht 
zu begegnen. 

Oerade so wie eine die mc^lichste Machtentwicklnng ge- 
stattende Heereseinrichtung die sicherste Bürgschaft für den 
Frieden ist, so ist keine grössere Gefahr für den Frieden der 
Welt dankbar, als die Bealisierang des immer wieder anftaachen- 
den Projeetes einer allgemeinen Entwaffnung. Denn so liegen 
die Binge, dass die Macht nur durch die Macht im Schach ge- 
halten wird; so wie die Furcht vor der fremden Ma^sht aufhört, 
hört auch jede Möglichkeit der Unterhandlung und des Friedens 
auf. Die Stimme des Unterhändlers hat nach yemünftiger Ord- 
nung nur dann den rechten Einfluss, wenn hinter ihr die nöthige 
Anaahl von Bajonetten und Kanonen steht, um ihr Eespect zu 
yersdiaffen. Der Staat, der nicht zu fürchten braucht, würde 
geradezu yerpflichtet sein, alles ihm Nützliche zu nehmen, was 
er ohne Gefahr bekommen kann, und da Streitfragen zwieehen 
den Staaten unabänderlich und unyermeidlich entstehen, so hörte 
mit der Bücksicht auf fremde Macht überhaupt die Möglichkeit 
einer Eücksichtnahme auf. Denn nach abstracten und forma]en 
Gesichtspunkten des Bechts können Staaten schlechterdings ihre 
gegenseitigen Verhältnisse nicht regeln, und die Gerechtigkeit 
fordert grade, dass jeder so viel habe, als er mit Macht be- 
haupten, so yiel erlange, als er mit Macht erringen kann. Mit 
treffendem Wort antwortete Mirabeau einer Deputation yon Quä- 
k«m^ welche mit der Petition kam, durch Entwaf^ung den Frie- 
den zu sichern: „Die Schwäche ist es, die den Ejrieg heryorruft; 
ein allgemeiner Widerstand würde der aUgem^ne Friede sein^^ — 
Abschaffung der stehenden Heere würde ganz gewiss den Krieg 
aU€ff gegen alle zur augenblicklichen Folge haben und sogar die 
inneren Zustände der Staaten unheilbar zerrütten. Man wäre 
augenblicklich in das Mittelalter zurückgeschleudert. Die Er- 
richtung einer festen staatlichen Gewalt und die Sicherung des 
Friedens im Innern war nur yermittelst der stehenden Heere 
möglich, die eine unendlich überlegene öffentliche Gewalt allen 
Unterthanen gegenüberzustellen erlaubten. Die Kriege würden 
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wieder YemichtangBkriege werden; es würden ungeordnete, un- 
disciplinierte Haufen wider einander losgelassen werden; nicht 
die organisierte Kraft; der Staaten, sondern die wilde Leiden- 
schaft der Baoen würde auf dem Schauplatze erscheinen, und 
aller Gewinn der staatlichen Bildung , alle Yerrollkommnung des 
Völkerrechts wäre dahin. 

Kaum anders würde eine theilweise Entwaffnung wirken, 
die auf gegenseitiges Einverständniss hin unternommen wäre. 
Erstens würde sie den inneren Zusammenhalt der kriegerischen 
Verfassung lockern und dem Staate nicht bloss vorübergehend, 
sondern dauernd einen Theil der Kraft rauben, die er doeh im- 
mer präsent haben muss, weil er nicht wissen kann, wie bald 
er ihrer benöthigt sein wird. Zweitens aber lässt sidi eine 
solche Verabredung gar nicht ernstlich innehalten. Kein ein- 
zelner hat über die Maassregeln des andern eine sichere Oon- 
trole und weiss , ob dieser die versprochene EntwafEaong auch 
nicht bloss scheinbar und nicht in ungenügendem Maasse wirk- 
lich durchführt. Jeder muss vom andern forditen, dass ihm eine 
blosse Falle gelegt und eine Hinterlist bereitet wird , damit er 
bei einem zu erwartenden Conflicte nicht seine volle Macht bei- 
sammen habe. Die Furcht vor fremder Arglist würde somit^ 
auch wenn sie nieht begründet wäre, nothwendig wieder Arg- 
list zur Folge haben; eine allgemeine Gonfiision, ein Misstrauen 
würde entstehen, welches nur um so sicherer zum Kriege füh- 
ren müsste. Man muss also solche Träume sdilechthin fähren 
lassen. Die Mensehen, welche nur auf ihre Bequemlichkeit se- 
hen und die möglichen Verwicklungen und Gefahren der Zukunft 
nicht schätzen, meinen es besser zu haben, wenn der Aufwand 
an Menschen- und Capitalkraft, den die Heere erfordern, nicht 
gemacht würde. Es gehört aber wenig Nachdenken dazu, um 
einzusehen , dass die durch ein starkes Heer erzeugt Sicherheit 
einen Werth vertritt, der durch keinen auch nodi so starken 
Aufwand für das Heer zu iheuer erkauft wird. Auch wer in 
Kauf und Verkauf, in der Mehrung und im Genuss der materiel- 
len Güter den Sinn des Lebens findet, sollte sich bewusst blei- 
ben, dass diese ganze Thätigkeit nur möglich ist unter der Vor- 
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aoBsetziing, dass der Staat gesichert und stark genug ist, um die 
durch den Einbruch des Fremden entstehenden Störungen und 
Verluste der bürgerlichen Gesellschaft abzuwehren und das Ge- 
lüste des Fremden nach Baub und Plünderung in Schranken zu 
halten. 

Europa darf künftig mit grösserer Zuversicht auf eine Aera 
dauernden Friedens hoffen als früher. In Deutschland und Italien 
sind die unvernünftigen Zustände einer sich souverän dünkenden 
Yielstaaterei weggefallen und grosse ^Nationalstaaten entstanden, 
die sich selber genügen. Besonders die im rechten Maasse födera- 
tiv gestaltete Constituierung eines neuen Deutschlands, die doch 
alle specifisch staatlichen Functionen auf eine mit den genü- 
genden Attributen ausgestattete Gentralgewalt überträgt, ist eine 
Bürgschaft des europäischen Friedens. Hier haben wir ein wahr- 
haft gebildetes Volk, ein echtes, nur zu defensiven Zwecken, 
zu diesen aber auch mit vollkommen genügender Kraft verwend- 
bares Yolksheer, eine freie, auf der Selbstthätigkeit jedes Man- 
nes beruhende Yerfassung. Nicht leicht kann Deutschland einen 
Krieg wollen, nicht leicht kann Jemand den Krieg gegen Deutsch- 
land oder auch einen Krieg trotz Deutschlands wollen. Das Gen- 
trum Europas vermag, nachdem es seine natürliche Schwerkraft; 
wieder erlangt hat, die streitenden Parteien auseinanderzuhalten 
und durch sein Ansehen den Streit zu massigen und in Schran- 
ken zu bannen. Der alte Unruhstifter, der Anspinner aller 
bösen Bänke ist zur Buhe verwiesen, nach aller menschlichen 
Ansicht für geraume Zeit. Es ist mit voller Sicherheit darauf 
zu rechnen, dass das neue Beich zu jedem guten, den Frieden 
fördernden Werke seine Hilfe und seinen starken Arm reichen 
wird. So bleibt demjenigen, der den Frieden liebt, nur noch 
der eine Wunsch: Gott segne das in alter Herrlichkeit wieder- 
erstandene neue deutsche Beich mit allen seinen Gliedern, mit 
aller Mannigfaltigkeit seiner Bildung und Gesittung! Gott segne 
den heldenmüthigen Kaiser und König, Wilhelm den Deutschen! 
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Zu 8. 9 — 18. Ueber den üniyersalstaAt 

J, G. Fichtey Beden an d. deutsche Nation. Werke. Bd. VII. S. 467. 
„Wage man es endlich auch noch das Traumbild einer UnlYersalmonar* 
chie ... in seiner Hassenswürdigkeit und Vemunftlosigkeit zu erblicken! 
Die geistige Natur vermochte das Wesen der Menschheit nur in höchst 
mannigfaltigen Abstufungen an Einzelnen, und an der Einzelnheit im Gros- 
sen und Ganzen , an Völkern) darzustellen. Nur wie jedes dieser letzten, 
sich selbst überlassen, seiner Eigenheit gemfiss, und in jedem derselben 
jeder einzelne jener gemeinsamen, so wie seiner besonderen Eigenheit 
gemfiss, sich entwickelt und gestaltet, tritt die Erscheinung der Gottheit 
in ihrem eigentlichen Spiegel heraus, so wie sie soll; und nur der, der 
entweder ohne alle Ahnung für Gesetzmfissigkeit und gottliche Ordnung, 
oder ein verstockter Feind derselben wäre, könnte einen Eingriff in jenes 
höchste Gesetz der Geisterwelt wagen wollen. Nur in den unsichtbaren 
und den eigenen Augen verborgenen Eigenthümlichkeiten der Nationen, 
als denjenigen, wodurch sie mit der Quelle ursprünglichen Lebens au- 
sammenhängen , Hegt die Bürgschaft ihrer gegenwärtigen und zukünftigen 
Würde, Tugend, Verdienstes; werden diese durch Vermischung und Ver- 
reibung abgestumpft, so entsteht Abtrennung von der geistigen Natur d) 
ans dieser Flachheit, aus dieser die Verschmelzung aller zu dem gleich« 
massigen und aneinanderhängenden Verderben." — 

Ancülony tableau des rövolutions du syst^e politique de FEurope. 
Tome I. p. 68. „Eine Universalmonarchie würde ohne Widerspruch ein 
grosses Uebel sein . . . Sie würde nothwendig die Unterdrückung der Völ- 
ker zur Folge haben, und der schreiendste Missbrauch der Gewalt würde 
von der Ausübung derselben unabtrennbar sein. . . . Mit dem nationalen 
Staate würden die Charaktere und die Persönlichkeit aller Nationen er- 
loschen." — 

Ansdm v. Feuerhach.^ die Weltherrschaft das Grab der Menschheit 
Kleine Schriften. Nürnberg 1833. S. 38. „Damit aber ein jedes Volk sein 
ihm eigenthümliches Leben frei entwickele, damit sein ihm eigener G«ist 
auch in einem ihm eigenen Körper wirke, die Volkspersönlichkeit sich 
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durch diesen Körper in Kraft und Handlang offenbaren m5ge: so gehört 
wie jeder Seele ihr Leib, so jedem Volke aach sein besonderer Staat 
Damm ist Selbstständigkeit der Völker sonverSne Freiheit der Staaten, 
in welchen sie leben, als erste Bedingung alles eigenthümlichen Seins, 
das heiligste Palladiom der Menschenwürde and der Persönlichkeit eines 
jeden Volkes, welches mit den höchsten Aofopferangen nicht za theaer er- 
kauft werden kann.** — Aehnlich H, O, Tztchimer, lieber den Krieg. 
Leipz. 1815. S. 69 ff. — Lotze, Mikrokosmos, Bd. III, S. 441. „Auch 
die Völker sollen nicht nur charakterlose Beispiele menschlicher Gemein- 
schaft überhaupt sein, die ohne Schaden in die Eintönigkeit einer allge- 
meinen Gesellschaft verschmelzen könnten, sondern jedes hat eigenthüm- 
liche Formen seines Lebens aas sich selbst zu entwickeln. ... So we- 
nig aber, wie zu wftnschen, ist jene Verschmelzung zu erwarten/* — 

Joh. V, MiÜUr, Darstellung des Furstenbundes. Sämmtl. Werke. Tbl. IX. 
S. 27. „Hingegen verhält sich jenes herkulische Mittel der Verzweiflung, 
die üniversalmonarchie , zu allen diesen Uebeln, wie zu Krankheiten der 
Tod.** — BiOau, Encyclopädie der Staatswissensch. Leipz. 1832. S. 225 ff. 

H. Luden, Handbuch der Staatsweisheit od. der Politik. Jena 1811. 
S. 15. „Da Cultur nur möglich ist im Staate, folglich Eigenthfimlichkei- 
ten der Cultur nur in verschiedenen Staaten: so ist es klar, dass es noth- 
wendig verschiedene Staaten neben und nacheinander geben müsse und 
zwar wenigstens so viele als es Volksthümlichkeiten giebt. S. 53. Ein 
Staat, dessen Bürger Staaten wären, ist nicht möglich, weil es an der 
Gewalt fehlt.** — C v, BoUeck, (Rotteck u. Welcker's Staatslexicon, 2. Ausg. 
Bd. Vin. S. 381 und Bd. V. S. 197). — Ueber Dante's Ideal von einer 
Weltmonarchie vgl. I^stery der Staatsgedanke des Mittelalters. Greifs- 
wald 1861. S. 18 ff. 

P. A. JP/izer, (Rotteck u. Welcker, Staatslexicon, s. v. Ewiger Friede, 
2. Aufl. Bd. IV. S. 561 ff.) Der Universalstaat wäre nur möglich als Uni^ 
Versalmonarchie. Diese müsste bei fortgesetzter Dauer entweder so kraft- 
los werden, dass sie sich von selbst auflöste, oder so despotisch, dass 
die Völker sie nicht mehr ertrügen. Das einzige Mittel zur Handhabung 
des ewigen Friedens bleibt immer nur der Krieg. — Laurenty Hist. du droit 
des geus. Tome I. 2. id. Brüssel 1861. p. 42. „Wehe den Völkern, 
wenn sie einer solchen Macht unterworfen wären, dass sie selbst die Vor- 
stellung des Widerstandes aufgäben! Das hiesse einfach das Grab der 
Menschheit. Friede würde in der Welt herrschen, aber es wäre der Friede 
des Römerreiches, d. h. die Knechtschaft** Doch meint er (S. 45), die 
Einheit des Menschengeschlechts werde durch freie Association hergestellt 
werden, welche die Souveränetät der Staaten unversehrt lassen und ihre 
Unabhängigkeit eher verbürgen als beseitigen werde. — Dagegen Bluntschli^ 
Allgemeines Staatsrecht. 4. Aufl. Bd. I. S. 43 — ■ 54. Der Weltstaat oder 
das Weltreich ist das Ideal der fortschreitenden Menschheit. Der Idee 
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der nniversalen Kirche entspricht in der Politik die Idee des nniversalen 
Weltreichs n. s. w. — J. H, FickU, d. j., Ethik, Bd. II, 2. S. 344. „Es 
ist die Stufe des Weltstaatenhnndes , in welchem die Idee der Menschheit 
zum ersten Male von allen mit Bewusstsein gefasst und ihrer vollst&ndi- 
gen Organisation entgegengefahrt wird.^^ — Bichtiger artheilt Rothe^ Theol. 
Ethik. 2. Aufl. Bd. II. S. 424 ; 474. „Da der vollendete Staatenorganismus 
die vollständige Vollendung der moralischen Gemeinschaft ist, so kann er 
sich nicht früher abschliessend verwirklichen, bevor nicht die YoUzahl der 
in ihrem organischen Zusammensein den Begriff des menschlichen Geschöpfs 
vollständig erschöpfenden menschlichen Individuen auf dem Wege der na- 
türlichen Zeugung hervorgebracht ist.** Freilich hat das noch seine gu- 
ten Wege!] — JSeMeiermaeher j Lehre vom Staat. Werke. 3. Abthlg. Zur 
Philosophie. Bd. YIII. S. 32. „Somit ist die Vorstellung des Universal- 
staates völlig unzulässig.** [Dagegen spricht er der Annäherung an den 
ewigen^Frieden durch einen Staatenbund das Wort. Vgl. S. 37; 79; 152; 
216 flf. Entwurf eines Systems der Sittenlehre. Werke. 3. Abthlg. Bd. V. 
S. 288, wo er eine schiedsrichterliche Ausgleichung aller streitigen In- 
teressen als Ziel hinstellt, dem der europäische Völkerverein sich annä- 
here]. — Ebd. S. 289. Anm. „Der Universalstaat müsste erst die natür- 
lichen Verhältnisse im Bewusstsein der Menschen tödten. Das Gattungs- 
bewusstsein besteht immer nur mit dem Bewusstsein der Diflferenz,** — 
B. V. MoJUj Geschichte u. Literatur der Staatswissenschaften. Bd. I. Erlang. 
1855. S. 439 ff. „Jeder Verständige sieht von selbst ein, dass der allge- 
meine Weltstaat ein blosses Hirngespinst ist. Als weniger unmöglich an 
sich erscheint ein VÖlkertribnnal oder die Verabredung von Schiedsrich- 
tern für den einzelnen Fall.** — Ders.^ Encyclopädie der Staatswissenschaf- 
ten. Tübing. 1859. S. 405. „Das letzte Ziel des philosophischen Völ- 
kerrechts ist kein Weltstaatsrecht, sondern ein Weltstaatenrecht.** — 

Bis zur wildesten Phantasterei treibt es K. 0. F. Krause, Urbild der 
Menschheit. Dresd. 1811. S. 170. „Diese Volksthümer verschmelzen end- 
lich zu organischen Theilmenschheiten der Haupterdländer, welche sich 
zuletzt in der geselligen Menschheit vollenden, die abermals ein eigentli- 
ches, einmaliges und einziges geselliges Ganze ist, welches den Theil- 
menschheiten anderer Himmelskörper zu höherer Vereinigung unter Gottes 
leitender Vorsehung gegenübersteht.** — 

Nach Hegd, Eechtsphilosophie. Werke. Bd. VIII. §. 321 ff. ist es 
dem Staate wesentlich, Individualität als ausschliessendes Fürsichsein zu 
haben. — Vgl. H. B. Oppenheim, System des Völkerrechts. 2. Ausg. Stuttg. 
n. Leipz. 1866. S. 2 ff. „Das Menschenrecht und das Becht der Mensch- 
heit erblühen und entfalten sich nicht durch Aufhebung oder Verletzung 
der natürlichen und historisch berechtigten Nationalgrenzen und National- 
onterschiede , etwa in einer Universal -Monarchie oder in europäischen 
Congressen, welche sich über die natürlichen Bedingungen des Völkerle- 
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beu hiii*vfls«tie&. Vielmehr bewahrheitet auch die Vielheit der Steaten, 
dass sieh alles Geittig e in einer lebendigen und mannich&ltigen Wechsel« 
Wirkung der Krftfte manifestiert nnd Yerwirklioht** -> J^üefen, Handbaeh 
des Systems der Staatswissenschaften. §. 888 ff. „So ist die Aufgabe eines 
jeden Staates, ein Vemfinftiges fOr sich in sein, d. h. den in ihm aur 
Erscheinung kommenden Weltgeist auf eine eigenthfimüche Weise zu ent* 
wickeln. Auf andere Staaten belogen ist aber dieses FÜrsiohsein eine 
Negation oder Ausschliessung Yon sich.** — K. 8. Zaehariäf ^erslg Bfi-^ 
eher V. Staat. Bd. I. S. 181. — Adam MtiUer, Elemente der Staatskunst^ 
Bd. I. S. 288 ff. „Jeder Staat bedarf, um sich selbst au fühlen, um sich 
zu erkennen und um sich au messen, beständig seines Gleichen. . . . 
Wenn es also überhaupt Einen Staat geben soll, so muss es mehrere ge- 
ben." — H. SchuUiej Einleit. in das deutsehe Staatsrecht. Neue Ausg. 
Leipz. 1867. S. 157. „Erst wenn die Völker und Staaten sich in ihrer 
nationalen EigenthOmlichkeit TÖUig ausgelebt h&tten, wfire der Univer- 
salstaat denkbar, dann aber wäre auch die Weltgeschichte an ihrem 
Ende.** 

Zu S. 12 — 31. Der Begriff der moralischen Person nnd die 

Staatspersonlichkeit. 

Dass der Staat eine Person ist, das ist der Punkt, auf den die De- 
monstrationen der vorliegenden Abhandlung fast s&mmtlich surtLckgehen. 
Die Auffassung des Staates als Person ist keineswegs neu; man kann viel- 
mehr sagen, dass sie die herrschende ist. Aber es fehlt viel, dass es mit 
dieser Theorie ernstlich genommen werde, dass man sich in klarem Be- 
griffe vergegenwärtige, was mit dem Prftdicate der Persönlichkeit ausge- 
sagt wird, und dass man die Consequenzen der Lehre vollkommen ziehe. 
Für manche, wie z. B. BluntachUj wird das Wort Person der Anlass zu 
einem willkürlichen Spiel mit Analogieen, die den ernsthaften Fortschritt 
der Erkenntniss beeinträchtigen; andere wie I\%cker nnd selbst v, Gerber su* 
chen die Persönlichkeit des Staates am falschen Orte. Die Verwirrung 
ist eine allgemepe und kaum geringer als die durch das Wort Organis- 
mus veranlasste, das auch auf den Staat angewendet statt zu klaren 
Begriffen zu einem Knäuel von unklaren nnd schwebenden Vorstellun- 
gen Veranlassung gegeben hat, hinter denen es nur allzuoft vergeblich 
wäre, irgend eine begriffliche Erkenntniss zu suchen. Wir können daher 
eine nähere Erörterung des Begriffes Person nicht umgehen und versuchen 
die Berechtigung unserer in Bergmann* $ Philos. Monatsheften (Bd. VI. ELeft 1. 
S. 14—17. Heft 2. S. 109-^112) dargelegten Anschauungen hier eingehen- 
der nachzuweisen. 

1. Den Anlass den Begriff der Person zu bestimmen bietet zunächst 
das Privatrecht. Hier kannte man seit den Römern ausser den physischen 
Personen auch noch andere Bechtssubjecte , die man als solche Personen 



luumte, wie G«meiad«ii, Stiftimgen , Yermdgensguiie. Ludessen gestand 
maa diesen Rechtssnbjecten meistens keineswegs eine eigentliche Person» 
liehkeit sn; sondern wie die romischen Qaellen nur sagen, dass sie die 
Bolle von Personen spielen (personae yice fnngi), so sah man in dieser 
Persönlichkeit nur eine „Fiction" der Juristen, eine künstliche Annahme 
SU wissenschaftlichen und praktischen Zwecken. In neuerer Zeit ist be- 
sonders von BrinM, Demeliuty Bekker geleugnet worden, dass man das 
Secht habe, neben den physischen Personen noch solche „Vogelscheu« 
chen" anzunehmen, und man hat lieber statt von awei Arten der Person 
von zwei Arten des Vermögens sprechen wollen, so dass statt der nicht 
physischen Person lieber ein besonderes „Zweckvermögen^^ angenommen 
werden sollte. Das ist freilich zun&chst nur ein Kampf gegen ein Wort; 
denn wenn man nun den Begriff des neuen Wortes „Zweckvermogen** ange- 
ben soll, so kommt genau wieder dasselbe heraus, was man früher unter der 
nicht-physischen Person yerstanden hat. Uebersehen hat man aber dabei, 
dass die nicht-physische Person keineswegs etwa hloai im Priyatrecht auf- 
tritt, sondern dass sie auch im öffentlichen Recht ihre wichtige Bolle 
spielt und ihre so oft als „mystisch^* bespöttelte und skeptisch angezwei- 
felte Existenz auf sehr deutliche Weise in die äussere Erscheinung treten 
lässt. Für die Erklärung dieser Erscheinung aber ist mit dem Begriff 
eines Zweckvermögens offenbar gar nichts geleistet; denn hier ist das Ver- 
mögen durchaus die Nebensache. 

Diese letztere Erscheinung nun heben im Gegensatze zu den Boma- 
nisten einige Lehrer des deutschen Bechts hervor, wie Beseler, Bahr, Oierhe, 
die geneigt sind, den Staat wie andere Gemeinschaften des öffentlichen 
Beehts im wesentlichen als gleichartig mit jenen nicht-physischen Perso- 
nen des Priyatrechts aufzufassen, dafür aber die strenge logische Auffas*« 
snng des PersonenbegrifEk theilweis verfehlen und von der ezacten rö* 
mischen Weise abweichend von einer „Genossenschaft** sprechen, die we- 
der als universitas, d. h. als transscendente, durchaus von den physischen 
Personen getrennte Person, noch als communio, d. h. als blosse Verbin- 
dung von physischen Personen zur Erreichung gemeinsamer Interessen, 
aufzufassen sei. Kommen so die Grenzen der Begriffe in's Schwanken, so 
erscheint zugleich was im öffentlichen Becht als Person aufzufassen ist gar 
zn leicht als das frei gewollte Product der Association, als abhängig von ' 

dem Willen der Menschen , und jener strenge Begriff der Transscendenz 
wird nicht vollzogen. Diesen Ansichten gegenüber, zum Theil aber auch 
im Einklang mit ihnen wollen wir den Begriff der Person erörtern, weil 
nur von hier aus der Staat mit allen seinen Functionen recht verständ- 
lich wird. 

2. Wenn wir nämlich den Staat eine Person nennen, so ist das nicht 
ein bildlicher Ausdruck, eine Metapher, sondern wir wollen es in stren- 
gem Wortsinne genommen wissen. Wir meinen also auch nicht, dem 
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Staate werde Persönlichkeit beigelegt durch eine mehr oder minder will- 
kflrliche Annahme, indem der Begriff der Person über sein rechtmassiges 
Gebiet analogisch ausgedehnt werde, um dadurch gewisse Eigenschaften 
und Functionen des Staates sich leichter klar und anschaulich machen zu 
können. Sondern wir meinen: Der 'Staat ist Person in vollem Ernste; 
Person ist er gerade so wie irgend ein erwachsener lebender Mensch von 
gesunden Sinnen, aber allerdings eine andere Art von Person, indem zwi- 
schen dem Staat und dem Einzelmenschen unterschiede vorhanden sind, 
die zwar für den Begriff der Person zunächst unwesentlich, aber inner- 
halb desselben im Stande sind verschiedene Arten zu bezeichnen. 

Nicht-physische Personen sind, wenn man nur, ohne durch das Dogma, 
es existiere nichts anders als das sinnlich Einzelne, voreingenonmien zu 
sein, die vorliegenden Thatsachen der Wirklichkeit ruhig aufzufassen im 
Stande ist, auf dem Gebiete des Privatrechts, bestimmter des Vermögens- 
rechts, in unmittelbarer Erfahrung gegeben, und sie nothigen dem ge- 
sunden Juristischen Sinne die Anerkennung ihrer Existenz unwiderstehlich 
auf. Offenbar haben z. B. die Römer in der Gemeinde ursprünglich nur 
die Gkmeindebürger, die municipes gesehen ; allmählich konnten sie sich der 
Erkenntniss nicht verschliessen , dass hier eine Persönlichkeit vorhanden 
sei , die von deijenigen der Einzelnen in der Gemeinde durchaus getrennt 
sei, und gebrauchten dann das Wort municipes für diese Persönlichkeit 
selber. (Jhering, Gkist d. röm. Rechts. Bd. I. S. 186 ff.) Der gesunde 
Sinn der Römer und ihre ausserste Schärfe in der Aufhssung und Beur- 
theilung des Rechtscharakters gegebener Verhältnisse hat auch hier ohne 
alle abstracto Theorie in der praktischen Ordnung der Rechtsverhaltnisse 
das Richtige gefunden und gestaltet. Das römische Recht erkennt aber in 
der universitas ein eignes Rechtssubject , welches von jeder menschliches 
Persönlichkeit oder von der Sunune dieser Persönlichkeiten, die der uni- 
versitas angehören, durchaus verschieden ist. v. Savigny, (Syst. d. heut. 
Röm. Rechts. Bd. II.) drückt dies so aus : S. 843. „Das Wesen aller Cor- 
porationen besteht darin, dass das Subject der Rechte nicht in den einzel- 
nen Mitgliedern, selbst nicht in allen Mitgliedern zusammengenonomen be- 
steht, sondern in dem idealen Ganzen : eine einzelne, aber besonders wich- 
tige, Folge davon ist, dass durch den Wechsel einzelner, ja selbt aller indivi- 
duellen Mitglieder das Wesen und die Einheit der Corporation nicht affi- 
ciert wird." — 

Ein Sdav, ein Grundstück gehört der Stadt, und gehört doch nicht 
den Bürgern der Stadt. Wird der Sclav freigelassen, so ist er den Bür- 
gern keinen Dank schuldig, der Stadtsdav kann gegen jeden Bürger als 
Belastungszeuge gebraucht werden. Der Bürger kann eine Servitut an 
dem Grundstück der Stadt, die Gemeinde eine Obligation gegen ihre Mit- 
glieder haben; die Mitglieder haben mn Klagerecht gegen die Corporation 
und nmgekehrt Was die Corporation zu fordern hat, das haben die Mit- 
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glieder nicht zu fordern, und was die Corporation schuldig ist, das brau- 
chen die Mitglieder nicht zu zahlen. Die Gemeinde hat ein Vermögen 
und hat Interessen, welche von dem Vermögen und von den Interessen 
der einzelnen Bürger durchaus verschieden sind. So kann die Gemeinde 
haben oder wollen, was sämmtliche Bürger nicht haben und nicht wollen. 
Diese Selbstständigkeit der Corporation nun als eines vollkommen aus- 
serhalb ihrer Mitglieder bestehenden Wesens ist offenbar nicht erst von 
Menschen künstlich erschaffen , vom Staate zurechtgemacht durch die Ge- 
setze, oder durch die Theorie fingiert; sondern sie ist von Natur gege- 
ben , in der Erfahrung vorgefunden und von dem gesunden Urtheil und 
der Gerechtigkeit nur anerkannt und geordnet. 

3. Dieses in wirklicher Erfahrung begegnende für sich existierende 
Wesen hat man nun eine Person genannt. Seine Existenz als Einzelsub- 
stanz ist offenbar nicht fingiert; ist aber seine Persönlichkeit ^twa fin- 
giert, d. h. etwas nicht wirklich Existierendes, sondern nur durch juristische 
Construction wenn auch auf Grundlage vorliegender Thatsachen willkür- 
lich Geschaffenes, um das thatsächlich Gegebene theoretisch leichter be- 
stimmen , praktisch bequemer bewältigen zu können ? 

V. Savigny (Syst. Bd. II. S. 236) nennt die , Juristischen^' Personen 
künstliche, durch blosse Fiction angenommene Subjecte und beschränkt 
ihre Bedeutung auf das Privatrecht und zwar auf Vermögensverhältnisse. 
Puchta (im Sechtslexicon von Weiske , Bd. III. S. 65 ff.) und die meisten 
andern , die sich am römischen Recht halten , lehren dasselbe. So Wmd- 
scheid, (Pandecten. Bd. I. 3. Aufl. S. 116). ),Die sogenannten juristischen 
Personen sind persönlich gedachte Nichtpersonen.^' — S. 134. „Eine ju- 
ristische Person ist eine nicht wirklich existierende, sondern nur vorge- 
stellte €*erson.'' Dagegen giebt letzterer allerdings zu, dass die Annahme 
juristischer Personen auf einem der Menschennatur inwohnenden Zuge und 
nicht bloss auf einer Vorschrift des Sechts beruht; insofern könne man 
sie sogar zu den natürlichen Personen rechnen. (S. 116). — Unger^ zur 
Lehre v. d. Jurist. Personen. (Erit. Ueberschau der deutsch. Gesetzgeb. 
Bd. VI. S. 158) nennt gleichfalls 'alle juristische Personen fingierte, 
künstlich geschaffene Personen, und fügt hinzu, was von der Sache noch 
weiter abzuleiten im Stande ist: ,,Personificiert wird nicht der Zweck, son- 
dern das Substrat: der Personenverein, das Vermögen. '^ Und Arndts ^ 
(krit. Vierte^ahrsschr. f. Gesetzgeb. u. Bechtswsch. Bd. I. S. 93.) weist 
zwar Demdius gegenüber nach, wie nothwendig die Annahme der juristi- 
schen Personen ist dem Begriffe und der Sache nach, führt sie aber eben- 
falls nur auf juristische Vorstellungsweise zurück. 

In der That denkt jedermann, wenn von einer Person die Sede ist, 
zunächst an ein lebendes menschliches Individuum, das durch seinen Leib 
ein Object sinnlicher Wahrnehmung ist, und es erscheint selbst verdäch- 
tig, dass irgend etwas was nicht menschliches Einzelwesen ist, auch nur 
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in fibeitragenem Sinne Person genannt werden sollte. Indessen wSre es 
immerhin einer näheren üntersnchung werth, was man eigentlich sagen 
will, wenn man einen Menschen eine Person nennt, und ob man ihm dies 
Prädicat nicht gerade wegen solcher Eigenschaften giebt, die er mit an- 
dern Wesen gemein hat, so dass diese ganz in demselben Sinne Personen 
genannt werden müssten, wie jener. 

Warum also heisst ein Mensch eine Person, das Wort in dem stren- 
gen Sinne genommen, in welchem es die Rechtswissenschaft gebraucht? 
Der Jurist antwortet: er heisst so als Snbject von Rechten, und Subject 
▼on Rechten ist er, weil er 1) einen Willen hat, der sich einen Zweck 
zu setzen vermag, 2) Intelligenz, um zu diesem Zwecke die entsprechenden 
Mittel zu wählen, und endlich 3) das physische Vermögen, um in der 
äusseren Welt der Thatsachen mit seinem durch die Intelligenz geleiteten 
Willen bestimmte, sinnlich nachweisbare Wirkungen hervorzurufen und 
eben solche Einwirkungen von der Aussenw^lt zu erleiden. Dieses drei- 
fache ist es, was Windscheid z. B. bezeichnet (ebd. S. 116): „Person nen- 
nen wir das mit Selbstbewusstsein und WillensfUhigkeit begabte Indivi- 
duum,^* oder noch etwas weniger genau Bluntschli (krit. VierteJ^ahrsschr. 
Bd. I. S. 499): „Ein Wesen, das einen ihm eigenen Willen hat und Or- 
gane besitzt, durch die es spricht (!), d. h. hier seinen Rechtswillen äus- 
sert, ein solches Wesen ist eine Person." — Von dem lebendigen Men- 
schen gelten alle diese Prädicate, darum allein ist er Person. Auf weite- 
res reflectiert das Recht beim Menschen nicht. Offenbar hat der Mensch 
noch andere Eigenschaften niederer und höherer Stufe, aber diese gehen 
das Recht bei seiner Beurtheilung des Menschen nichts an. Der Mensch 
hat die Möglichkeit, das Gute nicht um des äusseren Gesetzes willen oder 
aus den durch Furcht und Hoffiiung bedingten Motiven, sondern tbn des 
Guten selber willen zu thun; ja er kann für sich den absoluten Zweck 
zu seinem Zwecke setzen und in jedem einzelnen was er will jenen mit 
wollen; er erweist sich als ein zur Gottähnlichkeit geschaffenes, vernünf- 
tiges und nicht bloss zu zweckmässigem, sondern zu sittlichem Thun be- 
stimmtes Wesen, welches sich in seinem Gewissen als solches ergreift. 
Von dieser Fülle der Eigenschafben wie von derjenigen der physischen 
Lebenserscheinungen sieht das Recht ab und hält in allem nur die Per- 
son fest. An die Stelle der Wirklichkeit tritt die Abstraction, und durch 
eine Art von Fiction, weil nämlich das Recht nach seiner Bestimmung 
und Natur und vermittelst seiner Methoden an das Weitere und Höhere 
nicht hinanreicht, gilt der Mensch als Person, was doch durchaus nicht 
dafür angesehen wird, von seinem Wesen in seiner Totalität eine adä- 
quate Vorstellung zu geben. Diese Abstraction ist allerdings keine will- 
kürliche. Der Anlass dazu ist in der Katur des Mensehen gegeben, dem 
es wesentlich ist a u c h Person zu sein : aber Abstraction bleibt es, dass der 
Mensch nur als Person angesehen wird. Das bestimmte Maass von Rech- 
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ten, das jedem zuerkannt wird, hängt dann freilich noch von Unterschie- 
den des natürlichen Geschlechtes, des Alters, Standes, VermSgens, Ur- 
sprungs, der Bildung und F&higkeit u. s. w. ab; ja es kann sich das 
Recht durch solche secundftre Eigenschaften sogar bestimmen lassen, bei 
einem menschlichen Individuum die Persönlichkeit, die doch vorhanden 
ist, nicht oder nur in einer besonderen Hinsicht anzuerkennen, und dann 
liegt offenbar eine Fiction vor, z. B. wenn der Sciave schlechtweg als 
Bestandtheil des Vermögens angesehen wird. 

Wenn nun einerseits das Recht Menschen kennt, die nicht Personen 
sind, so kennt es andererseits Personen, die nicht Menschen sind. Jenes 
beruht auf Fiction; ob dieses auch darauf beruht, erscheint zweifelhaft. 
Nicht von vom herein darf es als ausgemacht gelten, dass nur mensch- 
liche Individuen die oben genannten Eigenschaften besitzen, auf Grund 
deren man einem Wesen die Persönlichkeit zuschreibt. In thatsächlicher 
Erfahrung nun begegnen uns gerade im Privatrecht wirklich solche Wesen, 
die nicht anders denn als PersoneA aufgefasst werden können und die doch 
keine Menschen sind; im Privatrecht drängt sich ihre Existenz am hand- 
greiflichsten auf, und gerade die Corporation ist derjenige Fall, an wel- 
chem das Wesen solcher Personen am besten erkannt werden kann. Dass 
die Corporation ihr Vermögen, ihren Willen, ihre Interessen für sich hat, 
vollkommen getrennt von dem Vermögen, dem Willen, den Interessen 
jedes Mitgliedes der Corporation oder aller zusammen: das ist aus den 
Thatsachen und der rechtlichen Beurtheilung derselben so klar, dass es 
sich der Mühe nicht zu verlohnen scheint, mit denen zu streiten, die wie 
iSoftotrsib* (Bemerkungen zur Lehre von den Jurist. Personen. Leipz. 1863. 
S. 5 — 9) es bezweifeln. Man kann aber nicht eigentlich sagen , dass die 
Corporation einen Willen hat und sich frei ihre Zwecke setzt: sondern 
dieselbe existiert nur als solcher Wille oder genauer als ein Zweck oder 
ein Ganzes von Zwecken, die eben Zwecke der Corporation sind und 
durchaus nicht der Zweck irgend eines Menschen zu sein brauchen. Je- 
ner Wille ist in der That kein freier Wille ; er ist ohne Selbstbewusstsein 
«nd Intelligenz wie ohne eigenes physisches Vermögen, eine blosse Ten- 
denz, ein Zweck ohne ein denselben hegendes Snbject, und eben darum 
auch keine Person. Aber man kann nicht umhin, diesem Zweck eine ob- 
jective, äussere Existenz für sich zuzusprechen; er bildet eine Einzelsub- 
stans von nicht sinnlicher Art, aber einen Gegenstand thatsächlicher Er- 
fahrung, die an Gewissheit der sinnlichen Erfahrung durchaus nichts nach- 
giebt. Diese Wirklichkeit aber erlangt jener Wille, genauer jener Zweck 
und jene Tendenz, dadurch, dass er die Intelligenz und das physische 
VennSgen von Menschen für sich gewinnt, die ihm dienstbar werden. 
Eben dadurch wird er aber auch Person. Indem lebendige Menschen die- 
sen Zweck ausführen, der nicht ihr eigener Zweck ist, als Beauftragte 
und Diener eines ihnen fremden Willens, den sie als solchen anerkennen, 
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indem sie die diesem Zwecke angemessenen Mittel eu seiner Verwirkli- 
chung vermittelst ihrer eigenen Intelligenz aaswählen nnd ihre eigene 
physische Kraft jenem Zwecke za Gebote stellen , ergänzen sie , was dem 
Zwecke zur Persönlichkeit fehlt, und so erlangt dieser ganz dieselben 
Eigenschaften, die auch einen Menschen zur Person machen: einen Wil- 
len, Intelligenz and physisches Vermögen, die als ihm za Gebote gestellt 
sein Wille, seine Intelligenz und sein Vermögen werden. 

Diesen Personen nun die reelle Existenz absprechen und sie für bloss 
vorgestellte oder fingierte ansehen, das kann man nur, wenn man unter 
Realität die Eigenschaft versteht, sinnlich wahrgenommen zu werden. Denn 
wahi^enommen werden jene Personen in der That, wenn auch nicht un- 
mittelbar mit den äusseren Sinnen; ein klarer Verstand unterscheidet mit 
Sicherheit in dem was geschieht da^enige was durch den Willen einer 
solchen Person geschieht von allem andern. Dürfte aber nur demjenigen 
Realität zugeschrieben werden, was unsere äusseren Sinne afficiert, so 
existierten überhaupt keine Personen. Denn niemand hat jemals eine 
P e r s n gesehen oder gehört. Was wir sehen, hören, tasten ist der Leib 
der Person ; die Ungenanigkeit des Sprachgebrauchs führt die meisten irre. 
Aus dem Thun und Treiben dieses Wesens schliessen wir, dass es Selbst- 
bewusstsein, Willen und Intelligenz habe, wie wir es selber von uns ken- 
nen, und deshalb nennen wir dies Wesen eine Person. Ebenso aber ist 
es auch mit dieser zweiten Art von Personen, den „moralischen Perso- 
nen**, wie wir sie nennen wollen. In gewissem Sinne kann man einer 
Corporation, einer Anstalt oder Stiftung sogar einen Leib, d. h. ein or- 
ganisiertes Gkmzes von Mitteln physischen Wirkens, zuschreiben. Wenn 
sich schon bei einer physischen Person die Grenze zwischen dem zu ihr 
wesentlich gehörenden Leibe und dem mehr zufällig als Erweiterung der 
leiblichen Kräfte hinzutretenden Vermögen nicht so strenge ziehen lässt: 
so geht beides bei einer Corporation, einer Stiftung noch unmerklicher 
in einander über. Aber es ist keine äusserliche und willkürliche Analogie, 
wenn man z. B. das Krankenhaus selber als den Leib dieser Stiftung an- 
sieht, überhaupt die Gesammtheit der äusseren Dinge, die unmittelbar 
dem Stiftungs- oder Corporationszwecke dienen, wie den Leib ^ner Per- 
son betrachtet. Die gewöhnliche Einschränkung des Realitätsbegriffes 
müsste dahin führen, dass man zwar einem Stück Schwarzbrot die reelle 
Existenz zuschreibt, weil man es kauen und schlingen kann, aber Schil- 
ler's Gedichten oder Beethoven*s Symphonien dieselbe abspricht, weil ja 
vielmehr immer nur die Schriftzeichen existieren, aus denen der Kundige 
die dadurch bezeichneten Laute und Wörter oder Töne zusammenzusetzen 
vermag, deren Aufeinanderfolge Schiller oder Beethoven erfunden hat. 
Und für den Dichter gehört gar noch weiter dazu, dass man auch seine 
Sprache verstehe und die durch die Wörter nur bezeichneten Vorstellun- 
gen in sich zu erwecken vermöge, um bei jedesmaliger Leetüre nur für 
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sich dem Gedichte zur reellen Existeni zu Terhelfen, die doch auch dann 
keine sinnliche Existenz ist. Es ist nnmoglich, an dieser Stelle den Bea- 
litätsbegriff weiter zu erörtern. Es genfigt aber auch die Bemerkung, dass 
die moralische Person in demselben Sinne reell existiert wie die physbche 
Person. Beide existieren als die unumgänglich anzunehmenden Ursachen 
simienfalliger Wirkungen. Dabei erlangt man den Begriff der physischen 
Person nur durch Abstraction, indem man aus dem vollen Wesen der 
menschlichen Individualität die eine Seite heraushebt; zu dem der morali- 
schen Person bedarf es einer solchen Abstraction nicht, denn sie ist durch- 
aus nichts weiter als Person mit dieser oder jener näheren Bestimmtheit. 
Aber dafür muss man im letzteren Fall in dem Thun der physischen Per- 
sonen, welche die moralische Person vertreten, dasjenige sondern, was 
sie im eigenen , und dasjenige was sie in einem ihnen ursprünglich frem- 
den Interesse, in einem erhaltenen Auftrage thun. 

Jeder Zweck, der nicht ursprünglich der Zweck bestimmter einzel- 
ner Personen ist, so dass sie für denselben als für ihr eigenes Interesse 
handeln, sondern der diese Personen zu seinen Dienern macht, — jeder 
solcher Zweck ist eine moralische Bsrson. Eine ihr analoge Erscheinung 
ist die Idee, z. B. die Idee der Sprache, des Bechts, der Kunst, u. s. w.; 
die Idee hat ebenso wie der Zweck, der Person wird, eine selbstständige, 
in ihren Wirkungen erkennbare Existenz, indem ein Piincip zu einem 
System von Gedanken und Erscheinungen wird dadurch dass es das geis- 
tige Vermögen der Menschen sich dienstbar macht. Aber die Idee be- 
herrscht und leitet die Menschen und ihre Thätigkeit in einer ihnen un- 
bewussten Weise, so dass sie in dem Glauben, das ihnen Zusagende mit 
freier Willkür zu thun, oder im Gehorsam gegen den blinden Drang ihrer 
Natur, doch vielmehr das thun, was die Idee zu voller Verwirklichung 
der in ihr enthaltenen Momente bedarf. Deshalb ist die Idee unpersön- 
lich und bleibt es, und deshalb sollte man auch die absolute Idee nicht 
eine Person nennen. Aber der absolute Zweck ist eine Person, und zwar 
eine solche, welche die Organe ihrer Persönlichkeit nicht erst von aussen 
erlangt wie die endlichen Zwecke, sondern welche dieselben immanent hat. 

Diejenigen Zwecke, welche Persönlichkeit* erlangen können, indem 
sie in der Intelligenz und dem physischen Vermögen der Menschen ihre 
Organe finden, sind mit mehr oder minder erkennbarer Nothwendigkeit 
durch die Natur der Dinge gegeben und in ihr begründet. Sie haben 
aber zugleich eine Art von Individualität, die ihnen als Zufälligkeit an- 
haftet. So muss es Gemeinden geben, einen Staat, eine Kirche; so for- 
dert das System der G^ellschaft, dass die Arbeit, für welche die Kraft 
der Einzelnen nicht ausreicht oder die durch das Interesse der Einzelnen 
nicht genügend gefordert wird, wenn sie sonst in jenem System noth- 
wendig ist, in der Form eines substantiell für sich existierenden Zweckes 
die Menschen sich unterwirft und in ihren Dienst zwingt. Aber dass nun 
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gerade hier nad gerade jetst dieses Bedfirihiss des ganzen Systenis in die- 
ser Form nnd bei diesem Anlass sich befriedigt, die Entstehung und der 
Untergang der moralischen Personen wie die bestinmite Art ihrer Organe 
nnd die besondere Gestalt ihrer Thätigkeiten , das räumlich -aeitliche Ele- 
ment an ihnen ^ bt snfUlige IndiTidoalit&t wie bei den physischen Perso- 
nen, nnd wie diese werden sie gewissermaassen durch den Willen anderer 
Personen, physischer oder ideeller, als „Stiftungen" gezeugt. 

Wir haben also jedesmal eine moralische Person vor uns, wo ein aus 
dam Gange des menschlichen Lebens und ans der Natur seiner Bedingungen 
sich naturlich ergebender Zweck menschliche Gehirne findet, die für jenen 
Zweck denken, und menschliche Arme, die ihm ihre Kraft leihen, so dass 
nun jener Zweck und das ihm entsprechende intelligente Handeln in con- 
tinuierlicher Wirksamkeit deutlich nachweisbare Wirkungen in der Aussen- 
welt hervorruft und solche yon ihr erleidet. Dann sind nämlich alle den 
Begriff der Person ausmachenden wesentlichen Eigenschaften in diesem für 
sich bestehenden Einzelwesen wirklich vorhanden. Das jedesmalige posi- 
tive und geltende Recht hat aber hier wie bei den physischen Personen 
die Wahl, ob es mit Sücksicht auf den Zusammenhang des gesammten 
Bechtssystems und in Anbetracht der besonderen Qualitäten jenes als Sub- 
stani vorhandenen Zweckes die Persönlichkeit desselben, die es nicht 
schafft , sondern vorfindet , entweder ausdrücklich anerkennen will oder 
nicht. 

Diese von uns dargelegte Auffassung ist auch unter den Bechtsgelehr- 
ten nicht unerhört. So sagt KuiUze (Heidelb. krit. Ztschr. f. d. gesammte 
Bswsch. Bd. V. S. 860) : „Gemeinde, Nation sind nicht leere Nomina, blosse 
Gedankendinge, sondern historisch - organische Realitäten, welche sieh in 
Gemässheit ihres typischen Wesens die Organe ihres Handelns aus sich er- 
zeugen : solche grosse Körperschaften bestehen daher nicht durch Fiction, 
sondern kraft ihres selbstständigen Wesens als creatürliche Potenzen, welche 
unter anderem (neben einer ästhetischen, intellectualen) auch eine juri- 
stische Seite haben oder gewinnen können. Es ist daher grundfalsch, solche 
Gorporationen als fingierte Personen zu bezeichnen; sie sind vielmehr 
so gut wie die einzelnen Menschen natürliche Personen und unterschei- 
den sich mit diesen gemeinsam von denjenigen Arten, welche in der That 
nicht ohne eine Fiction dogmatisch construiert werden können/* Vergl. 
Kuntze, die Obligatio. S. 377. FitUng (krit. Yiertelijahrsschr. f. Gesetzge- 
bung u. Bswsch. Bd. I. S. 585): „Die juristischen Personen sind nichts 
künstliches, sondern eben so natürlich und nothwendig als die physischen. 
Per Staat hat nur die Wahl, solche Zwecke als berechtigte und erlaubte 
anzuerkennen oder nicht. Im ersten FaU hat er damit von selbst und kraft 
Natur - und Yemunftnothwendigkeit die zur Erreichung des Zwecks erfor- 
derliche Wirthschaft für eine selbstständige , d. h. das Dasein einer juri* 
stischen Person anerkannt." Oierhe (Rechtsgeschichte der deutsch. Genos- 
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senschaft. Berlin 1868. S. 759): ,Jhr (der Gemeinde) kommt eine eigene 
originfire Persönlichkeit zu, welche der Staat ao wenig wie die des ein- 
zelnen Staatsbürgers schafft, wohl aber so gn^t wie die des einzelnen Staats- 
bürgers zu rechtlicher Geltung bringt, begrenzt und sich dienstbar maeht" 
Wenn bestritten werden muss, dass jene moralische Personen fin- 
gierte Personen seien , so ist freilich damit nicht ausgeschlossen , dass es 
möglicherweise Fälle giebt, wo einem nicht persönlichen Wesen durch ju- 
ristische Fiction Persönlichkeit beigelegt wird. Die ruhende Erbschaft in- 
dessen, die gewöhnlich als Beispiel angeführt wird, ist als fingierte Per- 
son schwerlich anzusehen, wie denn nach v. JSanigny (Syst. II. S. 372) dieselbe 
auch im Sinne der Römer keine juristische Person ist. Dass hier ein Herr 
wirklich vorhanden ist, unterlieg^ ja keinem Zweifel ; der Erbe, wer er auch 
sei, hat bloss noch nicht das Eigenthum angetreten. Aehnlich wird in dem 
Falle des embryo superstes die Persönlichkeit nur antedatiert, und somit 
ist auch hier eine juristische Person nicht anzunehmen, wie z. B. Budorf 
will. Eben so wenig ist ein Grundstück in Bezug auf die Grunddienst- 
barkeiten mit Böcking als juristische Person zu betrachten ; die Verbind- 
lichkeit ist vielmehr die des jedesmaligen Eigenthümers. (Vergl. Wmdsoheidy 
Pandect. Bd. I. 3. Ausg. S. 138. Dagegen DetneUuSj Jahrbücher f. d. Dog- 
matik des heut. röm. und deutsch. Privatrechts. Bd. IV. S. 129 ff. Deme- 
Jms ganze Demonstration ist hinfällig, sobald als das Substrat der Per- 
sönlichkeit nicht das Vermögen sondern der Zweck erkannt wird.) Aetiea- 
vereine endlich, die gleichfalls als Beispiel fingierter Persönlichkeit ange- 
führt werden , sind dies nur dann, wenn sich von dem Interesse der Mit- 
glieder der Zweck solches Vereins nicht deutlich und sicher abtrennen 
lässt und der Verein dennoch als Person für sich behandelt wird. Darum 
hat Unger (krit. Ueberschau. Bd.. VI. S. 173) ganz richtig bemerkt, dass 
das Bechtsgebilde der , Juristischen^* Person, (d. h. einer bloss fingierten 
Person) , gerade in solchen Erwerbsgesellschaften , welche den Charakter 
der juristischen Persönlichkeit annehmen, zu seiner prägnantesten Erschei- 
nung kommt. Für diese gilt , was er sagt , dass das „künstliche Bechts«- 
subject** nur um des Vermögens willen geschaffen wird. Aber in die De* 
finition der moralischen, nicht fingierten Person gehört in der That das 
Merkmal der Gemeinnützigkeit und der ewigen (oder wenigstens conti- 
naierlichen) Dauer des Zwecks, das ühger aus den juristischen Personen 
ausschliessen will. Denn dieser Zweck ist gerade das Wesen einer solchen 
Person. — Die weiteren Gonsequenzen unserer Auffassung für die heute 
gerade so wichtigen Fragen privatrechtlicher Art, wie die naoh der yopn 
Staate anzuerkennenden oder zu ertheilenden Persönlichkeit der Assoeiar 
tionen zu gewerblichen Zwecken, müssen wir den Juristen zu ziehen über- 
lassen. 

Für die moralischen Personen ist der Käme , Jnriatisohe Person** nicht 
bezeichnend genug. Derselbe erinnert dem gewöhnlichen Gebrauche nach 

9* 
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Bun&chst nur an die YermSgensreehtlichen Beziehungen, die doch das Le- 
bensgebiet jener Personen bei weitem nicht erschöpfen. So ist der Staat 
swar auch privatrechtliche Person als Fiscns; aber man würde doch sehr 
unrecht thun, wenn man nach v. Gerber* 8 früherer Ansicht (Ueber öffent- 
liche Rechte. S. 65) dem Staate keine andere Persönlichkeit als die des Fis- 
cns Buerkennen wollte. Corporationen treten als Personen im Vermögens- 
recht auf; aber sie pflegen sugleich nachbarliche und gesellige Beziehun- 
gen zu anderen Corporationen, sie erweisen Dank und Ehre, erlassen 
Adressen und Petitionen u. s. w., alles das als Corporationen; denn wohl 
der Meinungsäusserung, aber nicht der Willensäusserung, sind sie un- 
flhlg. — Noch weniger passt fBr das in wirklicher Erfahrung vorkommen- 
de Phänomen der Name „mystische Person** , den der Nominalismus an- 
wenden möchte , der wirkliche Existenz nur dem sinnlich Einzelnen zu- 
schreibt. Auch „ideelle** oder „inteUigible** Person würde einen Gregen- 
satz zur realen Existenz auszudrücken scheinen. Unter den gebräuchlichen 
Benennungen geben wir deshalb dem Namen „moralische Person** den Vor- 
zug. V. Savigny (Syst. Bd. II. S. 240) verwirft zwar denselben, weil der- 
selbe an sittliche Verhältnisse denken lasse und den Gegensatz gegen die 
unmoralische Person zu bezeichnen scheinen könne. Aber moralisch be- 
zeichnet vielmehr hier, wie auch sonst zuweilen, nur den Gregensatz zum 
Sinnenf&lligen, Physischen, wie wenn man von einer moralischen Ueberzeu- 
gnng, von moralischem Zwang, von dem moralischen Zustand einer Truppe 
spricht u. dei^l. m. ; und damit ist grade eine wesentliche Bestinmiung die- 
ser Art von Personen bezeichnet. 

4. Nachdem die Realität der moralischen Person nachgewiesen wor- 
den ist , ist die fernere Aufgabe , ihr eigenthümliches Wesen mit möglich- 
ster Qenauigkeit zu bestimmen und dasjenige anzugeben , was sie als eine 
besondere Art von Personen von der physischen Person unterscheidet. Das 
Wesentliche ist in dieser Hinsicht folgendes: 

a) Die moralische Person ist wie die physische ein wollendes Wesen, 
aber sie ist auch nur dieses und weiter nichts. Sie hat weder Emp^n- 
dung und GefUd, noch Vernunft und Gewissen. Femer, was den Inhalt 
ihres Wollens anbetrifft, so ist derselbe nicht ein unbestimmter, so dass 
sie mit freier Willkür sich jedes Beliebige zum Zwecke setzen könnte ; 
sondern was die moralische Person wül, ist ein für allemal gegeben als 
ein durchaus bestimmtelr einzelner Zweck, der in seiner raumlich -zeit- 
lichen Begrenzung ihre Individualität ausmacht, so dass in jedem Augen- 
blicke deutlich erkannt werden kann, ob sie es ist welche handelt oder 
eine andere Person. Im Begrille und Berufe der moralischen Person liegt 
es , dass jede Veimischu]^ mit dem Handeln für das Int^esse physischer 
Personen streng ausgeschlossen sei ; denn nur als ein von den Zwecken der 
letzteren unterschiedener Zweck , der durch die Thätigkeit derselben rea- 
lisiert wird , hat sie ihre Realität Es ist darum nöthig, dass der Zweck 
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der moralischen Person klar und deutlich, jedermann erkennbar ausge- 
sprochen sei; derselbe wird erkannt aus dem ausdrücklichen oder still- 
schweigenden Statut, aus der Verfassung der moralischen Person, welche 
den Zweck, seine Organe und deren Wirksamkeit umschreibt. 

b) Die moralische Person ist ferner zwar ein handelndes Wesen, wel- 
ches Wirkungen auf die Aussenwelt übt, aber ihr Handeln ist keines .von 
unbestimmter Mannigfaltigkeit , sondern es ist ebenso eng gebunden wie 
der Zweck, ein Handeln nur für diesen Zweck und in Ausführung des 
Statuts, darum auch ein schlechthin zweckmässiges und intelligentes Han- 
deln. Sie kann nicht sittlich handeln; denn sittliche Thätigkeit ist eine 
Thätigkeit für den frei ergriffenen absoluten Zweck. Die moralische Per- 
son kann überhaupt keinen Zweck frei ergreifen , weil sie nur als dieser 
bestimmte Zweck, der ihren Begriff ausmacht, existiert und an ihn als an 
ihr Wesen gebunden bleibt. Sie weiss darum schlechterdings nichts von 
allen anderen Zwecken, höheren wie niederen, oder vom absoluten Zweck 
selber. Indem sie ihren Zweck verwirklicht, handelt sie ihm angemes- 
sen, also klug, und sucht nichts als ihren eigenen Nutzen. Sie kann 
nicht anders als durchaus eigennützig handeln , aber natürlich mit wohl- 
verstandenem Eigennutz. Der Zweck der moralischen Person ist einer des 
allgemeinen Wohles und Nutzens, und das ist er z. B. auch bei corpora- 
tiven Vereinen zu Zwecken des Vergnügens, die bis zu einem gewissen 
Grade entbehrlich scheinen könnten, aber doch auch etwas Förderndes von 
allgemeiner Gültigkeit enthalten. Aber indem die moralische Person für diesen 
Zweck handelt, handelt sie nur für sich selber und egoistisch, zum Theil 
mit ausschliessender Fremdheit gegen andere Zwecke, die auch solche des 
allgemeinen Wohles sind, aber sie in ihrer einseitigen Bestimmtheit nicht 
zu fördern vermögen. Darum stehen moralische Personen unter einander 
geradeso in einem herzlosen Verhältniss gegenseitiger Concurrenz wie die 
physischen Personen in der bürgerlichen Gesellschaft. 

c) Ein Unrecht dagegen kann offenbar die moralische Person nicht 
begehen. Das Statut nämlich einer moralischen Person, die unter einer 
Rechtsordnung steht , stimmt natürlich mit den Bedingungen dieser letzte- 
ren überein und fordert also , dass alle für die Kealisierung des Zwecks 
gewählten Mittel dem Rechte angemessen seien; solche Mittel sind auch 
allein zweckmässig, weil die Person, die sich zur Rechtsordnung in Wi- 
derspruch stellte, gar nicht existieren könnte. Nur ein rechtliches Han- 
deln ist also ein Handeln der Person ; was unrechtlich geschieht, kann nie- 
mals ihr zugeschrieben werden. Denn die Person kann nicht ihrem eige- 
nen Begriff widersprechen ; wenn sie aber etwas thäte , was ihrem Zweck 
imd Statut entgegengesetzt wäre, so wäre damit ihr Begriff aufgehoben. 
Ein nicht dem Statut entsprechendes Handeln ist also kein Handeln der Per- 
son, auch wenn es scheinbar in der legalen Form geschieht, nach welcher 
die WiUensäusserungen derselben geordnet sind. Was eine moralische Per- 
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son »nsserliAlb ihres Zweekes, neben ihrem Zwecke oder wider demselben 
thnt, ist ein Thnn der Vertretung, der Organe, die sieh dem Zwecke ge- 
genüber selbststSndig machen, nicht der Person selber. Dass man sich 
fOr ein Delict der rechtmXssigen Vertreter einer Corporation aas dem Ver- 
mögen derselben entschädigt, snr Strafe etwa die Corporation selbst auf- 
hebt oder ihre Secfate einschränkt n. dergl. , das geschieht nicht sowohl 
in der Form der strengen Qerechtigkeit, — denn dann könnte immer nur 
der Thiter selber in Ansprach genommen werden, — sondern es geschieht 
ans Zweckmissigkeitsgrfinden, am der insseren Ordnung willen. Vergi. 
o. ßavigny, Syst. Bd. II. S. 810 ff. 

d) Den wesentlichsten Unterschied aber der moralischen Person von der 
physischen bedingt der Umstand, dass jene, damit sie als Person zu vol- 
ler Wirklichkeit gelange, der Intelligenz und der Kraft Yon physischen 
Personen bedarf. Es ist also mit der moralischen Person ähnlich wie mit 
Unmündigen and Wahnsinnigen, die zwar als Personen anerkannt werden, 
denen aber die Handlungsfähigkeit zur Zeit fehlt und die deshalb dorch 
andere Personen vertreten werden. Vgl. «. Saviguy^ Syst. Bd. II. S. 282. 
Hauche staatliche Gemeindeordnungen erkennen so z. B. den Gemeinden 
aosdrücklich die Rechte der Minderjährigen zu. Die moralische Person 
handelt nur durch ihre Vertreter; f&r das, was diese im Namen jener Per- 
son, in vollem Verständniss ihres Auftrages und in den Grenzen ihrer Com- 
petenz thnn, sind sie nicht selber verantwortlich, dies wird vielmehr als 
ein Thun der vertretenen Person angesehen. Wie diese Vertretung der 
moralischen Person zu Stande konmit und in Function tritt, das gehört mit 
lu dem Begriffe der Person ; denn es ist die nächste und wichtigste Voraus- 
setzung für di« Existenz derselben und bildet naturgemäss einen Theil ihres 
Statuts. Wie die Persönlichkeit des Sclaven nur anerkannt wird, wo er 
seinen Herrn vertritt, so wird die Persönlichkeit der moralischen Per- 
son nur darin gefunden, dass dieselbe durch Menschen, die ihr dienen, 
vertreten wird. 

Den bezeichneten Charakter nun trägt alles, was man moralische Per- 
son nennen darf, so verschieden auch die Zwecke der einzelnen derartigen 
Personen, wie Gemeinden, Innungen, Stiftungen, Gesellschaften aller Art, 
sein mögen. Kfinstliche fingierte Personen des Privatrechts, die man bes- 
ser joaristische Personen nennt, sind solche Erscheinungen, denen die Rechte 
der moralischen Person ertheilt werden, ohne dass sie moralische Personen 
sind. Es findet hier also zu praktischen Zwecken die Annahme statt, sie 
hätten gewisse Eigenschaften, die sie nicht haben, z. B. einen von dem 
Interesse der Mitglieder unabhängigen Zweck. Nur so können Erwerbs- 
genosaenschaften , bei denen ein Vermögen der Genossenschaft von dem 
Vermögen der Mitglieder, ein dauernder und allgemein gültiger Zweck der 
Genossenschaft von dem Interesse der Mitglieder nicht streng geschieden 
ist, als juristische Personen angesehen und behandelt werden. Vgl. «. Otr- 
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ber, Ztschr. f. Cirilreeht u. Process. N. F. Bd. XIL 3. 205. Wenn man 
aber auf solche Erscheinungen die Theorie gründen will, als gebe es ge« 
wisse Genossenschaften, welche awischen der universitas und der commu- 
nio im römischen Sinne die Mitte hielten und mit beiden etwas gemein 
hatten, so ist das offenbar unbegründet und man muss der Ansicht v. Ger- 
b&r^t zustinmien, welcher erklärt (ebend. S. 210): „Ein Sechtsinstitut, wel- 
ches die Principien der universitas und der communio in sich vereinigt, 
ist überhaupt unmöglich. Beide Institute sind directe logisehe Gegensätze." 
5. In dem dargelegten Sinne nun ist auch der Staat eine Person, und 
das ist auch von den Lehrern des Staatsrechtes nicht verkannt worden. 
So sagt K. Schulze (Einleitung in das deutsche Staatsrecht. Neue Ausg. 
Leipz. 1867. S. 119): „Der Staat wird zwar von seinen Gliedern getragen 
und gebildet, ist aber ein von ihnen unterschiedenes Wesen, eine höhere 
Gesammtpersönlichkeit, eine moralische Person.'^ JS. A. Zctchariä (Deutsches 
Staats- und Bundesrecht. Bd. I. 2. Aufl. Götting. 1853. S. 38): „Der Staat 
besitzt Rechtsfähigkeit, aber an sich keine Handlungsfähigkeit. Er bedarf 
daher stets eines ihn vertretenden Oi^ans oder Stellvertreters, dessen Wille 
als der der moralischen Person — der Staatswille gedacht wird.^^ — Ist 
aber der Staat eine Person, so ist er offenbar den Corporationen gleich- 
artig, oder man kann ihn auch eine Stiftung nennen, in dem Sinne wie 
Schmitthenner (Grundlinien des allgemeinen oder idealen Staatsrechtes. 
Giessen 1845. S. 258) die „natürlichen Gemeinheiten als Stiftungen der 
Gottheit" bezeichnet. Mit Entschiedenheit erklärt sich dagegen als eine 

privatrechtliche Auffassung v. Gerber (ebd. S. 199) , der „die 

Idee, dass der Staat als politische Anstalt eine Corporation sei, völ- 
lig verwerflich" nennt. Es hängt mit dieser Meinung zusammen, dass 
V. Gerber, der (Grundzüge eines Systems des deutschen Staatsrechts. 2. Aufl. 
Leipz. 1869. S. 2. 216 ff. 219 ff.) sich doch gezwungen sieht, den „Aus- 
gangspunkt für die juristische Construction des Staates in dem eigenen Wil- 
lensvermögen, der eigenen Persönlichkeit des Staates" zu finden, zu einer 
klaren Bestimmung des Begriffs dieser Persönlichkeit sich den Weg verbaut 
und zwischen der Auffassung des Staates als Person und derjenigen als 
Organismus einen seltsamen Gegensatz statuiert. Wenn man wie v, Gerber 
einerseits in der Bekleidung eines Gemeinwesens mit der Persönlichkeit 
nur ein „allgemeines Mittel juristischer Construction" sieht, andererseits 
in der Persönlichkeit des Staates etwas „thatsächlich in der natürlichen An- 
lage des Staates Vorhandenes" findet, so ist das ein Widerspruch; von 
der Staatspersönlichkeit aber giebt es eine grundfalsche Vorstellung, wenn 
man sie auf das Volk als ihre Grundlage zurückführt, so dass „der Staat 
das Volk selber in seiner politischen Gestaltung darstelle." Mit vollem 
Hechte nennt Gierhe (Bechtsgesch. der deutsch. Genossensch. S. IX) „die 
Abtrennung einer nur durch das Privatrecht und für das Privatrecht be- 
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stehenden joristitehen Person einen Orondirrthnm der herrsdienden Cor- 
porationslehre." Vgl. Beader, Volksrecht und Jnristenredit. 1843. S. 173. 

„Der Staat ist den Gemeinden und Genossenschaften homogen.** (Cfierhe, 
ehd. S. 833.) Er ist von allen Corporationen die g^össte, — nur die Kirche 
kann mit ihm wetteifern. Aber freilich w&re es ein schwerer Irrthnm^ den 
Unterschied des Staates von andern Corporationen nur als einen quantita- 
tiven sn fassen. Denn „der Staat ist — (and nicht bloss „vielen Völ- 
kern'*) — weit mehr eine Anstalt als ein Verein.** {Oierhe^ ebd. 
S. 838.) Es ist femer zwischen dem Staate und allen andern Corporatio- 
nen, auch der Kirche, der durchgreifende qualitative Unterschied, dass 
der Staat eine souverKne Corporation und schlechthin die letzte Quelle 
alles Rechtes für alle anderen physischen und moralischen Personen ist, — 
denn ohne seinen Willen und seine Anerkennung gilt schlechterdings kein 
Becht, wie er auch in letzter Instanz alle Macht in sich vereinigt, um 
das Becht zu verwirklichen; — er selber aber ist schlechthin unabh&ngig 
und keinem Bechtsgesetz unterworfen, dabei mit der höchsten Macht aus- 
gestattet, gegen die jede andere Macht als die eines anderen Staates ver- 
schwindend klein ist. Diese seine Souveränetät macht allerdings den Staat 
zu einer von allen anderen Corporationen wesentlich verschiedenen beson- 
deren Art der Corporation. Aus dieser seiner Natur als einer souveriüien 
moralischen Person folgen alle unterscheidenden Eigenschaften des Staates 
in stricter Consequenz. (Gierke, ebd. S. 833.) 

Vor allem ist es wichtig festzuhalten, dass der Staat nicht das Volk 
und der Volkswille nicht der Staatswille ist. Das folgt aus dem Begriffe 
der Corporation. Treffend sagt v. Bavigny (Syst. Bd. II. S.' 283) : „Die 
Totalität der Mitglieder ist von der Corporation selbst ganz verschieden, 
und selbst wenn alle Einzelne ohne Ausnahme gemeinschaftlich handeln, 
so ist dieses nicht so anzusehen, als ob das ideale Wesen, welches wir 
die juristische Person nennen, gehandelt hätte.** Derselbe grosse Bechts- 
lehrer bemerkt auch, dass die Identificierung des Willens der Mitglieder der 
Corporation oder der Mehrheit dieser Mitglieder mit dem Willen der Cor- 
poration auf das politische Gebiet übertragen im wesentlichen die publi- 
cistische Lehre von der Volkssouveränetät ist (ebd. S. 332). — Der Staats- 
wille kommt vielmehr zur Erscheinung als der Wille des Souveräns, d. h. 
dessen, der im gegebenen Augenblick veifassungsmässig den Staat vertritt, 
vorausgesetzt natürlich, dass derselbe formell sich innerhalb der ihm durch 
die Verfassung, — d. i. den im Statut der Corporation zugleich mit den 
wesentlichen Mitteln der Ausführung formulierten Zweck derselben — zu- 
stehenden Competenz hält und materiell im Einklänge mit dem Inhalte 
des Staatszweckes steht. Die gesammten Functionen des Staates sind ein 
Ausfluss der im Staate herrschenden rechtlichen Ordnungen, die in ihrer 
Gesammtheit den Begriff dieses individuellen Staates selber ausmachen; 
denn der Staat ist gar nichts anderes als das Ganze dieser aus dem einen 
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Zweck des vollkommenen äusseren Gemeinlebens dieser Menschen auf 
diesem Gebiete anter diesen natürlichen und geschichtlichen Bedingungen 
sich ergebenden rechtlichen Institutionen. Die in Folge dieser Bechtsord- 
mm^ und in ihrem Sinne functionierenden Organe drücken den Staatswil- 
len als Vertreter der Corporation aus und vollziehen ihn, an oberster Stelle 
der Souver&n, — der in weniger vollkommener Ordnung nicht continuier- 
lieh vorhanden zu sein braucht, sondern z. B. auch existieren kann als 
ein jetzt und zu anderer Zeit wieder erfolgender Mehrheitsbeschluss eines 
CoUegiums oder einer Volksversammlung; — aus der Machtvollkommen- 
heit des Souveräns aber ist die jeder anderen Behörde oder beamteten Per- 
son abgeleitet. Nur so, durch eine rechtlich geordnete Vertretung, spricht 
sich der Wille des Staates aus. 

In jeder Beziehung die entgegengesetzte Meinung vertritt Frxcker (Die 
Persönlichkeit des Staates. Tübing. Zeitschr. f. Staatswsch. Bd. XXV.). 
Er meint : „Könnte man den Begriff des Privatvermögens denken ohne den 
Gedanken einer dazu berechtigten Person , so wäre das Bedürfniss , eine 
juristische Person zu schaffen, beseitigt." (S. 32.) „Die ganz richtige An- 
sicht, welche den Staat Person nennt, sofern er ein lebendiger begeiste- 
ter Organismus ist, wurde weiterhin dahin verkehrt, den Staat als Person 
dem Volke gegenüberzustellen, ihm eine Herrschaft zuzuschreiben, in der 
Staatsgewalt den Ausdruck dieser Herrschaft, den Willen jener Person zu 
erblicken, und den Regenten als juristischen Vertreter derselben aufzufas- 
sen." (S. 29.) „Wenn der Souverän den Staat vertritt, so vertritt grade 
so gut jedes andere Glied des Staates, sofern es als solches activ wird, 
den Staat. Selbst der Steuerzahler vertritt so den Staat, da er nur als 
staatliche Person Steuer zu zahlen hat. [!] . . Nicht der Vertreter der Staats- 
person ist der Souverän , sondern wie jedes andere Glied Vertreter des 
Staatsgedankens." — Es genügt, den Gegensatz der Auffassung angedeu- 
tet zu haben. Wir meinen, in diesen Aeusserungen JMchei'i zeigt sich 
eine für die Erkenntniss des Gegenstandes und für die politische Praxis 
gleich gefährliche Unklarheit der Begriffe. Die Widerlegung solcher Vor- 
stellungen glauben wir im Vorhergehenden geleistet zu haben. 

Die gefährlichste Folge solcher Unklarheit ist die, dass die Staatsper- 
sönlichkeit mit einer präsumierten Volkspersönlichkeit, der Staatswille mit 
einem sogenannten Volkswillen verwechselt wird. Beides aber ist von Grund 
aus verschieden. Ein Volk ist gar keine Person, sondern eine unbestimmte 
Vielheit von Personen, die gelebt haben, jetzt in allen Stadien der Be- 
wusstseins- und Willensreife leben oder noch leben werden. Hier ist also 
eine nur abstracto, ideelle Einheit, am allerwenigsten aber die Einheit einer 
Person oder eines Willens. Nur in bildlichem, übertragenem Sinne kann 
man von einer Volkspersönlichkeit sprechen. Der Ausdruck bedeutet in 
strenge Begriffe übersetzt nichts weiter als den hohen Grad von Gemein- 
samkeit in Empfinden, Vorstellen, Wollen, die zwischen den Gliedern 
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eines and desselben Volkes wahrgenommen wird und die so gross ist, 
dass sie gleichsam wie getragen von der Einheit eines Selbstbewnsst- 
seins erscheint , wie die Mannichfaltigkeit der geistigen Proeesse sonst SLuf 
dem Boden einer sich seitlich entwickelnden menschliehen Person sieh 
▼ollaieht. In der That aber ist all dies Empfinden, Vorstellen, ErÜEÜuren, 
Wollen ein Thon und Leiden einer unbestimmten Menge von einxelnen. 
menschlichen Personen, nicht aber einer neuen einheitlichen Person, welche 
ausserhalb aller dieser Einaelnen selbststftndig für sich existierte. Es ist 
darum auch der Mode gewordene Ausdruck „Völkerpsychologie^* nur die Be* 
Zeichnung für eine gans unhaltbare und verkehrte Vorstellung; denn es 
giebt keine Seele eines Volkes, also auch keine Wissenschaft von einer 
solchen Seele. Ein Unglück für die Wissenschaft ist es, dass man SLuf 
Metaphern Systeme zu bauen unternimmt , ohne sich in jedem Augenblick 
Bechenschaft abzulegen von dem in jener Metapher nur verhüllten Be- 
griffe. Was für eine Thätigkeit der Volksseele ausgegeben wird, ist viel- 
mehr die Wirksamkeit der Idee, welche sich die * gemeinsame Thätigkeit 
der Glieder eines Volkes unterwirft und dieselbe nach sich formt, auf 
Grundlage allerdings der gemeinsamen geistigen Anlage, die alle Indivi- 
duen eines Volkes von denen eines anderen unterscheidet und die man 
nur bildlich als eigenthümliche Anlage einer Volksseele bezeichnen kann. 

Eine Persönlichkeit über dem Volke giebt es nicht anders als in der 
Form des Staates, d. i. eines substantiell für sich existierenden bestimm- 
ten Zweckes. Der Staat freilich hat einen Willen, weil er, ein Zweck 
ist, dem sich Menschen als ausführende Organe in den Dienst begeben. 
Das Volk dagegen hat schlechterdings keinen Willen. Ein Wille aller im 
Volke wäre iomier doch nur ein Wille aller Individuen, aber nimmermehr 
ein Wille des Volkes. Aber nicht einmal zu einem solchen gemeinsamen 
Willen aller kann es jemals kommen. Denn zum Volke gehören auch 
die Kinder, die Unmündigen, die Verstorbenen, die Ungeborenen, solche 
welche noch keinen Willen oder keinen Willen mehr haben. Aber selbst 
wenn das Volk nur aus willensreifen Individuen bestände, so könnte es 
doch niemals zu einem gemeinsamen Willen aller kommen. Denn that- 
sächlich sind bei aller Gemeinsamkeit der Geistesart, durch die sich die 
Individuen des einen Volkes von deigenigen jedes anderen unterscheiden, 
die Interessen, die Meinungen und Begierden nach Alter, Geschlecht, 
Stand, Bildung innerhalb eines und desselben Volkes so verschieden, dass 
ein vollkommen übereinstimmender Wille nie zu Stande kommen kann. 
Man müsste sich also mit dem Willen einer mehr oder minder überwie- 
genden Mehrzahl begnügen ; dass aber dieser nur durch Fiction als Volks- 
wille angesehen werden kann, isi an sich selbst klar, sowie man nicht 
mit der Phrase sich begnügen will. 

Man kann von dem Willen des Volkes also nur in metaphorischer 
Weise reden. Deshalb muss in aller Weise verhütet werden, dass man 
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nicht den Steatswillen mit dem Yolkswillen verweehsele ; denn das würde 
inmier dahin führen, dass ein grösserer oder geringerer Haufe von Men- 
schen, die im gegebenen Angenblick von denselben Leidenschaften und 
Interessen bestimmt werden, ihren Willen für den StaatswiUen ausgeben 
und danach die Aetion des Staates an regeln unternehmen. Das aber ist 
der vollkommene Widersinn. Zwar kann es ünmerhin eine positive Be- 
stimmung des hier oder da gegebenen Staatsrechts sein, dass ein solcher 
einmüthiger Beschluss einer mehr 'oder minder willkürlich zusammenge- 
setsten Mehrheit von Individuen dafür angesehen werde, den Willen des 
Staates auszudrücken; es lässt sich auch nicht von vorn herein entschei- 
den, ob nicht unter diesen oder jenen gegebenen natürlichen oder geschicht- 
lichen Bedingungen eine solche Bestimmung zweckmässig, vernünftig oder 
gerecht sein könnte. Aber man muss sich vor allem hüten, dergleichen als 
ein durch die Natur oder durch die Vernunft gebotenes Ideal hinzustellen, 
was im Grunde der Natur des Staates fast noch mehr zuwider ist als die 
despotischen Verfassungen des Orients. Um die Wahnvorstellung von Volks- 
souveränetät , die nicht besser ist als der Glaube an Hexen oder an die 
Tischklopferei , gründlich zu bannen, dazu ist allein die Erkenntniss ge- 
eignet, dass der Staat eine moralische Person, eine Corporation und An- 
stalt zugleich ist. Daraus folg^ denn , dass der WiUe des Staates ausge- 
drückt ist in der geschriebenen oder ungeschriebenen Verfassung, der ge- 
sammten Rechtsordnung des Staates, dass er vertreten wird durch die 
rechtmässige Obrigkeit, die innerhalb ihrer regelmässigen Competenz in 
einem den Zwecken des Staates entsprechenden Sinne functioniert. Die ver- 
fassungsmässige „Volksvertretung' * freier Staaten aber ist nicht anzusehen, 
als ob sie dem Willen der Regierung gegenüber den Willen des Volkes 
verträte; vielmehr des Volkes Geistesart, Meinung und Gesinnung wird 
durch die Begierenden ebensowohl und gründlicher vertreten, falls das 
Volk nicht von Fremden unterjocht ist. Vielmehr die Volksvertretung ist 
nichts als ein Organ der Selbstverwaltung im weiteren Sinne, welches ein- 
gesetzt ist, weil es misslich ist, die Obrigkeit alle Räthe, die sie bei der 
Gesetzgebung und Controle der Regierungshandlungen gebraucht, selber 
ernennen zu lassen. Denn wie im freien Staate der Inhaber der Staats- 
gewalt einzelne Functionen derselben wie z. B. die richterliche regelmässig 
an bestinmite Organe abgiebt, damit willkürlicher Missbrauch der Staats- 
gewalt vermieden werde: so giebt derselbe auch das Recht, einen Theil 
seiner Bäthe, ohne die kein Gesetz gegeben werden kann, zu ernennen, 
an mehr oder minder umfassende Theile des Volkes ab, die in der Uebung 
dieser Function dann allerdings einen obrigkeitlichen Charakter tragen. 
Es erscheint nämlich räthlich, auf irgend eine Weise durch eine Wahl 
seitens der freien Bürger aus der gesanunten Kraft und Intelligenz des 
Volkes solche Räthe der Obrigkeit zur Seite zu stellen , die an der höch- 
sten Gewalt freilich keinen AntbeU haben , aber digenige Auffassung vom 
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ZweckmSssigeii and Gerechten vertreten, welche bei einer Mehrsahl von 
Bürgern vorhanden ist. Dieses Organ der Staatsgewalt ist von grosser 
Wichtigkeit, weil in einem freien Volke anf die Mitwirkung des freien 
Hannes an der Staatsthfttigkeit gesShlt wird, und weil allerdings die Stim- 
mnngen und Qesinnnngen der Menschen in diesem Organe zum Aasdmcke 
kommen. Aber ein schwerer Irrthom ist es , wenn sich dies Organ als 
ausschliesslichen Ausdruck des „Volkswillens** betrachten und daraus das 
Anrecht ableiten wollte den Staat su beherrschen oder an der Herrschaft 
theilzunehmen. Vielmehr ein Volkswllle existiert nicht; er k£me aber, 
auch wenn er existierte, nicht gegen den bleibenden Willen des Staates 
in Betracht; dieser aber ist die rechtliche Ordnung und Verfassung und 
wird jedesmal vertreten durch die rechtmässige Obrigkeit. Vgl. Oierie 
(Bechtsgsche. der deutsch. (}enossensch. S. 822 — 833) , welchem gegenüber 
indes su bemerken ist, dass der Inhaber der Staatsgewalt (der „Souverän'*) 
all e Qewalt in sich vereinigt und dass jede staatliehe Function aus seiner 
Gewalt abgeleitet, wenn auch von ihm an dauernde Organe übertragen 
ist, so auch die Ernennung der Abgeordneten, das richterliche Amt, die 
gesetzgebende und controlierende Thfttigkeit der Abgeordneten selber. Al- 
les was im Dienste des Staates geschieht , das geschieht im Namen und 
Auftrag des Souveräns. 

Zu S. 14 — 17. Macchiavelli. 

Zu der Literatur Über Macchiavelli vgl. B, v. Mohl, G^ch. n. 
Literatur der Staatswissenschaften. Erlang. 1858. Bd. III. 542—588. I>ie 
von uns dargelegte Auffassung steht am n&chsten derjenigen von IL JLeo 
(die Briefe des N. Macchiavelli an seine Freunde. Uebers. Berlin 1826). 
Anderwärts, insbesondere auch bei Germnus (Historische Schriften. Bd. I. 
S. 85 if.) wird allzusehr die nächste praktische Rücksicht auf die vorlie- 
genden politischen Verhältnisse, zu wenig dagegen die Absicht betont, die 
Macchiav. offenbar gehabt hat, eine ganz allgemein gültige Theorie der 
praktischen Begierungskunst zu geben. 

Zu S. 18. Ultramontanismus. 

üeber die politischen Lehren des Ultramontanismus und das 
Legitimitätsprincip vgl. Brockhaus^ das Legitimitätsprincip. Leipz. 
1868. S. 22. Ueber de Bonald, de Maistre, Malte-Brun ebd. 
S. 97 — 116. Noch heute ist nicht ohne Interesse •/'. G, Brederodn Re- 
praesentatio pacis generalis inter Orbis Christiani Reges Principes et 
Status, Pontificum et Sedis Romanae soUicitudine procuratae. 1608, wo 
nachgewiesen wird , dass der vom Papst betriebene Friede nur das Garn 
ist, um Fürsten und Volker zu fangen und alles dem römischen Stuhle 
unterwürfig zu machen ; besonders zeige sich dies an dem Benehmen Roms 
den Evangelischen gegenüber, die es besonders durch trügliche Friedens- 
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anerbietangen zu umgarnen trachte. — Die katholischen, dem ultramon- 
tanen System zuneigenden Schriftsteller mögen hier durch einige Anfüh- 
rungen vertreten sein. Walter j Naturrecht. §. 463. ,,Der Staat und seine 
Angehörigen üben sie (die Pflichten der Gerechtigkeit und des Wohlwollens 
gegen andere Staaten) um ihrer eigenen sittlichen Natur willen, also aus 
Gewissen, aus Pflicht gegen sich selbst und gegen den göttlichen Willen. 
Auf dieser Stufe ist das Völkerrecht eines Staates ein Stück seines Reli- 
gionsrechts und seiner öffentlichen Moral, die er übt, um sich nicht vor 
Gott eines sündhaften Unrechts schuldig zu machen." — Taparelli, Sag- 
gio teoretico di Dritto naturale. Roma 1855. Tom. II. p. 220 leitet ein 
Moralgesetz ab, welches für Souveräne gilt und sich so ausdrücken lässt: 
Eine staatliche Gemeinschaft soll auf der andern Wohlergehen bedacht sein 
und deshalb nichts weder selbst thun noch von den eignen ünterthanen 
verlangen, woraus sich für diejenigen der anderen ein Schade, eine Be- 
eintrScbtigung ihrer Rechte ergeben würde. Die Gemeinschaften sind 
einander wie die Individuen zu gegenseitiger Liebe verpflichtet. — p. 288 ff. 
setzt er auseinander, wie die internationale Gemeinschaft durch ein natür- 
liches Factum entstehen wird. Er nennt dieselbe eine Ethnarchie. Die- 
selbe hat eine oberste Behörde , ein oberstes Gesetzbuch. Nicht Jahrhun- 
derte mehr wird es dauern, bis ein universaler Bundesgerichtshof errich- 
tet wird, welcher das Recht und die Macht hat, die Ordnung unter den 
Völkern aufrecht zu erhalten. Der deutsche Bund ist der verheissungs- 
voUe Anfang solcher ethnarchischen Institutionen! (So wird le corps 
germanique gepriesen auch von Bousseau, Eztrait du projet de paiz per- 
p^t. de M. Tabb^ de St. Pierre. 1761). Das Beste kommt dann p. 324. 
Der Papst und die Cardinäle aus allen Nationen bilden naturgemäss die 
ethnarchische Oberbehörde und ihre Repräsentanten. — Ein älterer Ver- 
treter der katholischen Universalmonarchie mit dem Papst als Haupt 
und Vertheidiger ist Thomas OampaneUa (De Libris propriis, Paris 1642. 
p. 29). — Ganz ähnlich , wenn auch von verschiedenem Standpunkt aus, 
•^«9. Geyer, Ueber die neueste Gestaltung des Völkerrechts. Innsbruck 1866. 
S. 20. „Nun giebt es allerdings eine Reihe von internationalen Pflichten, 
welche den Charakter von Rechtspflichten an sich tragen. Ihr Inbegriff 
lässt sich zusammenfassen unter dem einen Gesichtspunkt, dass die Staa- 
ten die Verpflichtung haben, dem idealen Zustande des ewigen Friedens 
zuzustreben. — S. 23. Denn in der That: die Moral wendet sich mit ihren 
Vorschriften nicht bloss an den Einzelnen, sondern auch an die Verbin- 
dungen. — S. 24. Zur ethischen Organisation soll sich das Gemeinleben 
der Menschen emporschwingen. Darin liegt allerdings auch die Herstel- 
lung einer rechtlichen Gemeinschaft einbegriffen. . . Weiter vorschreitend 
nrass sie sich beleben lassen von der segenspendenden Wärme des echten 
Wohlwollens.'* — Enut Freiherr v. Moy de Sons, Grundlinien einer Philoso^ 
phie des Rechts auskathol. Standpunkte. Wien 1857. Bd. II. S. 12. „Die 
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Idee eines Weltgteates kann nur aaf dem durch die Kirche im Mittelalter an- 
gedeuteten Wege realisiert werden.** — 8. 809 wird dann die Herrlichkeit, 
wie der Papst der Schiedsrichter in einer allumfassenden respublica chri- 
stiana gewesen, des nSheren geschildert. — M. L, Bautam, Philosophie 
des Lois. Paris 1860. p. 101 ff. „Die Idee des Völkerrechts in ihrem 
▼ollen Sinne ist in Wahrheit durchaus christlieh. Erlösung und Taufe 
verbinden die Menschheit zu einer Familie; dies erst macht das Völ- 
kerrecht wirksam. Diese moralische Einheit bedarf einer Ckwalt, um 
sie geltend eu machen; aber eine physische Gewalt vermag das nicht; 
es braucht einer geistlichen Gewalt, die einig und universell ist, die 
alle Zeiten, alle Räume durchdringt, also der Kirche und des Papst- 
thums. Der Stellvertreter Christi lehrt mit höchster Autorität, was dem 
göttlichen Gesetse, was der Gerechtigkeit, den Hechten der Völker ge- 
mäss ist.** — Darin findet er dann einen rühmenswerthen Vorzug des 
Mittelalters. ^ Vgl. J, F. von SchvlUy Die Macht der röm. Päpste üb. 
Fürsten, Länder, Völker, Individuen. 8. Aufi. Prag 1871. S. 95 tL „Aus 
dem Staatskirchenrechte der Civiltä oattolica.** 

Die richtige Consequens ist auch von nicht ultramontanen Scluriftstel- 
lem gesogen worden. Vgl. J. Bchön^ Die Staatswissenschaft. 1840. 2. Aufl. 
S. 98. „Mittelst einer allgemeinen Kirche kann allein ein allgemeines Staa- 
tensystem in die Erscheinung treten.** S. 100. „Da der Hohepriester als 
Bewahrer des göttlichen Wortes allein im Stande ist , sich jenes Zutrauen 
SU erwerben , welches dem Staatenrichter su Theil werden musste , jene 
Unparteilichkeit zu bewahren, die weltlichen Machtliabem mangelt, jene 
Autorität zu erhalten, die richterlichen Aussprüchen nicht fehlen darf, so 
scheint die Hierarchie ebenso ein Postulat der höchsten menschliehen Ent- 
wicklung , wie wir es von der Theokratie behaupteten.** — P. J. B. Bu- 
ehez hegte vom Ziel der Weltgesdiichte die Vorstellung, dass alle Völker 
der Erde ein umfassendes Bündniss bilden würden, welches durch den 
Glauben aller an dasselbe sittliche und religiöse Gesetz des Christenthums 
Busammengehalten würde. Vgl. Bueheu, Trait^ de politique. Tome 1. Pa^ 
ris 1866. Notice sur Buchez par A, Ott, p. CXLII. — Ootutanün jPVvmto, 
Kritik aller Parteien. S. 212. „Die Friedensidee ist die dominierende Idee 
des Völkerrechts. Die Kirche als höchste Friedensanstalt ist also das 
höchste völkerrechtliche Institut.** S. 175 ff. „Wird das Völkerrecht so an- 
geschaut wie es dem Grotius vorschwebte, so beruht es auf der Idee eines 
die ganze Menschheit zeitlich und räumlich umfassenden Zusammenhangs 
durch die Gemeinschaft der Ueberzeugungen ... So führt das Völker- 
recht selbst zu der Forderung einer allgemeinen Kirche als einer lebendi- 
gen Gemeinschaft der Ueberzeugungen.** — W^ermann (Beiträge zum 
Staatsrecht. 1. Beitrag. Götting. 1844. Ueber die Natur des Staates) lehrt, 
es hätte dahin kommen können, dass die Welt ein wahrhaftiges Völker- 
recht kennen gelernt hätte, wenn es nämlich dem Papste gelungen wäre, 



StMtemHonil. )43 

sieh mit EfliBCt nnd Dauer eine politische Macht ftber die Staaten zn er- 
ringen. Allerding^s hätten dann die Staaten aufgehört, Staaten au sein. — 
Sehleiermacher, christliche Sitte (Werke. 3. Abthlg. Zur Philosophie. Bd. VII. 
S. 279). „Staaten sind moralische Personen und verhalten sich wie die Ein- 
zelnen , aber da sie keine Obrigkeit über sich haben , sondern alle nnr 
unter dem göttlichen Gesetze stehen, nicht wie die Einzelnen im Staate, 
sondern wie die Einzelnen in der Kirche.** (Wobei nur zu bedenken ist, 
dass die göttlichen Gesetze unmöglich eine Anforderung an den Willen 
einer moralischen Person bilden können , die ja auf die Realisierung ihres 
besonderen Zweckes beschränkt bleibt.) — Vgl. OhoLybeieuB^ System der 
speculat. Ethik. Bd. II. S. 366 ff. „Ueber die souveränen Staaten lässt 
sich nicht wieder ein souveräner Allerweltstaat setzen. Das hiesse, un- 
ter dem zweideutigen Namen eines ethischen Menschheitsorganismus ein 
Zwittergebilde von Staat und Kirche, eine staatliche Theokratie oder 
einen hierarchischen Priesterstaat in mittelalterlicher Unklarheit hinne- 
beln.« — J, FrÜbel, Politik. Bd. I. S. 328. „Darum ist der üniver- 
salstaat ein der Sittlichkeit schlechthin und unbedingt widerstrebender 
Gedanke, — nicht etwa ein Ideal, hinter dem die Wirklichkeit leider 
zurfickbleibt, sondern eine Missgeburt des Denkens — eine Verirrung des 
sittlichen Urtheils. Wenn die Menschheit eines universellen Organismus 
bedarf, so muss dieser ein idealer sein und gehört damit seiner äusse- 
ren Form nach der Kirche an, nicht aber dem Staate.** 

Zu S. 21. Staatenmoral. 

In der unglaublich gedankenleeren und phrasenreichen Schrift von 
E. Jouy, La morale appliqu^e ä la politique. Paris 1822, findet sich der 
hübsche Beweis: „Es giebt eine universelle Moral, welche in dem 
menschlichen Gewissen innewohnt; mithin leitet sie die Individuen und 
die Gesellschaften nach denselben Gesetzen !'* (S. XX) Moral ist ihm die 
Kunst gut zu leben (de bien vivre) (S. 1) und das Gewissen der mo- 
ralische Instinct der Selbsterhaltung; „man muss also gestehen, dass alle 
Moral auf der Selbstliebe gegründet ist!** (S. 3). „Man hat viel über ein 
angebliches Becht des Krieges, ein angebliches Recht der Eroberung ge- 
schrieben. Als ob Mord und Diebstahl irgend ein Becht begründen und 
jemab einen Bechtstitel abgeben könnten!'* (S. 160). -- W, Paley (Prin- 
ciples ofmoral and political philosophy. Vol. II. Book VI. Ghap. 12) findet 
den Unterschied der politischen und privaten Moral besonders in der Sehwie* 
rigkeit, dass die Folgen des politischen Handelns zuweilen die allgemeine 
Begel an Werth zu überbieten scheinen. Die Grösse des etwa sich erge- 
benden Uebels macht die Gültigkeit der moralischen Regel zweifelhaft. 
Aber mit Unrecht. Besser die eine Nation leidet, als dass durch Ver- 
tragsbrueh, der regelmässig wird, die ganze MensclAeit geschädigt wird, 
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weil nun das emiige Ifittel das Unglück des Krieges absnwenden der Welt 
fOr immer yerloren wire. 

Einen Beitrag sur Gasoistik der Staatenmoral liefert J, Stuart MäL, 
Diss. and disc. Vol. III. p. 164. Er wirft mit Besag auf Englands Stel- 
lung zum Projecte des Saezcanals die Frage auf, ob eine Nation den 
Grundsats hegen dürfe, dass etwas was für die Menschheit nützlich ist, 
ihr selber nachtheilig sein könne nnd sie demzufolge das Becht habe sel- 
bigem zu widerstehen ; und antwortet : ,,Das hiesse erklären, dass das In- 
teresse der Nation und das der Menschheit nnvereinbar seien nnd dass in- 
sofern die Nation der Feind der Menschheit ist.*' — Aber damit die 
Menschheit sei, müssen doch wohl zunächst Nationen sein; denn das Ab- 
stractum Menschheit existiert nur in der Form von Nationen. Mit den 
Nationen hörte auch die Menschheit auf. Jede Nation muss sich für un- 
entbehrlich halten oder sich als solche aufgeben; was ihr schadet, kann 
unmöglich der Menschheit nützlich sein — nämlich ihrer Ueberseugung 
nach , und bis das Gegentheil durch thatsächliche Gewalt demonstriert ist. 
Eine Nation kann sich nicht selbst wegwerfen. Vgl. E, ZeBer, Preuss. Jahrb. 
1866. S. 643 ff. Luden, Politik, S. 42. „Die Politik ist die einzige Moral 
des Staates. '< — Bluntschli, AUgem. Staatslehre. I. S. 3. „Das Becht ist 
eine Voraussetzung der Politik, freilich nicht die einzige.** — Dagegen 
B, V. Mohly Geschichte u. Literatur der Staatswissenschaften. Bd. III. S. 352. 
„Was einmal eine unbedingte Nothwendigkeit des Bechtes oder der Sitt- 
lichkeit ist, muss eingehalten werden, auch wenn durch die Verletzung 
des Gebotes ein grosser Gewinn gemacht werden könnte.** — H^ß/er, 
Völkerrecht, S. 7. „Eine sittlich correcte Politik kann niemals thun und 
billigen, was das Völkerrecht verwirft, und andererseits muss auch das 
Völkerrecht gelten lassen , was das Auge der Politik für den Selbstbestand 
eines Staates schlechterdings als nothwendig erkennt.** — (Damit ist denn 
nun freilich nur gesagt , dass die Politik das Zweckmässige und Nothwen- 
dige erstrebt und das Völkerrecht solches Streben anerkennen muss. Ge- 
wiss richtig ; aber dann muss man nicht von Becht und Sittlichkeit reden.) 
— BUmUchU, Das moderne Völkerrecht. S. 54- „Da sich kein Staat sei- 
ner Menschennatur entledigen kann, so darf er sich auch seiner Menschen- 
pflicht nicht entziehen.** (Der Staat kann sich der Menschennatur nicht 
entledigen, weil er sie nicht hat. Nur der Mensch hat Pflichten im eigent- 
lichen Sinne ; der Staat hat keine , sondern nur eine bestimmte seiner Na- 
tur entsprechende Wirkungsweise, die uns Beobachtung kennen lehrt. Der 
Staatsmann hat eine Pflicht, aber auch nur die, den eigennützigen 
Willen des Staates zu vollziehen.) 

Zu S. 22. Vom ewigen Frieden. 

Die vielberufene Ansicht Kant^» von Völkerrecht und ewigem Frie- 
den ist, wenn wir von dem was zu der theils ironischen, theils spie- 
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lenden Einkleidung der Schrift ,^am ewigen Frieden*' gehört, absehen, 
im wesentlichen folgende: 1) Staaten sind wie gesetslose Wilde von Natur 
in einem nicht- rechtlichen Znstande; nnd dieser Zustand ist ein Zustand 
des Krieges , wenngleich nicht wirklicher Krieg und immerwährende wirk- 
liche Befehdung , ein Zustand des Unrechts, aus welchem die Staaten aus- 
zugehen verbunden sind. (Rechtslehre. §. 54. Werke, ed. HartentUm. 
1867. Bd. VII , S. 162.) — Die gegenseitige Uhabhfingigkeit der Staaten 
ist eine brutale Freiheit (Zum ewigen Frieden. VI, 421. Idee su einer 
allgemeinen Geschichte. 7. Satz. IV, 150); der Krieg ist der Quell alle 
Uebel und Verderbniss der Sitten , der Zerstörer alles Guten , das grösste 
Hinderniss des Moralischen (Anthropologie. §. 85. VII, 598. — • IV, 152). ~ 
Gewöhnlich sieht Kant im Kriege nur die Wirkung der eiteln und gewalt- 
samen Erweiterungsabsichten der Staaten; doch bemerkt er auch: Der 
Krieg aber selbst bedarf keines besonderen Bewegungsgrundes, sondern 
scheint auf die menschliche Natur gepfropft zu sein , und sogar als etwas 
Edles (VI, 431). — 

2) Eben durch die Kriege, durch die Noth, die die Zurüstung zu 
denselben mitten im Frieden veranlasst, treibt die Natur zu Versuchen 
einen Volkerbund zu errichten, wo durch vereinigte Macht und Entschei- 
dung nach Gesetzen jeder Staat seine Sicherheit und Rechte erwarten 
könnte. Ein Zeichen, dass das Menschengeschlecht auf solchen Völker- 
bund in der That hinstrebt, ist die allgemeine Theilnehmung , die nahe 
an Enthusiasmus grenzt, für die französ. Revolution, d. h. vielmehr iür 
die Evolution einer naturrechtlichen Verfassung. Es liegt darin die An- 
erkennung des Rechts, dass ein Volk von anderen Mftchten nicht gehin- 
dert werden müsse, sich eine bürgerliche Verfassung zu geben, wie sie 
ihm selbst gut zu sein dünkt; zweitens die des Zwecks, dass diejenige 
Verfassung eines Volks allein an sich rechtlich und moralisch - gut sei, 
welche ihrer Natur nach so beschaffen ist , den Angrif&krieg nach Grund- 
sätzen zu meiden, welche keine andere als die republicanische Verfas- 
sung, wenigstens der Idee nach, sein kann. Der Republicanismus aber ist 
das Staatsprincip der Absonderung der ausführenden Gewalt (der Regierung) 
von der gesetzgebenden. Auch ein Monarch kann republicanisch regieren ; 
es ist sogar seine Pflicht es zu thun, nämlich das Volk nach Principien 
zu behandeln, die dem Geist der Freiheitsgesetze, wie ein Volk mit rei- 
fer Vernunft sie sich selber vorschreiben würde , gemäss sind , wenn er 
auch der Form nach autokratisch herrscht, nicht demokratisch, so dass 
das Volk um seine Einwilligung nicht befragt würde. — Die republica- 
nische Verfassung aber kann nicht loiegssüchtig sein. (Streit der Facul- 
täten. Abschn. 2, 6. VII, 898 ff. — IV, 150 ff.) Was guter Wille hätte 
thun sollen, aber nicht that, muss endlich die Ohnmacht bewirken, welche 
die Folge der Kriege, der Rüstungen und ihrer Kosten ist : dass ein jeder 
Staat in seinem Innern so organisiert werde, dass nicht das Staatsober- 
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hMipt, dem der Krieg eigentlich nichts kostet, sondern das Volk, deni 
er selbst kostet, die entscheidende Stimme habe, ob Krieg sein solle oder 
nicht Denn dieses wird es wohl bleiben lassen, ans blosser Vergrosse- 
ningsbegierde , oder nm vermeinter bloss wortlicher Beleidigimgen willen, 
sich in Ckfahr persönlicher Dürftigkeit, die das Oberhaupt nicht trifft, 
n versetsen (VI, Sil). 

8) Von dem Problem eines gesetimissigen äosseren Staatenverhält- 
nisses ist auch das Problem der Errichtung einer vollkommenen bürgerli- 
chen Verfiusnng abhingig. Es ist ein Völkerbund nothwendig nach 
der Idee eines ursprünglichen gesellschaftlichen Vertrages sum Schutz ge- 
gen iussere Angriffe ; diese Verbindung aber mnss keine souveräne Gewalt, 
wie in einer bürgerlichen Verfassung, sondern nur eine Genossenschaft 
(Föderalitit) enthalten, eine Verbindung, die au aller Zeit aufgekündigt 
werden kann, mithin von Zeit au Zeit erneuert werden muss. So ist ein 
weltbürgerlicher Zustand der öffentlichen Staatssicherheit herzustellen, der 
nicht ohne alle Gefahr sein darf, damit die Kräfte der Menschheit nicht 
einschlafen, aber doch auch nicht ohne ein Princip der Gleichheit ihrer 
wechselseitigen Wirkungen und Gegenwirkungen, damit sie einander nicht 
zerstören. Immerhin ist dies, wenn auch kein weltbürgerliches gemeines 
Wesen unter einem Oberhaupt, doch ein rechtlicher Zustand der Föde- 
ration nach einem gemeinschaftlich verabredeten Völkerrecht. (IV, 152. 
VII, 162. Theorie n. Praxis. 3. Bd. VI, S. 344.) An SteUe der positi- 
ven Idee einer Weltrepublik muss, wenn nicht alles verloren werden soll, 
das negative Surrogat eines den Krieg abwehrenden, bestehenden und sich 
immer weiter ausdehnenden Bundes den Strom der rechtscheuenden, feind- 
seligen Neigung aufhalten, doch mit beständiger G^ahr ihres Ausbruchs. 
(VI, 424.) 

4) Obschon die Absonderung vieler von einander unabhängiger Staaten 
an sich schon ein Zustand des Krieges ist, so ist doch selbst dieser besser 
als die Znsammenschmelzung in eine üniversalmonarchie, weil diese 
zu einem seelenlosen Despotismus und zur Anarchie führen müsste. Das 
Verlangen jedes Staates ist es, wo möglieh die ganze Welt zu beherr- 
schen; aber die Natur trennt die Völker durch die Verschiedenheit der 
Sprachen und Beligionen, und verbindet sie durch den wechselseitigen 
Eigennutz des Handelsgeistes , der den Kriegen wehrt. Jene Verschieden- 
heit führt zwar den Hang zum wechselseitigen Hasse und Vorwand zum 
Kriege bei sich, leitet aber doch bei anwachsender Cultur zum Einver- 
ständniss in einem Frieden, der nicht wie der Universal -Despotismus auf 
dem Kirchhofe der Freiheit, durch Schwächung aller Kräfte, sondern 
durch ihr Gleichgewicht im lebhaftesten Wetteifer derselben hervorge- 
bracht und gesichert wird. (VI, 434. — Belig. innerh. der Grenzen 
der blossen Vernunft. III. Stück 1. Abthlg. 7. Bd. VI. S. 221.) Der Zu- 
stand eines allgemeinen Friedens kann der Freiheit noch gefährlicher sein, 
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ab der des allgemeinen Krieges , indem er den schrecklichsten Despotis- 
mus herbeiführt; mit übergrossen Staaten ist es auch mehrmalen so ge- 
gangen. (VI, 344.) 

6) Der ewige Friede ist also eine unausführbare Idee, weil der 
Universalstaat nicht möglich ist. Die politischen Grundsätae aber, die zur 
continuierlichen Annäherung zu demselben dienen, sind nicht unausführ- 
bar, weil diese Annäherung eine auf der Pflicht, mithin auch auf dem 
Rechte der Menschen und Staaten gegründete Aufgabe ist. Die moralisch- 
praktische Vernunft in uns spricht ihr unwiderrufliches Veto aus: es soU 
kein Krieg sein; der ewige Friede ist das höchste politische Gut. (VII, 
168; 172.) Die Verwirklichung kann man mit nicht unangemessenem Aus^ 
druck von der Vorsehung erwarten. Denn die Entgegensetzung der Nei- 
gungen , aus welchen das Böse entspringt , untereinander verschafft der 
Vernunft ein freies Spiel , sie insgesammt zu unterjochen , und statt des 
Bösen , was sieh selbst zerstört , das Gute herrschend zu machen. Man 
muss auf die Natur der Dinge vertrauen, welche dahin zwingt, wohin 
man nicht gerne will , und auch auf die menschliche Natur , die nicht für 
so versunken im Bösen gehalten werden muss, dass nicht die moralisch- 
praktische Vernunft endlich über dasselbe siegen sollte. Das Bechtsprin- 
cip bestimmt, wie das Verhältniss unter Menschen und Staaten sein soll; 
die Erdengötter haben die Pflicht, in ihren Streitigkeiten jederzeit so zu 
verfahren, dass ein solcher allgemeiner Völkerstaat dadurch eingeleitet 
werde und ihn also als möglich (in praxi) und dass er sein kann anzu- 
nehmen. (VI, 346.) Die Erfahrung spricht uns alle Hoffnung ab, dass 
es je zu einem allgemeinen und machthabenden Völkerrecht kommen könne ; 
aber es ist eine Idee der Vernunft, die als praktisches regulatives Princip 
objective Bealit&t hat. (VI, 221.) Die Zukunft des ewigen Friedens Ifisst 
sich nicht theoretisch weissagen; aber Pflicht ist es, zu diesem nicht bloss 
chimärischen Zwecke hinzuarbeiten, und was Pflicht ist, das ist auch Auf- 
gabe der Politik. Denn objectiv (in der Theorie) giebt es keinen Streit 
zwischen Moral und Politik. Wenn es Pflicht , wenn zugleich gegründete 
Hoffiiung da ist, den Zustand eines öffentlichen Rechts, obgleich nur in 
einer in*s Unendliche fortschreitenden Annäherung wirklich zu machen, so 
ist der ewige Friede keine leere Idee , sondern eine Aufgabe , die nach 
und nach aufgelöst, ihrem Ziele beständig näher kommt. (VI, 446 ff.) — 

Kanii politische Einsicht entspricht nicht ganz der sonstigen Grösse 
des Mannes. Der Grund davon ist theils eine gewisse Verstinamung gegen 
die „Erdengötter* S die solche Abneigung freilich ganz wohl verdienen 
mochten; — doch schreibt KaoA deshalb bisweilen dem bösen Willen der 
Menschen zu, was er sonst selber auf die Natur der Staaten zurückführt; — 
theils beherrscht ihn die Vorstellung von einer naturrechtlichen Verfas- 
sung, die das an und für sich Gerechte verwirklichen sollte und der ge- 
genüber alle vorhandenen Verfassungen ungerecht wären. Zu den in un- 
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serer Zeit gewonnenen Resultaten für tiefere Erkenntniss des Wesens des 
Staates steht gerade der anhistorische Bationalismos Kanit im schneidend- 
sten Gegensatze. Philosophische Zeitgenossen von ihm, z. B. Chr. Chirvef 
haben auf diesem Gebiete ein unbefangeneres und gründlicheres Urtheil 
gehabt Den oben dargeleg^n Ansichten liegt hauptsächlich die Vorstel- 
lung zu Grunde, dass der Staatsmann als solcher noch andere sittliche 
Pflichten habe, als die, das Interesse des Staates zu vertreten; es zeigt 
sich femer eine allzugeringe Schätzung des Werthes der nationalen Beson- 
derheit und damit der vollkommenen Unabhängigkeit des dem nationalen 
(leiste entsprechenden Staatswesens. So fordert Kant Abschaffung der ste- 
henden Heere , des Landerwerbs durch einen Staat u. dergl. m. 

Den iTantischen Anschauungen zunächst steht SchdUng (System des 
transscendentalen Idealismus. 1800. Werke. Abthlg. I. Bd. III. S. 586 ff.). 
Auch er deduciert eine Föderation aller Staaten, die sich wechselseitig 
untereinander ihre Verfassung garantieren, als nothig zum sicheren Be- 
stehen auch nur einer einzelnen Staatsverfassung. Das giebt einen Staat 
der Staaten , einen Völkerareopag , welchem gegen jedes einzelne Staats- 
individuum die Blacht aller übrigen zu Gebote steht. „Wie nun eine sol- 
che Bechtsverfassung zu realisieren ist, ist schlechthin nicht zu begreifen, 
wenn nicht in eben jenem Spiel der Freiheit, dessen ganzer Verlauf die 
Geschichte ist, wiederum eine blinde Nothwendigkeit herrscht, welche zu 
der Freiheit objectiv das hinzubringt, was durch sie allein nie möglich 
gewesen wäre.** — üebrigens bleibt es nach Schwing bei der allmähli- 
chen Annäherung zu diesem Ziele, dessen endliche Erreichung weder aus 
Erfahrung geschlossen, noch auch theoretisch a priori bewiesen werden 
kann, sondern nur ein ewiger Glaubensartikel des wirkenden und handeln- 
den Menschen sein wird (S. 593). Vgl. v. Ehendahl, AUgem. Staatslehre, 
Neustadt a. d. Orla 1838. Tbl. II. S. 257 ff. , der den ewigen Frieden, die 
Herrschaft des Bechts bei allen Völkern des Erdbodens sowohl in ihren 
inneren als in ihren äusseren Verhältnissen , das höchste , unverrückbare 
Ziel der fortschreitenden Cultur der Menschheit nennt, selbst wenn es in 
der Wirklichkeit nie erreichbar sein sollte. Die Verwirklichung desselben 
in naher Zukunft zu erwarten sei lächerlich. Wäh. Traug, Erug (Gesamm. 
Sehr. Bd. IV. S. 73 ff.) dagegen meint : die Aufgabe , den ewigen Frieden 
herzustellen, für unauflöslich oder gar für ungereimt erklären, hiesse alle 
Ideen der Vernunft in das Land der Träume verweisen. J. F. Fries (Phi- 
losoph. Bechtslehre. Jena 1803) findet die Forderung, auf die Vernichtung 
des Krieges hinzuwirken, gar nicht idealischer, als die, eine gute Polizei- 
ordnung in einem Lande einzuführen. Diejenigen, welche diese Idee für 
unnütz halten, urtheilen ebenso, wie ein Lissaboner oder Bömer, welcher 
es flir unmöglich ansehen wollte, dem Meuchelmord, Diebstahl oder der 
Bettelei auf den Strassen einer grossen Stadt Einhalt zu thun. — K. 8. 
Zachariä (Janus. Leipz. 1802) hält nichts für unmöglich, was sich durch 
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freien Entschlnss realisieren lasst. Je weiter die Menscliheit fortschreitet, 
desto weiter muss das Ziel der Fortschritte gesteckt werden. 

Die Vorstellimg vom ewigen Frieden verwirft H, Luden, Politik. S. 64. 
,^Freilich, wenn Leben und Geniessen und Schlafen einerlei wfire! Ein 
ewiger Friede würde unserem Geschlecht ebenso heilsam sein, ab wenn 
der Sturm aus der Natur verschwände, Seen oder Sfimpfe aber blieben.** — 
Hegdy Philosophie des Hechts. (Werke, Bd. VIII. Berlin 1833.) §. 382 ff. 
S. 416. „Ewiger Friede wird häufig als ein Ideal gefordert, worauf die 
Menschheit zugehen müsse. . . Allein der Staat ist Individuum und in 
der Individualität ist die Negation wesentlich enthalten. . . Trota dem 
aber finden Kriege , wo sie in der Natur der Sache liegen. Statt ; die Saa- 
ten schiessen wieder auf, und das G^ede verstummt vor den ernsten Wie- 
derholungen der Geschichte.** — Vgl. Troxlery Philosoph. Bechtslehre. 
Zürich 1820. S. 55. 77. O. L. v. HdUer, Bestauration der Staatswissenschaft. 
Bd. III. S. 94. V. Martensj Einleit. in das positive VB. S. 27. „Beichstäge 
nnd Gerichte gewähren nicht ewigen Frieden, wo die Vollziehung Armeen 
erheischt.** ebd. S. VII ff. — Oppenheim, Syst. des VBs. 2. Ausg. S. 74. 
„Freilich hat Kant insofern völlig Becht, als der ewige Friede nur dann rea- 
lisiert werden könnte, wenn im Innern der Staaten schon aller Kampf und 
Zwiespalt aufgelöst wäre ; wenn die Menschen nicht bloss gleich berechtigt, 
sondern gleich weise und glücklich in gleichem Verhältnisse zu ihrem Vater- 
lande stünden, das jedem andern Staate an Macht gleich wäre : kurz, wenn 
die Idee an der Materie keinen spröden Stoff mehr umzugestalten fände, 
wenn die Weltgeschichte stille stünde!** — Gegen Bousseau viel Gutes bei 
(VeUenim EmbserJ, L'idolatrie de ce sifecle philosophique. Mannheim 1779. 
Widerspruchsvoll ist Sehmebsing, Systemat. Grundriss des VBs. 
§. 425. „Der ewige Friede ist nicht zu hoffen ; ein Tribunal , welches 
einen Weltfrieden wie den Landfrieden aufrecht erhielte, ist in der Wirk- 
lichkeit nicht möglich, im Ideal nicht zu wünschen.** (Vgl. Bd. I. S. 128.) 
— Dagegen heisst §. 560 der ewige Friede Postulat der Vernunft und 
höchstes Ideal, und §.5, §.7 denkt er an einen Bund der europ. 
Staaten der Zukunft mit einem Bundesgericht und einem Codex juris gen- 
tium. — Aehnlich v. HcJtzendorff, Politik, S. 227. „Für die praktische 
Politik ist der Machtzweck eine gebieterische Nothwendigkeit , so lange 
als ein Volk gegenüber einem anderen unberechtigte Forderungen erhebt 
und die Begriffe über das was Becht ist von den nationalen Vorstellungen 
soweit beherrscht werden, dass sich wesentliche Verschiedenheiten der Auf- 
fassung mit Nothwendigkeit ergeben müssen.** Dagegen S. 226: „Völ- 
lig unberechtigt wäre die Geringschätzung derer, welche sich darum 
bemühen, .... an die Stelle des- Krieges den ewigen Frieden treten zu 
lassen. Jede derartige Bestrebung ist gleich einem Lehramte gegenüber 
der ungebildeten Jugend, gleich einem Priesterthum gegenüber den Lei- 
denschaften der Menge.** (Als ob es zu billigen wäre, wenn man mit be- 
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wnsster Cnwahrheit das ünmSglidie für realisierbar, das Widersinnige for 
vernünftig aosgiebt!) — Auch Oierke (Beehtsgesehichte der deutsch. Go- 
Dossensoh. S. 843) ttberl&ut sich dem anklaren Traum: „Das Völkerrecht 
kennt bisher überhaupt die rechtliche Möglichkeit einer selbstständigen Ge- 
sammteinheit über souverftnen Staaten nicht. . . . Dabei ist freilich nickt 
Bu verkennen, dass sieh in unserem Jahriinndert auch hier die Anfinge 
einer Associationsbewegung (f) leigen, die in näherer oder fernerer Zukunft 
SU genossenschaftlicher Staaten- und Völkervereinignng und zuletzt zu 
einer organisierten, rechtlich als Gesammtpersönlichkeit anzuerkennenden 
Allgemeinheit über den Völkerindividuen fuhren wird.** 

Ueber die Vorschläge, die zur. Herstellung des ewigen Friedens ge- 
macht sind seit Heinrich IV. , vgl. H. O, TxscMmery üeber den Krieg. 
Leipz. 1815. S. 72 ff., der sie alle für widersinnig erklärt; H. Wutkemarm^ 
Der Krieg. Leiden 1870. S. 127 ff., der ihnen theilweisen Werth zuspricht. 
Zur Probe , wie sich das Phantasma vom ewigen Frieden in manchen Kö- 
pfen ausnimmt, führen wir folgende neuere Schriften an : Saiiorm» (Organen 
des vollkonun. Friedens. Zürich 1837) erwartet Hilfe nur von einem Vol- 
kerstaat, einer Organisation der Menschheit als einer allgemeinen staatU- 
ehen Formation, welche alle Erdbewohner in sich fasst und ein Weltbür- 
gerthum realisiert (S. 198 ff.). Dazu gehört denn nichts weiter als dn 
Völkertribnnal , gebildet aus erwählten Repräsentanten der Vereinig^ten, 
mehrere Gerichtshöfe niederer Instanz etwa nach der Zahl der fünf Erd- 
theile ; ein Völkergesetzbuch, welches dem Gewohnheitsrecht und dem Prä- 
judicium keinen Wirkungskreis mehr übrig lässt , ohne Controversen (!), 
mit ordentlichem Strafreoht und Process. Die Staaten dürfen natürlich 
nieht mehr souverän sein ; die Staaten wie sie jetzt sind müssten eingehen ; 
der Segen würde so gross sein, dass ein Abfall undenkbar, der reine Selbst- 
mord wäre. Die Verfassung ist die repräsentative Demokratie, ein Pa- 
piergeld ist einzuHlhren, das kein Metall repräsentierte, um die Nabel- 
schnur, mit der die Völker an der Erde hängen, abzureissen; der auslän- 
dische Handel kein Privathandel mehr, sondern von den Staaten als sol- 
chen zu betreiben. Die stehenden Heere müssen in allen Staaten aufge- 
hoben werden. Wenn die Staatsmänner dies nicht befolgen, so bewähren 
sie nur ihre politische Impotenz oder Verdorbenheit (S. 230—276, 297 — 
$01). -^ Die Schrift ist eine vom G^enfer Friedensverein gekrönte Preb- 
Schrift ! Aehnlich wie ßarioriu» denkt sich einen dauernden Gesellschafts- 
vertrag der Staaten FiiU^om , Der Sehlusssatz in Kants Schrift „zum ewi- 
gen Frieden**. Berlin 1858. 

Einigermassen besonnener erwartet WQUam Jay (War and peace. 
I^ew-York 1842) den Frieden von politischen Institutionen. (S. 78 ff.) 
S^ gut es Allianzen behufs des Krieges giebt , kann es auch Allianzen be- 
hufs des Friedens geben. Die Vereinigten Staaten Amerikas müssen das 
Beispiel geben. Zwischen ihnen und Frankreich giebt es keine streiten- 
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den Interessen; da könnte ein Vertrag geschlossen werden, dass entste« 
hende Streitigkeiten einem Schiedsgericht unterworfen werden sollen. An- 
dere Mächte konnten sich dann anschliessen. Dass der Vertrag gehalten 
werden würde , dafOr bürge das nationale Interesse und die öflfentliohe 
Meinung. Das Mittel die Sache durchzuführen , ist die freiwillige Verei- 
nigung; die Tribüne und die Presse müssten das Ihrige thun. Hätten sie 
doch schon die Abschafiung des Sclayenhandels durchgesetzt und die Mfis- 
sigkeitsvereine in Blüthe gebracht! — Es ist ein hübscher und originel- 
ler (bedanke, die Abschaffung des Kriegführens und des Schnapstrinkeni 
auf gleichem Fusse zu behandeln. 

Die Schrift: Patriotische Beiträge zum ewigen Frieden. Berlin 1800, 
schlägt nach dem Vorbilde Kants 6 Definitiv -Friedensartikel vor, deren 
Inhalt darauf hinausläuft , dass die Welt gemüthlich einrosten soll. 1) Je- 
der Fürst verbleibt in seinen Besitzungen und Prärogativen fUr sieh und 
seine Erben unveränderlich. 2) Jeder Staat entsagt dem Erwerbe neuer 
Besitzungen. 3) Die Staaten verpflichten sich durch einen Gorrealvertrag, 
den Besitzstand jedes andern zu schützen. 4) Alle Allianzen, speciellen 
Verbindungen, separaten Verträge cessieren. 5) Niemand mischt sich in 
die inneren Angelegenheiten eines anderen Landes. 6) Die Staaten, wel- 
che ausser Europa Besitzungen haben, dürfen in Europa keine Feindse- 
ligkeiten üben. — Der Verfasser hält das alles für leicht ausführbar. — 
Sehr skeptisch ist die hinterlassene Schrift von Ftrd, Florena Fleck j Der 
Krieg und der ewige Friede. Herausgeg. v. Schütz. Leipz. 1649. Ein 
Universalstaat sei allerdings unmöglich. S. 14. Eine höchste Obrigkeit 
als Schiedsrichterin zwischen Staaten würde das Ghrab individueller und 
nationaler Freiheit und Selbstentwicklung sein. S. 32. Immer hänge es 
vom guten Willen, also einem moralischen Moment, ab, ob ein obenter 
Gerichtshof in einem allgemeinen Völkerbunde Bestand hätte. S. 87. Dm 
Heil liege also in keiner Institution, sondern in der sittlichen Perfectlbi- 
lität des Menschengeschlechtes. — Damit wären wir denn auf das End« 
der Zeiten verwiesen, und bis dahin ist's vielleicht noch lange. 

Zu S. 32. Nationalhass. 

Ueber den Nationalhass vgl. Ferguiony Gkschiehte der bflrgerl* 
G^sellsch. Aus dem Englisch. Leipz. 1768. 1, 4. (S. 82): „titOi hör« 
die Bauern auf verschiedenen Seiten der Alpen, der Pyrenäen, des 
Rheines oder des Kanals ihren Vorurtheilen und nationalen Leidenschaften 
Luft machen: bei ihnen finden wir den Stoff zu Krieg und Streit liegen 
ohne Veranlassung der Begierung, und Funken bereit zur Flamme aufzu- 
lodern, welche der Staatsmann oft geneigt ist auszulöschen. Das Feuer 
wird nicht immer da entbrennen, wo seine politischen Erwägungen es lei- 
ten möchten, noch da innehalten, wo die Gemeinsamkeit des Interesses ^ 
eine Allianz begründet hat.** — W. Boscher, Grundlagen der Nationalöko- 
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nomie. (Syst. der Volkswirthsch. Bd. I. 4. Aufl. Stuttg. 1861. S. 178.) 
„Insgemein sehen bochcnltivierte Nationen die ersten AnfSlnge der Cnltor 
bei fremden Völkern mit einem günstigeren Auge an als deren spätere Fort- 
schritte, wodurch sie ihnen gleichkommen wollen, üebrigens ist die all- 
seitige Erfüllung der obigen Voraussetzungen (dass das Gkfühl des mensch- 
lichen Zusanmiengehörens stärker sei, als jenes der politischen, confessio- 
nellen u. s. w. Geschiedenheit ; dass Bechtssinn und Friedensliebe jeden ge- 
flhrlicben Funken der Herrschsucht und des kriegerischen Ehrgeizes gelöscht 
haben) etwas so unwahrscheinliches, die unpatriotische „Menschenliebe'^ 
so verdächtig, die Mehrzahl der Menschen so unföhig, sich ohne nationale 
Beschränktheiten ganz zu entwickeln: dass ich das völlige Verschwinden 
auch der unbegründeten Volkseifersncht nur mit Besorgniss wahrnehmen 
würde. Nichts hat die makedonische und römische Begierung mehr ge- 
fördert, als der Kosmopolitismus der späteren griechischen Philosophen.^* 

Zu S. 35. Der Naturstand zwischen Staaten. 

Itato, von den Gesetzen. Buch I. p. 625. E. ff. „Alle diese Einrich- 
tungen sind bei uns mit Bezug auf den Krieg getroffen, und alles hat der 
Gesetzgeber, wie mir scheint, mit Bücksicht darauf angeordnet . . . Dabei 
scheint er den Unverstand so vieler verurtheilt zu haben, die nicht einsehen, 
dass zwischen Staat und Staat immer und unausgesetzt der Krieg waltet . . . 
Denn was die meisten Menschen Friede nennen, das ist ein blosser Name ; 
in der That befinden sich alle Staaten naturgemäss immer 
und ohne besondere Ankündigung imZustande des Krieges 
gegeneinander. Die Meinung nun war, dass alles andere nichts werth 
wäre , weder Besitzthümer , noch Institutionen , wenn man nicht kriege- 
risch überlegen sei; gehe doch alles Gut des Besiegten in den Besitz des 
Siegers über.** — Spinoza^ Tract. Politic. cap. III. §. 13. „Zwei Staaten 

sind von Natur Feinde Wenn also ein Staat den andern mit 

Krieg überziehen und die äussersten Mittel anwenden will, ihn zu un- 
terwerfen : so darf er es mit Becht versuchen , weil csum Kriegführen sein 
Wille der hinreichende Gnmd ist. Betreffs des Friedens hingegen kann 
er nichts bestimmen ohne den zustimmenden Willen des anderen Staa- 
tes.** §. 14. „Dieser Vertrag bleibt so lange bestehen , wie der Grund, 
aus dem er eingegangen wurde, nämlich so lange die Furcht vor Nach- 
theil oder die Hoffnung auf Vortheil vorhanden ist; ist diese oder 
jene einem der beiden Staaten benommen , so hat er volle Freiheit der 
EntSchliessung , und das Band , welches die Staaten wechselseitig um- 
fasste, löst sich von selbst. Jeder hat also volles Becht den Vertrag 
aufzuheben, wann immer er will, und es lässt sich nicht behaupten, dass 
er hinterlistig oder treulos verfahre, weil diese Bedingung für beide Theile 
gleichmässig galt, und femer, weil niemand sich für die Zukunft bindet 
als für den Fall, dass die früheren Umstände fortdauern. — Aendern sich 
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diese I so &ndert sich die Lage des ganzen Staates ; es behält mithin jeder 
der vertragenden Staaten das Recht sich za schützen, jeder sucht deshalb so 
viel als möglich ohneForcht nnd unabhängig zu sein und das Wachsthumder 
Macht des andern zu hindern. Wenn ein Staat über Betrug klagt, so kann 
er nicht auf die Untreue des andern , sondern nur auf die ^eigene Dumm- 
heit schelten, nämlich dass er sein Heil einem andern anvertraut hat, der 
unabhängig und dem sein eigenes Wohl das höchste Gesetz ist.'* — Vgl. 
ebd. cap. II. §.11, cap. III. §. 7. „Es folgt mithin, dass diejenigen die 
grösste Unabhängigkeit geniessen , welche die grösste Einsicht haben und 
sich am meisten durch dieselbe leiten lassen.*' — cap. II. §.3. „Mit- 
hin hat jedes natürliche Wesen von Natur so viel Recht, 
als es Macht hat zu Existenz und Wirksamkeit." 

J, G. Fichte, Grundzüge des gegenwärtigen Zeitalters. (Sämmtl. 
Werke. VII. S. 165). ,^rieg ist nicht nur, wenn Krieg geführt wird, son- 
dern die allgemeine Unsicherheit aller vor allen und die daraus erfolgende im- 
merwährende Bereitschaft zum Kriege ist auch Krieg und hat für das Men- 
schengeschlecht fast dieselben Folgen, als der geführte Krieg.*' Beradbe, 
Ueber Macchiavelli. Nachgel. Werke. Bd. III. S. 422. „Vor jedem Irr- 
thum in der Beurtheilnng jenes gegenseitigen Verhältnisses der Staaten zu 
einander wird man völlig gesichert , wenn man . . . annimmt , dass jeder 
jede Gelegenheit ergreifen werde, um dem andern zu schaden, so oft er 
seinen eigenen Vortheil dabei zu ersehen glauben wird .... Es ist um 
so notfawendiger , dass , selbst ohne bei irgend einem die geringste Bös- 
artigkeit vorauszusetzen, zwischen Staaten es zu diesem Verhältnisse der 
fortdauernden Kriegslust kommen müsse, da zwischen ihnen niemals, so 
wie zwischen Bürgern eines geschlossenen und geordneten Staates, gewis- 
ses und ausgemachtes Becht stattfinden kann .... Ueberdies will jede Ka- 
tion das ihr eigenthümliche Gute so weit verbreiten, als sie irgend kann, 
und so viel an ihr liegt, das ganze Menschengeschlecht sich einverleiben, 
zufolge eines von Gott den Menschen eingepflanzten Triebes, auf welchem 
die Gemeinschaft der Völker, ihre gegenseitige Reibung an einander und 
ihre Fortbildung beruht. Da dieses nun alle wollen, so gerathen sie noth- 
wendig, und wenn sie auch alle durch reine und vollendete Geister re- 
giert würden, in Conflict. Wer nicht zunimmt, der nimmt, wenn andere 
zunehmen, ab. Es geht sehr wohl an, dass ein Privatmann sage: ich 
habe genug, und will nicht mehr .... Ein Staat, der fortgesetzt diese 
bescheidene Genügsamkeit übte , müsste entweder durch seine Lage sehr 
begünstigt , oder eine , wenig Reize habende , Beute sein , wenn er nicht 
bald auch um dasjenige kommen sollte, womit er sich bescheiden begnügte, 
und wenn sich nicht finden sollte, dass die Worte: ich will nichts weiter 
haben, eigentlich die Bedeutung gehabt hätten : ich will gar nichts haben, 
und will auch nicht existieren." — Ebd. S. 427. ,,An die allgemeinen Ge- 
setze der Moral ist der Fürst in seinem Privatleben gebunden, so wie 
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der Geringste seiner Unterthanen ; in dem Verhältnias zu seinem friedlicheii 

Volke ist er an das Oesets und an das Becht gebunden ; in seinem 

Verhftltniss aber su anderen Staaten giebt es weder Gesete noch Becbt, 
ausser dem Becht der (des ?) Stftrkeren und dieses Verhältniss legt die gött- 
lichen Mi^est&tsrechte des Schicksals und der Weltregierung, auf die Ver- 
antwortung des Ffirsten, nieder in seine Hfinde, und erhebt ihn über die 
Gebote der individuellen Moral in eine höhere sittliche Ordnung, deren 
materieller Inhalt enthalten ist in den Worten: Salus et decus populi su- 
prema lex esto.*' — Vgl. Sämmtliche Werke. Bd. VII. S. 211. 

Ebd., System der Bechtslehre. 1812. Nachgel. Werke. Bd. II. S. 647 ff. 
„Diese Erhaltung ist ihm (dem Staate) nun auf keine Weise garantiert als 
durch seine eig^e Uebermacht. Er muss darum, um seines theuersten 
Zweckes willen, dieselbe stets zu erreichen suchen, auf den Vorrath im- 
mer streben, um sich herum zu erobern und sich zu vergrössem: keine 
Gelegenheit, wo er es mit Sicherheit thun kann, ungenutzt vorfiberstrei- 
chen lassen .... Einen Angriff auf seine Selbstständigkeit muss jeder er- 
warten, sobald derselbe möglich sein wird; und wenn es heute nicht er- 
folgt, so geschieht das darum, weil sich der andere nicht stark genug 
fühlt. Es wird sodann besser sein, wenn er über die und die Ei-aft verfügt, 
als wenn sein Gegner es thut: er muss darum keine Zeit ungenutzt lassen, 
um sie sich anzueignen.*^ — S. 648. „Alle betrachten darum alle inunerfort 
als rechtlos . . . Wer nicht garantiert, hat in der That kein Becht. Nur 
die Garantie bringt den Bechtszustand zuwege. Wo diese nicht ist, da 
ist ein unaufhörlicher Krieg aller gegen alle, und das von Bechtswegen.'* 

Durch diese Darlegungen Fichte's vom Jahre 1807 und 1812 sind 
seine friiheren Aeusserungen über die Denkbarkeit des Völkerbundes und 
des ewigen Friedens (z. B. Sämmtliche Werke. III. S. 379—382, Natur- 
recht 1796. Bd. U. S. 2 74 ---2 75. Bestimmung des Menschen. 1800) von 
ihm selber corrigiert worden. 

£utte, die Kriegsfrage. S. 36. „Kein Staat kann direct für sich, in- 
direct für andere Staaten besser handeln , als wenn er sich mit grosster 
Strenge und Consequenz an die ihm von dem wohlverstandenen Egoismus 
seiner nothwendig kalten Volkspersönlichkeit dictierten Vorschriften hält.*' — 
Heinr, Luden, Handbuch der Staatsweisheit oder der Politik. S. 54 ff. „Der 
Staat kann seiner Natur nach weder Freunde haben , noch Freund sein, 
wiewohl Staaten wegen eines gemeinsamen Feindes als natürliche Freunde 
angesehen werden mögen oder auch wegen gegenseitiger Bedürfnisse. Freund- 
schaft findet nur statt, wo die Politik sie gebietet, und so lange sie ge- 
bietet.** S. 57. „Daher muss der Begent streben, seinen Staat übermäch- 
tig zu machen.** 

Gründlich und treffend bezeichnet Ohr. Garve (Philos. Anmerk. u. 
Abhandl. zu Cic's Büchern v. d. Pflichten, Breslau 1788. Ueber die Ver- 
bindung der Moral m. d. Politik. S. 2 ff.) die Unterschiede zwischen der 
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Lage der Begenten und der Privatpersonen. 1) Jene haben keinen Rich- 
ter über sich, 2) sie sind Depositarien einer fremden Macht, Gesch&fts- 
trager eines ansehnlichen Corporis. Es muss dämm 1) jeder für seine Si- 
cherheit selbst sorgen und ist auch allein Bichter darüber, was su seiner 
Sicherheit gehdrt; 2) er ist rechtlich nicht verpflichtet; d) für das Eigen- 
thum giebt es keine deutlichen und bestimmten Begeln. S. 8. An die Stelle 
der Gesetze tritt Verstand und Gewissen, Scharfblick und Muth. S. 14. 
Jeder sucht sich vor der immer drohenden Ungerechtigkeit anderer des ein- 
zigen Schutzes, der eignen üebermacht zu versichern, ist auf Schwächung 
seiner Rivalen bedacht und sucht in der Furcht die er einflösst den Schutz 
seiner Bechte. S. 43. Eingegangene Verpflichtungen sind hinfKllig, wenn 
die Erhaltung des Staates geföhrdet ist S. 63. Der etwaige Nutzen einer 
äusseren Gresetzmässigkeit kann den Schaden, dass eine Nation an der 
Beobachtung derselben zu Grunde geht, nicht aufwiegen. S. 73. Staaten 
können sich nicht sichern, ohne dass sie thätlich mitwirken, die Angele- 
genheiten anderer Staaten in die Form und Ordnung zu bringen, welche 
sie ihrem Staatsinteresse gemäss halten. 

Zu S. 40. Das Alter des Völkerrechts. 

Was die Ghriechen anbetrifft, so zeigt am besten Sehoemann (An- 
tiquitates juris publici Graecorum. 1838. p. 364 sqq.), dass sie ein Völ- 
kerrecht gekannt und geübt haben, imd zwar auch solches, welches 
durch ausdrückliche Verträge bestimmt war. Der Schutz des Völker- 
rechts beruhte auf Beligion und Gesittung der Menschen; es galt nicht 
bloss gegen Griechen, sondern auch gegen Barbaren* Ifan unterhandelte 
vor dem Krieg ; man suchte ein schiedsrichterliches ürtheil, man übte Be- 
pressalien. Der Krieg wurde angekündigt; die Person des Herolds war 
unverletzlich; es finden sich sogar Verabredungen über nicht zu gebrau- 
chende WaiTen. Wer um Pardon bat, wurde nicht getödtet; Gefangene 
wurden ausgewechselt, zuweilen für verabredete oder herkömmliche Sum- 
men ausgelöst ; der Sclav gewordene KriegsgefJRngene wurde nur nach an den 
früheren Herrn gemachter Mittheilung verkauft. Getödtete Feinde durften 
nicht verstümmelt, das Begräbniss nicht versagt werden. Zum Begraben der 
Todten wurde Waffenruhe gewährt Siegesdenkmäler durften nicht umge- 
stürzt, Heiligthümer in Feindesland nicht geschädigt werden ; zu religiösen 
Festen wurde Waffenstillstand nicht versagt ; die zu solcher Feier wander- 
ten , passierten frei. — Es wurden Verträge geschlossen, beschworen , auf 
Erz und Stein verzeichnet. — Zwischen Privaten und auch zwischen Staa- 
ten herrschte Gastrecht; der Gerichtsgang für Fremde gegen Bürger wurde 
vertragsmässig geordnet. Fremde durften sich unter dem Schutze eines 
Bürgers als ihres Patrons niederlassen und erlangten sogar zuweilen das 
Bürgerrecht. — Heilige Staatenbündnisse, die Amphiktyonien hatten so- 
gar , wenigstens der Theorie nach , ein richterliches Amt zum Schutze des 
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Völkerrechts, und das Ansehen des delphischen Orakels blieb nicht ohne 
Folge auch für die YerhiQtnisse der griechischen Staaten zu einander. — 
An die Vielgestaltigkeit föderativer Verhältnisse unter griechischen Staa- 
ten braucht nur erinnert su werden. — Kurz, man sieht, alle wesentlichen 
und echten Theile des Völkerrechts und sogar einige Aasschreitungen des- 
selben waren bei den Griechen angelegt , und wenn die heutige europäische 
Menschheit weiter gekommen ist , so liegt das nicht sowohl an dem Fort- 
schritte der Theorie, als vielmehr an den unendlich gesteigerten Bedürf- 
nissen wegen der unendlich grösseren Mannichfaltigkeit des Verkehrs. 

MiäUr- Jochmus (Gesch. des Völkerrechts im Alterth. Leipz. 1848) hat 
das Völkerrecht des Orients: der Chinesen, Juden, Inder, Perser, sowie 
das der Griechen und BÖmer nebst dem der Muhamedaner dargestellt und 
dem Völkerseerecht des Alterthums eine besondere Darstellung gewidmet. 
Man vergl. dazu das weitschichtige und gelehrte Werk von Laurent, Hi- 
stoire du Droit des €kns. 2. ^d. Bruxelles 1861 ff., das nur mit zu vielem 
dem Völkerrecht zunächst fremdartigen Stoffe beladen ist, und dessen 
Bd. 1 — 3 den Orient, Griechenland und Bom umfassen. Man wird nach 
diesen Darstellungen sich der Erkenntniss nicht entziehen können, dass 
dort eigentliches praktisches Völkerrecht vorliegt, in demselben Sinne, wie 
bei uns ein solches vorhanden ist, aber allerdings ohne die bei uns übliche 
völkerrechtliche Theorie , die nicht unbedingt als ein Vorzug angesehen 
werden kann. — Vgl. Mißler- Jochmus, S. 21 ff. „Es giebt keinen Staat 
ohne Völkerrecht, selbst in der rohesten Barbarei finden sich Spuren da- 
von.'* — Montesquieu, Esprit des lois. Liv. I. chap. 3. „Alle Kationen 
haben ein Völkerrecht, selbst die Irokesen, die ihre Gefangenen verzeh- 
ren. Sie schicken und empfangen Gesandtschaften; sie kennen Rechte in 
Krieg und Frieden: das Uebel ist nur, dass dieses Völkerrecht sich nicht 
auf die rechten Grundsätze gründet/' — In der That ist das Völkerrecht 
des Alterthums ganz in demselben Sinne „Becht" wie das heutige. Die 
wichtigsten Institute sind so alt wie die Menschheit; ihre weitere Ausbil- 
dung geht durch die ganze Geschichte, und die Zeit vom 17. Jahrhundert 
bis heute hat nur im Einzelnen ausgebaut und weitergeführt. Die schon 
früher vorhandenen Verhältnisse zwischen den Staaten waren allerdings 
durch den alten Brauch leidlich geordnet; (vgl. K, Th. Pätter, Beiträge 
zur Voelkerr. -Gesch. und Wissensch. Leipzig 1843.) die neu hinzugekom- 
menen, die noch erst zu ordnen waren, sind nicht eben so zahlreich. Die 
offenen Fragen sind grösstentheils offen geblieben. Die Prätentionen des 
Völkerrechts haben in höherem Maasse zugenonmien als seine praktische 
Bedeutung. Indes fehlt es an wesentlichen Fortschritten nicht; wir nen- 
nen statt vieler nur die Einführung stehender Gesandtschaften, die Ausbil- 
dung der Keutralität, des Seerechts, des Freihandels, der Freizügigkeit, 
des gesammten internationalen Privatrechts, die allgemein anerkannten 
Grundsätze der Kriegsmaaier. 
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Zu S. 47. Geltung des Völkerrechts. 

Durchaus treffend bezeichnet Q. F, Martens Geltungsbereich und 
Werth des Völkerrechts. (Versuch über die Existenz eines positiv, europ. 
Völkerrechts. Götting. 1787. S. 9.) „Freilich wenn das Völkerrecht 
sich bloss mit solchen Gegenständen beschäftigte, bei denen es auf 
das Schicksal ganzer Länder und Provinzen , auf die Succession in gros- 
sen Reichen u. s. f. ankäme , so möchte man es immer zugeben^ dass alle 
Demonstrationen von Becht und Unrecht in den mehrsten Fällen der Po- 
litik und dem mächtigen Einfluss des gegenwärtigen Interesses weichen 
müssen . . . Allein wie unendlich viel mehr Fälle giebt es nicht, in wel- 
chen ein minder erhebliches Interesse zu Grunde liegt und die deswegen 
keineswegs zu den unwichtigen gehören, in welchen eigner Vortheil, Furcht 
vor beschwerlichen Retorsionen , vor lästigen Misshelligkeiten der Höfe, 
und der Wunsch in den Augen der andern Nationen als eine civilisierte, 
rechtliebende Nation zu erscheinen, die sorgfältige Beobachtung und sogar 
die künftige Dauer selbst solcher Gewohnheitsrechte sichert, die eine Na- 
tion, wenn sie wollte, einseitig aufheben könnte; wie viel vermag bei min- 
der wichtigen Punkten nicht schon der Einfluss der Gewohnheit selbst, die 
ihre Gewalt über Fürsten wie über Privatpersonen erstreckt, und oft kaum 
noch zweifeln lässt, ob man das anders thun könnte, was man hundert- 
mal auf dieselbe Weise bisher unternahm.'^ — Auch Montesquieu* s bekann- 
tes Wort (Esprit des lois. Liv. I. chap. 3.) giebt dem Völkerrecht nur so 
viel wie ihm gebührt: „Das Völkerrecht beruht von Natur auf dem Grund- 
satze , dass die verschiedenen Nationen sich im Frieden so viel gutes und 
im Kriege so wenig übles zufügen, als unbeschadet ihrer wahr- 
haften Interessen möglich isf 

Zu S. 49. Rechtscharakter des Völkerrechts. 

V. Samgny, der das Völkerrecht, freilich mit Unrecht, aus dem Rechts- 
gefühl der Völker, statt aus dem Interesse der Staaten ableitet, spricht dem 
Völkerrecht wenigstens den Charakter des strengen Rechts ab. System 
des heutigen römischen Rechts. Bd. I. S. 33. „Ebenso können mehrere 
unabhängige Staaten das, was einem jeden als Recht innewohnt, auf ihr 
gegenseitiges Verhältniss willkürlich anwenden, so weit es dahin passt und 
soweit sie es vortheilhaft finden : allein auf diesem Wege entsteht noch kein 
Recht Indes kann auch unter verschiedenen Völkern eine ähnliche Ge- 
meinschaft des Rechtsbewusstseins entstehen , wie sie in einem Volke das 
positive Recht erzeugt Die Grundlage dieser geistigen Gemeinschaft wird 
theils in einer Stammesverwandtschaft bestehen « theils und vorzüglich in 
gemeinsamen religiösen Ueberzeugungen. Darauf gründet sich das Völker- 
recht .... Auch dieses dürfen wir als positives Recht betrachten, jedoch 
aus zwei Gründen nur als eine unvollendete Rechtsbildung : erstlich wegep 
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der UnvoUstfindigkeit eines irgend sichern Inhalts, und zweitens, weil ihm 
diejenige reale Grundlage fehlt , die dem Becht der einzelnen Glieder des- 
selben Volks in der Staatsgewalt , und namentlich in dem Riehteramt, ge- 
geben ist. Indes führt die fortschreitende sittliche Bildung, wie sie das 
Christenthnm begründet, jedes Volk dahin, ein Analogen jenes positiven 
Bechts selbst auf solche völlig fremde Völker anzuwenden , von welchen 
diese Gesinnung nicht getheilt und dieses Verfahren nicht . erwiedert wird. 
Eine solche Anwendung aber hat einen rein sittlichen Charakter und nicht 
die Katur eines positiven Sechts.^^ — Auch HäUchner (Eberty's Zeitschrift 
Ar volksthüml. Becht. 1844. S. 60) hält für die letzte und einzige Quelle 
des Völkerrechts das gemeinsame Bechtsbewusstsein der Völker; das Völ- 
kerrecht sei wesentlich Gewohnheitsrecht. Die europäische Pentarchie (ibid. 
8. 63) sei das völkerrechtliche Beichskanmiergericht, und gut sei es, wenn 
unsere Oberappellationsgerichte, Obertribunale und wie sie sonst heissen mö- 
gen, nicht mehr ungerechte ürtheile fällten, als dieser oberste Gerichtshof 
des Staatensystems ! — Vgl. auch Hegel (Bechtsphilosophie. §. 339.)- r,Son8t 
beruht das gegenseitige Verhalten im Kriege (z. B. dass Gefangene gemacht 
werden) und was im Frieden ein Staat den Angehörigen eines andern an 
Bechten für den Privatverkehr einräumt, u. s. f., vornehmlich auf den Sit- 
ten der Nationen, als der Innern unter allen Verhältnissen sich erhalten- 
den Allgemeinheit des Betragens.^' • — ^Die europäischen Nationen bilden 
^ne Familie nach dem allgemeinen Principe ihrer Gesetzgebung, ihrer Sit- 
ten, ihrer Bildung und so modificlert sich hiemach das völkerrechtliche Be- 
tragen in einem Zustande , wo sonst das gegenseitige Zufügen von Uebeln 
das Herrschende ist.*' — In der That werden dadurch die völkerrechtlichen 
Institutionen nicht begriffen, sondern durch ihren Nutzen und ihre Noth- 
wendigkeit. Vgl. Hegd, ebd. §. 338. — R. Wüdmany Instit. of intemat 
\xw. Vol. I. London 1849. p. 1—37. 

Den Bechtscharakter des Völkerrechts bestreiten: WUhelm Butte, die 
Kriegsfrage. 1831. S. 19. 7,Das Völkerrecht ist ein blosses Analogen des 
Bechts, und der häufige Wunsch, dass dem nicht also sein möge, gehört unter 
die grosse Zahl sogenannter frommer Wünsche, welche näher erwogen keinen 
rechten Sinn haben.** — E, Ac6Ua$, Cours eMmentaire de Droit. Paxis 1869. 
Tome I. Introduetion p. VII. „Das Völkerrecht ist eine Völkermoral und 
nicht ein Becht ; es mangelt ihm- das eigenthümliche und charakteristische 
Zeichen des Bechts, die Sicherung durch den Process.** — So erklärt auch 
VcUgraff, Systeme der praktischen Politik. Bd. IV. S. 108, das Völkerrecht 
sei nicht eigentliches Becht, weil es über Staaten keine Justizgewalt gebe. 
Aus älterer Zeit ist au vergleichen: Atdon Boetgers, Dissertatio qua de- 
monstratur jus gentium non dari. (Boetgersii Demonstrationes. 1717. Vol I.) 
lib. 2. cap. 4. %. 7. Es gebe keinen Oberh^m über die Staaten und keinen 
Zwang ; Völkerrecht sei also weder positives, noch Gkwohnheits- oder Ver- 
ftragsreefat, sondern blosses „Naturrecht**. — Eine Art von gerechtem Un- 
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^llen zeigt PueTUa, Gewohnheitsrecht Erlangen 1828. Bd. I. S. 142. ^,Frei- 
lieh ist in der neueren Welt vielfach die Bede gewesen und noch die Bede 
von einem Becht, welches durch keine Verfassung, durch keine Staatsgewalt 
geschützt, sondern dessen Bealisierung dem Grerathewohl, der Ueberlegen- 
heit der Kr&fte, der natürlichen Gewalt anheimgegeben ist. Aus diesem 
letzteren ergiebt sich , was ich meine : nämlich nicht das Naturrecht y auf 
welches das gesagte zum Theil allerdings auch passen würde, sondern das 
Völkerrecht. Man sollte endlieh einmal aufhören, — wenigstens die Ju- 
risten sollten es thun, von denen zu vermuthen steht, dass sie den Aus- 
druck Becht in seinem eigentlichen Sinne gebrauchen — man sollte auf- 
hören, das Becht dadurch zu entweihen, dass man SStze mit seinem Na- 
men belegt, für welche sich noch keine rechtliche Form der Geltendma- 
chung gefunden hat, man sollte von einer Völker- oder Staatenmoral, nicht 
von einem Völkerrecht sprechen." 

Hemr. ßäter, Encyclop&die. Bd. III. S. 561. „Seines eigenen Urtheils 
kann sich kein urtheilsf&higer Staat begeben; in Sachen, welche ihn und 
s^ne. Verhältnisse nach innen und aussen betreffen , muss er vielmehr ein 
besseres Urtheil sich zutrauen als den Fremden ; seine Autonomie kann er 
nicht aufgeben; kein höherer Bichter steht über ihnen." — ebd. S. 558. 
„Doch nur nach Analogie mit dem nationalen Bechte bildet sich das Völ- 
kerrecht aus ; dasselbe Ansehen und dieselbe Macht wie jenes kann es nicht 
gewinnen ; denn es giebt für dasselbe weder Gesetzgeber noch Bichter und 
die Ausführung seiner Urtheile kann nur durch Krieg oder Kriegsdrohung 
erzwungen werden. Daher kann das Völkerrecht den Krieg nicht besei- 
tigen." -^ Mit mehr Pathos als gesundem Verstände sagt H. O, v, Gagem, 
Critik des Völkerrechts. Leipzig 1840. S. 2. „Wer das Völkerrecht an 
sich bezweifelt, befeindet, verletzt: entkleidet sich der Menschlichkeit. 
Denn es ist eben Billigkeit, Sittlichkeit, Gerechtigkeit, Tugend in ihren 
höchsten Dimensionen — auf dieser Erde, die wir kennen." — Weit mehr 
den Thatsachen entspricht, was Friedrich der Grosse sagt: Oeuvres 
tome IX. p. 82. ,,Da das Völkerrecht der zwingenden Gewalt entbehrt, 
um ihm Gehorsam zu verschaffen, so ist es nur ein leeres Phantom, mit 
welchem die Souveräne in ihren Berichten und Erklärungen selbst dann 
prunken, wenn sie es verletzen." — Friedrich's des Grossen Widerspruch 
gegen Macchiavelli's Doctrinen beruht darauf, das Friedrich das Privat- 
interesse des Fürsten deutlicher vom Interesse des Staates trennt und lehrt, 
dass jenes diesem zu weichen habe, und zweitens darauf, dass er nachweist, 
wie eine aller Bücksichten auf Ehre und Treue entbehrende Politik nicht 
einmal vortheilhaft sei und auf die Dauer ihr eigenes Werk zerstöre. Indes 
bei Friedrich ist nicht volle Klarheit und manches, was er verurtheilt, hart 
er als König in praktbcher Uebung seiner Pflicht selber ausüben müssen. — 
J^ V. Hddy Grundzüge des Allg. Staatsrechts. Leipz. 1868. S. 25; 42; 276. 
setzt auseinander, dass eine gerichtliehe Bechtsverfolgung und Streitentschei- 
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dnng swiMhen Staaten nicbt iiiir gegenwirtig noch feblt, sondern ancli bei al- 
ler denkbaren VenroUkommnnng des VSlkerrecbts und seiner Einricbtnn- 
gen immer fehlen mass, weil nach dem Begriffe der SoaTertnetSt es immer 
Sache des betreffenden Staates sein wird, ob er sich dem Völkerrechte unter- 
werfen kann und will oder nicht, und weil das entscheidende Motiv bei seiner 
Handlungsweise nie das Interesse anderer Staaten oder Staatsgoneinschaften, 
sondern nnr das eigne Interesse sein kann, dass deshalb jeder Staat aber 
dasjenige, was mit seiner Selbsterhaltnng vertrSglich ist, rechtlich allein 
endgfiltig entscheiden kann. -> Ders. in Aeffidi's Ztschr. I. S. 456 ff. 

Wkeaton, Histoire des progr^ du droit des gens. 3. ^ Tome II. 
Leips. 1853. S. 370: „Es kann kein Recht im eigentlichen Sinne geben, 
wo kein G^esets ist; und es giebt kein Gesetz, wo keine Obrigkeit vor- 
handen ist. Zwischen Kationen giebt es nnr eine moralische Verpflich- 
tung, welche ans der üeberlegnng entspring^, dass ein gewisses Benehmen 
in ihren gegenseitigen Beziehungen am wirksamsten zum allgemeinen Wohl 
beitrigt Nur metaphorisch kann man das Völkerrecht ein Gksetz nennen. 
Gesetse im eigentlichen Sinne sind von einer Obrigkeit erlassene Befehle, 
denen zur Sicherung die eventuelle Zufugnng eines Uebels beigegeben 
ist. . . Segeln fßr das Handeln , welche durch die Meinung der Menschen 
auferlegt sind, heissen Gesetze nur durch eine Erweiterung des Ausdrucks 
im Sinne der Analogie; dies ist der Fall mit dem internationalen Gesetze." 
— Ebenso Aiittm, Province of jurisprudence determined. Lond. 1832. 
p. 147 ff. , 207 ff. — Sehr gut bestimmt K. Tk. PBUer, Beiträge zur Völ- 
kerrechts-Geschichte u. Wissensch. Leipz. 1843. S. 9. das Völkerrecht als 
den allgemeinen vernünftigen Staatswillen in den gegenseitigen Verhältnis- 
sen der souveränen Völker. Ob dieses Gesetz ein Völkerrecht heissen 
könne , scheint ihm zweifelhaft ; dennoch spricht er ihm eine Art von 
rechtlichem Charakter zu , weil doch der Staatswille sieh dem Rechte und 
Gesetze gemäss bestimme und der Krieg ein völkerrechtliches wirkliches 
Rechtsmittel sei, (was er offenbar nicht ist). — ^. Saa^dd, Grundriss 
dnes Systems des europ. Völkerrechts. Götting. 1809. Vorrede S. V. „Al- 
lerdings haben wir kein Völkerrecht in dem Sinne wie wir von einem 
Civilrechte , einem Oriminalrechte u. s. w. sprechen. Dem Völkerrechte 
fehlt ein nothwendiges Requisit eines jeden Rechts, — der oberste Rich- 
ter. Ein Völkerrecht würde Gesetze voraussetzen, welche von allen Völ- 
kern als gültig angenommen wären.'* — M. Lassarus, Die sittl. Berechti- 
gung Preussens in Deutschland. Berlin 1850. S. 71 ff. Sowohl der Ursprung 
als der Zweck des Völkerrechts liegt . . . nur in der Macht. S. 78. Soll 
also das Völkerrecht überhaupt zum Recht werden, so muss es wie seine 
Stütze auch seinen Ausgangspunkt in der Sittlichkeit haben. S. 88. Da- 
raus ergiebt sich die Forderung einer auf die Verwirklichung der sittli- 
chen Idee hinstrebenden Verbindung der Völker, S. 94, welehe jedem ein- 
zelnen Staate die Freiheit der ihm entsprechenden und angemessenen Ent- 
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wiekelnng gewShrt. S. 97. Das Ziel ist die sittlicb organisierte Mensch- 
heit — Luden, Politik. S. 51. ,,Das sogenannte positive enropftische Völ- 
kerrecht war nichts anderes als gewisse Maximen der Klugheit oder Aus- 
sagen der Menschlichkeit, zu welchen Religion nnd Sittlichkeit und der 
Gedanke an den Wechsel menschlicher Dinge leitete. Nichts anderes als 
die Politik gab hier die Sanction, und wo diese wirklich oder -scheinbar 
anders gebot, da wurde die Verletzung des sogen. Völkerrechts niemals 
gescheuet.*^ — Hugo, Lehrbuch des Naturreehts. 1809. §. 892. „Ausser 
dem Staate ist keine Form Rechtens möglich. Alles was man der Ana- 
logie nach Rechtsverhältniss unter zwei Völkern nennt, würde wegfallen, 
sobald beide sich in einen rechtlichen Zustand vereinigten, was offenbar 
der Vernunft gem&sser wäre. [Es bt eben natürlich unmöglich, also auch 
nicht der Vernunft gemäss.] Jetzt gilt unter den Völkern ein roher Na- 
tnrstand, der kaum durch einige gemeinschaftliche Gebräuche unter den 
coltivierteren etwas gemildert ist. — Das ganze Völkerrecht ist ein trau- 
riger Nothbehelf und es lässt sich sehr daran zweifeln, ob die Jurispru- 
denz durch diesen wilden Sprössling nicht mehr verdorben , als er durch 
sie veredelt worden ist.** 

Ein Beispiel von der Zweideutigkeit des Wortes Recht liefert v. ibezZ, 
Ueber den Rechtssinn. München 1868. ^^Das Recht ist eine Achtung gebie- 
tende Schranke nicht bloss im inneren Staatsleben ; es muss auch dem Ver- 
halten der Staatsgewalt nach aussen in ihren Beziehungen zu andern Staaten 
zu Grunde gelegt und beobachtet werden; denn das Recht ist eins und ewig.*' 
(Die Thatsache beweist, dass das Recht vielgestaltig und vergänglich ist. 
Die Gerechtigkeit des Staates aber- besteht darin, dass er allein im Ver- 
hältniss zu seiner Macht sein dauerndes und wahrhaftes Interesse befrage.) 

Auf der sittlichen Idee einer Einheit des Menschengeschlechts begrün- 
det das Völkerrecht: Kleber, Völkerrecht, §. 85. „Die europäische Völ- 
kergemeinschaft ist ein sittlicher Verein. Die Völkersitte wird zuweilen 
mit der Kraft moralischer Nothwendigkeit anerkannt und ist unter man- 
chen Staaten selbst der Form nach in strenges Recht Übergegangen.** — 
Vgl. Ahrens, Juristische Encydopädie. Wien 1855. S. 784. „Das positive 
Völkerrecht beruht seinen Quellen nach, da eine gemeinsame mit gesetz- 
gebender Gewalt ausgestattete Oberbehörde, welche von dem philosophi- 
schen Rechte nur als ein zur Realisierung wenn auch nicht des ewigen 
Friedens , doch eines dauerhafteren Friedenszustandes anzustrebendes Ideal 
bezeichnet wird, nicht auf allgemeinen formellen Gesetzen, sondern haupt- 
sächlich auf der durch das Fortschreiten christlicher und humaner Sitti- 
gung gebildeten völkerrechtlichen Sitte, also (!) dem Gewohnheitsrechte, 
sodann auf der in diesem Gebiete im Mangel der formellen Gesetze mehr 
unmittelbar hervortretenden Autorität der Wissenschaft, und endlich 
auf Verträgen, die natürlich nur für die abschliessenden Theile ver- 
bindliche Kraft und auch bei Mangel eines gerichtlichen Zwanges, nur 

11 



^^^y^^^^_^^^^ 






]Q2 Bechtsebttrakter des Töikemehts. 

ein« durch die sittlidie Aclitnng der Vertrfige und des Täkerrechtiieheii 
Verkebrs aberhaapt bedingte Wirksamkeit haben.** S. 788. „Die Grund- 
lag« dee Vdlkerrechts liegt in den gesammten ethischen, für den Wil- 
len bestimmenden Verbältnissen der Völker, als eines durch Gott in der 
Natur und der Menschheit verbundenen Gänsen , in welchem alle Glieder 
im Hit- und Ffireimandersein sieh gegenseitig bedingen, ein jedes in einer 
staatliehen Ordnung erseheinende Volk als eine moralische Person seine 
Selbststindigkeit hat und bewahren soll, aber zugleich inGemein- 
sehaft mit allen anderen theils eine Kräftigung seines ebenen Daseins 
erhalten , theils sur Förderung der Zwecke der anderen mitwirken , alle 
gemeinsam den Mensehheitsaweek vollführen sollen." — Nach Ju W. 
UefUr^ das Enrop. Völkerrecht der Gegenwart. 5. Ausg. Berlin 1867. S. 3. 
dient als Organ und Regulator des Völkerrechts die öfflentliche Meinung, 
als Schuts die Staatengenossenschaft, und das l«tste Gericht ist die Ge- 
sohidite, wekhe als Dike das Becht bestätigt und als Nemesis das Un- 
recht ahndet. Um den Begriff des „Rechts'* im Völkerrecht festanhalten, 
unterscheidet er garantiertes Recht, welches unter den Schutz der 
Macht gestellt ist , und f r e i e s Recht , welches der Einzelne selbst schü- 
tzen muss. (So aber erlangt man niemals einen Rechtszustand , sondern 
den Krieg aller gegen alle.) ,^lt der Bildungsstufe der Völker hat die- 
ses Recht eine bald engere, bald weitere Umfassung. Es beruht zuerst 
nur auf äusserer Nothwendigkeit oder äusserlichem Nutzen. In höherer 
Entwicklung schliesst es aber auch die sittliche Nöthigung, den sittlichen 
Nutzen in sich. . . In der That beruht es daher auf einem allseitigen 
ausdrücklichen oder doch mit G^wissheit vorauszusetzenden Einverständ- 
niss innerhalb eines gewissen Staatenkreises, auf der Ueberzeugung, dass 
jeder Theil unter gleichen Umständen dieselbe Nöthigung so und nicht 
anders zu handeln empfinden werde.** — i%«S«more, Commentaries. Vol. I. 
p. 3. „Es ist göttliche Anordnung, dass jede einzelne Gemeinschaft den 
Grad von Vollkommenheit, dessen sie fähig ist, durch ihren Verkehr mit 
andern Gemeinschaften erreiche.** p. 15 aus einer Note der brit. Regierung 
an die preuss. a. 1753: „Das Völkerrecht beruht auf Gerechtigkeit, Billig- 
keit, Zweckmässigkeit und der Natur der Dinge, und langer Gebrauch be- 
kräftigt es.** — BVlaur Encydop. Leipz. 1832. S. 262. „Nur die Völker- 
sitte, die zuweilen und in einzelnen Bestimmungen auch durch besondere 
Verträge anerkannt ist, ihren Grund aber in der gegenseitigen Ueberzeugung 
von ihrer Nothwendigkeit und Zweckmässigkeit hat , ist die wahre Grund- 
lage dieser Wissenschaa** — v. MohL, Staatsr., Völkerr. u. Politik. Bd. I. 
Tübing. 1860. S. 591. „So wie die Einzelnen zur Ergänzung ihrer Kraft 
zusammentreten zur Familie, die Familie zu gesellschaftlichen Vereinen, 
diese zum Staate : so haben in Verfolgung desselben Bedürfnisses und Ge- 
dankens auch die Staaten zusammenzuwirken, wo der einzelne von ihnen 
nicht genügt** Behufs der Ausbildung der nationalen Gemeinschaft verlangt 
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V. MM ebd. 6. 60S if gememsame Rechtsgesetsgebtmg und einen gemein- 
samen obersten Gericbtsbof snm Zweck der Anslegnng der Gesetae. So re- 
det C%r. V, W6(f, Jas gentium. Halle 1749. §. 7 — 14 von einer durch die JSim- 
tnr selbst gegebenen eivitas maxima als einer rechtlichen Gemeinschaft swi- 
sehen allen Staaten, einer Art von Bepnblik, doren Zweck das allgemeine 
Wohl aller ist, woraus sich eine rechtliche Verpfliehtimg der Staaten „von 
Katar** ergiebt, ob sie nun einwilligen oder nicht; das Völkerrecht wird da- 
mit SU einem auf Staaten übertragenen Privat-Natonrecht; die Bösen aber 
.sollen durch die Gewalt des Gänsen zur Bechtlichkelt angehalten werden. 
Siakl, Sechts- u. Staatslehre. 3. Aufl. Heidelb. 1856. 8. Abihlg. S. 13 ff. 
„Erst die christliche Erlösung der Menschheit hat 'die Möglichkeit eines 
Bandes der inneren Gesinnung unter den Völkern hergestellt. Von da 
ans ist in der Gemeinschaft der Völker eine Approximation su einem 
„Reiche" (einer Herrschaft von persönlichem Charakter) über die einael- 
noi Staaten , nach Form und Inhalt. Nach der Form , dass je mehr und 
mehr an die Stelle isolierter Unterhandlung unter den einzelnMi bethei* 
ligten Staaten ein yerfassungsartiges alle umschliessendes Band hergestellt 
werde, durch das sie als ein nngetheilter Völkerverband die Angelegen- 
heiten der Völker ordnen ; und nach dem Inhalte, dass je mehr und mehr 
Einheit der politischen Würdigung unter den Staaten sich bilde.** — 8UM 
nfthert sich auch hier an die Gesichtspunkte des Ultramontanismus an. 
Aehnlich schon ShiAreXy de Legibus et de Legislatore. II, 19. ,4)er Grund 
des Völkerrechts ist, dass das Menschengeschlecht, obgleich in verschie^ 
dene Völker und Staaten getheilt, doch immer eine Art von Einheit hat, 
nicht bloss die Einheit der Gattung, sondern auch eine politische und mo- 
ralische Einheit, welche dem moralischen Gebote gegenseitiger Liebe und 
Barmheraigkeit unterliegt, das sich auf alle, auch die Fremden aus jeder 
Kation erstreckt. Jeder für sich bestehende Staat ist deshalb ein Güed 
dieser TotaUt&t menschlicher Gattung. Kein Staat genügt sich selbst, je- 
der bedarf des anderen zu Förderung und Nutzen. Deshalb bedarf es einer 
rechtliehen Ordnung in dem Verkehr der Staaten.** — F, v. BaJtomättrfy 
Das europäische Völkerrecht. (Encydopfidie der Beehtswissemsch. Bd. I.) 
S. 749. „Ueber die Souveränetät der Staaten erhebt sich die erhabenste 
Vorstellung der Menschheit als einer . . . gegliederten Einheit. Der gegen- 
wärtigen Zeitperiode insbesondere [viel früher schon den Jesuiten] ist es klar 
geworden, dass das VerhiUtniss des Staatsbürgers gegenüber der Staatsge- 
walt im grossartigen Maasstabe sich darstellt in der Beziehiuig der firei sieh 
in der Geschichte entwickelnden Nationalität zor Menschheit** -— Den 
eigenthümlichen Charakter des Völkerrechts verkennt auch J. ö. BluiUtcKUj 
Das moderne Völkerrecht. Nördüngen 1968. S. 1. „Völkerrecht heisst die 
als rechtlich - nothwendig anerkannte Ordnung, welche die Beziehungen 
der Staaten zu einander regelt** [Nicht rechtlich - nothwendig , sondern 
allseitig nützlich.] — S. 3. „Es giebt kein völkerrechtliohes Gesetzbuch • . . 
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Indes sind die Gesetie . . . keineswegs die einsige Quelle des Rechts. Bei 
allen Völkern gab es eine Zeit, in der sie keine Gesetzbücher und den- 
noch ein geltendes Recht hatten.*^ [Gkltendes Recht war es, weil es 
1) allgemein anerkannt und 2) durch den Zwang geschätzt war. Beides 
ist beim Völkerrecht nicht yorhanden, das zweite nicht möglich.] — S. 4. 
„Indem yon Zeit zu Zeit grosse Tölkerrechtliche Congresse der civilisier- 
ten Staaten zusammengetreten sind und ihre gemeinsame Rechtsüberzeugnng 
[nein, das Resultat der sich in's Gleichgewicht setzenden verschiedenen 
Interessen] in formulierten Rechtssfttzen zu Protokoll erklärt haben , haben 
sie im Grunde dasselbe gethan, was der Gesetzgeber thut^' [Doch wohl 
nicht; denn da ein Zwang nicht möglich ist, mag's jeder damit halten, 
wie er will und sein Interesse es erheischt.] — S. 9. „Im Frieden herrscht 
in den Beziehungen der Staaten zu einander nic^t die Gewalt , sondern in 
der That das anerkannte Recht." [Keineswegs; es ist im Frieden nicht 
wesentlich anders als im Ejriege. Es herrscht das Bedürfhiss und das In- 
teresse; die nützliche Bestimmung, über die man übereingekommen, gilt 
im Kriege wie im Frieden.] „In nichts mehr bewährt und zeigt sich die 
Macht und das Wachsthum des Völkerrechts herrlicher als darin, dass es 
vermocht hat, die spröde Wildheit der Kriegsgewalt allmählich zu zähmen 
und selbst die zerstörende Wuth des feindlichen Hasses durch Gesetze der 
Menschlichkeit zu massigen und zu bändigen." [Wirklich? Die Erfahrung 
lehrt das Gegentheil ; die Wuth der Leidenschaft wirft alle Schranken nie- 
der, und das Völkerrecht, weil unerzwingbar, bleibt blosse Theorie. Nicht 
das Recht, die Gesittung lehrt das Interesse des Staates rein herausschä- 
len und die ^^Idheit der Leidenschaft bändigen, damit sie nicht thue, was 
der Staat nicht nöthig macht oder was ihm geradezu schadet.] — S. 18. 
„Es ist nicht unmöglich, dass in der Zukunft das Völkerrecht etwas we- 
niger ängstlich sein und in manchen Fällen sich für berechtigt halten werde, 
zum Schutze gewisser Menschenrechte [I] einzuschreiten, wenn dieselben 
von einer Staatsgewalt selbst unterdrückt werden." [Die Theorie der all- 
seitigen Intervention in schönster Blüthe I ] — S. 57. „Man kann sich die 
Menschheit als eine einheitliche Gesammtperson , d. h. als Weltstaat den- 
ken, sei es nun in Form einer Weltmonarchie oder eines die Welt um- 
fassenden Bundesstaates." [Denken? Je nachdem man das Wort versteht 
„Eng ist die Welt und das Gehirn ist weit." Man kann sich auch ein Thier 
„denken", „vom ein Low' und hinten ein Drach' und Geis in der Mitte;" 
die Quadratur des Cirkels, das Perpetuum mobile, der Stein der Weisen, 
das Lebenselizir et cetera gehören in dieselbe Kategorie.] — 

Zu S. 54. Der Krieg für Ideen. 

John Stuart Mülj Diss. and. disc. T. III. p. 166. „In den Krieg zie- 
hen f&r eine Idee, wenn der Krieg ein Angri£&-, nicht ein Vertheidigungs- 
krieg ist, ist ebenso verbrecherisch, als in den Krieg zu ziehen, um sei- 
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neu Territorialbesitz und seine Einkünfte zu vergrossern. Denn es lässt 
sich ebenso wenig rechtfertigen, dass wir anderen unsere Ideen aufzwin- 
gen, als dass wir sie zwingen, sich in irgend einer andern Hinsicht un- 
serm Willen zu unterwerfen.^* — Quizoty l'^glise et la sod^t^. p. 116. 
„Die edelsten Triebe wollen auch gut geleitet werden; die Ideen eben- 
sowohl wie die Interessen sind yerpflichtet Recht zu haben; der Krieg 
aber ist nicht das natürliche Mittel, um die Berechtigung und Gültigkeit 
von Ideen zu beweisen.'* 

Zu S. 56. Die Gerechtigkeit des kriegerischen Erfolges. 

Sehr viel schlagend richtiges neben manchen Verkehrtheiten findet 
sich bei Jhroudhony La guerre et la paix. Tome I. p. 290. „Das Völker- 
recht hat sein Princip in der Erwägung, dass es möglich ist, da zwischen 
Staaten und in gewissen Lagen die Starke positiv das Becht ausmacht, im 
Streitfall zwischen zwei Staaten a priori durch Abschätzung der Stärke 
auszumachen, welchem von beiden Theilen das Uebergewicht gebührt, mit- 
hin durch gütliche Unterhandlung der kriegerischen Entscheidung vorzu- 
beugen, wenigstens die Wirkungen des Sieges zu bestimmen und dem Frie- 
densvertrag mehr Billigkeit zu geben.** — p. 241. „Die Diplomatie, wenn 
sie das Wort hat , ist nichts anderes als das officielle Organ des Krieges ; 
die Politik ist zwischen den Nationen im Grunde nur die Baison der Waf- 
fen, das Becht der Stärke.** — p. 101. „Der Friede ist also der Ejrieg, 
und der Krieg ist der Friede ; kindlich ist es sich einzubilden, sie schlös- 
sen sich aus.** — Tome II. p. 142. „Staaten sind organisierte Kräfte , de- 
ren Gesetz es ist , sich auf Kosten ihrer Umgebung in*8 Unbestimmte zu 
erweitem. Sobald zwei Staaten sich begegn^i, streben sie also — das ist 
ihr Verhängniss — einander zu verschlingen. Ihr normaler Zustand ist also 
sich das Gleichgewicht zu halten oder zu kämpfen, bis der Stärkere den 
Schwächeren bemeistert. Dies Gleichgewicht kann nicht lange dauern; die 
innere Thätigkeit der Staaten gestaltet beständig ihre Macht und macht 
ihre Entwicklung ungleich. Was ist also der Friede? Ein Waffenstill- 
stand aus Ermattung oder aus Gleichheit der Kräfte entsprungen und durch 
einen Vertrag geordnet.** — p. 140. „Es ist abgeschmackt , über die Ur- 
sachen dieses Strebens nach Vergrösserung sich- aufzuhalten, ob sie recht- 
lich oder unerlaubt sind, von Ehrgeiz u. s. w. zu sprechen. Diese Gemein- 
plätze sind das reine Geschwätz. Jeder Staat strebt zu wachsen; wach- 
send bedroht er die Unabhängigkeit seiner Nachbarn: das ist das Princip. 
Jeder Staat, der sich bedroht fühlt, hat somit das Becht, entweder für 
sich eine Gompensation zu suchen, oder sich dem Wachsthum zu wider- 
setzen, wenn er kann: eine Frage der Umsicht und guten Gelegenheit, be- 
sonders aber der Stärke.** — p. 895. „Frieden giebt es in der That nur 
für den Starken und so lange er stark ist; in der siegreichen Stärke fin- 
det man die Buhe.** — Tome I. p. 300. „Jede Nation, welche unfähig ist. 
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sieh poliüsdi au orginisiereA, und bei weleher die Gewalt ohne Bestand 
ist, ist bestimmt, von ihren Nachbarn yerschlnngen zu werden. Grade 
wie eine solche, die keinen Krieg jftihren wollte oder konnte oder zu sehwaeh 
wäre sich zu yerthetdigen , hat sie nicht das Becht in der Liste der Staa- 
ten einen Platz einzunehmen ; sie stört und muss sich einer Oberherrschaft 
beugen.'^ — p. 346. „Das Becht der Nationalitaten hat nur diesen Grund: 
die Stürke schafft es, und der Sieg giebt ihm seine Weihe.^* p. 355. „Dem 
stärkeren, lebensToUeren Volke, denjenigen, welches durch Arbeit, Genie, 
Organisation der Staatsgewalt, Uebung des Rechts in höherem Grade politi- 
sche FShigkeit besitzt, gebfihrt der Oberbefehl. Denn die Stärke eines Volkes 
besteht nicht allein in der Zahl der Menschen und ihrer Muskelkraft; sie 
um£Mst auch die geistigen Anlagen: Muth, Tugend| Mannszucht, erworbenen 
Beichthum, Vermögen der Production . . . Die Autorität dem Schwächeren zu- 
erkennen, wäre mehr als Ungerechtigkeit ; es wäre Thorheit Nun denn, wie 
soll man den Starken vom Schwachen unterscheiden, wenn nicht durch einen 
Kampf, in welchem die streitenden Theile alles zu entwickeln haben, was sie 
an physischer und sittlicher Energie, an Intelligenz, Btirgertugend, Patriotis- 
mus, erworbener Bildung, gewerblichem Genie, selbst an Poesie besitzen? 
Denn noch einmal, aus alle dem besteht die Stärke der Nationen, und der 
Krieg dient dafür zum Erweise/' -^ H. G. Txackimerj Ueber den Krieg. 
Leipz. 1815. S. 115. „Daher ist der Krieg gleichflam der Todesengel, der 
den Beschluss des Schicksals an den Völkern vollzieht und ihnen, wenn 
ihre Zeit gekommen ist , auf dem grossen Leichenfelde der Weltgeschichte 
ihre Grab» bereitet.*' — Const Mtalerj System der Staatslehre. Leipz. 1857. 
S. 547. „Es giebt zur Herrschaft nur Einen Titel, die Kraft, und für die- 
sen Titel nur einen Erw^, den Krieg. Die Kriegsloose sind die Spruche, 
welche die Völkerprocesse entscheiden, und diese Sprüche, wenn sie nur 
alle Instanzen durchlaufen, sind immer gerecht .... Der Privatrechtstitel 
gilt in der G^chiohte nicht. Die Erde ist nicht da, von unfähigen Bar- 
baren bewohnt zu werden.'' — N. v. Gerhel, Macchiavelli's Begierungs- 
kunst S. 93. „Das Becht eines jeden Staates reicht mithin so weit wie 
seine Macht" — (v. Bo chau), Grundsätze der Bealpolitik. Stuttgart 1853. 
„So ist es also eine durchaus unstatthafte, man könnte sagen eine geradezu 
unvemänftige Forderung, dass die Macht dem Bechte unterthänig sei. Die 
Macht gehorcht nur der grösseren Macht, und der Starke kann sich nicht 
von dem Schwachen beherrschen lassen, selbst wenn er es wollte oder viel- 
mehr wollen könnte." — CoMtantin FraiUz, Vorschule zur Physiologie der 
Staaten. Berlin 1857. S. 45. „Im Hintergrund aller diplomatischen Gon^ 
ferenzen stehen Kanonen." — J.Frifbd, Politik. Bd. I. S. 30. „In gleicher 
Weise sind die Fragen des Territorialbesitzes und der Herrschaft des 
einen Volkes über das andere zunächst und wesentlich Machtfragen .... 
„Wohlan, versucht euer Heil, wir sind gerästet!" das ist die Sprache, 
welche hier allein der Wahrheit und also auch der Sittlichkeit entspricht." — 
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S. 275. „Wo es sieh um Maehtfragen handelt , sind es Machtmittel alleiui 
durch welche die Losung erfolgen kann, and was sich Staaten gefallen 
lassen, das widerfllhrt ihnen mit Recht'* — Bd. IL 8. 14. f^^egal ist die 
Macht, die aus dem Bechte folgt, legitim aber ist das Recht, welches aus 
der Macht folgt, das Recht also, welches in der Macht der Sache selbst 
liegt.** — S. 86. , J)ie wahre Legitimität hat nichts mit Docnmenten und 
Diplomen zu thun. Sie beruht auf der zureichenden Macht. Ihr Recht 
ist das Recht der übermächtigen Thatsache, das göttliche Recht des Schick- 
sals. Legitim ist das fait accompli, sobald es unbestreitbar geworden. Le- 
gitim ist der Eroberer, sobald er festsitzt .... Kann ein vertriebener 
Fürst an der Spitze eines Kriegsheeres zurückkehren und seinen Thron 
wiedererobem: ei, sehr wohl! — er hat die Legitimität seiner Sache ge- 
rettet! Kann er es aber nicht, so begebe er sich zur Ruhe. Die Ge- 
schichte hat einen Strich durch sein Recht gemacht, indem sie seine 
Macht durchstrich.** — S. 93. „Das Recht einer Menschenmenge,, einen 
Staat zu bilden , beruht auf der Macht dazu.** 

Zu S. 61. Die Natur der völkerrechtlichen Verträge. 

Die griechischen Staaten schlössen Verträge nicht auf ewig, sondern 
nur auf bestimmte Zeit, um nicht das Gewissen der Nachkommen zu bin- 
den, die vielleicht zum Bruch des Vertrages sich gezwungen sehen wür- 
den. (Si^oemawn, Antiqu. jur. publ. Graec. p. 373.) Xotoe, Mikrokosmus. 
Bd. III. S. 448. „Die Verträge der Nationen und ihrer Staatsgewalten 
können nicht unaufhebbar und müssen es noch weniger sein [als die Ver- 
träge der Einzelnen] , da unmöglich der Wille der einen Generation den 
der anderen unwiderruflich binden kann .... Einen kündbaren Vertr«|f 
während der Dauer seiner Gültigkeit zu achten, muss den Völkern zuge- 
mnthet werden; unkündbare unterliegen unvermeidlich jener Logik der 
Thatsachen, und niemand darf über ihren endlichen Bruch klagen, da 
ihrer Eingehung vielmehr schon die rechtliche Begründung fehlte.** — 
Martensj Pr^is du droit des gens. Paris 1831. Tome I, p. 144. „Das 
Recht der Selbsterhaltang ermächtigt die Nation, sich von einem Vertrage 
losznsagen, den sie nicht mehr erfüllen könnte, ohne ihren eigenen Un- 
tergang herbeizuführen; diese Ermächtigung ist sogar eine stillschweigende 
Bedingung aller Verträge und namentlich der Bündnisse.** — K S. Zachariä, 
Vierzig Bücher. 2. Aufl. Bd. V. S. 60 ff. S. 67. „Nach allgemeinen Reohts- 
grnndsätzen ermangeln alle staatsrechtlichen Verträge eines rechtlichen Ver- 
pfliehtongsgrundes (weil sie der Souveränetät widersprechen, diese zu erhal- 
ten Pflicht ist, auf seine Pflicht aber Niemand Verzicht leisten darf). Ein Volk 
handelt widerrechtlich, wenn es einen staatsrechtlichen Vertrag mit einem 
andern Volke abschliesst.** [Doch will Z. dies nur als einen Satz des Na- 
turrechts, nicht des Völkerstaatsrechts angesehen wissen.] — Friedrich der 
QrOMe^ Oeavres, tome IX. p. 82. „Ich gestehe übrigens, dass es dringende 
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Lagen giebt, in denen ein Ffint sich nicht entiialten könnte, seine Ver- 
trige vnd Bündnisse zu brechen; aber er soll zu diesem Aeossersten nicht 
schreiten, ohne dass das Wohl seiner Völker und eine sehr dringende Noth- 
wendigkeit ihn dazu zwingen. <* — Ebd. tomell. p.XXV. p.XVI. „Ein Fürst, 
der sich verpflichtet, yerpflichtet nicht bloss sich selbst, in welchem Falle 
er in der Lage eines Privatmannes sein würde; er setzt grosse Provinzen 
und grosse Staaten tausendfachen Leiden aus. Alles kommt daher auf diese 
Frage zurück : Ist es besser, dass das Volk untergehe, oder dass der Fürst 
seinen Vertrag breche? Wer würde so thöricht sein, dass er schwankte 
diese Frage zu entscheiden ?^* — WOdmaHf Instit. of intemat. Law. VoL I. 
p. 175. — N. V, GerM, Macchiavelli's Begierungsknnst. S. 57. „Was folgt 
anderes daraus, als dass ewige Verträge in der Ueberzeugung abgeschlossen 
werden, jeder Theil würde sich nur so lange daran gebunden erachten, 
als es ihm entweder vortheilhaft sei, oder so lange als er es nicht anders 
könne? Wollte jemand grundsätzlich die fortwährende Heilighaltung aller 
internationalen Verträge verlangen und somit die Privatmoral auf das Völ- 
kerrecht ausdehnen, so dürften weder die Friedenstractate von Campo For- 
mio, Lunevllle, Pressburg, Tilsit, Wien u. s. w. , noch die Bheinbunds- 
acte davon ausgenommen werden. ^^ [Nicht ganz richtig; denn diese Ver- 
träge sind in aller Form durch spätere Verträge aufgehoben und ersetzt.] 
Begd, Rechtsphilosophie (Werke , Bd. VIII. §. 330.). „Staaten sind 
keine Privatpersonen, sondern vollkommen selbstständige Totalitäten an 
sich, und stellt sich ihr Verhältniss anders, als ein bloss moralisches und 
privatrechtliches. Man hat oft die Staaten privatrechtlich und moralisch 
haben wollen; aber bei Privatpersonen ist die Stellung so, dass sie über 
sich ein Gericht haben, das das, was an sich Becht ist, realisiert. Nun 
soll ein Staatsverhältniss zwar auch an sich rechtlich sein, aber in der 
Weltlichkeit soll das Ansichseiende auch Gewalt haben. Da nun keine 
Gewalt vorhanden ist, welche gegen den Staat entscheidet, was an sich 
Becht ist, und diese Entscheidung verwirklicht, so muss es in dieser Be- 
ziehung immer beim Sollen bleiben. Das Verhältniss von Staaten ist das 
von Selbstständigkeiten, die zwischen sich stipulieren, aber zugleich über 
diesen Stipulationen stehen.'* Vgl. §. 333 ; 337 ; 339. „Das Verhältniss 
von Staaten zu Staaten ist schwankend : es ist kein Prätor vorhanden, der 
da schlichtet : der höhere Prätor ist allein der allgemeine an und für sich 
seiende Geist, der Weltgeist.'' Vgl. Encyclopädie. §. 545 ff. — VoOgrafy 
Die Systeme der praktischen Politik im Abendlande. Giessen 1828. Bd. IV. 
S. 160. „Damit eigentlich identisch ist sodann leider der Satz: dass man 
bei Friedensschlüssen und Freundschaftsbündnissen das Wörtchen ewig 
nicht wörtlich nehmen darf, sondern sich dasselbe beständig mit der Clau- 
sel „rebus sie stantibus'' verknüpft und von selbst verstanden denken 
muss." — Hefter^ Europ. Völkerrecht. 5. Ausg. S. 155. „Der Vertrag zwi- 
schen Staaten findet eine besondere Stütze bloss im gegenseitigen Interesse, 
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doreh seine Yemiittliiiig fortdateemd im Verkehre mit anderen Staaten la 
bleiben und neaeBechte an erworben; eine noch grossere Garantie erbilt 
er in einem Staatensysteme wie das europiische ist, welches an sich auf 
Gegenseitigkeit und Wlllensnbereinstimmnng berohet, dem man folglich 
nur angehören kann, wenn man diejenigen Grundsätze von der verpflich* 
tenden Kraft der Verträge anerkennt, welche den Interessen aller entspre« 
chen, ohne welche überhanpt kein Vertrauen und kein Verkehr denkbar 
ist.*' — Sehhmmaiker, Entwurf eines Systems der Sittenlehre (Sämmtl. 
Werke. 3. Abthlg. Zur Philosophie. Bd. V. S. 289). ,,Wenn ein Staat über 
seinen Vortheil hinaus einen Vertrag halt, so kann es nur geschehen um 
seines Credits willen, welcher geschwächt wird, wenn man sieht, er ver- 
steht seinen dauernden Vorteil nicht au berechnen.'* — Hüter (Zeitschr. 
f. Staatswissensch. 1850. S. 378). „Widenrechtlich sind aber nicht nur 
solche Verträge, welche wider das Bechtsgeseta und wider das Becht des 
Staates, — seine Freiheit angehen, sondern auch alle diejenigen, welche 
das Wohl des Staates wesentlich beeinträchtigen ; mögen sie nun gleich schon 
so unverständig geschlossen sein oder erst durch später eingetretene Um- 
stände verderblich oder gefahrlich geworden sein ; denn, wenn irgend wo, so 
gilt hier die sonst mit Becht berftchtigte Clausula: Bebus sie stantibus.** — 
Miehelet, Natunecht. Bd. U. S. 215. „Was auf dem Standpunkte des Völ- 
kerrechts ein Unrecht ist, kann auf dem höheren Standpunkte der Weltge- 
schichte SU einem Bechte werden.** — S. 230. „Ein Volk hält die Ver- 
träge nur so lange, als es ihm zuträglich scheint, und bricht sie, sobald 
sein Vortheil es erheischt. Ein Völkervertrag ist ein Versprechen, das 
sogleich mit der stillschweigenden Absicht es zu brechen gegeben wird. 
In dem Unrecht, welches etwa gegen ein anderes Volk begangen wird, 
liegt oft die Erfüllung der höchsten sittlichen Pflicht gegen das eigene.** — 
S. 240. „Eine Volksthümlichkeit, die von der Entwicklung der Menschheit 
uberflägelt worden, hat kein Becht da zu sein.** — BHiau, Encydopädie 
S. 225. „Garantien werden nur dann und so lange Werth haben, als der 
verbürgende Staat ein gleich starkes Interesse in der Erfüllung der Zu- 
sicherung hat, Bündnisse nur dann bestehen, wenn ihre Fortdauer für alle 
Theile wohlthätig ist, Verträge nur so lange gehalten werden, als über- 
wiegende Interessen ihren Bruch nicht fordern.** — Wurm, (Deutsche Vier- 
teljahrsschrift. 1845. S. 186). „Es giebt Fälle, in welchen ein Staat be- 
rechtigt ist, von einer übernommenen vertragsmässigen Verbindlichkeit ein- 
seitig zurückzutreten. Dahin gehört eine später eingetretene wesentliche 
Veränderung der Umstände , zumal wenn bei der neuen Lage der Dinge 
durch Erfüllung der Verbindlichkeit der Staat in Widerstreit mit den Pflich- 
ten gegen sich selbst treten würde.** — Vattd (Droit des gens. Liv. II. 
chap. XII. §. 160.) lehrt, eine Nation könne sich nicht auf eine Weise binden, 
welche mit der Pflicht der Selbsterhaltung unvereinbar wäre. Vgl. KlÜber, 
Völkerrecht. 2. Ausg. S. 189. — Martens, Pr^cis du droit des gen». Paris 
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lS3t. Tomel. p. 144. — «. HoUumiMf, PoUtik. S. 1B5. „Tritt der FaU 
^n, das« ein Sta atev e rtra g hinterher in Widerspnioh tritt mit der histori- 
schen Entwicklang des Volksgeistes, mit der Selbstständigkeit und inne- 
ren Unabhängigkeit, ohne dass die Möglichkeit einer Berision besteht, so 
bleibt nur die Wahl, ob man den Staat den Interessen nnd der Unbillig- 
keit Mner fremden Nation oder einen Vertrag der Selbsterhaltnng des Un- 
terdriiekten aufopfern will." — Ders., Das enropltiscbe Völkerrecht. (En- 
cydopädie. Bd. I.) S. 795. „Wenn den Verträgen irgend welche über die 
sabjective Willkür der Contrahenten hinausgehende Bedentong zukommen 
soll , so darf [unter der claosola rebns sie stantibus] nur sweierlei Ter- 
standen werden : entweder Fortfall einer Ton den Contrahenten stiUschwei* 
gend Yoransgesetzten Bedingung, oder Eintritt einer BesolntiTbedingung, 
welche auch ohne ausdrücklich verabredet au sein, in demjenigen Fällen 
vorauszusetaen- ist, in denen ein beim Vertragsabscfaluss vorhandener 
Staatsaustand als angenommene Voraussetiung des Contractes aufhört zu 
existieren." [Was aber eine solche Bedingung oder Besolutivbedingung 
sei, darüber befindet doch wieder der Staat selber, und es bleibt alles auf 
subjective Willkür gestellt] — WkeaUm^ Elements of Internat. Law. 8. ed. 
by Dana. Boston 1866. §. 275. „Verträge erlöschen, wo die innere Lage 
einer Regierung so verändert ist, um den Vertrag auf Umstände anwend- 
bar zu machen, welche von denen, mit Rücksicht auf welche er geschlos- 
sen worden, verschieden sind." — JRmA«tro - .Ferretra (au MarUnt Pr4cis. 
§. 59). „Nicht deshalb weil zwei Regierungen diesen oder jenen Vertrag abge- 
schlossen haben, sind ihre Nationen verbunden, die in demselben enthal- 
tenen Verpflichtungen au erfüllen, sondern weil die gegenseitigen Verhält- 
nisse, auf denen diese Verpflichtungen beruhen, noch zwischen den ba- 
den Staaten fortdauern. In dem Augenblicke mithin, wo diese Verhält- 
nisse aufgehört haben , mag die eine der Parteien sidi immeriiin auf die 
mit ihr geschlossenen und von der andern Partei unterzeichneten Verträge 
berufen : diese hat das Recht ihr zu erwiedem, dass die Existenz der Wir- 
kung nicht denkbar ist, wenn die Ursache zu existieren au%ehört hat" — 
BhmUehli, Das moderne Völkerrecht S. 237. „Vorbehalten bleibt das Recht 
eines Staates, sich von Verträgen loszusagen, welche mit seiner Existenz 
oder seiner nothwendigen Entwicklung unvertrü^ioh sind. S. 257. Niemals 
darf dem Staate augemuthet werden, dass er seine Existenz odsr seine 
nothwendige Entwicklung der Vertragstreue zum Opfer bringe." — Th, 
Mommun, Rom. Geschichte. Bd. I. 3. Aufl. Berlin 1861. S. 357. „Kein 
grosses Volk giebt was es besitzt anders hin als unter dem Druck der äns- 
sersten Nothwendigkeit ; alle Abtretungsverträge sind Anerkenntnisse einer 
solchen, nicht sittliche Verpflichtungen. Wenn jede Nation mit Recht ihre 
Ehre darein setzt, schimpfliche Verträge mit den Waffen zu zerreissen, 
wie kann ihr dann die Ehre gebieten an einem Vertrage gleich dem can- 
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dinisciDen . . . geduldig fe^zuhalten, wenn die frisclie Schande brennt und 
die Kraft ungebrochen dasteht?** — 

Zu S. 67. *Der Krieg als Bechtsprocesa. 

Den Vergleich zwischen Krieg und Rechtsprocess f&hrt umstibidlich 
durch Krag , Gesammelte Schriften. Bd. IV. S. 55. „Der Krieg kann ver- 
nfinftigerweise nicht anders angesehen werden, denn als ein grosser Rechts- 
streit oder Process zwischen Völkern .... Sie provocieren dadurch gleich- 
sam auf das Geschick oder auf ein Urtheil Gottes als des obersten Schieds- 
richters .... Der Sieg soll also nach beiderseitiger Uebereinkunft dienen, 
das zwischen den kriegführenden Theilen streitige Rechtsverhältniss zu be- 
stimmen und dadurch den Frieden herbeizuführen .... Der Sieger über- 
nimmt nun die Rolle des Richters, da er vorher bloss Partei war." — 

So nennt z. B. auch i^tZZtmor«, Commentaries upon international Law. 
London 1854. Vol. III. p. 2. PaOaÜ (Ttibing. Ztschr. f. Staatswissensch. 
1844. S. 307.) den Krieg einen VÖlker-Rechtsprocess, das Kriegsrecht Völ- 
ker -Processrecht. Unzählige sprechen das nach. Man bildet sich in neue- 
rer Zeit gradezu was darauf ein, dass man den Krieg als eine Art von 
Rechtsmittel betrachtet; das sei ein „Fortschritt'*. Ja wohl, aber ein Fort- 
schritt im Missverständniss eines der Grundphänomene des Lebens. Statt 
vieler nur Bluntsddi, psycholog. Studien über Staat und Kirche. S. 202. 
„Der Krieg ist nur die bisherige und noch rohe Form der Völkerrechts- 
pflege.*' (Als Mittel der Rechtspflege freilich sehr roh.) Vortrefflich ist 
die Auseinandersetzung von v. Clausewüz, Vom Kriege. Berlin 18S2. Bd. I. 
S. 4—30. Nach ihm ist der Krieg ein Act der Gewalt, um den Gegner 
zur Erfüllung unseres Willens zu zwingen, ein politischer Act, eine 
blosse Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln, ein po- 
litisches Instrument. 

Zu S. 75. Die Weltgeschichte das Weltgericht. 

Hegel, Rechtsphilosophie. §. 340. „Die Principien der Volksgeister 
sind um ihrer Besonderheit willen, in der sie als existierende Individuen 
ihre objective Wirklichkeit und ihr Selbstbewusstsein haben. Überhaupt 
beschrilnkte, und ihre Schicksale und Thaten in ihrem Verhältnisse zu ein- 
ander sind die erscheinende Dialektik der Endlichkeit dieser Geister, aus 
welcher der allgemeine Geist, der Geist der Welt, als unbeschränkt ebenso 
sich hervorbringt, als er es ist, der sein Recht, — und sein Recht ist 
das allerhöchste — , an ihnen in der Weltgeschichte als dem Weltgerichte 
ausübt.** — §. 844. „Die Staftten, Völker und Individuen in diesem Ge- 
schäfte des Weltgeistes stehen in ihrem besondem bestimmten Principe 
auf, das an ihrer Verfassung und der ganzen Breite ihres Zustandes seine 
Auslegung und Wirklichkeit hat , deren sie sich bewusst und in deren In- 
terewe vertieft sie zugleich bewusstlose Werkzeuge und Glieder jenes in- 
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nern Oesehäfts sind, worin diese Gestalten yergefaen, der Geist an und 
ffir sich aber sich den Uebergang in seine nächste höhere Stnfe vorberei- 
tet and erarbeitet.'* — §. 345. „In ihr [der Weltgeschichte] erhftlt das- 
jenige nothwendige Moment der Idee des Weltgeistes, welches gegenwär- 
tig seine Stufe ist, sein absolutes Recht, nnd das darin lebende Volk und 
dessen Thaten erhalten ihre Vollfthrung nnd Glfick und Bufam.*' — §. 347. 
„Gegen dies sein absolutes Becht, Träger der gegenwärtigen Entwick- 
lungsstufe des Weltgeistes zu sein, sind die Geister der andern Völker 
rechtlos, und sie, wie die, deren Epoche vorbei bt, zählen nicht mehr 
in der Weltgeschichte." 

Zu S. 80. Die Intervention. 

J. Stuart M31, Dissertations and discussions. Lond. 1867. Vol. III. 
p. 153 ff. r&hmt England wegen seines erklärton Grundsatzes , andere Na- 
tionen ungestört zu lassen und erhebt den Anspruch, die Engländer wä- 
ren ohne Vergleich die gewissenhafteste aller Nationen in Bezug auf na- 
tionales Thun. — Er betont vor allem, dass man einem Volke im Kampfe 
mit seiner heimischen Begierung nicht beistehen dürfe, wie andrerseits 
eine Begierung, die firemder Untorsützung gegen ihre Untorthanen bedürfe, 
überhaupt nicht existieren sollte, p. 178 A. Aber Intervention, um Nicht- 
intervention zu erzwingen, sei immer recht, immer sittlich, wenn auch 
nicht immer klug. p. 176. — Wüdman, Instit. of intemat. law. Vol. I. p. 49. 

Vorsichtiger über das Princip der Nichtintervention urtheilen andere. 
Hemr, Bitter ^ Encyclopädie. Bd. IIL S. 567. „Der Grundsatz der Nichtin- 
tervention würde ein trefflicher Grundsatz sein, wenn er nur nicht bestän- 
dig gestört würde durch die Verwicklungen der Völker mit der Weltge- 
schichte.** — MarietUy Pr^cis du droit des gens. Paris 1881. Tome I. p. 188. 
„Man muss zugeben, dass es Fälle giebt, in denen fremde Nationen sich 
solchen Verfassungsänderungen widersetzen dürften, sei es dass sie solchen 
Bechten zuwider sind, welche ihnen aus besonderem Anlass bewilligt wor- 
den, oder dass sie mit ihrer eigenen Sicherheit und Selbstorhsitung un- 
vereinbar sind.** — 9, Gagem^ Gritik des Völkerrechts. S. 164. „Die Un- 
abhängigkeit der Nationen bleibt freilich Begel, aber ein starkes Interesse, 
angrenzend an die Selbsterhaltung, zieht unaufhörlich zum Einschreiten 
und rechtfertigt es.** Vgl. ebd. S. 17. — Walter^ Natnrrecht, §.466. 
gestattet die Einmischung als Ausnahme, wenn durch das, was bei einem 
anderen Volke vorgeht, die eigenen Bechte bedroht oder schädliche Ein- 
flüsse zu befürchten sind u. s. w. — Bemer (in BhunUiMi und Bratet^ 
Deutsches Staatswörterbuch, s. v.) ist im Princip gegen die Intervention, 
giebt aber zu, [was vollkommen genügend ist,] dass es äussersto Fälle 
giebt, wo das Gesetz der Nichtintervention von einem höheren Princip 
durchbrochen wird ; fest stehe, dass wegen der Verletzung untergeordneter 
Interessen eine Intervention nicht gestattet sd. Vgl. daselbst die Aeus- 
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semngen von Guiasot (L'^gliae et la soci^ti ehröt. p. 122): Nur eine ab- 
solute , dringende Nothwendigkeit gebe das Becht, die innere Unabhfingig- 
keit der Nationen anzutasten; nnd GkaUauhriandj (Congress v. Verona. 
Hamb. 1838. Bd. I. S. 255). „Man interveniert oder interveniert nicht, 
ganz wie das Bedttrfniss eines Landes es erheischt/* — BUlßu^ Encyclopädie. 
S. 815. ,)Es kann keinem Staate verwehrt sein, wenn die Ereignisse in der 
Mitte des anderen seinen Zwecken gefährlich werden, — und darfiber ist 
er der einzige Richter, — alle ihm zu Gebote stehenden Mittel anzuwen- 
den, um auch in dem Innern des fremden Staates den Zustand herzustel- 
len, bei dem er seinen Zwecken ruhig nachzustreben vermag." — Vgl. 
Mtüati, (Ztschr. für Staatswissensch.. 1844. S. 828). — £ S, Zachariä, 
Vierzig Bücher vom Staat. Bd. V. S. 25. — Wamkifnig, Rechtsphilosophie. 
S. 412. — K Eseher, Politik. Bd. II. S. 649. „Durch die Unbestimmtheit 
der Ausnahmen verliert die Segel ihre praktische Bedeutung und es bleibt 
nur übrig zu sagen, dass die Frage jedesmal in concreto entschieden wer- 
den muss.'* — Laurent^ Histoire du droit des gens. Tome II. p. 521. „Wenn 
man in unsern Tagen die Intervention verwirft, so geschieht es, weil man 
sie durch die Konige im Dienste des Absolutismus hat üben sehen." — 
Noch heute werth gelesen und beachtet zu werden sind über Intervention 
die Ausführungen von Chr. Garve^ Ueb. d. Verbindung der Moral m. 
d. Politik. S. 98—128. — Vom ultramontanen Standpunkt will Tapar^i^ 
Diritto naturale. T. II. p. 226 ff. nur die Intervention aus Liebe zudem 
anderen Volke gelten lassen, wenn die Autorität zu wirken nicht im Stande 
ist, z. B. wegen einer Rebellion. So lange in einem Staate die legitime 
Obrigkeit bestehe, werde der Fall äusserst selten sein, wo die nicht er- 
betene Intervention erlaubt sei. In inneren Unruhen dürfe man nur inter- 
venieren, wenn der Intervenierende positive Gefahr zu fürchten habe, wenn 
Umsturztheorien verbreitet, aufrührerische Leidenschaften entflammt werden. 
Vgl. TereHseio Mamiami^ D'un nuovo Diritto Europ. Torino 1859. p. 149. 

Zu S. 81^82. Angriffskrieg. Eroberung. 

Montesquieu , Esprit des lois. Liv. X. Chap. 2. „In den Verhältnis- 
sen zwischen Staaten führt das natürliche Recht sich zu vertheidigen mit- 
unter die Nothwendigkeit herbei anzugreifen, wenn ein Volk sieht, dass 
ein längerer Friede ein anderes Volk in den Stand setzen würde, jenes 
au zerstören , und dass der Angriff im gegebenen Augenblick das einzige 
Mittel ist, diese Zerstörung zu verhindern." — Friedrich der Oro$ae im 
Antimachiavel, Oeuvres, T. VIII. p. 159. nennt solche Kriege des guerres 
de pr^caution, welche die Fürsten zu unternehmen ganz recht tiinn, weil 
es ein sicherer Grundsatz sei, dass es besser ist zuvorzukommen als den 
anderen sich zuvorkommen zu lassen. — v, BoUeek, Lehrbuch des Ver- 
nunftrechts tt. d. Staatswissenschaften. Stuttg. 1829. Bd. III. S. 88. „Der 
Beginn der Thätlichkeit kann in reiner defensiver Absicht stattfinden, so 
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wie hinwieder der eigentliche Angreifer , d h. der den Angriff Voibereir 
tende, den Entsohluas des Angriffs Kundthnende oder eine dahin geneh- 
tete Alliang Schlieisende im ersten Moment des Kampfes in der Bolle des 
sich Vertheidigenden sein kann/' — Travers Tioütj Law of nations. Vol. I. 
§. 102. „Ein Miachtsnwachs , wenn er von dem Willen diese Macht an 
missbranchen begleitet ist, giebt triftigen Grond snr Bennmhignng nnd 
kann den Reeors an den Waifen rechtfertigen ... Da die £r£shrang be- 
weist, dass in der menschlichen Natnr eine Neigung ist, die Macht zu miss- 
brauchen, wo es mit Straflosigkeit geschehen kann, so berechtigt der Um- 
stand, dass der Besits der Macht gemeinhin mit dem Willen sie au miss- 
brauchen Terbnnden ist, einen Staat, wenn seine Sicherheit gefährdet ist, 
den ersten Anschein einer solchen Verbindung von Macht und l^^en als 
hinreichende Warnung au betrachten. '' [Gewiss, nur ist das keine Rechts-, 
sondern eine vollgültige Kingheitsregel.] — Dagegen S<^deiermacher, Die 
christUche Sitte. Werke, in. Abthlg. Bd. VU. S. 278 ff. „Von der Idee des 
Volkerrechts ans ist jeder Vertheidigungskrieg erlaubt, aber jeder Angriffii- 
krieg unsittlich, auch wenn er den Schein des Vertheidigungskrieges an- 
nimmt' — iC fr. HaUeeky Eiern, of Internat, law. 1866. p. 146 ff. ->- 

KlUber, Völkerrecht. S. 880 §. 837. Note a. „In concreto ist es oft 
schwer, ein richtiges Urtheil zu fiUlen über die Rechtmässigkeit eines 
Krieges. In verschiedener Beziehung kann derselbe sogar auf beiden Sei- 
ten gerecht sein. Auch behauptet in der R^^l jeder Theil, das Recht 
auf seiner Seite au haben; und selbst der ungerechte Theil kann in bona 
fide sein." — Wüdman, Inst, of intern, law. Vol. II. p. 2. 

BlwUsdUij Allgem. Staatsrecht. 8. Aufl. Bd. II. S. 162. „Sogar wenn 
der Krieg nur als ein grosser Rechtsstreit angesehen wird, so ist für den Staat 
der Angriff unter Umständen so nöthig als für den rechtlichen Privatmann 
in dem bürgerlichen Rechtsstreit die Klage. Sogar der Eroberungskrieg 
ist nicht immer verwerflich, wenn schon die Ausbildung des Völkerrechts 
und die fortschreitende Civilisation die Zulassigkeit desselben seltener ge- 
macht hat.<< — Traveri IWt«, Law of Nations. 1861. §. 14. „Eine be- 
gründete Furcht vor Gefahrdung der eigenen Unabhängigkeit rechtfertigt 
anerkanntermassen eine Nation, wenn sie zum Kriege greift, um «nem 
Angriff auvorsukommen .... Es ist das Recht auf Sicherheit nnd gehört 
zum Rechte der Selbsterhaltung. Dasselbe Recht berechtigt den Staat, dem 
ein Unrecht zugefügt ist, vollkommene Entschädigung au verlangen und 
dazu Gewalt anzuwenden .... Ein Staat, der angegriffen worden ist und 
seinen Feind bezw^ongen hat, wird mit vollem Recht Voisichtsmassregeln 
gegen einen zweiten Angriff ergreifen, indem er den Feind der Mittel zur 
Erneuerung des Angriffe beraubt*^ — Memr. .fictter, Sncydopädie. Bd. UL 
S. 561. „Die Bedürfnisakriege zeigen auch, dass der Grund des Krieges 
nicht nothwendig ein positives Unrecht sein mnss, er vielmehr darin 
liegen kann, dass die Bedürfhisse des einen Volkes von dem anderen nicht 
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UMTkannt werden, weil die VerstSndigiwg unter ihnen mongelbalt ist. 
Hieraus ergiebt sich auch, das» der Krieg nicht nothwendig von der einen 
Seite ungerecht sein muss; von beiden Seiten viehnehr kann es an Ver- 
stftadignng mangeln und Ton beiden Seiten ein wahres Bedäxfniss cum 
Kriege treiben. Die Befriedigung des Bedürfnisses f&hrt zur Eroberung 
und daher können auch Eroberungen gerecht sein/* — J» Stitart Miü frei- 
lieh ist anderer Meinung. Dissert. and discuss. Vol. III. p. 171 heisst es: 
„Es ¥rftrde eine Beleidigung des Lesers sein, über die Unsittlichkeit von 
Eroberungskriegen oder von Eroberungen selbst als der Folge eines ge- 
rechten Krieges, die Unsittlichkeit der Annexion eines civilisierten Volkes 
an das Gebiet eines andern, es sei denn durch dessen eig^e freie Wahl, 
noch erst au discutieren.** — Guixotf L'^lise et la soci^tä chr^tioines en 
1861. Paris und Leipzig 1861. S. 78: „Das härteste unter den Besultaten 
des Krieges, die Eroberung, wird legitim und unwiderruflich befestigt erst 
durch die Assimilation der Bevölkerungen.'* — Ferguson j Versuch einer 
Gkschichte der bürgerl. Gesellsch. Tbl. S. Cap. 5. ,J)ie Prinoipien der 
Eroberung lassen sich nicht immer von denen der Selbstvertheidigung un- 
terscheiden. Wenn ein Nachbarstaat geflQirlich, wenn er häufig störend 
wird, so ist es ein auf der Erwägung der Sichwheit ebensowohl als auf 
der Eroberung begründeter Grundsatz, dass er geschwächt oder entwaff- 
net werden muss. — Auch VtiUd, Droit des gens. L. III. Chap. 13. §. 195. 
lehrt ein Becht der Eroberung; ebenso H^ffiery VB. 4. Ausg. §. 176. 178. 
BlwnUchli, Modernes V.R. §. 701; 289. — Oppenheim, V.R. Cap. XII. §. 10. 
— Kliibery V.B. §. 855. — de MMp, Le droit public de l'Europe. 
Nouv. ^d. Tome I. G«n%ve 1768. p. 116. „Ein Fürst darf, um seinen 
Feind für seine Ungerechtigkeit zu bestrafen und sich für die Kriegskosten 
zu denen man ihn gezwungen hat zu entschädigen, seine Eroberungen 
über das Gebiet auf das er Ansprüche hat hinaus ausdehnen. Aber die 
Waffen an sich geben keinen Besitatitel; sie setzen einen früheren vor- 
aus . . . Jeder vernünftige Mensch muss zugestehen, dass ein Staat, wel- 
cher ohne gerechten Grund die Waffen ergriffen hat, seinen Feind für alle 
während des Krieges erlittene Verluste entschädigen muss.** — Vgl. ebd. 
p. 13,7 ff. — Vortreffliches über das Becht der Eroberung giebt Ohr, Oarve, 
über die Verbindung der Moral mit der Politik. S. 183—137. — Wie 
Taüeyrand auf dem Wiener Congress das Eroberungsrecht im Sinne der 
Legitimitätstheorie bestritt, darüber vergL Brockhaus, das Legitimitäts- 
princip. S. 16 ff 

Etwas ganz Verkehrtes kommt heraus, wenn man die thatsächliche 
Entscheidung von Streitfragen durch überlegene Gewalt, wie sie der Krieg 
vollzieht, auf einem „Becht der Stärke** begründen will. Freilich ist es 
gerecht und ein Werk der Gerechtigkeit, welche die Welt regiert, dass 
das weniger Lebensfähige, d. L das weniger Starke, dem Besseren, d. i. 
dem Stärkeren den Platz räume; aber Resultat einer Bechtsordnung ist 
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das nieht, sondern eben das Gegentheil des Rechts. (Bomagnoii, Istita- 
sioni di ciyile filosofia. Parte prima. Firenze 18S9. p. 124.) Die 
Streitfragen iwischen Staaten sind keine Rechtsfragen im strengen Wort- 
sinne, nnd werden also auch nicht dnrch Rechtsmittel ausgetragen. Den 
Begriff eines ,, Rechtes der Stärke** hat am scharfsinnigsten entwickelt 
Bnmdhcn in der oben angeftthrten Schrift: La gnerre et la paix. Bmxelles. 
1863. Tome I. p. 208 ff. „Die Stftrke bildet einen Theil des menschlichen 
Wesens , trSgt bei sn seiner Würde ; sie hat also anch ihr Recht, welches 
nicht das Recht, nicht alles Recht ist, aber das man nicht ohne Un- 
verstand verkennen darf. Es ist das älteste Recht, Keim und Grundlage 
alles Rechtes. Es ist ein Gesetz der Natur, dass die Schwäche sich unter 
den Schutz der Stärke stelle. Das Kriegsrecht ist das Processrecht der 
Stärke. Der Krieg ist die Zurückforderang und der Erweis des Rechtes 
der Stärke vermittelst der Waffen.** — Das „Recht der Stärke** beruht 
auf einem blossen Wortspiel; Recht wird statt Gerechtigkeit gesagt. Wo 
es kein Recht giebt nnd geben kann, da ist es vernünftig und gerecht, 
dass die Stärke entscheide. Aber wo es Recht giebt, da ist das Gesetz 
so stark, dass alle andere Stärke dagegen verschwindend klein ist; da 
soll eben nur das Gesetz und nicht irgend welche Stärke entscheiden. 

Zu S. 83. Suff rage universel. 

Ji^reeman, Hist. of Fed. Government. Vol. I. p. 71 ff. „Das Napo- 
leonische Sufflrage universel ist einfach ein handgreiflicher Schwindel , wel- 
cher, wären seine Erfolge weniger ernst gewesen, das reine Gelächter 
Europas gewesen sein würde .... Bisher ist es in jedem Fall ein blos- 
ser Betrug gewesen. Da war keine freie Wahl, keine redliche Alternative 
zwischen zwei oder mehr Vorschlägen oder zwischen zwei oder mehr Gan- 
didaten. Das Volk ist einzig aufgefordert worden. Ja oder Nein zu sagen 
zu etwas, was bereits durch militärische Gtewalt ausgemacht war.'* — 
Walter y Naturrecht. §. 251. nennt die Volksabstimmung eine täuschende 
Aushilfe, die als eine blosse Thatsache zwar alte Rechte zerstören helfen, 
nicht aber ein neues Recht schaffen kann. Baremtej Questions constitution- 
nelles, Chap. 1. nennt sie eine blosse Formalität, worin man nie etwas 
wesentliches oder aufrichtiges gesehen habe; und noch vor den neueren 
Erfahrungen sprach sich eben dahin ans David Hume, Moralische und poli- 
tische Versuche. Hamb. und Leipzig 1756. Tbl. IV. S. 368. — iVovdAon, 
La gnerre et la paix. Tome I. p. 434. „Begnügen wir uns daran zu erin- 
nern, dass das ürtheil, welches der Krieg einmal gefJÜIt hat, das beste 
Urtheil ist, und dass keine Autorität, von welcher Art auch immer, sol- 
ches Urtheil zu bekräftigen oder zu beseitigen vermag .... Was will die 
Meinungsäusserung von Bürgern, welche ihre Stimmzettel in eine Urne le- 
gen , bedeuten neben, deijenigen von Kriegern , welche ihr Blut vergies- 
sen?** — Frama Lieber^ De la valeur des pUbisdtes dans le droit inter- 
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national. (Reviie du droit international. Broxelles 1871.) p. 144 ff. ,,Die 
Wahrheit ist, dass die Einführung des If^joritfttsprincips von neuem Da- 
tum in der Geschichte der Nationen ist.** — „Bis jetat sind weder die 
grossen Volksabstimmungen über Fragen der inneren Ver&ssung, noch die 
über Annexionen geeignet das geringste Vertrauen einsuflössen.** — Da- 
gegen billigt das sufErage universel Jß. v, Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht 
und Politik. Bd. II. S. 296 ff. Er h&lt es sogar für eine Gewaltth&tigkeit 
der Männer, dass die Frauen yom Stimmrecht ausgeschlossen werden ! Frei- 
lich giebt er zu (S. 830), dass z. B. die Abstimmung in Neapel 1860 nur 
„ein augenblicklicher Einfall, ein unterhaltendes Schauspiel ohne Ernst und 
Verpflichtung** war. — Aus älterer Zeit ygl. Condorcetj Sur les assemblöes 
provinciales. 1788. Artide I. (Oeuvres. Brunswick et Paris 1804. T. XIII. 
p. 35 ff.). „Die Gründe, um derentwillen man die Frauen von den öffent- 
lichen Aemtem ausschliessen zu müssen glaubt und die sich übrigens leicht 
widerlegen Hessen, können kein Motiv abgeben, sie eines Bechtes (des 
Wahlrechts) zu berauben , dessen Ausübung so einfach sein würde und 
welches die Männer nicht ihrem Geschlecht sondern ihrer Eigenschaft aU 
vernünftige und fühlende Wesen zu danken haben, die ihnen doch mit den 
Frauen gemein ist.** — Auch W. J, Behr, System der allgem. Staatslehre. 
1804, bei dem die Lehre von der Volkssouveränetät , dem Idealstaat und 
der naturrechtlichen Verfisussung die schärfste, kaum mehr zu überbietende 
2^aspitzung erlangt hat , fordert conseqnenter Weise , dass in der Volksge- 
i^ieinde alle Weibsbilder, die mündig und unverheirathet, Gkschiedene oder 
Witwen sind, Sitz und Stimmrecht haben. — 

Zu S. 86. Zukunft des Völkerrechts. 

Die auf Anlass von Erlebnissen des eben beendeten Krieges mit Frank- 
reich entstandene, vom edelsten Gkiste getragene Schrift von TVendelenburg, 
Lücken im Völkerrecht, Leipzig 1870, macht zur Ausfüllung dieser Lücken 
Vorschläge, die zum Theil doch wohl ihrer Natur nach firomme Wünsche 
bleiben werden. Wie uns scheint, unterscheidet Trenddeniburg im Anschluss 
an Kafa das Völkerrecht zu wenig vom eigentlichen Becht und will die ge- 
genseitigen Verhältnisse der Staaten durch die freie That der Menschen, 
durch ein sittliches Thun geordnet wissen, als ob die Menschen hier selbst- 
ständig handelten, während sie doch nur im Auftrage und Sinne des Staa- 
tes zu handeln haben, der selber weder einen freien noch einen sittiiehen 
Willen hat ; im ganzen aber sind wenigstens die realen Bedingungen aller 
internationalen Praxis weit sicherer als bei Kant in's Auge gefosst. „Im 
Völkerrecht sollen die Völker ihr gemeinsames Gewissen haben, und 
die öffentliche Meinung muss sich regen um es beständig zu wahren.** 
(B. 25.) Gewiss; aber die Schranke, bis zu der dieses Gewissen wirkte 
ist das Interesse des Staates; was dieses Interesse in Wahrheit erfordert, 
muss unter allen Umständen und mit allen Mitteln gewahrt werden, daa 
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ist diis Gebot der Sittlichkeit fHr diejenigen, die im Auftrage des Staates 
handeln. Dass die Fortbildong des Völkerrechts, wie es S. 61 heisst, die 
Staaten mit dem Bande des Friedens nnd des Bechts einigen und eine Glie- 
derung der Menschheit wie sa Einem Leibe Torbereiten soll, ut gewiss 
nicht richtig , kann also anch nicht „den Bemf der deutschen Nation*' be- 
leichnen. Gewisse Ansschreitnngen der Grausamkeit, die vom Interesse 
des Staates nicht geboten und also auch nicht gestattet sind, wird das Völ- 
kerrecht immer sicherer zu beseitigen haben ; — aber ein gesicherter Rechts- 
anstand zwischen den Staaten und eine Gliederung der Menschheit bt von 
Natur unmöglich-, also auch kein Temfinftiges Ziel des Strebens. — Von 
den praktischen Vorschlägen ist der eines permanenten Ausschusses sur 
Fortbildung der internationalen Praxis, insbesondere auch zur nSheren Be- 
stimmung der Pflichten der Neutralen, der wichtigste ; ihm ist gewiss bei- 
zustimmen. Auch ein zweckmässigerer Ersatz für die in ihrer bisherigen 
Form eanz widersinnigen Prisengerichte wird sich wohl scha£fen lassen; 
eine Verpflichtung, die Bestimmungen der Genfer Convention oder Aehn- 
liches in die militärische Instruction mitaufzunehmen, ist vemiinftig und 
möglich. Aber einer Ueberraschung des einen Staates durch den andern 
mit Efieg wird sich nicht völkerrechtlich vorbeugen lassen, weil hier das 
Interesse zu deutlich spricht. Eine Verpflichtung der Staaten, ehe 
sie zur Gewalt schreiten^ gütliche Ausgleichung zu suchen, ist unmöglich ; 
höchstens eine Veranstaltung ist denkbar, um diesen Weg denjenigen zu 
ermöglichen, der ihn gehen will , weil er es mit seinem Interesse verträglich 
findet. Die Achtung des Privateigenthums zur See wird ein frommer 
Wunsch bleiben, so lange es Seemächte g^ebt, die keines Mittels sich ent- 
äussern dürfen, um ihren Feind zur See zu schwächen; alle Deductionen 
aus einem präsumierten Bechtsgefühl kommen gegen die Lebensinteres- 
sen der Staaten nicht auf. In Bezug auf die etwa nothwendig werdende 
Austreibung der Unterthanen einer feindlichen Macht endlich wird sich kein 
souveräner Staat beschränkenden Bedingungen unterwerfen wollen oder 
können. 

Unter den verwandten Schriften nennen wir H. C, v, Gagem, Critik 
des Völkerrechts , eine Schrift , welche ihrem Titel sehr wenig entspricht 
und neben manchen guten Bemerkungen mehr Ausbrüche des Gefühls ent- 
hält, als dass sie für die Fortentwicklung des Völkerrechts bestimmte klare 
Ziele aufstellte. Die Kritik des Völkerrechts von v, KaUenhwn hat ihr 
Verdienst in der Aufhellung der geschichtlichen Entwicklung der völker- 
rechtlichen Lehren. Hervorzuheben ist Terenzio Jfamiant, D'un nuovo 
diritto Europeo. Torino 1859, der im ganzen und grossen von dem Er- 
reichbaren und wirklich Wünschenswerthen nicht zu weit abweicht Der- 
selbe geht aus von der unveräusserlichen und unverjährbaren Autono- 
mie der Staaten und Freiheit der Individuen und verlangt stricte Herr- 
schaft des Rechts auch in den internationalen Verhältnissen, wobei frei- 
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iich zwischen dem formalen Becht und der Gkreebtigkeit nicht klar geschieden 
wird; doch hat M. Einsicht genng, an das offenbar Ungerechte, wenn es 
auch die Form des Vertrages nnd des bestehenden Bechtsanstandes trägt, 
den Staat nicht anbedingt binden zn wollen. Andererseits entsteht Un- 
klarheit daraus, dass Volk und Staat im Begriffe nicht genügend ausein- 
andergehalten wird. „Die unumschränkte Souveränetät gehört der Ver- 
nunft und der Gerechtigkeit, weder die Fürsten noch das Volk besitzen 
sie. Nur die Besten an Wissenschaft und Tugend haben ein Becht, sie in- 
nerhalb gewisser Grenzen zu fiben. Legitim ist die Begierung, welche 
die Zustimmung der Begierten hat und dem gesellschaftlichen Fortschritt 
dient. Jede andere muss geändert werden. Das Princip der Nichtin- 
tervention duldet keine Ausnahme. Freier Entschluss und das Na- 
tionalitätsprincip bedingen die Erweiterung oder Auflösung der 
staatlichen Gemeinschaft. Es giebt kein Becht der Eroberung ; aber manche 
frühere Eroberungen sind legitim geworden durch die Verschmelzung von 
Besiegten und Siegern zu einem Vaterlande. Zu jeder Territorialverände- 
rung bedarf es der Befragung und Zustimmung der Einwohner. Niemand 
darf auf seinem Haupt mehrere Kronen yereinigen, kein Volk von einem 
andern abhängig sein. Die Tractate sind heilig, vorausgesetzt dass sie 
den ewigen Lehren der Gerechtigkeit nicht offen widersprechen. Zu den 
allgemeinen und das allgemeine Becht fortbildenden Verträgen wirken alle 
Staaten mit, die es annehmen und beobachten, zu den particularen Ver- 
trägen alle dabei interessierten. Die Abstimmung eines jeden Staates ist 
frei und von gleicher Geltung. Auch für die nicht anerkannten Völker 
ohne officielle Vertretung muss es ein Mittel geben, ihren Ansprüchen und 
Beschwerden Gehör und Anerkennung zu verschaffen. Staat und Kirche 
sind in allen äusseren Beziehungen getrennt ; Concordate werden nicht mehr 
nöthig. Das geistliche Becht darf in das weltliche nicht eingreifen.** (p. 345 
— 847). Der Fortschritt des Völkerrechts ist zu erwarten von der wach- 
senden inneren Freiheit der Staaten, (p. 268 ff.) Staaten wie Oesterreich, 
die Türkei, der Kirch^istaat müssen verschwinden, die kleinen Staaten 
mit den grösseren von gleicher Nationalität Föderationen bilden, Protec- 
torate und Halbsouveränetät aufhören, die Colonien Selbstständigkeit er- 
langen, (p. 270 ff.) Verträge müssen auf Zeit geschlossen, in bestimmten 
Fristen revidiert und erneuert werden, (p. 286). Grosser Werth wird auf 
die Sanctioniemng und Fortbildung des Völkerrechts durch Congresse ge- 
legt, (p. 100. 110. 325 ff.) 

Zu S. 94. Codificierung des Völkerrechts. 

Ueber Oregoire^a Versuch einer Dädaration du droit des gen« vom 
Jahre 1795 nach Analogie der D^daration des droits de Thomme vgl. Mtur^ 
ten$y Pr^eis du droit des gens moderne de l'Europe. Tome I. Paris 1831. 
p. 11 ff. Das Elaborat besteht ans 21 Artikeln. Der erste besagt: Die 
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Volker sind anter einander im Znstande der Natar, sie haben znm Bande 
die universelle Moral. Artikel 3 : Ein Volk soll gegen die andern handeln, 
wie es wünscht, dass man gegen es selber handle. Artikel 5 : Das beson- 
dere Interesse eines Volkes ist dem allgemeinen Interesse der Familie der 
Menschheit untergeordnet. Artikel 7: Ein Volk hat nicht das Recht, sich 
in die Regierung der andern einzumischen. Artikel 8 : Keine Regierung 
ist den Rechten der Völker gemäss, als diejenigen, welche auf der Gleichheit 
und der Freiheit beruhen. Artikel 16 : Die Bündnisse, welche einen Angriffs« 
krieg zum Ziele haben, die Verträge, welche dem Interesse eines Volkes scha- 
den können, sind ein Attentat gegen die Familie der Menschheit. Artikel 21 : 
Die Verträge zwischen den Völkern sind heilig und unverletzlich. — Und 
dergleichen öde und sinnlose Redensarten mehr, wobei immer statt Staat 
das Wort Volk gebraucht wird, um die Begriffsverwirrung zu steigern. 

Benüuan hat schon 1789 das Project eines Codex des Völkerrechts 
entwickelt (Principles of international Law. Works. Vol. VIII. p. 538 , 2) 
mit der Absicht, den ewigen Frieden zu ermöglichen. Seine Voraussetzun- 
gen sind: es soll keine Nation der anderen Uebles, vielmehr jedes mög- 
liche Gute zufügen, dagegen auch von anderen Nationen keine Beschädi- 
gung dulden, sondern möglichst viel Gutes von ihnen entgegennehmen; 
es sind Einrichtungen nöthig, damit der Krieg möglichst wenig Uebles 
erzeuge. Darum muss 1) die Streitmacht der Nationen eingeschränkt und 
fixiert werden, 2) jeder Staat muss seine entfernten Colonien freilassen. 
Ein gemeinsamer Gerichtshof zur Entscheidung der Streitigkeiten , aber 
ohne Zwangsgewalt , muss errichtet werden, der seine Verhandlungen ver- 
öffentlicht und den ungehorsamen Staat in die europäische Acht erklären 
kann. Gäbe es Pressfreiheit, wären alle Unterhandlungen und Verträge 
Öffentlich , so brauchte man nicht einmal jedem Staate ein Contingent auf- 
zuerlegen , um die Urtheile jenes Gerichtshofes auszuführen. — 

Das ähnliche Project fiant'« Zum ewigen Frieden vom Jahre 1785 be- 
handelt am besten Trenddenburg , Lücken im Völkerrecht. S. 3 — 24. 

Durch einen Juristencongress in England ist eine Commission zur Co- 
dificierung des Völkerrechts eingesetzt worden, die gewiss leichte Arbeit 
haben wird, Regeln der Humanität, der comitas gentium, der äusseren 
Formen des Verkehrs aufzustellen, die dem gegenwärtigen Bewusstsein ent- 
sprechen, aber schwere Arbeit, allen solchen Regeln auch in der Praxis der 
Staaten die nöthige Anerkennung und Befolgung zu sichern. Gkwiss aber 
wird ihre Mühe eine vollkommen eitle und vergebliche sein, wenn sie es 
imtemimmt, aus allgemeinen Anschauungen von Gerechtigkeit und Sitt- 
lichkeit Bestimmungen zu geben über Verhältnisse, wie im Seerecht, die 
das Interesse und die Machtstellung der Staaten wesentlich berühren, und 
In Bezug auf welche jeder Staat naturgemäss nur sich und die Kraft, mit 
der er seine Ansprüche durchzusetzen vermag, zu befragen im Stande ist. 

Ein durchaus besonnener Entwurf ist der von JÜ^honte de Dcmm-Bß» 
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trushevecis, Pr^cis d'un code du droit international. Leipz. 1861. Er ord* 
net ^vesentlich nur das, was nicht der ,,hohen Politik*' angehört und wünscht 
die Binsetzung einer internationalen Commission , die , alle Fragen hoher 
Politik bei Seite lassend, aus den vorhandenen Verträgen das Ueherein< 
stimmende als geltendes Völkerrecht heraussuche und zusammenstelle, Ver- 
schiedenheiten durch Compromisse ausgleiche und so einen Codex zu Stande 
bringe, den die Mächte aus freier Verabredung annehmen und veröffent- 
lichen können. Seine Arbeit liefert höchst schätzenswerthes Material in 
knappster Form. 

Tbeilweise verfehlt dagegen erscheint der wohlmeinende und mit gros- 
ser Sorgfalt ausgeführte Entwurf von Bluntschli, Das moderne Völkerrecht. 
Nördling. 1868. Hier wird durchgängig, was aus Interesse und Nutzen 
entspringt, unter den Gresichtspunkt der Gerechtigkeit gestellt und als ein 
ursprüngliches Natur- und Vemunftrecht, ausgesprochen ; was nur durch die 
Rücksiebt auf die Machtverhältnisse geordnet werden kann, ials Anforde- 
rungen des Sittengesetzes behandelt: eine Ethik für souveräne moralische 
Personen ! Kaum dass es die kühnsten unter den ultramontanen Politikern 
weiter treiben. Allerlei fromme Wünsche, gute Rathschläge, subjective 
Beflexionen über Staatsverhältnisse gehen durcheinander, und solche Aus- 
sprüche sollen Paragraphen eines Bechtsbuches bilden. Z. B. §. 95 — 107. 
Es ist ein Jurist, der den Satz aufstellt: „Eine Staatsdienstbarkeit geht 
unter, wenn dieselbe aufgehört hat, mit der Entwicklung des Völkerrechts 
verträglich zu sein !'* (§. 359 , c.) Wer soll denn nun darüber entschei- 
den? 9, Das heutige Völkerrecht gestattet nicht mehr die Abschliessung 
eines Meeres von dem Weltverkehr!*' §.305. Warum nicht, wenn ein 
Staat das Interesse und die Macht hätte? „Kein Staat ist berechtigt, sein 
Land von dem allgemeinen Verkehr abzusperren!*' §. 381. „Völkerrechts- 
widrig und deshalb ungültig sind Verträge, welche die gewaltsame Unter- 
drückung eines friedlichen und lebensfähigen Staates bezwecken!'* §. 412. 
„Die gegenwärtige Uebung, womach auf dem Congresse nur die Begie- 
rungen der Staaten vertreten sind, stimmt nicht zu dem repräsentativen 
Charakter des modernen Staatsrechts." §. 114. Als ob es sich um Staats- 
recht handelte ! },Die Bechtsverbindlichkeit der Staatenverträge beruht auf 
dem Bechtsbewusstsein der Menschheit (!). Verträge, deren Inhalt das all- 
gemein anerkannte Menschenrecht (!) oder die bindenden Gesetze des Völ- 
kerrechts verletzen, sind deshalb ungültig." §. 410 — 413. „Ausrottungs- 
und Vernichtungskriege gegen lebens- und culturfähige Völker und Stänmie 
sind völkerrechtswidrig." §. 535. §. 515 ff. „Das blosse Staatsinteresse für 
sich allein rechtfertigt den Krieg nicht." §. 518. „Bei der Auslegung und 
Anwendung der Allianzverträge ist beiderseits mit ehrlicher Treue in gu- 
tem Glauben imd aufrichtiger Freundschaft zu verfahren." §. 449. Und 
dergleichen in Masse , was schlechterdings blosse Bedensart und für die 
factische, einen dem Becht ähnlichen Zustand anstrebende Fortbildung der 
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intemationaleii Besieliiuigeii vollkommen werthlos ist. — Je bdher die Ver^ 
dienste BluntBchiC» als Lehrers des Staats- und Völkerrechts anxoschlagen 
sind , nm desto weniger darf bei dem nnlängbaren weitgreifenden Einflnss 
seiner Lehren verschwiegen werden, wo die Schwache begrifflicher Dednc- 
tion ihn zn irreführenden Gonseqaenzen verleitet hat, wShrend ein gesun- 
der Tact and reife praktische Erfahmng ihn sonst trotz alledem so viel- 
fach das Richtige finden ISsst — 

Zu S. 96. Die Ehre des Staates. 

Die wahre Ehre des Staates darf freilich nicht preisgegeben werden. 
Ohr. D. Voszj Politik. Bd. IV. S. 492. nennt Würde und Ehre des Staates 
blosse Vomrtheile. S. Öi. „Wer würde nicht die durch Stfinde modifi- 
cierten kleinen Monarchien [in Deutschland] jeder Republik der Erde vor- 
ziehen I Ueberhanpt sind wir des Glaubens, dass es nicht eher ein völlig 
wohl gegründetes Bürgerglück geben wird, als bis die grossen Staaten .... 
durch Zerstückelung mehrere mittlere Staatskörper gebildet haben wer- 
den.** — Man kann die Verkommenheit des politischen Geistes in Deutsch- 
land kaum schlagender belegen. — Treffend dagegen Luden, Politik. S. 170: 
„Wer die Ehre verloren hat , hat in den Augen andrer das Dasein verlo- 
ren, weil von ihm vorausgesetzt wird, dass er aufgegeben habe, wodurch 
er andern gleich war, und nun zu vermuthen ist, dass er jedes andere 
ebenso wenig retten werde, sobald sich einer findet, der es nehmen mag. 
Eines Staates Ehre ist die Voraussetzung der übrigen Staaten, dass er 
seine Unabhängigkeit in ihrem ganzen Umfange zu behaupten entschlossen 
sei; er hat die Ehre verloren, wenn von ihm die Meinung herrscht, dass 
es ihm mehr um Buhe zu thun sei, als um die Unabhängigkeit.** 

Zn S. 98. Die Oeffentlichkeit. 

Montesquieu, Esprit des lois. liv. XIX. chap. 27. „Wenn es dahin 
käme, dass die englische Nation bei einigen Gelegenheiten der Mittelpunkt 
der europäischen Verhandlungen würde, so würde sie ein wenig mehr Ehr- 
lichkeit und Redlichkeit als die anderen hineintragen, weil ihre Minister 
bei ihrer häufig wiederkehrenden Verpflichtung ihr Benehmen vor einer 
volksthümlichen Versammlung zu rechtfertigen in ihren Verhandlungen nicht 
geheimthuerisch verfahren konnten und gezwungen sein würden, in dieser 
Hinsicht ein wenig mehr Bechtscha£fenheit zu zeigen.** — Kant, Zum ewi- 
gen Frieden (Bd. VI. S. 449 ff.) stellt als Formel des öffentlichen Rechts 
den Satz auf: „Alle auf das Recht andrer Menschen bezogene Handlun- 
gen , deren Maxime sich nicht mit der Publicität verträgt , sind unrecht. 
Und positiv: Alle Maximen, die der Publicität bedürfen , um ihren Zweck 
nicht zu verfehlen, stimmen mit Recht und Politik vereinigt zusammen.** — 
Ebenso zählt Benlham auf die Einwirkung der Oeffentlichkeit. Siehe oben 
S. 180. Doch darf man allerdings auch die Gefahr leidenschaftlicher Auf- 
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regung^ der Massen nicht übersehen. ifis^eZ, Philosophie des Rechts. (Bd. VIII. 
§. 329) ,,Wenu man meint, Fürsten und Kabinete seien mehr der Lei- 
denschaft als Kammern unterworfen, und deswegen in die HSnde der letz- 
teren die Entscheidung über Krieg und Frieden zu spielen sucht, so muss 
gesagt werden, dass oft ganze Nationen noch mehr wie ihre Fürsten en- 
thusiasmiert und in Leidenschaft gesetzt werden können. In England hat 
mehrmals das ganze Volk auf Krieg gedrungen, und gewissermassen die 
Minister genöthigt ihn zu fUhren.^^ — 

Zu S. 102. St aatencongresse. 

JBrockhatts, das Legitimitätsprincip. Leipz. 1868. S. 259. „Aber die 
Grossm&chte können auch nicht das entfernteste Recht auf eine rich- 
terliche Competenz in europäischen Thronfolgefragen imd sonstigen poli- 
tischen Streitigkeiten geltend machen: die Congresse im zweiten und drit- 
ten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts waren vertrauliche Besprechungen über 
europäische Angelegenheiten/' — GouLd Francis Leckie^ Balance of power, 
p. 367. „Die Gerechtigkeit und Sittlichkeit, welche sie predigen, hat mit 
der Frage ungefähr soviel zu thun , als Rhetorik , Chemie oder Baukunst 
Wir bestreiten es, dass das Princip der Gerechtigkeit die Berathungeu all- 
gemeiner Congresse leitet. Wenn deshalb ein vorhandener Zustand als 
unerträglich empfunden wird und dies Männern von gesundem Urtheil und 
Erfahrung klar ist , so ist das Recht nicht für sie ein Grund , das Heil- 
mittel vorzuenthalten , vielmehr Gerechtigkeit in ihrer höchsten Bedeutung 
würde ihnen befehlen, es ohne jede andere Rücksicht als die auf die sou" 
veräne Kothwendigkeit des öfiEentlichen Vortheils in Anwendung zu brin- 
gen." — K. Th. PüUer, (Zeitschr. f. Staatswissensch. 1850. S. 306). „Denn 
darüber sind alle souveräne Völker oder Staaten sich selbst klar, dass kei- 
ner dritten, bei dem Rechtsstreit unbetheiligten unparteiischen Macht, und 
bestände sie aus der Gesammtheit aller übrigen Staaten, das Recht zuge* 
standen oder beigelegt werden könne, über die Rechte und Verhältnisse 
zweier streitenden Staaten ein gerichtliches Endurtheil zu HUlen, 
weil mit der Anerkennimg oder Aufstellung eines solchen Völkergerichts* 
hofes die Vernichtung der Souveränetät , des Rechts der Völker und des 
Völkerrechts ausgesprochen sein würde.'' — 

Interessant ist der Vorschlag eines Franzosen , Strada (L'Europe sau- 
väe et la F^d^ration. p. 242. bei de Farieu, Principes de la science poli- 
tique. Paris 1870. p. 356) : „Der erhabenen Initiative des Staatsoberhauptes 
von Frankreich würde es zukommen, die Gestaltung des europäischen Par- 
laments einzuleiten. Der Primat unseres Vaterlandes würde gesichert sein. 
Es würde naturgemäss an der Spitze des Bundes stehen, den es vorgeschla- 
gen hätte." — Solche denkfaule und hochmüthige Träumerei beherrscht 
die ganze Nation und auch den Herrn Vicepräsidenten des Staatsrathes. 
Das erklärt Vieles. De Farieu beschränkt sich inzwischen auf den Wunsch: 
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„Wanim setit man nicht, um die wfinschenswerthe Annühenrng swischen 
den Institationen der Völker zu yerwirklichen, eine periodisch zusammen- 
tretende eoropäbche Commission ein, welche zuerst von den Begiemngen, 
sp&ter vielleicht von den Vertretern der europäischen Völker ernannt würde 
und ihre Autorität der Wissenschaft, der Gerechtigkeit ihrer Entscheidun- 
gen , so wie der Oeffentliehkeit ihrer Berathungen entnähme, und die zu- 
gleich die Beispiele des versöhnlichen und eklektischen Oebtes benutzte, 
dessen Vorbilder der föderative und harmonische Genius Deutschlands nns 
geliefert hat! . . . Behufs der Werke des Friedens, um das Netz der In- 
sdtutionen und des gemeinsamen bürgerlichen Lebens der Nationen zu flech- 
ten, muss man diese gemeinsame und dauernde Vertretung scha£fen, eine 
Institution der Eintracht, in welcher mit den allmählichen Vervollkomm- 
nungen ihrer Organisation dereinst die fruchtbaren Ideen der allgemeinen 
Entwaffnung und der Einsetzung eines Schiedsgerichts für die zu einer 
neuen und festbegrfindeten Heiligen Allianz vereinigten Nationen Platz grei- 
fen könnten.** — 

Beruht auch dergleichen zum Theil auf eitler Träumerei, so wird man 
doch anerkennen müssen, dass ein eigentliches Staatensjstem nur g^e- 
schaffen werden kann durch Congresse als dauernde Institution. Man wende 
nicht ein, dass die Souveränetät der Staaten sich damit nicht vertrag. 
Ein unumschränkter Gebrauch der Souveränetät wird auch so nicht ge- 
macht; man berücksichtigt eben fremde Interessen und sogar die fremde 
Meinung um des friedlichen Verkehrs und der Gegenseitigkeit willen ; das 
Gegentheil ergäbe ein System gegenseitiger Bepressalien und allgemeiner 
Feindseligkeit. Die Möglichkeit, die allgemeinen oder die überwiegenden 
Interessen in einfachem Ueberblick deutlich zur Erkenntniss zu bringen, 
wie sie die allseitige Verhandlung eines Congresses gewährt, ist unschätz- 
bar. Sie ergiebt am leichtesten eine Nachgiebigkeit bis an die Grenze, 
wo die Noth der Selbsterhaltung keine Bücksicht mehr kennt. Staaten, 
sagt Sehlözer, lassen sich nicht zuschliessen wie StäUe; man kann sich 
nicht isolieren , wär*s auch auf einer Insel im Ocean ; man muss abo frem- 
den Einfiuss gelten lassen, und das wird am leichtesten, wenn es der Ein- 
fluss des gesammten Systems ist. So wird auch die friedlich rathende und 
drängende Intervention in die inneren Verhältnisse am wenigsten lästig. 
Um allen willkommene Gesetze über See- und FlussschifEfahrt , Handels- 
verkehr und Zölle, über Behandlung der Fremden u. dergl. allgemein zu ma- 
chen, die Bedrückung versprengter Nationalitäten oder Glaubensgemein- 
schaften zu beseitigen, sind Congresse kaum entbehrlich. 

Ausführlich handelt von der Einrichtung europäischer Congresse Te- 
renssio Mamiam (D'un nuovo diritto Europ.) Er verlangt auf Congressen 
directe und freie Abstimmung aller der Völker, welche unter einem und 
demselben internationalen Gesetz leben ; denn kein Individuum der Völkerfa- 
milie kann sich die Macht eines Gesetzgebers über seines gleichen anmaas- 
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sen. Somit hat aach jeder der Vereinigten ein absolutes hidividuelles Veto in 
allen den Dingen, für die nicht Torher ausgemacht ist, dass Stimmenmehr- 
heit gelten soll. (S. 100). Wenn gleich die Zahl der Discutierenden und 
die Verschiedenheit der Ansichten und Interessen wächst, so ist doch auch die 
Discnssion allseitiger, das Gerechtigkeitsgefühl lebhafter, und die Fragen 
können sich unter der Mitwirkung der europäischen Presse täglich mehr 
aufklären. Schro£fe Conflicte entstehen leichter zwischen wenigen; unter 
▼ielen sind immer entfernter Betheiligte, Unparteiische, die ausgleichen 
und vermitteln können. Wenn bei alledem die Lösung einer Frage nicht 
gelingt, so ist ein offener Bruch der halben oder trügerischen Eintracht 
vorzuziehen. Besonderen Vortheil aber würde das Völkerrecht schöpfen aus 
solcher universellen und feierlichen Billigung, (p. 110 ff.). Man sollte nicht 
kriegerische Vervmrrungen erwarten, sondern mitten im Frieden Gong^esse 
berufen ; auf denselben sollte vollkommene Gleichheit der Staaten gelten ; 
die Mitglieder sollten nicht die Fürsten, sondern die Völker vertreten; 
es sollte nichts gegen die Wünsche der Völker beschlossen werden; die 
Principien des Bechts, auf die man sich bei den Abmachungen stützt, soll- 
ten deutlich ausgesprochen werden, insbesondere das Princip der Autono- 
mie, der Gleichheit und Brüderlichkeit sollte feierlich verkündigt werden ; 
Uebelstände, denen abgeholfen werden mnsste, nöthige Beformen auch im 
Innern der Staaten müsst^n zur Sprache kommen, und was sich nicht so- 
gleich abstellen oder herstellen lässt, durch ein Versprechen betreffs zu- 
künftiger Verwirklichung gesichert werden ; die Verhandlungen müssten ver- 
öffentlicht werden und nichts dürfte gegen die Freiheit, Gleichheit und ge- 
genseitige Unabhängigkeit der Völker geschehen, (p. 325 ff.) Die Wirk- 
samkeit der Congresse (p. 333 ff.) kann sich beziehen auf Verträge von all- 
gemeinem Nutzen, die den höchsten Interessen der Politik fem bleiben, 
wie über Handel, See- und Stromschififahrt, Consulate; auf Ausgleichung 
von StreitflUlen zwischen Staaten von mehr formalem Charakter ; Feststel- 
lung von Grundsätzen des Völkerrechts, Anbahnung gemeinsamer Fort- 
schritte; zum Theil auch Neuordnung des materialen und accidentiellen 
Theils des zwischen Staaten geltenden Rechtes. — 

Zu S. 109. Kleinstaaten. 

OouUt Francis Leckte, Balance of power, p. 247. führt aus, dass das 
Bestehen von Kleinstaaten ohne Widerstandskraft immer den Mächtigeren 
zum Kriege herausfordert und deshalb die eigentliche Gefahr für den Frie- 
den Europas bildet. — Vgl. K Eschcr, Politik. Bd. I. S. 50—59. — 
Sehleiermachcrj Lehre vom Staat Werke. 3. Abthlg. Bd. VIII. S. 28. „Je 
mehr der Verkehr zunimmt, desto überwiegender werden die äusseren Ver- 
hältnisse, und ein kleiner Staat wird Unsinn. Das tritt in den kleinen 
Miniatnrstaaten Deutschlands recht hervor, die nur eine ungeheure Recht- 
lichkeit bei den vielen Collisionen schont** •— Oppenheim, VR. S. 7. „Ein 
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Staat, der nicht dnreh eigne Kraft der Pflicht der Belbsterhaltiuif eu genügen 
yermag, hat nicht das historische Becht der Existenz.'* — de ToequanUe, 
D^ocr. en AmMque. Bmxelles 1835. T. I. p. 281. „Was hilft*s, dass 
ein Volk ein Bild des Wohlstandes und der Freiheit darbiete, wenn es 
sich tXglich der Verwfistnng oder Erobemng ausgesetzt sieht? dass es Ma- 
nnfacturen und Handel betreibe, wenn ein anderer die Meere beherrscht 
und auf allen M&rkten das Gesetz giebt? Die kleinen Völker sind oft klfi^- 
lieh daran, nicht weil sie klein, sondern weil sie schwach sind; die grros- 
sen gedeihen, nicht weil sie gross, sondern weil sie stark sind. Die Starke 
ist also oft für die Völker eine der ersten Bedingungen des Glückes lind 
selbst des Bestehens. Daher kommt's, dass besondere Umst&nde ausgenom- 
men die kleinen Völker schliesslich immer mit Gewalt mit den grossen 
vereinigt werden oder sich selbst mit ihnen vereinigen. Ich kenne kei- 
nen jammervolleren Zustand als deigenigen eines Volkes, das sich nicht 
vertheidigen und sich auch nicht genügen kann/* — Vgl. Freeaum^ Hist. 
of Fed. Gov. Vol. I. p. 52. — Ferffuson, Versuch üb. d. G^eschichte der 
bfirgerl. Gesellsch. Leipz. 1768. S. 89. „In dem neueren Europa wer- 
den Staaten von eben dem Umfange [wie die griechischen] wie StrSa- 
cher unter dem Schatten höherer Bftume durch die Nachbarschaft mächti- 
gerer Staaten erstickt. Sie sind dem Handelsmann in Polen gleich, der 
um so verfichtlicher und um so weniger gesichert ist, als er weder Herr 
noch Sdave ist.** 

Zu S. 110. Bedingungen und Sehranken der Föderation. 

Die verschiedenen Staaten durch föderative Bande zu einigen, um da- 
durch dem Unheil der Zwietracht zu wehren, ist ein wünschenswerthes 
Ziel, so weit es sich auf Grundlage nationaler Gemeinschaft oder eines ge- 
meinsamen Gegensatzes der sich dauernd Verbündtoden gegen andere 
erreichen Ifisst. Aber weiter als auf das durch diese Bedingungen um- 
schriebene Gebiet erstreckt sich der Bereich einer Föderation nicht. 
Eine Föderation kann von doppelter Art sein. Das föderative Band hat 
entweder selbst staatlichen Charakter, und dann hören die durch dasselbe 
Vereinigten auf, selbstständige Staaten mit dem Charakter der SouverSne- 
tät zu sein ; oder es ist ein bloss völkerrechtliches Bündniss zwischen sou- 
veränen Staaten, und dann hat die Föderation keine weitere Gewähr für ihr 
dauerndes Bestehn, als in dem freien Entschluss, dem Bedttrfniss und dem 
Interesse der einzelnen Staaten. Im ersten Fall ist das Haupterfordemiss, 
dass die Centralgewalt im Besitze einer zwingenden Macht sei, die der 
Macht aller Bundesglieder weit überlegen sei*, ihr gehört somit die Füh- 
rung der auswärtigen Politik, die Armee und die Finanzen der vereinig- 
ten Gemeinwesen ; diese letzteren sind aber offenbar keine Staaten im vol- 
len Sinne mehr, wenn sie diese eigentiich staatlichen Functionen aus Hän- 
den gegeben haben. Die Hauptaufgabe des Staates ist, die idealen Güter 
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des Volkes, sein individuelles Culturleben nnd seine ftassere Beditsordnnng 
zu schützen, insbesondere die Gefahr, die von fremder Gewalt nnd frem- 
dem Hasse droht , abzuwehren. Eine Gemeinschaft , die diese Aufgabe 
nicht mehr hat, die nicht selbstständig entscheiden darf, was ihr an höch- 
ster Stelle nützlich nnd verderblich ist, die Anstalten zu ihrer Vertheidi- 
gnng nicht mehr selbst trifft oder aus eigenem Antriebe in's Spiel setzt: 
eine solche Gemeinschaft ist nicht mehr ein Staat, weil sie nicht mehr 
souverftn ist, sondern im entscheidenden Punkte einer höheren Macht ge- 
horcht. Femer, ein Staat kann seinen Willen nicht binden oder nur be- 
dingungsweise , nur zeitweise um des eigenen Vortheils willen binden. Ein 
Staat schliesst Verträge nur ad hoc, zu bestinmiten vorübergebenden Zwek- 
ken , um sich schnell wieder auf sich zurückzuziehen, sobald er es ver- 
mag und sein Interesse es fordert. Eine Gemeinschaft, die über sich eine 
höhere Rechtsordnung, eine Verfassung anerkennt, der sie in ihrem Han- 
deln zu gehorchen hat, ist kein Staat mehr. Solche Gemeinschaften sind 
zu Provinzen geworden. Mögen sie dann immerhin auf anderen Gebieten, 
in Schule, Kirche, Gemeinde, Gericht eine mehr oder minder selbststän- 
dige ungehinderte Thätigkeit entfalten, so ist das nur als ein weitgehen- 
des Maass von provinzieller Selbstverwaltung zu verstehen, als ein Aus- 
flnss des im Centralstaat geltenden Staatsrechts, das nach den Bedürfnis- 
sen und Interessen dieses Centralstaats in den durch seine Verfassung vor- 
geschriebenen rechtlichen Formen mit der Zeit abgeändert werden kann, ohne 
dass aus dem ursprünglichen Bündnissvertrage ein giltiges Recht der Einsprache 
abgeleitet werden dürfte. Diese einzelnen Gemeinwesen sind wahre Unter- 
thanen der Oentralgewalt ; Ungehorsam gegen die letztere ist das Verbre- 
chen der Bebellion, des Hochverraths , und wird als solches vermöge der 
überlegenen Gewalt bestraft. (Vgl. v. Brttehenj gen, Foch^ über die deutsche 
Verfassungsangelegenheit. 1850.). Nur Heer, Finanzen, auswärtige Poli- 
tik und über alle innerstaatlichen Verhältnisse die Oberaufsicht, dass sie 
nie eine gegen die Staatseinheit und ihre Grundlagen gerichtete Form 
annehmen können, sind die wesentlichen Attribute der Staatsgewalt; da- 
rum stellt die Oentralgewalt eines Föderativstaates das Wesen der eigent- 
lich staatlichen Functionen am allerreinsten und anschaulichsten dar. Die 
Souveränetät ist nicht theilbar. Sie ist die oberste Gewalt mit freier Selbst- 
entschliessung schlechthin, als solcher absoluter Superlativ etwas schlechthin 
Qualitatives ausser allem Vergleich mit anderer Gewalt; man kann nicht 
mehr oder minder souverän sein. Es ist aber klar, dass nur Völker von 
innerlich gleichartigem Bewusstsein mit Aufgebung ihrer Einzelsouveräne- 
tät einer solchen Oentralgewalt sich unterordnen können. Differenziert 
sich das nationale Bechtsbewusstsein , so tritt das zwingende Bedürfniss 
national -staatlicher Sonderezistenz ein, und die Einheit der centralstaat- 
Hchen Gewalt wird gesprengt. Innerlich differente Völker unter solche 
Staatseinheit zwingen zu wollen, läuft auf das verkehrte Streben nach einem 
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UniYenalstaate hinaus, der die allgemeine Knechtschaft bedeutete. Auch 
in Nordamerika macht nur die bis jetit noch fortbestehende relatiTe Oleich- 
artigkeit der Beyfilkemng, bei welcher durch die starke Einwanderung und 
durch die immer steigende Mischung der NaüonalitSten eine Fixierung^ der 
Eigenart verhindert wird, eine gemeinsame Begierung möglich. Dann ist 
das Volk sehr jung , die immer noch nnverh&itnissmSssig schwache Be- 
TÖlkerung über ein ungeheures Territorium zerstreut ; die klimatischen and 
geographischen Einflüsse haben noch nicht lange und nicht tief genüge ge- 
wirkt; die geistige Cnltur ist in Wissenschaft, Kunst, Beligion nirgends 
ssu hoher OriginalitSt und exclnsiver Selbstbefiriedigung gelangt; die nivel- 
lierende äussere Arbeit der Civilisation, der Kampf mit dAr Natur, absor- 
biert die Kräfte und Oedanken der Menschen in überwiegendem Maasse; 
und was besonders die Probe der Staatseinheit ist, der Gang der äusseren 
Politik ist bis jetzt noch ein äusserst einfacher, durch die Natur der I>iiige 
allzu sichtbar Torgeschriebener, als dass darüber eine Parteiung entstehen 
konnte in einem Staate, der eigentlich keine Nachbarn und gegen bedroh- 
liche Feinde keine Abwehr nöthig hat. Die erste gewaltige Differenz, die 
zu „geographischen Parteien*' führte, hat auch zum Ejriege geführt and 
die Fortdauer der Staatsdnheit aufs emstlichste bedroht Dass der Fort- 
schritt der Entwicklung gründliche Differenzierung der Bevölkerung and 
damit den Zerfidl der Staatseinheit bewirken muss, ist eine Prophezeiung, 
die' man mit aller Sicherheit wagen darf. In keinem Falle aber können diese 
ganz ausnahmsweisen Verhältnisse, Millionen die sich durcheinander trei- 
ben ohne Nationalität, Völker im embryonischen Znstande des Werdens, 
eine Instanz abgeben gegen die gesammte ErCshrung der Geschichte. 

Bei den rein TÖlkerrechtlichen Bündnissen hingegen, wo die vielen 
Staaten sich jeder seine volle Souveränetät wahren und nur diese oder jene 
Function an eine centrale Behörde fibertragen, ist diese Uebertragnng als 
ein Ausfluss der souveränen Gewalt in jedem Augenblick widerruflich nach 
den Bedürfiiissen und Interessen des Einzelstaates. Damit ist dann nur 
eine oberflächliche und vorübergehende Einigung ohne alle Gewähr ihres 
Bestehens gesetzt, eine Einigung die nicht zu verhindern vermag, dass 
die äusserlich Vereinigten thatsächlich im Zustande der Nothwehr gegen 
einander sind, wie es unabhängige Staaten im Mangel einer überlegenen 
Ctewalt immer sind. Ein Zusammengehen ist hier nur möglieh auf Grund 
gemeinsamer Interessen; in aUen anderen Dingen herrscht die natürliche 
Feindseligkeit jedes Staates gegen den anderen. Dies war die gegenseitige 
Stellung der Staaten anch im alten deutschen Bunde, wenn auch das fitc- 
tische Verhältniss durch rechtiiche Fonneln mehr oder minder verdeckt 
war. Manche wie Jilex. H. Stepkens (A constitutional view of the late 
war. Philadelph. 1868) halten sogar noch jetzt die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika für einen solchen Staatenbund ; die Souveränetät liege bei den 
Einseistaaten, die durch einen Vertrag gebunden seien, der von jedem 
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Staate aufgelöst werden könne, sobald sein Interesse es erfordere. — Dass 
aber durch so precäre Verbindungen von Staaten eine wirkliche Verbesse- 
rung der internationalen Beziehungen nicht erreichbar ist, ist o£fenbar. 
Und dabei muss man noch bedenken, dass selbst dieses geringere 
Maass von zeitweilig bleibender Allianz nur unter nahe verwandten 
Gliedern eines und desselben Volkes möglich ist. Ohne eine wirklich 
zwingende staatliche Gewalt können differente Völker, etwa Russen und 
Schweden, Iren und Britten nimmer auch nur für kurze Zeit freiwil- 
lig zu gemeinsam zu übenden staatlichen Functionen zusammenstehen. Auf 
ein freudiges Zusammenwirken für Zwecke des Ganzen, auf Opfer für das- 
selbe wäre nicht zu zählen, und so führt denn der Staatenbund ein höchst 
kümmerliches Leben , welches auch seine nähere Einrichtung sein mag. 
So lange der berechtigte Eigennutz des souveränen Staates gültig ist, hin- 
dert nur immer einer den andern, und wahre Förderung seiner Existenz 
erfährt wenigstens der nicht, der für sich selbstständig zu existieren ver- 
mochte. Im Staatenbunde giebt es keine wahre Herrschaft; es kann im- 
mer nur heissen : thut es wenn ihr wollt und lasst es, wenn ihr nicht wollt. 

Neben dem Staatenbund, in welchem nur die einzelnen Verbundenen 
wahrhaft Staaten sind und die Verbindung nur auf völkerrechtlichen Ver- 
trägen beruht , und dem Bundesstaat , d. h. einer festen staatlichen Cen- 
tralgewalt, unter der Provinzen mit weitgehender Selbstverwaltung als Un- 
terthanen stehen, giebt es ein drittes nicht. Eine Herrschaft über Staa- 
ten ist eine contradictio in adjecto , denn ein Staat ist , was keine Herr- 
schaft über sich hat ; man kann also aus Staaten nicht einen neuen Staat, 
einen „Staatenstaat", ein „Staatenreich" construieren. Ob die „Präsumtion 
der Souveränetät" (G. Meyer, Grundzüge des Norddeutschen Bundesrechts. 
Leipz. 1868.) für die Einzelstaaten ist oder für den Gesammtstaat, macht 
in der That gar keinen wesentlichen Unterschied und kann nicht Gattun- 
gen der Conföderation construieren; ebensowenig ob der Centralstaat sich 
unmittelbar an die Unterthanen der Einzelstaaten wenden kann oder auf 
Vermittlung der Einzelstaaten angewiesen ist. {Waü», de Tocqueviüe.) 
Das erstere ist nur praktisch richtiger; in der Sache bleibt es sich sonst 
gleich. Ist nämlich die Einzelregierung gesetzlich und verfassungsmässig 
verpflichtet, der Centralgewalt zu gehorchen, so würde sie ja für diese 
das immer bereite Werkzeug sein ; nur die Versuchung, sich selbstständig 
zu machen, wird durch jene Einrichtung kräftiger verhindert. Tre£fend 
bemerkt C, Frantz (Vorschule zur Physiologie der Staaten. S. 41.): „Darum 
ist es auch für die Bundesverfassungen die entscheidende Frage: wo die 
Militärkraft liegt. Liegt sie im Ganzen, so entsteht ein Bundesstaat ; liegt 
sie hingegen in den Gliedern, so entsteht ein Staatenbund." 

Alle Conföderation setzt eine dauernde Gemeinschaft staatlicher In- 
teressen, mithin auch eine Gemeinschaft der Cultor und des Rechtsbe- 
wnsstseins voraus. Kein höher gebildetes Volk kann die Leitung seiner 
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auswärtigen Angelegenheiten freiwillig einem ungebildeteren überlassen; 
noch würde umgekehrt ein ungebildeteres für die Leitung durch ein höher 
gebildetes Verständnis« haben. Jede Gelegenheit zur Erringung der Selbst- 
stftndigkeit würde benutzt werden ; der immer drohenden Auflehnung miisste 
durch despotische Centralisation vorgebeugt werden , oder der Bundesstaat 
würde Eer£&llen. Eine Conföderation awischen Staaten Ton wesentlich dif- 
ferierender Nationalit&t ist eine Unmöglichkeit, am allerwenigsten aber eine 
Garantie des Friedens, weit eher der Anlass zu unausgesetzten Streitig- 
keiten und Kriegen. In der Schweiz freilich ist so etwas vorhanden, aber 
als Ausnahme. Hier leben versprengte Beste von verschiedener Nationa- 
lit&t auf ausgezeichnetem Terrain, in strategisch wichtiger Stellung zwischen 
anderen Hauptvölkem, mit der durch die Natur des Bodens verstärkten 
Neigung, ein Staatensonderleben zu behaupten, durch besondere geschicht- 
liche Verhältnisse begünstigt; jede einzelne dieser kleinen Gemeinschaften 
zu schwach, um überhaupt fUr sich existieren zu können, während allen 
äusseren Mächten daran liegt, dass jene selbstständig bleiben und nicht 
in die Hand eines anderen kommen. Solche Ausnahme kann die Regel 
nur bestätigen. 

Montesquieu, Esprit des lois. liv. IX. chap. I. definiert die Födera- 
tivrepublik sehr gut folgendermaassen : „Diese Regierungsform ist ein 
Uebereinkommen, vermöge dessen mehrere Staatskörper einwilligen, Bür- 
ger eines grösseren Staates zu werden als sie sind.'' — K. S. Zachariä, 
40 Bücher vom Staat. Bd. V. S. 162 ß. „Wenn die Menschen fast überall, 
die Völker nur ausnahmsweise zu Staaten vereinigt sind, so erklärt sich 
dieser Unterschied daraus, dass nicht leicht jemand gehorcht, wenn er nicht 
gehorchen muss . . . Es moss daher, wenn sich Völker entschliessen sol- 
len, in einen Staatsverein oder in einen Bund mit einander zu treten, die 
Gefahr die ihnen von aussen droht so gross und so dringend sein, dass 
die Furcht jeden Widerwillen zu überwinden vermag . . . Die Völker, wel- 
che einen solchen Verein unter sich abschliessen wollen oder abgeschlos- 
sen haben, müssen auch ihrem inneren Zustande nach verwandt sein.'' — 
Waüz, Grundzüge der Politik. Kiel 1862. S. 163. „Ganz verschiedene 
Völker werden sich zu solcher Einigung nicht leicht , oder doch nur unter 
ganz besonderen Umständen wie in der Schweiz, zusammenfinden : sie ent- 
spricht den Verhältnissen einer in sich einigen, aber nach Stämmen geglieder- 
ten grossen Nation." — ÖholybäuB, Speculative Ethik. Leipz. 1850. Bd. IL 
S. 370. „Der Bundesstaat hat seinen Bindepunkt wesentlich im subjeeti- 
ven Moment, dem Willen und Verwandtschaftsbewusstsein der Nation als 
solcher." — FaUaH, (Zeitschr. für Staatswissensch. 1844. S. 173.) paral- 
lelisiert ziemlich wiUkürlich : 1) Familie und Bundesstaat ; 2) bürgerliche 
Gesellschaft und Völkergenossenschaft; 3) Staat und staatliche Völkerge- 
sellschaft. Ebd. S. 187. „Wo immer die Nationalität in der Weise gebro- 
chen erscheint, dass verschiedene Bevölkerungen eine oder einige Ihrer we» 



sentlichen Grundlagen mit einander gemein haben, wfihrend sie in ande- 
ren ^abweichen, da sollten diese Bevölkerungen vemfinftigerweise weder 
einen einfachen , noch mehrere unabhängige Staaten bilden , sondern in 
einem bundesstaatlichen Verhältnisse als Glieder eines Bundesstaates ste- 
hen .... Die Einseistaaten sind dann keine eigentlichen Staatspersonen.*' — 
Vortreffliche Gesichtspunkte für dasUrtheil über Möglichkeit und Werth 
von Föderationen entwickelt Edw. A. Freeman^ History of Federal Gco- 
vernment. Vol. I. London and Cambridge 1863. p. 16. ,,Eine bundesstaat- 
liche Regierung wird wahrscheinlich gebildet werden, wenn die Frage ent- 
steht, ob verschiedene kleine Staaten vollkommen unabhängig bleiben oder 
in einen einzigen grossen Staat verschmolzen werden sollen. Ein bun- 
desstaatliches Band bringt die zwei streitenden Principien in Harmonie, in- 
dem es ein gewisses Maass von Einheit mit einem gewissen Maass von Unab- 
hängigkeit verbindet. So ist eine bundesstaatliche Begierungsform ein mitt- 
leres zwischen dem System von Grossstaaten und dem von Kleinstaaten.*' — 
S. 89. „Diese Begierungsform ist ein zarterer und künstlicherer Bau als 
irgend ein anderer; ihre vollkommene Ausbildung ist das späte Besultat 
eines sehr hohen Standes politischer Bildung. Sie ist, mehr als andere 
Begierungsformen , wesentlich das Ergebniss der Umstände, und sie würde 
selbst noch weniger als andere eine gedankenlose Uebertragung auf solche 
Länder ertragen, wo die Umstände den Boden für sie nicht vorbereitet ha- 
ben.*' — S. 90. „Eine bundesstaatliche Verbindung muss , um von irgend 
einem Werthe zu sein, durch die Errichtung eines engeren Verbandes zwi- 
schen früher getrennten, nicht durch die Trennung von vormals enger ver- 
einigten Gliedern entstehen." — S. 109. „Bundesstaatliche Verbindung ist 
angezeigt, wo die verschiedenen zu vereinigenden Glieder für diese 
Art der Verbindung und für keine andere geeignet sind. Sie erfordert 
einen hinreichenden Ghrad von Gemeinsamkeit nach Ursprung , Gefühls- 
weise oder Interesse, um zu ermöglichen, dass die verschiedenen Glie- 
der bis zu einem gewissen Punkte zusammenwirken. Sie erfordert, dass 
nicht jenes volle Haass der Gemeinsamkeit oder vielmehr der Gleichheit 
vorhanden ist, welches ermöglicht, dass die verschiedenen Glieder für alle 
Zwecke in eins verschmolzen werden.** — S. 113. „Ein Bundesstaat 
muss behufs seiner Dauerbarkeit nicht auf dem Gefühl , sondern auf dem 
Verstände seiner Bürger beruhen. Wenn die Umstände so bleiben, wie 
sie zur Zeit der Bildung desselben waren, wenn das beschränkte Biaass 
der Einheit , die er sichert, sich als praktisch besser als eine engere Ver- 
einigung oder vollere Unabhängigkeit erweist: so mag ein Bundesstaat eben 
so gut dauernd bestehen als ein anderer. Sonst bildet er nur ein Ueber- 
gangsstadium.** — Freemanki Darlegungen beruhen zum Theil auf den licht- 
vollen Beobachtungen imd Schlüssen de Toegueoük^Sf Dämoeratie en Am4- 
riqne. (Brüssel 1835. Vgl. besonders T. I. p. 282-«-298.) Vgl. femer 
Jahn BtiMH JCiK, Cowiderations on represent govermnent. London 1861. 
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p. 298. ),Theile der Menschheit, welche nicht geeignet oder nicht geneigt 
sind, nnter derselben inneren Regierung eu leben, können oft mit Yor- 
theil bnndesstaatUch vereinigt sein in Bezug auf ihre auswärtigen Bezie- 
hungen : sowohl um Kriege unter sich zu verhüten , als behufs wirksame- 
ren Schutzes gegen den Angriff m&chtigerer Staaten. Um einen Bundesstaat 
rathsam zu machen, sind verschiedene Bedingungen erforderlich. Die 
erste ist ein hinreichendes Maass gegenseitiger Zuneigung unter den Be- 
völkerungen. Die Verbindung verpflichtet sie, immer auf gleicher Seite 
im Kampfe zu stehen, und wenn sie solche Gefühle gegen einander oder 
so verschiedene Gefühle gegen ihre Nachbarn hegen , dass sie allgemein 
lieber auf entgegengesetzten Seiten stehen möchten , so hätte das födera- 
tive Band weder Aussicht auf lange Dauer, noch auf getreue Beobachtung 
w&hrend seines Bestehens. Die zu diesem Behufe erwünschte Gemeinschaft 
ist die der Abstammung, Sprache, Religion und vor allem der politischen 
Einrichtungen, weil diese zumeist zur Gleichheit der politischen Interes- 
sen führen. Die zweite Bedingung ist , dass die zu vereinigenden Staaten 
für sich nicht mächtig genug sind , um sich behufs der Abwehr fremder 
AnßUle auf die eigne Macht verlassen zu können; eine dritte, dass zwi- 
schen den Staaten keine allzu g^sse Ungleichheit der Macht stattfindet; 
das Wesentliche ist, dass nicht ein Staat den übrigen so sehr an Macht 
überlegen ist, um einer Vereinigung vieler von ihnen das Gleichgewicht 
halten zu können." — 

Die Bedingungen sind in dieser Strenge nicht allgemein gültig; das 
gegenwärtige deutsche Reich würde danach als sehr ungeeignet erscheinen 
für eine föderative Verfassung — offenbar mit grossem Unrecht. — Auch 
Heinr, v, Treitschkey Bundesstaat und Einheitsstaat. Histor. und polit. Auf- 
sätze. 2. Aufl. Leipz. 1865. S. 500 ff. ist noch der Meinung StuaH MüFs und 
JF^eeman*8, ein Bundesstaat von Monarchien trage nicht die Gewähr der 
Dauer in sich. Er ist seitdem zu froheren Hoffiiungen für das deutsche 
Reich gelangt, das ein Einheitsstaat in strengstem Sinne nicht werden kann 
noch soll und in der Hauptsache ein Bund von Monarchien bleiben wird. — 
Lord Broughatn, Folitical philosophy. Vol. I. p. 479 ff. sieht sogar in der 
deutschen Bundesverfassung wie sie früher war , den Ausgangspunkt eines 
alle Staaten umfassenden völkerrechtlichen Bundesverhältnisses 1 

Zu S. 111. Heer und Heeresverfassung. 

Die Klage Über die Noth der stehenden Heere ist sehr alt. Veigl. 
Montesquieu, liv. XIII. chap. 17. „Eine neue Krankheit hat sieh in Europa 
verbreitet; sie hat unsere Fürsten ergriffen und lässt sie eine unverhftltniss- 
mässige Zahl von Truppen unterhalten. Sie hat ihre verstärkten Anfälle 
und wirkt nothwendig ansteckend. Denn sobald ein Staat, was er seine 
Truppen nennt, verstärkt, verstärken sogleich die andern die ihrigen, so 
dass man dadurch nichts gewinnt als den gemeinsamen Ruin. Jeder Mon« 
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arch hält so viel Armeen anf den Beinen, als er haben könnte, wenn 
die Völker in Gefahr wfiren vernichtet zu werden, und diesen Znstand der 
Kraftanstrengnng aller gegen alle nennt man Frieden. Daher ist Europa 
80 ruiniert , dass die Privaten, welche in der Lage sich befänden , in wel- 
cher die drei reichsten Mftchte dieses Welttheils sind, nicht mehr zu leben 
haben würden« Wir sind arm mit den Beichthümem und dem Handel der 
ganzen Welt, und bald werden wir dadurch dass wir Soldaten halten nichts 
mehr ausser Soldaten haben und gleich den Tartaren sein/* — Vgl. Ch, 
D. Voiz, Handbuch der allgemeinen Staatswissenschaft. Thl. IV. Leipz. 1798. 
S. 455. „Seit anderthalb Jahrhunderten haben sich die Staaten wechsel- 
seitig durch stets wachsende Vertheidigungsanstalten auch zu einem stets 
wachsenden Aufwände veranlasst . . . Auf diese Weise ist es mit den mei- 
sten europäischen Staaten bereits auf einen Grad der Anspannung ihrer 
Kräfte gediehen, dass sie dieselben nicht nur nicht femer erhöhen, son- 
dern sich auch nicht darauf femer werden erhalten können.'* — Aehnlich 
auch Kant (vgl. oben S. 145). Nichts desto weniger hat Europa seitdem 
seine Armeen verzehnfacht, und dennoch hat der Volks- und Staatswohl- 
stand und alle Bildung noch so leidlich zugenommen. Man wird denjeni- 
gen, die heute für die Zukunft ebenso prophezeien, dies flagrante Beispiel 
einer falschen Prophezeiung enl^^egenzuhalten wohl berechtigt sein. — 
Ein anderes Beispiel, wie man sich täuschen kann, giebt Heinrich LeOy 
Naturlehre des Staates. S. 157. „Wir gleichen darin einem Menschen, der 
den ganzen Tag in der Auslage eines Fechters liegt, und wenn es dann 
am Abend zum Schlagen kommt, durch die gewaltsame Lage, in der er 
sich vorher befunden hat, schon einen grossen Theil seiner Kraft verloren 
hat.** — Damals hielt Leo freiließ auch noch mit v, Bauer die allgemeine 
Wehrpflicht für eine Folge ideokratisch-revolutionärer Zustände (ebd. S. 151), 
und fürchtete namentlich die rationalistisch nivellierende Macht des mo- 
dernen Heerwesens, die die natürlichen Standesunterschiede ausgleicht 
(S. 150). — Die Furcht war eine wohlbegrfindete. — 

Adam 8müh, Wealth of Nations. Book V. Chap. 1. Part. 1. „DieKriegs- 
knnst, wie sie sicherlich die vornehmste aller Künste ist, wird in fort- 
schreitender Ausbildung zugleich eine der verwickeitsten unter ihnen.** — 
„Nur vermittelst einer stehenden Armee also kann die Givilisation eines 
Landes verewigt oder auch nur für einen irgend beträchtlichen Zeitraum 
erhalten werden.** — Dieser Zeuge möge für tausend andere gelten, die 
sich unter den einsichtsvollsten und besten Männern leicht auftreiben 
Hessen. Einer Widerlegung sind die Gegner nicht werth; ihre Meinung 
beweist schon an und für sich, dass sie durch Gründe nicht widerlegt wer- 
den können. — Die Werthlosigkeit einer Miliz gegenüber stehenden Ar- 
meen belegt mit treffenden Beispielen A. Bridbnontt De la gnerre, de l'ar- 
m^ et de la garde civique. 2. id. Bruzelles. 1850. p. 99 ff. 

Zum Urtheil aber die Heeresverfassung vgl. v. XyUmder^ Untersuchnn- 
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gen über dad Heerwesen. München 1831. S. 9. i>Die Streitkraft eines Staa- 
tes hat also snm Hauptzwecke, demselben den möglichsten Schutz gegen 
fremde Gewalt zu yerschaffen. Dieser Schutz muss ein möglichster sein, 
er muss so gross sein, als ihn die Büttel des Staates zu schaffen vermögen. 
Um dies zu erreichen, muss die Streitkraft im Grössten entwickelt 
sein.'* — S. 84. „Und indem diese Heere die grösste Kraft zum wirk- 
lichen Elampfe bieten, liegt es zugleich in ihrem Hervorgehen aus den Söh- 
nen aller Bürger des Staates , dass sie nicht wie jene oben bezeichneten 
freiwillig geworbenen Heere in ihrem Wesen selbst einen Beweggrund zum 
Ejriege bergen, sondern vielmehr eine Garantie dagegen; denn in ihrem 
Wesen liegt das Bestreben und für die Regierungen die Verpflichtung, diese 
edeln Kräfte nicht zu vergeuden, die Hoffnungen von Tausenden der Familien 
des Landes nicht zu zerstören, wenn nicht die Rechte und Unabhängigkeit 
des Staates in Wahrheit bedroht sind.** — de Chambray^ Philosophie de 
la guerre. Paris 1827. p. 106. ,,Friedr. Wilh. III., als er Preussen solche 
militärischen Einrichtungen gab, hat die Natur der preussischen Staatsform 
umgestaltet ; die Freiheit existiert thatsächlich in einem Lande, welches eine 
Miliz wie die preussische Landwehr und eine Gemeindeordnung wie die- 
jenige Preussens hat.** -^ v. Theobald, Ueber MÜitär-Systeme. Stuttg. 1821. 
nennt das preussische System „den bürgerlichsten Gedanken , der je unter 
einem Helme entstanden ist.** — 

Ueber die Segnungen der allgemeinen Wehrpflicht spricht sehr schon 
Trendelenbwg^ Naturrecht. 2. Aufl. S. 474—477. — K. 8. Zachariäj Vier- 
zig Bücher. 2. Aufl. Bd. VI. S. 277—286. — B. Qneist, Englische Gom- 
munalverwaltung. 2. Aufl. Bd. II. S. 1243. 1267. 1375. 1395. — Consta 
FrantZy Vorschule zur Physiologie des Staates. S. 229 ff. — Sehleiermacher, 
Lehre vom Staat. S. 157. „Je mehr das Volk selbst Theil nimmt an der 
militärischen Thätigkeit, desto mehr wird dadurch das lebendige politische 
Bewusstsein rege gemacht; es wirkt die Uebung als Geschicklichkeit 
auf die übrige Gewerbsthätigkeit zurück.** — Waitz, Grundzüge der Po- 
litik. Kiel 1862. S. 98. „Ein Heer, das die rechte Volkskraft darstellt, 
der Ordnung des Staates dient, Zucht und Gehorsam mit wahrer Ehre und 
Hingebung verbindet, wird ein Schmuck des Staates, ein Stolz des Volkes 
seih.** — V. Stein an Oneisenau (Steines Leben von v, Bertn. Bd. II. S. 353). 
„Hierdurch (durch allgemeine Wehrpflicht) wird der Neigung der gewer- 
betreibenden und wissenschaftlichen Stände zu unkriegerischen und feigen 
Gesinnungen und der Trennung der verschiedenen Stände von einander 
und ihrem Losreissen von dem Staate entgegengewirkt und in allen das 
Gefühl der Pflicht, für dessen Erhaltung sein Leben aufzuopfern, belebt.** — 

Dagegen v. Baller , Restauration der Staatswissenschaften. Bd. II. S. 81. 
— B. V. Mohly Encydopädie der Staatswissenschaften. Tübingen 1859. S. 283. 
„Es ist eine ganz unnöthige Ziererei und Heuchelei, wenn man die Ver- 
pflichtung der Bürger im Heere zu dienen als ein besonderes Ehrenrecht 



Heer und Heeresverfassung. ^95 

darzustellen sucht.'' — ebd. S. 688. ,,Obgleicli ohne allen Zweifel eine sehr 
zweckmässige Anstalt zur Vertheidigung , sind doch die stehenden Heere 
zu einer der grössten Lasten der Völker geworden/* — BluntsehHj Allgem. 
Staatsrecht. 2 Aufl. Bd. II. S. 164. ,,Die Werbung des stehenden Heeres 
hat keine staatsrechtlichen Bedenken gegen sich und schafft auch eine tüch- 
tige Armee , welche von Berufspflicht erfüllt ist . . . Allerdings muss im 
Nothfall selbst durch Zwang für den Dienst gesorgt werden .... Fried- 
rich II. : „Die besten Truppen , die ein Staat haben kann, sind die natio- 
nalen.'' Indessen das ist nur bedingt wahr." — Mder, Naturrecht. 2. Aufl. 
2. Abthlg. S. 105. 
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